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Editorial: Gewerkschaftspolitik 


„Senkung der Arbeitskosten, Flexıbilisie- 
rung der Arbeitsmärkte und Verbesserung 
der Anreize zur Arbeitsaufnahme - dies 
sind die unabweisbaren Hauptthemen 
jeder ernsthaften, an tatsächlichen Erfol- 
gen orientierten Bemühung, die Beschäf- 
tigungsprobleme der Gegenwart zu lösen, 
und sie definieren die praktisch-politi- 
schen Herausforderungen, denen die 
deutschen Gewerkschaften im gegenwär- 
tigen Bündnis für Arbeit irgendwann ge- 
recht werden müssen, wenn sie weiterhin 
in der Lage sein wollen, Arbeitsmarkt 
und Beschäftigung mitzugestalten.“ - So 
der Geburtstagsgruß von Wolfgang Streeck 
zum 50. Gründungstag des DGB 1999.' 
Die Therapie, die der Cheftheoretiker des 
„Bündnisses für Arbeit“ den Lohnabhän- 
gigen verschreibt, erinnert an den mittel- 
alterlichen Aderlass. Die Massenarbeits- 
losigkeit soll primär durch eine Senkung 
des Lohnniveaus, speziell durch eine 
Senkung der Sozialleistungen bekämpft 
werden. Jede nachfragetheoretische Über- 
legung wird ohne weiteres Argument als 
historisch überholter „Vulgärkeynesianis- 
mus“ gebrandmarkt. Zwar mag eine Stei- 
gerung der Binnennachfrage unter den 
Bedingungen der Globalisierung der 
Märkte nicht unmittelbar dem einheimi- 


1 Wolfgang Streeck, Die Gewerkschaften im 
Bündnis für Arbeit, Beitrag zur wissenschaftli- 
chen Konferenz anläßlich des 50. Gründungs- 
tages des DGB, München, 11.12. Oktober 1999, 
abgedruckt in: Jörg Abel/Hans-Joachim Sper- 
ling (Hg.), Umbrüche und Kontinuitäten: Per- 
spektiven nationaler und internationaler Ar- 
beitsbeziehungen, München 2001, S. 271-279. 


schen Beschäftigungsniveau zugute kom- 
men - doch ebenso wenig führt eine Ab- 
senkung des Lohnniveaus notwendig zu 
vermehrten Investitionen oder gar zu 
mehr Arbeitsplätzen. Fine Steigerung der 
Beschäftigung über die Senkung der 
Lohnnebenkosten, des Lohnniveaus oder 
eine stärkere Lohnspreizung ist allenfalls 
in dem Sektor niedrig qualifizierter, ar- 
beitsintensiver Dienstleistungen plausi- 
bel? Die Absenkung des Lohnniveaus, 
auf die die ganze Diskussion über die 
vermeintlich „zu hohen Lohnnebenkos- 
ten“ abzielt, mag zwar kurzfristig die Pro- 
fite erhöhen, doch werden diese, wie die 
Erfahrung der letzten Jahrzehnte zeigt, 
bei mangelnder effektiver Nachfrage eben 
nicht produktiv reinvestiert, sondern eher 
in Wertpapieren angelegt, in „fiktivem 
Kapital“ (Marx), das an den Börsen spe- 
kulativ vermehrt oder auch vernichtet 
wird. 

Der Wettbewerbskorporatismus, den 
Streeck empfiehlt, unterscheidet sich 
vom Neoliberalismus nur dadurch, dass 
ein politischer Frontalangriff auf die Ge- 
werkschaften wie im thatcheristischen 
Großbritannien vermieden werden soll, 
indem diese sich die angebotspolitischen 
Zielsetzungen selbst zu eigen machen. 
Der Wettbewerbskorporatismus ist die 
Durchsetzung neoliberaler Ziele mit an- 


2 Vgl. dazu Hansjörg Herr, Arbeitsmarktrefor- 
men und Beschäftigung, in: PROKLA 129; wo 
gezeigt wird, dass die Annahme, ein sinkendes 
Lohnniveau führe zu mehr Arbeitsplätzen, selbst 
innerhalb des neoklassischen Paradigmas nicht 
haltbar ist. 
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deren Mitteln. Wie weit die Konzepte 
derartiger, vermeintlich „lnker” oder 
„gewerkschaftsnaher” Berater in den Ge- 
werkschaften bereits Platz gegriffen ha- 
ben, wird immer wieder deutlich - etwa, 
als der DGB-Vorsitzende Michael Som- 
mer kürzlich auf der Neujahrspressekon- 
ferenz des DGB selbst die Senkung der 
Sozialversicherungsbeiträge propagierte 
(DGB-Pressemitteilung vom 14.1.03). Das 
Niveau der Sozialleistungen soll zwar 
nicht abgesenkt werden, doch soll eine 
Gegenfinanzierung unter anderem über 
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer erfol- 
gen - was bekanntermaßen die unteren 
Einkommensschichten besonders be- 
lastet. Die mit einer Erhöhung der 
Mehrwertsteuer einhergehende Zunahme 
der sozialen Ungleichheit wird in dem 
DGB-Konzept einfach unterschlagen. 

Die Zustimmung des DGB zur nächsten 
Mehrwertsteuererhöhung wäre nicht der 
erste verteilungspolitische Sündenfall der 
deutschen Gewerkschaften. Die Senkung 
der „Lohnnebenkosten“ haben die Ge- 
werkschaften de facto schon durch die 
Zustimmung zur Einführung einer kapi- 
talgedeckten Altervorsorge akzeptiert, 
wobei sich der DGB rhetorisch noch 
windet. So heißt es in einer DGB-Presse- 
erklärung vom 9.1.03 zu den rentenpoli- 
tischen Plänen der Grünen: „Der Ausbau 
der kapitalgedeckten Altersvorsorge ist 
richtig, darf aber nicht zu Lasten der An- 
sprüche aus der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung gehen.” Ein frommer Wunsch! 
Schon die vom ehemaligen stellvertre- 
tenden Vorsitzenden der IG Metall vo- 
rangetriebene „Riester-Rente“ zielte auf 
die Absenkung des gesetzlichen Renten- 
versicherungsanspruchs, auf die Entlas- 
tung der Arbeitgeber auf Kosten der 
Lohnabhängigen und die Umlenkung 
von Lohnbestandteilen auf die Konten 
der Finanzkonzerne. Anstatt einzugeste- 
hen, dass die Rentenreform eine epochale 
Niederlage für die Lohnabhängigen ıst, 
wird der Ausbau der kapitalgedeckten Al- 
tersvorsorge auch noch begrüßt. Dabei 
läuft sie eindeutig auf eine Zunahme der 
sozialen Ungleichheit und eine Absen- 


kung des Lebensstandards der Lohnab- 
hängigen hinaus - sei es durch eine grö- 
ßere Altersarmut oder durch einen ver- 
stärkten Sparzwang. 

Die falsch verstandene Übernahme „ge- 
samtwirtschaftlicher Verantwortung“ durch 
die deutschen Gewerkschaften setzt sich 
fort beim „Bündnis für Arbeit“. Obwohl 
die IG Metall, der bisher de facto die Ta- 
rifführerschaft zukam, immer wieder be- 
tont hatte, dass die Lohnentwicklung 
nicht Gegenstand der Bündnisgespräche 
sein könne, hatte sie sich in der Tarif 
runde 2000 auf „eine beschäftigungsort- 
entierte und längerfristige Tarifpolitik” 
festgelegt, bei welcher „der sich am Pro- 
duktivitätszuwachs orientierende, zur Ver- 
fügung stehende Verteilungsspielraum 
vorrangig für beschäftigungswirksame 
Vereinbarungen genutzt“ werden sollte. 
Die IG Metall hoffte, die Bundesregie- 
rung werde als Gegenleistung für Lohn- 
zurückhaltung die „Rente mit 60% ein- 
führen. Der Lohnabschluß in der Tarif- 
runde fiel dann vergleichsweise niedrig 
aus, doch die Gegenleistung blieb aus. 
Lässt sich schon eine sozialdemokratisch 
geführte Bundesregierung nicht mehr zu 
politischen Tauschgeschäften überreden, 
so erscheint erst recht die Hoffnung ab- 
surd, die Unternehmer könnten im 
Rahmen des Bündnisses für Arbeit zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen verpflichtet 
werden. Dies verkennt die asymmetrische 
Struktur des korporatistischen Blocks, ın 
dem die private unternehmerische Ent- 
scheidungsfreiheit in Bezug auf Investiti- 
onen unangetastet bleibt. Doch die Ge- 
werkschaftsführungen zeigen sich seltsam 
lernunfähig - gerade hat der DGB sich 
für einen dritten Anlauf des Bündnisses 
für Arbeit ausgesprochen. Zugeständnisse 
werden in Aussicht gestellt, wenn die Ar- 
beitgeber sich zur Schaffung von Ausbil- 
dungsplätzen verpflichten. Die Begehr- 
lichkeiten der Arbeitgeber sind klar. Un- 
ter anderem dürfte der Gesetzentwurf zu 
einer Aufweichung des Kündigungs- 
schutzes bereits in Arbeit sein. 

Solche Politik vergrößert zwangsläufig die 
internen Spannungen in den Gewerkschaf- 
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ten. Die kampfkräftigen und kampfberer- 
ten Teile ihrer Mitgliedschaft haben im- 
mer weniger Verständnis dafür, dass sie 
Lohnzurückhaltung üben sollen, ohne 
dass dies zu greifbaren Erfolgen auf an- 
deren Feldern führt. Das von der IG Me- 
tall proklamierte Ziel der Tarıfpolitik, die 
umverteilungsneutrale Ausschöpfung des 
Produktivitätszuwachses unter Berück- 
sichtigung der Inflationsrate, wurde in 
den vergangenen Jahren bei weitem nicht 


erreicht. Die Lohnquote und die Lohn- 


stückkosten sind im langfristigen Durch- 
schnitt gesunken, d.h. es hat eine deutli- 
che Umverteilung zu Lasten der Lohn- 
abhängigen und zu Gunsten der Profite 
stattgefunden. Dies mag zwar zum Erfolg 
der deutschen Exportwirtschaft und zum 
Teil auch zur Aufrechterhaltung einer 
vergleichsweise hohen Quote industriel- 
ler Beschäftigung beigetragen haben, 
doch in dem Maße, in dem sich in ande- 
ren Ländern eine ähnliche Konstellation 
herstellt, kommt es zu einer internationa- 
len lohnpolitischen Unterbietungskon- 
kurrenz, zu einem „race to the bottom“ 
auf dem Rücken der Lohnabhängigen. 
Gerade im europäischen Rahmen wäre 
eine engere tarifpolitische Koordinierung 
notwendig, um ein wettbewerbskorpora- 
tistisches Dumping bei Löhnen und Ar- 
beitsbedingungen zu vermeiden, zumal 
der Druck zur Unterordnung der Lohn- 
politik unter die durch den Maastrichter 
Vertrag vorgezeichnete Stabilitätspolitik 
der Europäischen Zentralbank groß ist. 
Hier fehlt ein politisches Gegengewicht. 
Gerade den im internationalen Vergleich 
noch relativ starken deutschen Gewerk- 
schaften kommt - auch angesichts der 
hohen deutschen Exportüberschüsse - 
eine besondere Verantwortung zu. Allzu 
oft siegt jedoch das nationale und be- 
triebliche Standortdenken über die Er- 
fordernisse übergreifender Solidarität. 

Es wäre aber verkürzt, die Defizite der 
deutschen Gewerkschaftspolitik in tradi- 
tioneller Manier einfach auf einen Verrat 
der Gewerkschaftsführung oder auf fal- 
sche Strategien zurückzuführen. Globali- 
sterung, Europäisierung und Finanziali- 


sierung sind nicht bloß Ideologien, son- 
dern implizieren vielfach neue Unter- 
nehmensstrategien und eine Fragmentie- 
rung sowie unternehmens- und länder- 
übergreifende Neuzusammensetzung von 
Wertschöpfungsketten. Die Androhung 
der Fremdvergabe von Arbeit oder der 
Produktionsverlagerung seitens des Ma- 
nagements ist oftmals nicht nur Bluff, 
sondern hat einen realen Hintergrund in 
verschärfter Konkurrenz bzw. beträcht- 


"lich erweiterten Handlungsspielräumen 


der Kapitalseite. Daher ist es verständ- 
lich, dass die Verunsicherung von Beleg- 
schaften tief greift, dass Betriebsräte un- 
ter einem hohen Druck stehen, Konzes- 
sionen zu machen, und die Flächentarif- 
verträge erodieren. Auch die Gewerk- 
schaftslinke muss sich fragen lassen, ob 
sie mehr anzubieten hat als abstrakt rich- 
tige Forderungen. So notwendig eine in- 
nergewerkschaftliche Demokratisierung, 
eine stärkere Mobilisierung der Basis, mi- 
litantere Arbeitskämpfe, der Schulter- 
schluss mit der globalisierungskritischen 
Bewegung und die Stärkung internationa- 
ler Solidarität sein mögen, so offensicht- 
lich ist auch, dass die Gewerkschaftslin- 
ke, die sich für diese Ziele einsetzt, aus 
ihrer innergewerkschaftlichen Minderhei- 
tenposition bisher nicht herauskommt. 
Nicht nur die Gewerkschaften insgesamt 
haben ein Problem, jüngere Mitglieder 
zu gewinnen, für die Gewerkschaftslinke 
gilt dies ebenso. Die in den 70er Jahren 
entwickelten Ansätze linker Betriebspoli- 
tik hängen oft nur an einzelnen Personen 
oder kleinen Gruppen und drohen mit 
ihren bisherigen Trägern einfach auszu- 
sterben. Sicherlich gibt es keine Patentre- 
zepte für die Erneuerung der Gewerk- 
schaftspolitik. Es könnte jedoch hilfreich 
sein, über den Tellerrand der eigenen 
Praxis hinauszublicken und andere Er- 
fahrungen aufzuarbeiten, ohne sie zu Ir 
dealisieren. In diesem Sinne versammelt 
das vorliegende Heft vor allem Beiträge, 
die sich mit der Gewerkschaftspolitik in 
anderen Ländern beschäftigen. 

Stefanie Hürtgen vergleicht die Debatten, 
mit denen die Gewerkschaftslinke in 
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Deutschland und Frankreich auf die 
Globalisierung reagiert. Dabei wird deut- 
lich, dass man in Frankreich viel stärker 
bereit ist die überkommenen Selbstver- 
ständlichkeiten der Örganisationsstruk- 
tur, der Interessenvertretung und damit 
auch des gesellschaftlichen Projektes, das 
die Gewerkschaften verfolgen, in Frage 
zu stellen. Fine zumindest teilweise Rea- 
lisierung haben die neuen Konzepte ın 
der Politik der SUD, einer Ende der 80er 
Jahre neu entstandenen Basisgewerkschaft 
gefunden, deren Entwicklung von Ber- 
nard Schmid nachgezeichnet wird. Eine 
ganz andere Qualität gewerkschaftlichen 
(Überlebens-)Kampfes zeigt der Beitrag 
von Raul Zelik über Kolumbien: Morde 
an Gewerkschaftern sind hier an der Ta- 
gesordnung, unter anderem als „übli- 
ches“ Mittel zur Durchsetzung neolibera- 
ler (Privatisierungs-)Strategien. Eher posı- 
tive Entwicklungen lassen sich dagegen 
in Brasilien erkennen. Wie Claudius Vel- 
lay ın seinem Beitrag zeigt, sind die brasi- 
lianischen Gewerkschaften dabei, sich er- 
folgreich aus dem traditionellen, staats- 


korporatistischen System zu lösen. Neue 
Entwicklungen US-amerikanischer Ge- 
werkschaften im Umgang mit Rassismus 
und einer ethnisch gespaltenen Klasse, 
die auch für europäische Verhältnisse in- 
teressant sein können, werden von Boy 
Lüthje und Christoph Scherrer beleuch- 
tet. Ein scheinbar erfolgreiches europäi- 
sches Konsensmodell gewerkschaftlicher 
Politik wird von Silke van Dyk kritisch 
hinterfragt. Wolfgang Schroeder antwor- 
tet auf die von Michael Wendl in PRO- 
KLA 129 formulierte Kritik an der ge- 
werkschaftlichen Tarifpolitiv Und 
schließlich soll durch die Dokumentatt- 
on eines Konferenzpapiers verschiedener 
Initiativgruppen auf die für eine gewerk- 
schaftliche Interessenvertretung wichtigen 
Probleme von ArbeiterInnen in der in- 
formellen Ökonomie hingewiesen wer- 
den. Außerhalb des Schwerpunkts er- 
scheint ein Beitrag von Achim Bühl, der 
sich auf einer recht grundsätzlichen Ebe- 
ne mit Michel Foucaults Analyse der 
Moderne auseinandersetzt. 


PROKLA 131 (Juni 2003): Korruptes Empire 


In ihrer umstrittenen Analyse des „Empire“ treffen Michael Hardt und Antonio 
Negri zumindest einen wesentlichen Punkt, wenn sie schreiben, "imperiale Souverä- 
nität sei durch Korruption bestimmt" (dt. Ausgabe, S.213). Es geht um das "System", 
darum dass Korruption sich kapillar, in allen Verästelungen im Feinen und in den di- 
cken Knoten im Groben einnistet. Es ist immer gesagt worden, dass Korruption we- 
niger Gelegenheiten fände, wenn Öffentliche Einrichtungen privatisiert werden, wenn 
also die Schnittstelle zwischen privat und öffentlich entfalle. Doch hat Korruption 
eine besonders ausgeprägte Rolle gerade im Zuge von Privatisierungsmaßnahmen 
gespielt und vor allem hat sie auch einen Platz im privaten Geschäftsverkehr. Kor- 
ruption wäre missverstanden, würde man sie auf die Schnittstellen zwischen privaten 
Akteuren und öffentlichen Funktionsträgern reduzieren. Korruption findet im priva- 
ten Geschäftsleben in immensem Umfang statt, wie die Bilanzbetrugsdelikte der jün- 
geren Vergangenheit gezeigt haben. Korruption wäre aber auch missverstanden, 
wenn sie als Ausnahme in einer ansonsten heilen kapitalistischen Welt aufgefasst 
würde: der Verwertung des Werts als Ziel ökonomischen Handelns sind gesellschaft- 
liche Normen äußerlich, ihre Verletzung liegt in der Logik der kapitalistischen Sa- 
che, wenn sich damit der Profit steigern lässt. Korruption tendiert deshalb immer da- 
zu, "systemisch” zu werden, Politik und Ökonomie gleichermaßen zu durchdringen, 
was durch die neoliberale Ideologie verstärkt, die gesellschaftliche Verantwortung 
nicht kennt und den individuellen Erfolg bejubelt - gleichgültig, welche Kosten für 


andere damit verbunden sind. 
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„Gestaltung des Anpassungsdrucks”, „Rück- 
kehr zu bewährter Gewerkschaftspolitik” oder 
„Kampf um soziale Transformation”? 
Gewerkschaftliche Positionen zur Globalisierung in 
Deutschland und Frankreich 


Im vorliegenden Artikel geht es um Globalisierungskritik von gewerkschaftli- 
cher Seite. Dabei wird zunächst auf den vorherrschenden „wettbewerbskorpo- 
ratistischen“ Gewerkschaftsdiskurs eingegangen. Daran anschließend werden 
jene Debatten in Deutschland und Frankreich genauer betrachtet, die nicht 
nur prinzipielle Vorbehalte gegenüber der aktuellen sozio-ökonomischen 
Entwicklung formulieren, sondern auch die jeweils etablierten gewerkschaftli- 
chen Mehrheitspositionen prinzipiell hinterfragen. Dabei zeigt sich, dass eine 
in beiden Ländern ähnlich angelegte Globalisierungskritik zu ganz unter- 
schiedlichen Schlussfolgerungen darüber führt, was aktuell die vordringlichen 
gewerkschaftlichen Aufgaben und Handlungserfordernisse sind. Die französı- 
sche Debatte erscheint dabei insofern als „fortgeschrittener“, als hier die Art 
und Weise der Gestaltung von „Interessenvertretung“ durch die Lohnabhän- 
gigen selbst Bestandteil der Diskussion ist. 

Das Ziel des Artikels ist es zunächst, die Debatte zu strukturieren, bzw. po- 
litisch gesprochen: zu polarisieren. Die einhellige Mahnung, Gewerkschaften 
und Interessenvertretungen müssten sich den „neuen Herausforderungen“ stel- 
len, verdeckt häufig, dass es keineswegs einen Konsens darüber gibt, worin e- 
ben die neuen Herausforderungen bestehen und wie ihnen zu begegnen sei. 
Der Vergleich mit Frankreich soll zudem zeigen, dass der Stand der „globali- 
sierungskritischen“ Gewerkschaftsdebatte der Bundesrepublik sich nicht nur 
theoretisch, sondern mittlerweile auch ganz praktisch auf seine Grenzen hin 
befragen lässt. 


Von Sozialpartnerschaft zu „Co-Management” 


Spätestens seit Beginn der 90er Jahre erlebte man in den Wirtschaftswissen- 
schaften und in der politischen Debatte einen paradigmatischen Wechsel ın 
der Betrachtung wirtschaftlicher „Internationalisierung“. Diese erscheint nun 
nicht länger als weitgehend harmonische „Kooperation“ zum gegenseitigen 
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Vorteil, sondern als Kampf, bei dem nur der Stärkere gewinnen kann. Um im 
„internationalen Wettbewerb“ zu „bestehen“, sind sämtliche gesellschaftlichen 
Akteure, insbesondere der Staat, aufgefordert, „Anpassungsleistungen“ zu 
erbringen und solche „Handlungsbedingungen“ für die je eigenen Unterneh- 
men zu schaffen, die deren Profitabilität sichern. Bei allem öffentlichen Be- 
dauern über „notwendige Einschnitte“ oder „Kostensenkungsprogramme“ 
gibt es scheinbar keine Alternative, denn so wie der „Markt“ als der Mensch- 
heit wesenseigene Institution der Vergesellschaftung gilt, wird auch seine In- 
ternationalisierung, bzw. die der Produktion selbst, als quasi natürliche Ange- 
legenheit betrachtet. „Globalisierung“ wird zum „Sachzwang“, insofern der 
zunehmend international hergestellte Maßstab von „Rentabilität“ aus jeglicher 
kritischer Reflexion ausgeblendet bleibt. 

Auch im gewerkschaftlichen Diskurs ist in nahezu allen europäischen Ländern 
die Erhöhung der „Wettbewerbsfähigkeit“ der je eigenen Unternehmen das 
gemeinhin anerkannte prioritäre Anliegen. Bei genauerer Betrachtung lässt 
sich auch hier eine „harmonische“ Betrachtung von einer „Sachzwang“- Diskus- 
sion unterscheiden. Nach der ersten gewährleistet die Interessenbefriedigung der 
Belegschaften selbst eine gelingende Internationalisierung des Unternehmens: 


„Noch neigt mehr als nur eine Unternehmensführung zur Unterschätzung des wichtigsten Faktors 
für eine erfolgreiche internationale Strategie - nämlich einer qualifizierten, hoch motivierten und 
sich mit dem Standort und dem Unternehmen identifizierenden Belegschaft“ (Schmoldt 1999, 47). 
Erfolgreicher „internationaler Wettbewerb“ und Interessen der Belegschaften 
schließen sich hier nicht aus sondern bedingen einander, und es ist Aufgabe 
von Gewerkschaften, eben diesen Zusammenhang geltend zu machen: „Mit- 
bestimmung ist ein Standortvorteil“ (Engelen-Kefer 2001). In der zweiten, der 
„verschärften“ Lesart von Globalisierung dagegen betonen die Gewerkschaften 
zwar auch die Unverzichtbarkeit ihres Beitrages zur Wettbewerbsfähigkeit, al- 
lerdings mit einem deutlichen Perspektivwechsel: Der (internationale) Markt 
und seine „Anforderungen“ an die Unternehmen werden zum gedanklichen 
Ausgangspunkt, auch und gerade für Gewerkschaften. Entsprechend hat Sozi- 
al- und Gewerkschaftspolitik die Aufgabe, solche Verhältnisse zu schaffen „die 
für die Unternehmen attraktiver sein müssen als das, was ihnen in anderen 
Staaten geboten wird“ (Streeck 1997, 1). Allgemein anerkannt ist das Erfor- 
dernis, Zugeständnisse zu machen, sofern dies „ökonomisch notwendig“ sei, 
was immer heißt: notwendig im Sinne eines florierenden Unternehmens. Zwar 
gilt der vom „Markt“ herrührende „Sachzwang“ oder auch „Anpassungs- 
druck“ nun wiederum Vielen als Vehikel sozialer und gesellschaftlicher Inno- 
vation (vgl. z.B. Kommission Mitbestimmung 1998: 72), doch aus dem Insis- 
tieren auf Belegschaftsinteressen als Garanten moderner Produktion ist unter 
der Hand ein „Sicherstellen“ von Beschäftigteninteressen geworden. 

Eine solche Konzeption hat praktische Konsequenzen: Indem die unterneh- 
merischen Markt- und Konkurrenzzwänge gedankliche Grundlage der eigenen, 


gewerkschaftlichen Handlungsfähigkeit sınd, ist es nur naheliegend, sich nun - 
als Gewerkschaft - direkt mit der ökonomischen Situation des Landes und 
vor allem der einzelnen Unternehmen auseinander zu setzen. Gedanklich wird 
die Perspektive des Management eingenommen, um den gewerkschaftlichen 
Handlungsrahmen zu prüfen, und um „alternative Konzepte“ zum „Erhalt des 
Standortes“ vorzulegen.' Vor allem auf betrieblicher Ebene beteiligt man sich 
also an Unternehmensanalysen, Kostenkalkulationen und internationalem 
Benchmarking - durchaus im Sinne der Beschäftigten: 


„Die Frage, ob dies [die aktive Beteiligung an Benchmarking, S.H.] nun Co-Management ist, das 
den Rahmen 'redlicher' Interessenvertretung überschreitet, stellt sich praktisch nicht. Arbeitsplätze 
und soziale Arbeitsbedingungen werden sich nur durch eine kritische Teilnahme an den Untersu- 
chungen und eine aktive Auseinandersetzung mit den vom Management-vorgebrachten Wettbe- 
werbsargumenten, also eine Beeinflussung der Prozesse im Interesse der Beschäftigten, sichern las- 
sen“ (Eller-Braatz/Klebe 1998, 449). 

Auf internationaler Ebene setzt sich dieses Prinzip des „Co- Management“ 
fort. Wie etwa die Literatur zu Eurobetriebsräten zeigt, wird der internationale 
Austausch als Effektivierung der Unternehmens- und Standortsicherung kon- 
zipiert: Dank verbesserter Informationen wisse man genauer Bescheid, wie es 
um das Unternehmen und einzelne Standorte stehe, und könne daher schon 
früher und effektiver „Alternativen“ oder „soziale Abfederungen“ entwickeln 
(Interview 1999a). Das Bestehen im „internationalen Wettbewerb“, vorher das 
automatische Produkt einer „vernünftigen Unternehmenspolitik“, ist zur un- 
mittelbaren Angelegenheit von Interessenvertretungen geworden. 

Es wäre nun allerdings ungenügend, solche Positionen des „Wettbewerbskor- 
poratismus“ einfach als „falsch“ abzutun. Sowohl die Position der Sozialpart- 
nerschaft wie die des Co-Management verweisen auf reale weltwirtschaftliche 
Zusammenhänge. Zunächst ist die Reichtumsproduktion derzeit ohne Zweifel 
eine kapitalistische, und „profitable Unternehmen“ daher tatsächlich im Inte- 
resse „aller“, insbesondere auch von Gewerkschaften. Vor allem aber hat sich 
das ökonomische Umfeld für (internationale) Unternehmen radikal geändert. 
Galt ım Zeitalter der fordistischen Massenproduktion die Absorptionsfähig- 
keit des Marktes als quasi unbegrenzt, so dass der Verkauf der Waren kaum 
problematisiert werden musste, kann mit dem Niedergang dieses Akkumulati- 
onsregimes nicht länger von den Bedingungen der Verwertung abstrahiert 
werden. Stockungen, Eruptionen und plötzliche Expansionen des Marktes 
versuchen die Unternehmen mit höchstmöglicher „Flexibilität“, Preiskämpfen 
und „Rationalisierungsdruck“ zu begegnen.” Konnte also die „harmonische“, 


1 „Wir können uns als Gewerkschaften der tagtäglichen Kostendiskussion nicht verschließen“ 
[...] und gerade deshalb müssen wir mit den Betroffenen im Rahmen der Kostendiskussion 
Modelle erarbeiten, die eine wirkliche Alternative zur Arbeitsplatzvernichtung und für eine 
Standortsicherung darstellen“ (Neumann 1997, 46). 

2 Marco Revelli formuliert: das Unternehmen müsse „mit dem Markt atmen“. Eine anschauli- 
che und geseilschaftskritische Skizze dieser Idee findet sich in Revelli (1999, AOff). 
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sozialpartnerschaftliche Herangehensweise darauf insistieren, dass Arbeitskräfte 
Produzenten von Reichtum sind, stellt die Perspektive des Co-Managements die 
Frage von Kosten und Produktivität in den Mittelpunkt. Die für Unterneh- 
men stets neue Frage, inwieweit sie in Belegschaften investieren, ob sie 
„fremdvergeben“, „auslagern“, oder schließen - wie sie also die „Rentabilität“ 
der Belegschaften definieren, diese Frage wird von Gewerkschaftsseite - ange- 
sichts eines verschärften unternehmerischen „Standortwettbewerbs“ _ über- 
nommen. Arbeitskräfte sind danach zuvorderst „Kostenfaktor“, und abhängig 
von Kapitalinvestitionen in ihr Arbeitsvermögen. 

Eine Kritik an „Co-Management“ und „Standortideologie“ gestaltet sich bei 
genauerer Betrachtung also als schwieriges Unterfangen, will man über bloße 
Denunziation hinausgehen. Vonnöten ist sie aber allemal. Denn die Folgen 
einer Konzeption von Interessenvertretung, die systematisch an die Grenze 
des als prioritär gesetzten „unternehmerischen Wohls“ stößt und in eine Poli- 
tik der „Zugeständnisse“ mündet, sind mittlerweile in weithin sich verschlech- 
ternden Arbeits- und Lebensbedingungen deutlich sichtbar. 


Gewerkschaftliche Globalisierungskritik: Kampf für eine andere Politik 


Entsprechend treten Kritiker auf den Plan, die auf eine Umorientierung ge- 
werkschaftlicher Politik drängen. Gewerkschaften müssten „politisch“ agieren, 
„im Sinne der Zugehörigkeit zu einer politischen Bewegung, die eine umfas- 
sende Gemeinwohlperspektive und nicht nur Partikularinteressen vertritt“ 
(Zeuner 2000, 41). Den ökonomischen Zwängen werden Vorstellungen sozia- 
ler Gerechtigkeit entgegengehalten, die durch „Gegenmacht“ und „Abkehr von 
der Standortideologie“ von Gewerkschaften einzuklagen seien. Die Autoren 
problematisieren die „sachzwanglogik“ allerdings mehrheitlich nicht, indem 
sie auf deren kapitalistischen Charakter verweisen, sondern indem sie eine 
neue Qualität der internationalen Konkurrenz zwischen Unternehmen vernei- 
nen: Es gäbe keinen „quantitativen oder qualitativen Sprung in der Entwick- 
lung multinationaler Unternehmen“ (Wortmann 2001, 10) und damit auch 
keine realwirtschaftliche „Globalisierung“, diese sei vielmehr ein „Mythos“ 
(Bourdieu), ein strategischer „Kampfbegriff“ (Kisker), eine „ideologische Keu- 
le, um die arbeitende Bevölkerung zu disziplinieren“ (Zinn 1997, 253). „Glo- 
balisierung“ bezeichnet hiernach also einen politisch-ideologischen Vorgang, 
ein „politisches Projekt“, dessen zentrale Träger die Nationalstaaten selbst sei- 
en, die seit den 80er Jahren eine „neoliberale Politik“ betrieben hätten: 


„Globalisierung wird vom Staat als [...] Drohpotential genutzt, um [...] Handels- oder Investiti- 
onshemmnisse abzubauen, gewinnmindernde Sozialstandards und die Ausbeutung der abhängig 
Beschäftigten begrenzende Schutzvorschriften zu eliminieren, dagegen aber die Sicherheit der Ka- 
Pitalverwertung zu verbessern“ (Kisker 2000, 9). 


Innerhalb der Autoren bestehen unterschiedliche Auffassungen darüber, in- 
wieweit durch solche Maßnahmen nun tatsächlich eine „globalere Ökono- 


mie“ geschaffen wurde. Auf jeden Fall erfolge aber im Resultat eine „Rück- 
kehr“ zu einem „sozialstaatlich unregulierten und reformpolitisch ungezähm- 
ten Kapitalismus“ (Huffschmid 2000, 67E.) - und dieser sei nur durchzusetzen, 
weil die „Ideologie der Globalisierung“, und mit ihr Vorstellungen von Kon- 
kurrenz und Sozialdarwinismus als Grundprinzipien gesellschaftlicher Bezie- 
hungen, Hegemonie erlangt hätten (Bourdieu 1997). 

Der Ausweg aus dieser Entwicklung ist bereits in der Art ihrer Darstellung an- 
gelegt. „Globalisierung“ sei kein natürliches, sondern ein (politisch) hergestell-.- 
tes Phänomen und daher veränderbar (Zinn 2002, 1). Die gesellschaftlichen 
Akteure verlieren in dieser Betrachtung nicht - wie nach der „Sachzwanglo- 
gik“ behauptet - ihre Handlungsfähigkeit, eben weil zuvor wirtschaftliche 
„Globalisierung“ als materielles Phänomen weitgehend zurückgewiesen wor- 
den war. Insbesondere der „Staat“, derzeit Betreiber einer desaströsen Politik, 
soll und kann in die Verantwortung genommen werden: 


„Die Gesellschaft hat ein Recht darauf, die Verschiebung des Mehrwertes, der im Inland von den 
abhängig Beschäftigten nicht zuletzt auf Grund bestimmter, von der Gesellschaft geschaffenen 
Voraussetzungen erwirtschaftet worden ist, zu kontrollieren.[...] Die Behauptung, dass der Staat 
auf Grund der Globalisierung der Kapitale nicht mehr in der Lage ist, durch seine Geld- und Fis- 
kalpolitik soziale bildungspolitische und ökologische Ziele durchzusetzen und dementsprechend 
auch nicht mehr der Adressat gesellschaftlicher Forderungen sein könnte, ist genau der Mythos, 
den das Kapital zu etablieren versucht“ (Kisker 1998, 4). 

Im Zentrum steht also eine veränderte Politik, von staatlicher Seite, wıe auch 
insbesondere von Gewerkschaften - man solle sich nicht länger an den Kapı- 
talinteressen, sondern an denen „der Gesellschaft“ orientieren. Es ginge um 
eine „Transformation des Mehrprodukts in gesellschaftlichen Fortschritt, für 
Arbeitszeitverkürzung, eine bessere soziale Sicherung, steigende Ausgaben für 
Kultur, Bildung, Umweltschutz“ (Christen 2000; ähnlich Bourdieu 1998a). 

Im Kampf für eine Politik der „sozialen Gerechtigkeit und Gleichheit“ und 
gegen die „Ideologie der Globalisierung“ kommt den Gewerkschaften ein um- 
fassendes Aufgabenfeld der Mobilisierung und Aufklärung zu: Gewerkschaften 
sollen den „Sozialdarwinismus delegitimieren“ (Gesprächskreis 2001, 3ff.), den 
„Mythos der Globalisierung“ und des „Modernismus“ demaskieren (Bourdieu 
u.a. 1997), sie sollen das „Selbstbewußtsein der Mitglieder erziehen“ (Zinn 
2002), sie sollen Werte ökologischer Entwicklung neu begründen (Hoffmann 
1997) und für Eckpfeiler eines „europäischen Sozialmodells“ streiten (Schul- 
ten 2001). Um wirksamen „Druck von unten“ zu entwickeln und eine „Ge- 
genöffentlichkeit“ herzustellen, müssten Gewerkschaften zudem mit sozialen 
Bewegungen zusammenarbeiten (Bsirske 2000) und sich international koordi- 
nieren, Über effektiven „Widerstand und Protest“ gälte es, die „politischen 
Kräfte- und Mehrheitsverhältnisse“ zu ändern, und zwar auf regionaler, staatli- 
cher und europäischer Ebene (Bischoff/Detje 1997, 112). „Wer anders als die 
Gewerkschaften sollte die politische Klasse [...| dazu bewegen können, ihre 
Pflicht zu tun...“ (Krätke 2002, 60). 
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Diesem Ansatz von Globalisierungskritik ist schon öfter vorgeworfen worden 
dass er nicht den kapitalistischen Verwertungszusammenhängen auf den Grund 
gehe, sondern sich lediglich an einer bestimmten Form, ihrer „Globalisie- 
rung“, störe und sich mit einem Projekt der „Re-Regulierung“ begnüge. In der 
Tat werden die destruktiven Momente der aktuellen Entwicklung an den letzt- 
lich als äußerlich gefassten Multinationalen Konzernen, insbesondere dem in- 
ternationalen Finanzkapital festgemacht. 

Die Begriffe „Staat“, „Gesellschaft“ und „Volkswirtschaft“ sind positiv be- 
setzt, gerade sie werden der „Globalisierung“, vermeintliche Ursache aller Ne- 
gativentwicklungen, entgegengehalten. Eine Betrachtung, die notwendigerweise 
zu Widersprüchen und Grenzen in der Analyse führt. Insbesondere weil die 
kapitalistische Wirtschaft gedanklich „aufgespalten“ wird: in äußere, „destruk- 
tive“ Kräfte und „fortschrittliche“ wie Wettbewerb, „Effizienz“ und „Leistung“: 


„Grundsätzlich ist Standortwettbewerb unproblematisch, wenn er im Resultat zu einer der Pro- 
duktionskapazität entsprechenden Konsumtionskapazität führt“ (Bischoff/Detje 1997, 112) 
Allerdings wäre es ungenügend, die hier vorgestellte Globalisierungskritik als 
„reformistisch“ abzutun. In den Forderungen nach einem „Politikwechsel“ 
und Neuausrichtung der Akteure entlang sozialer und ökologischer Kriterien 
ist zugleich ein Anspruch auf gesellschaftliche Gestaltung enthalten, der sei- 
nerseits nicht festgelegt, sondern über gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
zu bestimmen ist. In der Tat lassen sich - unterhalb der hier skizzierten Prä- 
missen - bemerkenswerte Unterschiede zwischen der französischen und der 
bundesdeutschen „gewerkschaftslinken“ Debatte feststellen. 


Spezifika der bundesdeutschen Debatte: 
Kampf gegen falsches Bewusstsein... 


In den Betrieben führten, so die Autoren, neue „Rationalisierungsstrategien“ zu 
einer „Entgrenzung der Arbeit“, d.h. zu erhöhtem Leistungs- und Flexibilitäts- 
druck und zu einer verstärkten. „Segmentierung“ der Arbeitsverhältnisse in 
Kern- und Randbelegschaften. Als Antwort auf derartige „gewerkschaftsfeindli- 
che Unternehmensstrategien“ werden bspw. Überlegungen in Richtung auf 
Abkehr von der Stellvertretermentalität der Betriebsräte, für Kampagnen gegen 
Überarbeit und Gesundheitszerstörung von Beschäftigten oder auch für Koalı- 
tionen mit dem örtlichen Management diskutiert (Dörre 2001; Pickhaus u.a. 
2001). Insbesondere sollten Belegschaftsvertretungen sich internationalisieren, 
um dem „Ausspielen“ durch das Management entgegentreten zu können 


3 „Gewinne für die Anteilseigner - steigende Aktienkurse und hohe Dividenden - haben ein- 
deutig Vorrang vor den Interessen der Beschäftigten, der Sicherung von Arbeitsplätzen, dem 
Schutz der Umwelt und Belangen der Gesamtgesellschaft“ (Bischoff 1999). 

4 Se we die Größe ...[Multinationaler Konzerne, S.H.] wird zum volkswirtschaftlichen 

achtfaktor. Betriebswirtschaftliches Denken bedroht dann volkswirtschaftli e 
a volkswirtschaftliche Vernunft 


(Bierbaum2001; Mihr 2001). Allerdings stünden Gewerkschaften wie Beleg- 
schaften trotz einiger Erfolge weiter massiv „unter Druck“ (Fergen/Pickhaus 
2001), dafür sei insbesondere die „Massenarbeitslosigkeit“ verantwortlich: 


„Auf die eigene Kraft vertrauen - diese Eormel einer autonomen Gewerkschaftspolitik [..] geht 
heute nicht mehr so leicht von den Lippen. Zu lange hat das Gift der Massenarbeitslosigkeit im 
Gesellschaftskörper bereits gewirkt“ (Detje 2002, 5) 

Argumentativ steht mithin die „Zersetzung“ von Kollektivität, Solidarität und 
sozialer Sicherheit durch „Globalisierung“ ım Zentrum der Betrachtung (Br- 
schoff/Detje 2002) - allerdings bleibt dann im Weiteren merkwürdig unbe- 
stimmt, in welchem Verhältnis diese veränderten Lebensrealitäten, insbesonde- 
re die Arbeitslosigkeit, zu der diagnostizierten „geschwächten Kampfkraft“ ste- 
hen. Nicht selten verflüchtigen sich die konkreten Handlungsbedingungen der 
Lohnabhängigen ganz. Deren „Defensive“ wird dann tautologisch begründet - 
mit dem „falschen Bewußtsein“ - und erscheint so als rein ideologisches Phä- 


nomen: 

„Es ist wohl keine Übertreibung festzustellen, dass das historische Bewußtsein bei einem großen 
Teil der arbeitenden Menschen verloren gegangen ist, und dass sie deshalb ihre Situation als blo- 
ße Objekte und Opfer der Kapitalverwertung nicht mehr klar erkennen. Aus solcher Bewußtlosig- 
keit für die eigene Position folgt dann auch der Mangel an ideologischer Gegenkraft zur Globali- 
sierungs- und Standortpropaganda [..] Leider kommen dieser ideologischen Ohrenbläserei be- 
quemes Harmoniebedürfnis und unsolidarischer Individualismus bei den Empfängern ‚der Bot- 
schaft viel zu oft entgegen“ (Zinn 2000, 17). 

Unter der Hand wird „falsches Bewusstsein“ so zum gedanklichen Ausgangs- 
punkt weiterer Überlegungen. Nicht von ungefähr ist die eingeklagte „Offen- 
sive“ der Gewerkschaften vor allem als ideologischer Terraingewinn konzi- 
piert. „Die Arena der Macht ist die gesellschaftliche Öffentlichkeit, die es zu 
überzeugen und zu mobilisieren gilt“ (König/Detje 2002, 29). Es geht um den 
„Kampf um die Köpfe“, darum, „mit der herrschenden Logik [...] zu brechen“ 
(ebd.), um „fundierte und schlüssige Aufklärung“. Das Ziel, den Fatalismus 
der Sachzwänge zu durchbrechen, soll durch die „Überzeugung“ erreicht wer- 
den, dass gesellschaftliche Alternativen möglich sind. Indem allerdings die 
durch „Globalisierung“ veränderten Lebensrealitäten der sozialen Akteure nur 
ansatzweise in einen systematischen Bezug zu ihrem „Bewusstsein“ gesetzt 
werden, zerrinnt die Verankerung der eingeklagten Offensive. Kampfesstärke 


erscheint plötzlich als eine Frage der Einsicht. 


.. und für den Erhalt bewährter Gewerkschaftsstrukturen 


Dieser Befund lässt sich auch in Hinblick auf die Gewerkschaften selbst for- 
mulieren: Avanciert das „Bewusstsein“ von seiner Umwelt zum zentralen Refe- 
renzpunkt für Überlegungen in Richtung globalisierungskritischen Gewerk- 
schaftshandelns, treten die Strukturen der Gewerkschaften selbst - als Teil der 
sozialen Umwelt der Akteure - in den Hintergrund der Betrachtung. Indem 
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gedanklich von den „Köpfen der Menschen“ ausgegangen wird, unterstellt 
man, es sei ohne weitere Voraussetzungen möglich, ein anderes Verständnis 
und sogar ein anderes Handeln an den Tag zu legen. 

In der Tat führen dieselben Autoren, die die Entsolidarisierung durch Mas- 
senarbeitslosigkeit betonen und die kurz zuvor den „Brückenschlag“ zwischen 
Kern- und Randbelegschaften zur „Zukunftsfrage“ von Gewerkschaften erklärt 
haben, aus, dass die Zukunft in einer Fortsetzung (!) der Organisierung quali- 
fizierter Arbeit liege - und explizit nicht in der von „Marginalisierten“: 

„Die Überwindung der Defensive wird maßgeblich davon abhängen, ob die Gewerkschaften die 
neuen, sehr buntscheckigen Kategorien der Wissensarbeiter' - die gleichsam der soziale Ausdruck 
der Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte sind - für ihre Zukunftsperspektive über- 
zeugen können. Und davon wird [...] abhängen, ob Solidarität [..] tatsächlich mit neuem Leben 
gefüllt werden kann. Dies wird nur in begrenztem Rahmen von fragmeutierter, marginalisierter 
Arbeit ausgehen können, und von Arbeitslosen unmöglich herzustellen sein. Die Potenziale liegen 
dort, wo qualifizierte Arbeit verrichtet wird und diese über die entsprechende Ressourcen ver- 


fügt“. Und in der Fußnote heißt es in Bezug auf Arbeitslose: „Solidarität kann nicht von den 
'Opfern' durchbuchstabiert werden“ (Forum Gewerkschaften 2001: 10) 


An dieser Stelle geht es weniger darum, dass ganzen Lohnabhängigengruppen 
ohne größere Diskussion die Fähigkeit, ihre soziale Umwelt zu verändern, ab- 
gesprochen wird. Hier ist vielmehr interessant, dass die von den Autoren selbst 
so betonte veränderte Situation der Belegschaften durch Arbeitslosigkeit of- 
fensichtlich keinerlei organisatorische Konsequenz hat. Es wird gar nicht ge- 
fragt, wie die den „Wissensarbeitern“ zugeschriebene Rolle als „künftige Kern- 
belegschaften“ zu den von den Autoren selbst beschriebenen Tendenzen der 
„Individualisierung“, „Vereinzelung“ und innerbetrieblichen „Vermarktlichung“ 
am Arbeitsplatz gerade dieser Klientel passt. Es reicht, dass sie „sozialer Aus- 
druck“ der sich entwickelnden Produktivkräfte sind. Ebenso ist der privilegier- 
te Ort der Örganisierung wie selbstverständlich der Betrieb, völlig unvermittelt 
zu den von den Autoren selbst genannten Momenten der „Fragmentierung“, 
„Dezentralisierung“ und „segmentierung“ von Unternehmen sowie insbeson- 
dere der umfänglich beschriebenen „Entgrenzung der Arbeit“. 

Doch auch die innerbetrieblichen Institutionen der Interessenvertretung wer- 
den als solche nicht hinterfragt. Trotz mitunter sehr umfangreicher Recher- 
chen und vorbehaltloser Kritik an der aktuellen Betriebspolitik (Bergmann 
u.a. 1998) wird so gut wie nirgends die Institution Betriebsrat daraufhin ge- 
prüft, inwieweit sie das kritisierte „concession bargaining“ strukturell nahe 
legt. Diese Institution, gemeinhin als „Errungenschaft“ betrachtet, wird in ih- 
rer „Schwäche“ mal in Schutz genommen - der „Druck“ sei eben zu groß - 
s.o. - mal wird angemahnt, sie solle anders, nämlich kämpferischer „gefüllt“ 
werden, ihre „Stellvertretermentalität“ ablegen, und sich neuen Aufgaben zu- 
wenden. Den Hauch einer Strukturdiskussion in dieser Frage stellt lediglich 
die Forderung dar, Vertrauensleute zu stärken (Hein 1994), und selbst dieses 
Anliegen ist in der aktuellen kritischen Diskussion nicht eben weit verbreitet. 


Quasi nirgends werden typische bundesdeutsche „Eckpfeiler“ der Interessen- 
vertretung in einen Zusammenhang gebracht zur diagnostizierten Krise der 
Gewerkschaften. Vielmehr wird auf allen Gebieten eine Art „Fehlinterpretati- 
on“ der Institutionen zum Ausgangspunkt der Überlegungen - denen man 
dann eigene, „kämpferische“ entgegensetzt: „Mitbestimmung ist kein Stand- 
ortfaktor sondern demokratische Gegenmacht“ (Fiedler 2000, 1). Implizit oder 
explizit rekurriert man so auf Fortführung eines vermeintlich bewährten Ge- 
werkschaftsmodells.’ Um das „eigentliche“ Funktionieren der Institutionen zu 
belegen, wird ein harmonistisches Gesellschaftsbild gezeichnet, das lediglich 
von außen bedroht ist: 

„Mitbestimmung signalisiert, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegenüber den Kapi- 
talinteressen zumindest gleichwertig und gleichberechtigt sein sollen. Nicht ganz zu unrecht se- 
hen deshalb die 'shareholder-value-Vertreter' in den gewerkschaftlichen Mitbestimmungsforderun- 
gen eine Kampfansage an die Interessen der Aktionäre und Profiteure“ (ebd., 2). 

Diejenige Minderheit an Diskutanten, die auch innergewerkschaftliche Struk- 
turdefizite benennt und bemerkenswerte Forderungen bspw. nach einer radı- 
kalen innergewerkschaftlichen Demokratisierung, nach konsequenter Interna- 
tionalisierung und „direkter Kooperation“ oder eben nach Vertretung von 
„Randgruppen“ aufstellt (Bierbaum 2001; Riexinger 1999) lassen zwar auf den 
Beginn einer Strukturdebatte hoffen, doch kann von einer solchen noch nicht 
die Rede sein. Denn die kritisierten Schwachpunkte werden tendenziell als 
vermeidbare Auswüchse dargestellt, und nirgends auf ihren Zusammenhang 
zur vorherrschenden Organisationsform hin befragt. 

Dass das Terrain der Auseinandersetzung auch von den „Aufmüpfigeren“ in 
erster Linie als ideologisches konzipiert ist, zeigt sich nicht zuletzt bei der sog. 
„Mitgliedergewinnung“. Bei dieser Frage, die von nahezu allen Diskutanten 
zur prioritären Aufgabe erklärt wird, stehen wiederum „Überzeugungsarbeit“ 
und Formen „effektiver Mitgliederwerbung“ im Mittelpunkt. Zwar beklagt 
man selbst eine große „Passivität“ und verbreitetes „Stellvertreterdenken“ vie- 
ler Mitglieder. Doch erneut führen derartige Befunde zu keiner gewerkschaft- 
lichen Strukturdiskussion, bspw. um Formen verbesserter Einflussnahme der 
„Basis“, sondern die Forderung, Mitglieder müssten sich in der Gewerkschaf- 
ten wiederfinden, erscheint als ein Willensakt aller Beteiligten. 

Um es zusammenzufassen: In der bundesdeutschen, „kritischen“ Debatte wird 
ein Politikwechsel von Gewerkschaften eingeklagt, ohne dass die vorherr- 
schenden Modi gewerkschaftlicher Organisierung und Vertretung von Lohn- 
abhängigen auch nur ansatzweise hinterfragt würden. Die als im Prinzip rich- 


5 „Die Erwartung, eine neue Proletarität würde sich als Machtfaktor formieren, entspricht 
nicht den sozialen Verhältnissen. Aus diesen sozialen Gruppen haben die großen Massenge- 
werkschaften [sic!] auch nie ihre aktiven Kerne rekrutiert“ (Detje 2002, 280). 

6 Bemerkenswert ist hier ein Umfrageergebnis, das die IG Metall während ihrer „Zukunftsde- 
batte“ ermittelte: Danach erachtet sich nur jedes einhundertste IG Metall Mitglied als „aktiv“ 
(Lang/Legrand 2002, 43). 
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tig erachteten Gewerkschaftsinstitutionen sollen daher einerseits gegen die äu- 
ßerliche Bedrohung verteidigt werden, andererseits sollen sie effektiver „ge- 
füllt“, mitunter „ergänzt“ werden, bspw. durch die Erhöhung des Frauenan- 
teils, durch Zusammenarbeit mit sozialen Bewegungen, aber auch durch „In- 
ternationalisierung“. Eine solche Debatte um Formen der Ergänzung der Ge- 
werkschaftsinstitutionen findet - in gedanklicher Fortführung der Facharbei- 
tergewerkschaft - vor allem in Bezug auf betriebliche Veränderungen durch 
„Globalisierung“ statt, einschließlich verbreiteter Überlegungen in Richtung 
internationaler Kooperation. All diese Überlegungen dienen dem Ziel, die Fä- 
higkeit der Gewerkschaften, „Druck“ "auszuüben, wieder zu erhöhen - die 
Strukturen der Interessenvertretung als solche stehen nicht zur Disposition. 
Nun ist nichts gegen betriebliche oder gar unternehmensweite Kampfesstärke, 
innergewerkschaftliche Umdenkungsprozesse oder die Wichtigkeit von Über- 
zeugungsarbeit einzuwenden. Insbesondere hätte eine öffentliche politische 
Auseinandersetzung um das für und wider vermeintlicher Sach- und Kosten- 
zwänge eine herausragende Bedeutung, man denke nur an die nicht nachlas- 
senden Verunglimpfungen in Richtung „selbstverschuldeter Arbeitslosigkeit“ - 
und daran, dass die bundesdeutschen Gewerkschaften insgesamt dem ver- 
meintlich notwendigen „Ausbau des Niedriglohnsektors“ zustimmen, wenn 
nicht nach CDU dann doch nach Hartz-Manier. 

Doch es muss auch gefragt werden, ob die Rolle, die die „Gewerkschaftslinken“ 
den Gewerkschaften zuschreibt, nämlich eine gesamtgesellschafliche Kraft im 
Sinne von Aufklärung und Emanzipation gegen die „Hegemonie des Neolibera- 
lismus“ zu sein, möglich ist, wenn das Terrain der Auseinandersetzung ein 
vorwiegend ideologisches bleibt. Es scheint kein Zufall, wenn mitunter be- 
klagt wird, dass die „schwungvollen Reden linker GewerkschafterInnen [...] ak- 
tives Handeln in den realen betrieblichen wie öffentlichen Auseinanderset- 
zungen“ vermissen ließen (Hinzer/Gobrecht 2002, 29). Gerade vor dem Hin- 
tergrund der legendär „großen“ und kampfstarken bundesdeutschen Gewerk- 
schaften scheint trotz aller Erfahrungen der Niederlagen und Schwächungen 
insgesamt noch die Vorstellung vorherrschend zu sein, allein eine Rückbesin- 
nung auf Stärke und Kampfkraft könne den entscheidenden Politikwechsel 
bringen.’ Allerdings ist bislang auch keine praktische soziale Bewegung in 
Sicht, die weiterführende Überlegungen auf die Tagesordnung setzt - trotz al- 
lem durchaus vorhandenen Unmut über das Verhalten der „Gewerkschafts- 
spitzen“, der beispielsweise regelmäßig bei frühzeitigem Abbruch einer Streik- 


7 Als die berühmten Ausnahmen von der Regel führen einige wenige deutsche Autoren aus, 
inwiefern gewandelten strukturelle Handlungsbedingungen, insbesondere die gestiegene Kon- 
kurrenz zwischen Lohnabhängigen, ein grundlegendes Nachdenken über Gewerkschaften 
notwendig machen und es nicht reicht „etwas mehr Frauengleichstellung, etwas mehr Service- 
leistung, etwas mehr Flexibilisierung der Tarifverträge, etwas mehr Qualifizierung etwas mehr 
Migrantenbetreuung etc.“ einzuklagen (Zeuner 2001, 241; ähnlich Kurz-Scherf/Zeuner 2001). 


bewegung zugunsten eines als mager empfundenen Kompromisses zum Aus- 
druck kommt (Kommentare 2002). Damit schließt sich der Kreis: bei nur ge- 
ringem, oft ausbleibendem „Druck von unten“ ist es naheliegend, soziale Ver- 
änderungen als einen Prozess des „Umdenkens“ zu konzipieren... 
Nichtsdestotrotz lässt sich der Befund auch noch harscher formulieren: Ohne 
eine Infragestellung der Funktionsweise der Gewerkschaften selbst, wird die 
notwendige politische und soziale Emanzipation gedanklich auf das reduziert, 
was die bisherigen Institutionen der Interessenvertretung zulassen. Bei allen 
Überlegungen um ihre interne Reform oder inhaltliche Erweiterung sind sie 
bzw. ihre nach Ansicht der Autoren ursprüngliche, nämlich kämpferische Be- 
stimmung stets Maßstab einer Lohnabhängigenvertretung, und das heißt auch 
von individueller und kollektiver Entwicklung, sozialer Teilhabe, und der Ver- 
änderung der sozialen Umwelt. Die „Re-Regulierung der Wirtschaft“ kann so 
nur bedingt mit weitergehenden gesellschaftlichen Konzeptionen verbunden 
werden. Denn bei aller Erneuerungsrhethorik werden die prinzipiellen sozialen 
Rollen innerhalb wie außerhalb der Interessenvertretung gedanklich nicht pro- 
blematisiert, sondern im Gegenteil - angesichts ihrer Bedrohung durch 
„shareholder“ - noch harmonisiert, ihrer destruktiven Seiten entledigt. Der Be- 
trieb ist das gesellschaftliche Zentrum, Unternehmen sollen nicht ruinös kon- 
kurrieren, sondern förderlichen „Wettbewerb“ betreiben, Belegschaften werden 
entlang ihrer betrieblichen Probleme repräsentiert, der Staat sorgt für eine 
vernünftige Sozialpolitik, Arbeitslose werden ausreichend „versorgt“, soziale 
Bewegungen sind gewerkschaftliche „Bündnispartner“ - nicht zufällig klingen 
derartige Eckpfeiler emanzipativer Überlegungen seltsam unspektakulär. „Uto- 
pische“ Ansprüche, „verrückte“ Wünsche und insgesamt ein Raisonnieren über 
Möglichkeiten ganz anderer Formen von Gesellschaftlichkeit werden ın ihnen 
gleichsam erstickt. Dabei deutet das gegenwärtige vorsichtige Wiederaufleben 
sozialer Utopien, nicht zuletzt in Teilen der weltweiten globalisierungskriti- 
schen Zusammenhänge, auf prinzipielle Grenzen der vorgefundenen sozialen 
Lebensformen, unabhängig vom Grad ihrer „Regulierung“. Diese Ansätze auf- 
zugreifen, und damit das emanzipative Projekt über die - zudem verklärten - 
Möglichkeiten der Vergangenheit hinauszutreiben, ist Sache der Autoren 
nicht, obwohl auch sie „sozialistische, emanzipatorische Alternativen“ pro- 
klamieren (Bischoff/Detje 2001). 


Spezifika der französischen Debatte: Kampf gegen Prekarisierung... 


Nun wäre es übertrieben zu behaupten, in Frankreich sei „alles anders“, Zu- 
nächst lässt sich auch hier ein gedanklicher Perspektivwechsel von „Sozial- 
partnerschaft“ zu „Co-Management“ feststellen, selbst wenn die französischen 
betrieblichen Interessenvertretungen weniger „Mitbestimmungsrechte“ inne- 
haben als die bundesdeutschen (Tixier 1992). Gerade die Auseinandersetzun- 
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gen um die Einführung der 35- Stunden- Woche, und die Frage, inwieweit von 
Gewerkschaftsseite eine Flexibilisierung der Arbeitszeit gegen ihre Verkürzung 
„angeboten“ werden muss, markieren deutlich den durchaus verbreiteten An- 
spruch, unter Bedingungen der Globalisierung die Frage der Arbeitskosten zur 
gewerkschaftlichen Angelegenheit zu machen (Notat 1997). 

Weiterhin gibt es in der französischen kritischen Gewerkschaftsdebatte einen 
erheblichen Teil von Diskutanten, die in erster Linie auf eine Fortführung vor- 
maliger Gewerkschaftsarbeit setzen, in der Hoffnung, allein durch Überzeu- 
gung und Mobilisierung könnten frühere Stärken wieder erreicht werden. Al- 
lerdings existiert noch ein weiterer Diskussionsstrang, der gerade in den letz- 
ten Jahren eine nicht unerhebliche Ausstrahlung auf die Gesamtdebatte ent- 
wickeln konnte. Von hiesigen Gewerkschaftslinken wird dieser Teil der Debat- 
te bisher systematisch nicht zur Kenntnis genommen, obwohl man hierzulan- 
de häufig auf die Stärke französischer sozialer Bewegungen verweist und es 
liebt, globalisierungskritische Äußerungen von Pierre Bourdieu zu zitieren. 
Nicht zuletzt deswegen soll im folgenden versucht werden, anhand besonders 
von Texten Bourdieus auf einige nicht unwichtige Unterschiede in den Ge- 
werkschaftsdebatten der zwei Länder aufmerksam zu machen. An Bourdieu 
lässt sich insofern auch die „Reichweite“ des „radikaleren“ Diskurses festma- 
chen, die Tatsache, dass er keine Angelegenheit einiger „Marginalisierter“ ist. 
Wiederum sind Bourdieus Äußerungen keine Einzelmeinung, sondern durch- 
aus typisch für ein Spektrum von kritischen französischen Intellektuellen. 

Die oben skizzierte Position von der „Globalisierung“ als einer „Idee“ wurde 
von Pierre Bourdieu selbst pointiert vertreten. Für ihn ist die „Globalisierung“ 
ein „Mythos, im starken Sinne des Wortes“ (Bourdieu 1998a, 39). Explizit ruft 
er dazu auf, „den Staat“ gegen die Bedrohungen von außen, das internatio- 
nale Finanzkapital, und von innen - dessen Komplizen - zu verteidigen (ebd., 
46). Die Sozialeinrichtungen zählten „zu den höchsten Errungenschaften der 
Zivilisation“, das Zurückdrängen des „pensee tietmeyer“ sei daher wichtigste 
Aufgabe (Bourdieu 1997, 11f). 

Im Weiteren kommt Bourdieu aber nicht, wie viele bundesdeutsche Kollegen, 
unmittelbar auf „Überzeugungsarbeit“ und „Mobilisierung“ zu sprechen, son- 
dern insistiert zuvor auf den für ihn entscheidenden Effekt von „Globalisie- 
rung“ und „Neoliberalismus“: die allgemeine Zunahme von Angst und „tiefer 
Unsicherheit“, die Vertiefung der sozialen Spaltung und die „Prekarisierung“ 
(Bourdieu 1998c; 1998d). Im deutlichen Unterschied zur bundesdeutschen 
Debatte wird Prekarisierung dabei nicht nur an einer, wenn auch wachsenden, 
Randgruppe von Lohnabhängigen festgemacht, sondern sie ist ein Phänomen, 
das alle trifft, auch diejenigen, die noch gesicherte Einkommen haben, von 
ihr verschont zu sein scheinen (Bourdieu 1998c, 96). 

Solche Aussagen sind typisch für die Diskussion der letzten Jahre in Frank- 
reıch. Das Problem der „Prekarisierung“ steht nicht nur im Zentrum der ge- 
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sellschaftlichen Öffentlichkeit, weit über einige „linke Kreise“ hinaus. Auch in 
den zahlreichen wissenschaftlichen und publizistischen Arbeiten wird die Ge- 
fahr eines sozialen Niedergangs außerdem verallgemeinert: als umfassendes, 
sich in verschiedenen sozialen Schichten manifestierendes Problem der „Ver- 
einzelung“, des „Leidens“, der allgemeinen Verunsicherung, der Auflösung so- 
zialer Bindungen, der materiellen und geistigen Verarmung etc. (Beaud/ 
Bourdieu u.a. 1998; Dejour 1998, Forrester 1996). Im Zuge dieser Diskussion 
wurde der Begriff der „Prekarisierung“ ausgeweitet, zu einer Bestimmung all 
jener sozialer Negativentwicklungen, die durch „Modernisierung“, „neoliberale 
Politik“ und „Globalisierung“ hervorgerufen würden, einschließlich z.B. der 
Verlagerung von Produktion ins Ausland (Bourdieu 1998c, 99). Ausgerüstet 
mit einem solchen umfassenden Begriff von „Prekarisierung“ wird diese dann 
- geradezu ın Umkehr zur oben skizzierten bundesdeutschen Diskussion - als 
das Wesentliche, das eigentliche Moment der aktuellen Umstrukturierung ana- 
lysiert, von dem insbesondere auch bessergestellte soziale Schichten und 
„Kernbelegschaften“ betroffen sind, während die durchaus auch erfassten „po- 
sitiven Effekte“, wie z.B. größere Chancen auf individuelle Flexibilität, als be- 
grenzt, auf spezifische Gruppen beschränkt verstanden werden (Pichon 1999; 
Plamade/Rejean 1999). 

Dass „Globalisierung“ in der französischen Öffentlichkeit und Wissenschaft 
deutlich kritischer betrachtet wurde, als in der BRD hat mehrere Ursachen. 
Die sehr frühzeitige, schon zu Beginn der 80er Jahre einsetzende Politik der 
Privatisierung und Deregulierung unter der Regierung Mitterand, weiterhin die 
deutlich geringere materielle Unterstützung von Arbeitslosen und Sozialhilfe- 
empfängern als in Deutschland wären hier als Faktoren zu nennen, mithin ei 
ner andersartige Brisanz materieller Verarmung, aber auch eine stärkere Tradi- 
tion der „sozialen Verantwortung“ von Intellektuellen, sich in die gesellschaft- 
lichen Entwicklungen „der Nation“ einzumischen (Peter 2001) und den „still 
Leidenden“ in der Arbeitswelt eine Stimme zu geben (Aze&mar 1992). Vor al- 
lem aber muss auf die sozialen Kämpfe des letztens Jahrzehnts verwiesen wer- 
den, insbesondere den mehrwöchigen Streik des Öffentlichen Dienstes im 
Winter 1995, bei dem - wiewohl von den sog. privilegierten Lohnarbeiter- 
schichten getragen - die gemeinsame Betroffenheit von jahrelanger Kürzungs- 
und Deregulierungspolitik im Zentrum der Auseinandersetzungen standen 
und der als „Rückkehr des sozialen Bewußstseins gegen den Fatalismus“ cha- 
rakterisiert wird (Desbrousses/Peloille 1997; vergl. auch Malek/Soulier 1996). 
Auch die nachfolgenden Bewegungen, namentlich der vermeintlich „Schwa- 
chen“ und „Ausgeschlossenen“, wie der Arbeitslosen oder der Sans Papiers, 
sorgten immer wieder dafür, dass der „Kampf gegen die Prekarität“ zentraler 
Fokus öffentlicher Auseinandersetzungen blieb. 

An diese Diskussionen knüpft die linke globalisierungskritische Debatte an 
und fasst sie zu einer eigenen gewerkschaftlichen Aufgabenstellung zusammen: 
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Der „Kampf gegen „Prekarisierung“ wird hier nicht nur zur prioritären, son- 
dern - da nahezu „alle“ von ihr betroffen sind - zugleich zur jeweils ureigens- 
ten Angelegenheit. Der gemeinsame Kampf gegen Prekarisierung, und damit 
gegen „neoliberale Globalisierung“, deren Produkt sie ist, wird daher oberste 
Maxime. Die sozialen Unterschiede, z.B. zwischen Betriebsbelegschaften und 
Arbeitslosen, werden nur als spezifische Ausformung einer übergreifenden 
Gemeinsamkeit aufgefasst, nämlich der, von wachsender sozialer Unsicherheit 
durch „Globalisierung“ betroffen zu sein. „Sozial Schwache“ sind nach dieser 
Konzeption nicht einfach hilfsbedürftig, sondern ihre Erfahrung der Pauperi- 
sierung ist die Konzentration dessen, was die gesamte Bevölkerung unter den 
Bedingungen der Globalisierung erlebt, ihre Auseinandersetzungen daher ex- 
emplarisch für die eigene (Desrousses/Peloille 1997, 162ff). Die für die bun- 
desdeutsche Debatte skizzierte weitgehende gedankliche Trennung zwischen 
potenziell kämpferischen Kernbelegschaften und versorgungsbedürftigen Mar- 
ginalisierten ist hier schon dem Inhalt der konzipierten Auseinandersetzung 
nach nicht angelegt.’ 

Weiterhin gilt „Prekarisierung“ in den „links-gewerkschaftlichen“ französi- 
schen Diskussionen nicht nur als Resultat von „Globalisierung“, sondern 
zugleich als Modus ihrer Durchsetzung: Es sei geradezu das politische Ziel 
des „Neoliberalismus“, die Lohnabhängigen zu spalten, über die Angst vor 
(weiterem) sozialen Abstieg in Konkurrenz zueinander zu setzen, nur so sei 
seine politische Hegemonie überhaupt möglich (Bourdieu 1998d). Das Ver- 
hältnis zwischen den verschiedenen Lohnarbeiterkategorien, die Frage, auf 
welche positive oder negative Weise sie in einem Zusammenhang stehen, gerät 
hier ins Zentrum der Betrachtung. Denn, so die gedankliche Konklusion, der 
„Kampf gegen Prekarisierung“ kann nur erfolgreich sein, wenn er jene de- 
saströse Konkurrenz unter Arbeitskräften überwindet. 

Das durch „neoliberale Politik“ provozierte „Gegeneinander“ wird hier nicht 
nur als entscheidende Ursache für die eigene Schwäche benannt, sondern es 
ist zentraler Gegenstand dieser Debatte, nachzuspüren und zu konkretisieren, 
welches die Beziehung der verschiedenen, von „Globalisierung“ betroffenen 
sozialen Gruppen zueinander sind und mithin, welche Mechanismen der 
Konkurrenz überwunden werden müssen, um Solidarisierung zu ermöglichen. 
So wurde in einer Fülle von Diskussionen, Papieren und Statements der Ar- 
beitslosenorganisation AC! immer wieder die destruktive Relation zwischen 
Arbeitslosigkeit und Lohndruck einerseits und Überarbeit in den Betrieben 
andererseits debattiert, um dann auf gemeinsamen Aktionen von Arbeitslosen 


8 Was nicht heißt, dass die unterschiedlichen Handlungsmöglichkeiten in den verschiedenen 
sozialen Konfrontationen keine Rolle spielen würden. So berichten Streikaktivisten von 1995, 
wie sehr sie von den „Privaten“, d.h. den Beschäftigten der Privatindustrie in ihrem Streik un- 
terstützt worden seien, allerdings „nach Feierabend“: „wir können nicht mitstreiken“, hieß es, 
„wir werden sonst entlassen“ (Interview 1999b). 


und Beschäftigten Einstellungen zu verlangen. Eine andere, sehr umfangreiche 
Debatte rekurriert auf den Zusammenhang von durch „Deregulierung“ sich 
verschlechternden Arbeitsbedingungen im „Öffentlichen Dienst“, sinkenden 
Einkommen und wachsender sozialer Auslese von Versorgungsleistungen - 
um dann auch hier in mitunter spektakulären Aktionen eine Einstellung von 
Arbeitskräften und kostenlose Versorgung für alle, einschließlich der Sans Pa- 
piers, zu fordern (und teilweise durchzusetzen). Doch auch die Unterstützung 
der Sans Papiers in ıhrem Kampf um Legalisierung durch die Reform- 
geschwerkschaften „SUD“ erfolgte nicht allein aus der Überlegung heraus, de- 
ren „Menschenrecht“ auf materielle Absicherung geltend zu machen. Im Vor- 
dergrund stand zugleich die Überlegung, dass Illegale die am stärksten Betrof- 
fenen von Prekarisierung und zu Schwarzarbeit gezwungen sind, so dass eine 
dauerhafte Verbesserung der eigenen Situation auch davon abhängig ist, in- 
wieweit der Kampf der Sans Papiers um bessere Arbeits- und Lebenbedingun- 
gen, und das heißt in erster Linie: Papiere, erfolgreich ist (Interview 1999b). 

In all diesen Überlegungen und praktischen Ansätzen geht es nicht nur um 
gemeinsame „Betroffenheit“, sondern es wird auf den sozialen Zusammen- 
hang zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen insistiert, um 
ihn für eigene gewerkschaftliche Ansätze nutzbar zu machen. Bourdieu und 
viele andere Wissenschaftler bringen solche Prämissen auf den Punkt: Die 
„strukturelle Gewalt“ der Konkurrenz müsse umgekehrt werden in ein Er- 
kennen der gemeinsamen Interessen, die in einer Abwehr der Verschlechte- 
rung und in einem Recht auf eine „Ökonomie des Glückes“ bestünden 
(Bourdieu 1997, 20). 


... für neue Formen von Interessenvertretung ... 


Wenn aber die Überwindung der Konkurrenz zur Bedingung für einen erfolg- 
reichen Kampf gegen „Prekarisierung“ und „Globalisierung“ gemacht wird, ist 
es nur konsequent, die jeweiligen sozialen Auseinandersetzungen vor allem 
daraufhin zu befragen, inwieweit man bemüht war, die eigenen Anliegen in 
einen Zusammenhang zu den Problemlagen anderer sozialer Gruppen und ih- 
rer Kämpfe zu stellen: Übergreifende Solidarisierung wird zum zentralen Maß- 
stab der Beurteilung von sozialen und gewerkschaftlichen Bewegungen. 

Niemand führt dies besser vor als Bourdieu selbst. Während der scharfen öf- 
fentlichen Auseinandersetzung von namhaften Intellektuellen um den Streik 
1995 (vgl. dazu Duval u.a. 1998) wies Bourdieu - wıe andere - den Vorwurf, 
die Streikenden, Angestellte des Öffentlichen Dienstes, würden auf Kosten der 
Gesellschaft lediglich ıhre Privilegien verteidigen, vehement zurück. Der Streik 
sei vielmehr Ausdruck eines kollektiven gedanklichen Bruchs mit dem histori- 
schen Fatalismus und einer Suche nach neuen Formen des sozialen Miteinan- 
der. Die Streikenden würden also gerade nicht ihre nur eigenen Interessen ver- 
treten, sondern, wie die Massendemonstrationen mit Arbeitslosen, Prekären, Be- 
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schäftigten der Privatindustrie, Studenten usw. zeigten, zugleich die all jener, auf 
deren Kosten der „Liberalismus“ betrieben würde (Bourdieu 1995), 

Doch der Maßstab der Solidarisierung wird auch an jene angelegt, die ge- 
meinhin als „hilfsbedürftig“ erscheinen. Ganz im Gegensatz zu Alain Tou- 
raine, der die Arbeitslosenbewegung von 1997/98 begrüßte, weil es darum 
. ginge, die „Ausgeschlossenen“ in die Gesellschaft zu holen, begeistert sich 
Bourdieu für diese Bewegung, weil sie nicht nur ihre partikularen Interessen 
manifestiere, sondern die Mechanismen der allgemeinen „Degradierung“ der 
Arbeit durch Arbeitslosigkeit voranstelle (Bourdieu 1998b; Touraine 1998). 
Erneut sind nicht die spezifischen Forderungen Kriterium zur Beurteilung, 
sondern das in ihrer Bewegung angelegte und von ihr selbst zum Ausdruck 
gebrachte Allgemeine. Während Touraine jenes Allgemeine in der „Gesell- 
schaft“ verortet, und die notwendige Integration der „Ausgeschlossenen“ 
(Immigranten, Homosexuellen, Arbeitslosen etc.) unterstreicht, spricht Bour- 
dieu der bestehenden Gesellschaft dieses Integrationsvermögen ab, denn sie 
verletze, mit den Maximen des Sozialdarwinismus und „Neoliberalismus“, be- 
ständig die Interessen der großen Mehrheit der Bevölkerung. Das Allgemein- 
interesse findet sich hier auf Seiten der Bewegungen wieder, aber nur, wenn 
diese sich nicht „korporatistisch“ oder „nationalistisch“ gerierten, sich nicht 
einzurichten suchten in den „barbarischen“ Verhältnissen, sondern den histo- 
rischen Fatalismus zurückdrängten und die Suche nach neuer, sozial gerechter 
Gesellschaftlichkeit voranbrächten - und zwar auf europäischer Ebene. 

In einem solchen Anspruch, der hier gegenüber gewerkschaftlichen und sozia- 
len Bewegungen formuliert wird, ist bereits implizit enthalten, was dann auch 
ausgesprochen wird: Dass namentlich gewerkschaftliche Interessenvertretungen 
ihre Form und ihr Funktionieren radikal ändern müssten, wollten sie ihrer 
historischen Verantwortung gerecht werden. Man müsse aus den „ouvieristi- 
schen“ Organisationsansätzen ausbrechen und sich den sozialen Bewegungen 
zuwenden (Bourdieu 1998f, 72), man müsse völlig neu überlegen, wie sozialer 
Protest zu denken und zu organisieren sei (Bourdieu 1998e, 64). 

Ganz ohne Zweifel formuliert Bourdieu solche Überlegungen unter dem Ein- 
druck des Streiks von 1995 und den anschließend erstarkenden linksgewerk- 
schaftlichen Organisationsansätzen, auf die er sich auch explizit bezieht 
(Bourdieu 2000; Coup& 2002). Wie Beteiligte, Kommentatoren und Wissen- 
schaftler immer wieder feststellten, war der Streik von 1995 vor allem durch 
zwei herausragende Momente gekennzeichnet: Erstens dem Willen, die Kämp- 
fe der verschiedenen sozialen Gruppen zusammenzuführen, was in Massen- 
demonstrationen weit über die eigentlichen Streikgruppen hinaus, täglichen 
städtischen Vollversammlungen (z.B. in Rouen, ART 1996) und einer Fülle 
von lokalen und regionalen Netzwerken recht weit umgesetzt wurde. Ganz im 
oben ausgeführten Sinn war es das Selbstverständnis, die Konkurrenz unter- 
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einander in Solidarisierung umzuwandeln (Desbrousses/Peloille 1997)? Und 
zweitens bestimmte ın diesem Streik „die Basis“ Beginn, Verlauf und auch 
Ende der Auseinandersetzungen. Das bedeutet nicht allein, dass die nationa- 
len Führungen der Gewerkschaften zum Streik sowie zu einem gemeinsamen 
Vorgehen gedrängt wurden, sondern auch und vor allem, dass Entscheidun- 
gen über Aktionen, Forderungen und weiteres Handeln häufig auf Vollver- 
sammlungen getroffen wurden; und zwar waren diese, wie das Beispiel Rouen 
zeigt, nicht nur Gewerkschaftsmitglieder-Versammlungen, sondern darüber 
hinaus „Bürger-Versammlungen“, mit all jenen, die sich in die Bewegung ein- 
zubringen gedachten (ebd.; Leschi 1997). 

Ein solcher massenhafter „Wille der Basıs, die Bewegung zu kontrollieren“ 
(Martin 1998, 86) übersetzte sich - nach Abklingen der Bewegung - in einen 
bemerkenswerten Aufschwung der linksautonomen Gewerkschaften. Die Rede 
ist hier insbesondere von den „SUD*-Gewerkschaften, die mittlerweile vor al- 
lem im Öffentlichen Dienst verankert sind. „SUD“ steht für „Solidaire Unitai- 
re Democratique“, und war - nach Ausschluss hunderter Mitglieder aus den 
„großen“ Gewerkschaften - bereits Ende der 80er Jahre angetreten, die Idee 
einer „Basisgewerkschaft“ neu zu begründen (Coupe/Marchand 1998, 46). Vor 
allem nach 1995 kommt noch ein weiteres, grundlegendes Element hinzu: ganz 
im Sinne der Streikbewegung definiert man sich nun als „Gewerkschaft der sozi- 
alen Transformation“ - einer Gewerkschaft, die dem „Neoliberalismus“ eigene 
Vorstellungen gesellschaftlicher Veränderungen entgegensetzen will, und dafür 
mit all jenen Kräften zusammenarbeitet, die ein gleiches Anliegen haben (vgl. 
zu den SUD-Gewerkschaften Bernard Schmid in diesem Heft). 

Die bemerkenswerte Zusammenarbeit mit den Arbeitslosen, den Sans Papiers, 
der Obdachlosen-, Frauen-, Umwelt- oder Bauernbewegung besteht dabei 
nicht in formellen Zusammenschlüssen, Flugblattunterschriften oder materiel- 
le Unterstützung, sondern wird - wie schon das „tous ensemble!“ des Streiks - 
durch eine Fülle von Arbeits- und Diskussionsprozessen jeweils inhaltlich her- 
gestellt. Dieses Gewerkschaftsverständnis „implements a functioning based on 
the constant search of what unifies rather than what divides“ (Union syndi- 
cale 2002, Herv. S.H.). Entsprechend den Lebenslagen und Bedürfnissen der 
Beteiligten werden mögliche gemeinsame Forderungen formuliert, umgekehrt 
auch Divergenzen festgestellt (Entretien 1999), um dann auf Basis der Ge- 
meinsamkeiten Politik zu machen und Aktionen durchzuführen, wie die Ver- 
hinderung von Abschiebung, die Besetzung leerstehenden Wohnraums oder 
auch von Verkehrsmitteln (um kostenlosen Transport durchzusetzen), die 
Mobilisierung gegen Atomtransporte, die Verteidigung verfolgter nordafrikani- 
scher Frauen oder auch die intensive Beteiligung an den „Europäischen Mär- 


9 Genau in dieser Hinsicht, und nicht alleın als Schlachtruf von Masse und Stärke, war während 
des Streiks 1995 die Parole des „tous ensemble“ (alle zusammen) tonangebend (ebd., 160ff). 
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schen gegen Arbeitslosigkeit und Prekarisierung“. Im deutlichen Unterschied 
zur bundesdeutschen Debatte, wo sich die Gewerkschaften, sofern es über- 
haupt zu einer Zusammenarbeit mit Bewegungen kommt, mehrheitlich als 
Avantgarde ansehen, betonen die französischen Aktivisten den inhaltlichen 
Gleichrang der Anliegen und versuchen, ihm durch enge Zusammenarbeit bei 
gleichzeitiger Souveränität aller beteiligten Kräfte zu genügen: Die Autonomie 
sozialer Bewegungen ist spätestens seit der Sans Papiers Bewegung ein Grund- 
pfeiler im Selbstverständnis dieses Aktivistenmilieus (Interview 1997a). 

Einen organisatorischen Höhepunkt fand dieses erweiterte Verständnis von In- 
teressenvertretung ohne Zweifel in der Organisation AC!', wo sich - in Form 
einer tatsächlichen Basısorganisation mit über 150 lokalen und regionalen 
„Komitees“ - Mitte bis Ende der 90er Jahre Beschäftigte und Arbeitslose glei- 
chermaßen organisierten", was schließlich in der Arbeitslosenbewegung 
1997/98 kulminierte. Dass die Solidarisierung von betrieblichen Beschäftigten, 
Prekären und Arbeitslosen dabei keineswegs eine formale Angelegenheit war, 
zeigten nicht zuletzt die immer wieder aufflammenden heftigen Auseinander- 
setzungen um die Prioritätensetzung bei den Hauptforderungen (Arbeitszeit- 
verkürzung und garantiertes Existenzgeld). In der Tat gelang die Zusammen- 
arbeit nur einige Jahre; AC! ıst heute noch in einigen Regionen präsent, in 
erster Linie als „Arbeitslosenorganisation“ mit der zentralen Forderung nach 
einem Existenzgeld. 

Doch auch die Politik der „UD“-Gewerkschaften und ihr Verhältnis zu den 
außerbetrieblichen Bewegungen ist keinesfalls ein für alle mal definiert. So 
gibt es immer wieder Streit darüber, ob „SUD“ nicht noch stärker „normale“ 
Interessenvertretung betreiben solle, oder auch - in umgekehrter Richtung - 
wie eng die Zusammenarbeit mıt attac seın soll, da diese Organisation eine oft 
unklare, wenig antikapitalistische Haltung einnehme (Hürtgen 2002). 
Insgesamt ist in den letzten Jahren von gewerkschaftlicher Seite eine gewisse 
Rückkehr zum Alltagsgeschäft zu beobachten, nicht zuletzt weil die sozia- 
len Bewegungen ihrerseits zurückgegangen sınd. Doch kann die breite kol- 
lektive Erfahrung, dass „Gewerkschaft“ auch etwas ganz anderes sein kann, 
als eine hierarchische „Massengewerkschaft“ die sich vor allem auf „Kernbe- 
legschaften“ stützt, aus den gewerkschaftlichen Diskussionszusammenhän- 
gen nicht mehr weggedacht werden. Sie findet sich wieder in breit veranker- 
ten Ansprüchen und Grundvorstellungen darüber, von welchen Prämissen 
eine Interessenvertretung zu genügen hat: nämlich von den Vorstellungen 
der Mitglieder und Aktiven auszugehen, und sich in das übergeordnete Ziel 


10 Agir ensemble contre le chömage! Gemeinsam gegen Arbeitslosigkeit vorgehen! 

11 Wichtige Aktivitäten waren z.B. die „Aktion zur Einstellung“: in bestimmten Betrieben 
drängten dortige Gewerkschafter und örtliche Arbeitslose mit Demonstrationen, kurzen Ar- 
beitsniederlegungen etc. auf Neueinstellungen, weil es „nicht sein kann, dass die einen sich 
totarbeiten, während die anderen kein Geld zum Leben haben“, 
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einzureihen, den „Neoliberalismus“ zurückzudrängen und ein eigenes, ge- 
sellschaftliches Projekt zu formulieren. Der „Hauch vom Dezember 1995“ 
zeigt sich weiterhin in für bundesdeutsche Verhältnisse immer noch beein- 
druckenden Netzwerken von gewerkschafts- und bewegungsübergreifenden 
Arbeitszusammenhängen. Und er ist nicht zuletzt längst in wissenschaftli- 
che Diskussionen eingegangen, wo die Erfahrungen des Streiks sowie Er- 
folgschancen und Bedeutung der alternativen Gewerkschaftsansätze für die 
französische Gewerkschaftslandschaft debattiert werden (Aguiton/Bensaid 
1997, Beroud/Mouriaux 1997; Denis 1996; ders. 2001; Sainsaulieu 1999); 
eine wissenschaftliche Debatte übrigens, die hierzulande ebenso ignoriert 
wird, wie die alternativen Gewerkschaftsansätze selbst, oder wie jene Über- 
legungen Bourdieus, die auf sie verweisen. Anders als in der Bundesrepublik 
ist die „Politisierung von Gewerkschaften“ in jenem hier skizzierten „links- 
gewerkschaftlichen“ Teil der Debatte nicht als eine Rückkehr zu bewährter 
Gewerkschaftspolitik konzipiert, sondern als ein als offener Prozess, in dem 
die Formen der Interessenvertretung selbst zur Disposition stehen. 


... und für die Veränderung gesellschaftlicher Institutionen 


Nicht auf vermeintlich bewährte Institutionen wird rekurriert, sondern auf die 
Ansprüche und Anliegen der Lohnabhängigen - und mehr noch: der Bürger. 
Nicht zufällig betont Bourdieu das „Recht auf eine Ökonomie des Glücks“, 
wobei er an die in den Bewegungen und Gewerkschaften verbreiteten Slogans 
„Recht auf soziale Sicherheit“, „Recht auf Partizipation“, „Recht auf Bildung“ 
oder „Recht auf schönes Leben“ anknüpft (Malek/Soulier 1996). Jenes legiti- 
me Verlangen der „Bürger“ - verstanden als: „alle Menschen“, unabhängig 
von ihrem formalen Bürgerstatus - nach Glück, Wohlstand und Lebenssinn 
sind gedanklicher Ausgangspunkt dessen, was der „Globalisierung“ entgegen- 
gesetzt wird. An ihm müssen sich gewerkschaftliche Strukturen, aber auch 
Grundpfeiler der Gesellschaft, wıe Staat, Recht oder „Wirtschaft“ messen - 
und geraten dabei in prinzipielle Kritik. 

Statt einer einfachen „Rückkehr zur Regulierung“ werden - in Gewerkschaf- 
ten, Bewegungen, Diskussionskreisen und auch in attac - weitergehende Über- 
legungen angestellt, auf welche Weise Staat und Politik verändert werden 
müssten, um den Ambitionen der „Bürger“ gerecht zu werden, wie sich die 
Bürger „Sphären der öffentlichen Kontrolle“ und „öffentliche Räume“ zu- 
rückerobern“ können, um „alternative Kriterien“ zu entwickeln, wie ein „ÖF 
fentlicher Dienst“ funktionieren muss, will er Dienst am Bürger sein, und ob 
Unternehmen überhaupt „privat“, ohne gesellschaftliche Kontrolle, wirtschaf- 
ten sollen (Cordoba 1999; Sud Ptt 2002). 

Anders formuliert: War es bisher, in der BRD wie ın Frankreich, das Geschäft 
vor allem der „(Neo)Liberalen“, vermeintlich selbstverständliche gesellschaftli- 
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che Institutionen, wie „Wirtschaft“, „Staat“, „Recht“ oder auch „Gewerk- 
schaft“ mit Verweis auf „Globalisierung“ und „notwendigen Anpassungsleis- 
tungen“ in Frage zu stellen, so haben sie dieses Privileg in Frankreich verlo- 
ren. Den vermeintlich prioritären Unternehmensinteressen wird hier das un- 
hintergehbare Recht der Bürger auf ein glückliches Leben entgegengesetzt, ei- 
ne zugegebenermaßen diffuse Kategorie, dıe zu füllen und zu konkretisieren 
man allerdings angetreten ıst. 

Gesellschaftliche Institutionen und Funktionsweisen nicht als gegeben zu ak- 
zeptieren, sondern sie - ausgehend von den Lebensansprüchen der Mehrheit 
der Bevölkerung - neu zu konzipieren und zu verändern, ist ohne Zweifel ein 
emanzipativer Prozess. Die neuen Linksgewerkschaften in Frankreich tun gut 
daran, sich an diesem Projekt zu beteiligen. Nicht zuletzt von ihnen werden 
damit Vorstellungen von Selbstbestimmung, alternativen Lebens- und Gesell- 
schaftsformen und einer anderen Art des Wirtschaftens formuliert, die über 
die bestehenden Verhältnisse hinausgehen - und damit werden sie auch an 
Überlegungen über prinzipiell neue, nachkapitalistische Produktions- und Le- 
bensweisen anschlussfähig. 


Schluss 


Beide hier vorgestellten Ansätze gewerkschaftlicher Globalisierungskritik - die 
französische und die bundesdeutsche - sind Varianten einer Herangehensweise, 
die eine Wiedereinbettung der entfesselten Ökonomie durch Staat und Gesell- 
schaft proklamiert. Die sozialen und ökologischen Verwerfungen werden als 
politischer Angriff verstanden und nicht oder nur bedingt mit den Prinzipien 
kapitalistischer Produktion in Verbindung gebracht. Damit werden nicht zu- 
letzt auch jene für Unternehmen veränderten ökonomischen Handlungsbedin- 
gungen ausgeblendet, die von den - zu Recht kritisierten - „wettbewerbskor- 
poratistischen“ Ansätzen zuvor unterstrichen worden waren. Umgekehrt sollte 
die Stärke dieser Art von Globalisierungskritik, nämlich gegen „Sachzwänge“ 
auf die Gestaltbarkeit von Gesellschaft, im Sinne allgemeiner sozialer und ö- 
kologischer Wohlfahrt, zu beharren, nicht unterschätzt werden - gerade ange- 
sichts der nach wie vor aggressiven und scheinbar alternativlosen „Standort- 
diskussion“, wie sie nıcht nur in Deutschland und Frankreich geführt wırd. 

Innerhalb einer solchen, sich an Re-Regulierung ausrichtenden Globalisierungs- 
kritik erweist sich die französische Variante als die weiterführende. Hier sind 
die sich entwickelnden Ansprüche von Lohnabhängigen und Bürgern gedank- 
licher Ausgangspunkt, und nicht der Erhalt bestimmter Institutionen von In- 
teressenvertretung. Damit kann „Re-Regulierung“ nicht länger als „Rückkehr 
zum gebändigten Kapitalismus“ sondern als gesellschaftliche Transformation 
gedacht werden - ein Ansatz, der ohne die sozialen Proteste der 90er Jahre 
nicht diese Stärke entwickelt hätte, und der umgekehrt in einer beeindrucken- 


den Suche nach neuen, angemessenen Formen von Organisierung und Inte- 
ressenvertretung seinen Niederschlag findet. 
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Bernard Schmid 


SUD und Solidaires: Linksalternative 
Basisgewerkschaften in Frankreich 


Wer in den letzten Jahren an einer Demonstration in Frankreich oder unter 
Beteiligung von Franzosen und Französinnen teilgenommen hat, etwa aus An- 
lass eines internationalen Gipfels der Staats- und Regierungschefs von Europä- 
ischer Union oder G8-Gruppe, der dürfte sie wahrgenommen haben, die in 
vielen Farben auftauchenden Fahnen mit der Aufschrift SUD. In neuerer Zeit 
ist der Schriftzug meist zu SUD-Solidaires ergänzt worden. Auch bei größeren 
gesellschaftlichen Konflikten wie anlässlich der massiven Erwerbslosenproteste 
im Winter 1997/98 oder, in jüngerer Zeit, dem über vier Monate andauern- 
den Streik der Beschäftigten einer Pariser McDonalds-Filiale fehlen die Sym- 
bole dieser relativ kleinen, aber höchst aktiven Gewerkschaftsorganisation in 
der Regel nicht. 


1. Der historische und juristische Kontext: Ein System des 
gewerkschaftlichen Pluralismus 


Dass neue Akteure wie die SUD-Gewerkschaften im Raum eines guten Jahr- 
zehnts einen veritablen Durchbruch in vielen Sektoren schaffen konnten, ist - 
neben anderen Ursachen - auch mit auf den Kontext zurückzuführen, in dem 
sich die französische Gewerkschaftsbewegung organisiert. Dieser Kontext ist 
seit Jahrzehnten von einer Tradition des politisch-ideologischen Pluralismus 
geprägt: Mehrere Gewerkschaften unterschiedlicher Orientierung können, 
prinzipiell auch im selben Betrieb oder in derselben Branche, nebeneinander 
existieren. 

Diese plurale Zusammensetzung der französischen Gewerkschaftsbewegung 
führte schon früh zu rechtlichen Problemen: Wer sollte befugt sein, für die 
abhängig Beschäftigten zu sprechen und ein für alle Lohnabhängigen in ei- 
nem Betrieb oder einer Branche verbindliches Kollektivabkommen (das fran- 
zösische Äquivalent zum deutschen Tarifabkommen) abzuschließen? Das gel- 
tende französısche Recht organisiert eine „Repräsentation in der Pluralität“. 
Jede einzelne der verschiedenen, miteinander konkurrierenden Gewerkschaften 
ist berechtigt eine convention collective zu unterzeichnen, die rechtsverbind- 
liche Wirkung (ggf. bis zum nächsten Konflikt) entfaltet - aber unter einer 
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Voraussetzung. Dabei dreht sich alles um den zentralen Begriff der representa- 
tivite, also des „repräsentativen Charakters“ einer Gewerkschaftsorganisation. 
Wenn eine Gewerkschaft in diesem Sinne „repräsentativ“ ıst, kann sie einen 
für alle Beschäftigten bindenden Kollektivvertrag unterzeichnen. ' 

Bis in die jüngere Vergangenheit hinein hatte diese rechtliche Konzeption 
kaum problematische Implikationen: Erstens aufgrund des im französischen 
Arbeitsrecht geltenden Günstigkeitsprinzips - der Artikel L. 132-4 des Arbeits- 
gesetzbuchs schreibt im Prinzip vor, dass das Kollektivabkommen oder die 
Betriebsvereinbarung nur solche Bestimmungen enthalten darf, die aus Sicht 
der abhängig Beschäftigten günstiger ausfallen als jene der geltenden Gesetz- 
gebung. Dennoch wird diese Ermächtigung einer - möglicherweise in deutli- 
cher Minderheitsposition befindlichen - einzelnen Gewerkschaft, ein für alle 
Beschäftigten verbindliches Abkommen zu schließen, in jüngerer Zeit immer 
mehr zum Problem. Denn einerseits hat der Gesetzgeber seit 1982 - die erste 
Bresche in das Günstigkeitsprinzip hat ironischerweise die erste Linksregierung 
unter Francois Mitterrand gerissen - den Verhandlungspartnern die Möglich- 
keit eröffnet, auf bestimmten Feldern Abkommen (die so genannten accords 
derogatoires) zu schließen, deren Bestimmungen von der geltenden Gesetzge- 
bung abweichen, ohne (notwendigerweise) günstiger aus Sicht der Lohnab- 
hängigen zu sein. Andererseits hat auch die (richterliche) Auslegung des Gün- 
stigkeitsprinzips zu einer gewissen Erosion beigetragen. Hat doch eine viel 
beachtete höchstrichterliche Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vom 19. 
Februar 1997 in einem konkreten Fall anerkannt, dass eine Betriebsvereinba- 
rung auch dann als „günstiger“ im Vergleich zu konkurrierenden Regeln gel- 
ten konnte, wenn die Lohnabhängigen „Opfer“ in Form des Verzichts auf 
einen Lohnzuschlag zu bringen hatten, aber diese „Opfer“ durch den Erhalt 
der Arbeitsplätze gerechtfertigt wurden. Allerdings ist die in diesem Streitfall 
angewendete Lösung in anderen Fällen durch die Gerichte abgelehnt worden. 


Ein zweiter wichtiger Faktor, der den „gewerkschaftlichen Pluralismus“ akzep- 
tierbar macht, besteht in der in Frankreich vorherrschenden Konzeption des 
Streikrechts. Dieses durch die Verfassung garantierte Grundrecht stellt - an- 
ders als in Deutschland - kein „organisches“ Recht dar, dessen Ausübung an 
die gewerkschaftliche Struktur gebunden ist. Vielmehr gilt das Streikrecht als 
individuelles Grund- und Freiheitsrecht jedes abhängig Beschäftigten, das die- 


1 Schließen mehrere „repräsentative“ Gewerkschaften einen Kollektivvertrag bzw. eine Betriebs- 
vereinbarung mit dem Arbeitgeber oder Kapitalverband, so sind alle diese Abkommen 
rechtsgültig, sofern sie verschiedene Themen betreffen. Haben sie aber den gleichen Gegens- 
tand und sind sie auf gleicher Ebene abgeschlossen, so gilt das jeweils jüngere Abkommen als 
„Revision“ des jeweils älteren. Dazu stellt der Artikel L. 132-7 Arbeitsgesetzbuchs eigene Re- 
geln auf. Nach diesen Bestimmungen kann etwa, unter restriktiv gefassten Voraussetzungen, 
eine numerische Mehrheit der Unterzeichner des älteren Abkommens gegen die „Revision“ 
während der ersten Tage ein Veto einlegen. 
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ser auch völlig unabhängig von einer gewerkschaftlichen Struktur ausüben 
kann - jedenfalls unter einer Bedingung: Das Streikrecht „in konzertierter 
Form“ auszuüben, also durch mehr als einen einzigen Beschäftigten (nämlich 
mindestens zwei). Diese Konzeption macht die abhängig Beschäftigten weni- 
ger abhängig von der Existenz und der konkreten Politik einer gewerkschaftli- 
chen Struktur. Sie hat zugleich die Entstehung freier (Streik-JKoordinationen, 
namentlich in den Jahren 1986 bis 1989, außerhalb gewerkschaftlicher Appa- 
rate begünstigt. Aus diesen coordinations wiederum ist, zu maßgeblichen Tei- 
len, der Kern der ersten SUD-Gewerkschaften entstanden. 


Auswirkungen auf die Gründung der SUD 


Der Gesetzgeber hat eine Reihe von Rechtspositionen und Vollmachten auf 
die „repräsentativen“ Gewerkschaften beschränkt: Diese können rechts- 
verbindliche Kollektivabkommen und Betriebsabkommen abschließen. Sie 
können ab einer bestimmten Betriebsgröße einen (ganz oder teilweise) Freige- 
stellten benennen, einen delegue syndical. Und sie können, seit einem Gesetz 
von 1982, als einzige im ersten Wahlgang der Wahlen zu Personalvertretungen 
(etwa zu Betriebsräten oder für die delegues du personnel, die eine Art be- 
trieblicher Vertrauensleute darstellen) antreten. Fin zweiter Wahlgang, zu dem 
dann alle Gewerkschaften - auch die nicht als syndıcats representatifs aneı- 
kannten - antreten dürfen, findet nur dann statt, wenn die Wahlbeteiligung 
im ersten Durchgang unter 50 Prozent lag. Daneben verwalten die „repräsen- 
tatıven“ Gewerkschaften gemeinsam mit Vertretern der Arbeitgeber eine Reihe 
von Sozialkassen des öffentlichen Sozialversicherungssystems. 

Die Beschränkung dieser Rechtsansprüche auf die „repräsentativen“ Gewerk- 
schaften geht auf ein Gesetz vom 28. Mai 1945 zurück. Damals ging es vor- 
rangig darum, die Reste der vom profaschistischen Vichy-Regime ererbten, 
korporatistischen Vereinigungen außen vor zu halten. Doch in den darauf 
folgenden Jahren, nach Ausbruch des Kalten Krieges, trieb eine andere Frage 
Regierungen und Arbeitgeberlager um: Wie konnte man das Gewicht des mit 
Abstand stärksten Gewekschaftsbunds umgehen, der „pro-kommunistischen“ 
CGT, und trotzdem über legitim erscheinende Verhandlungspartner verfügen? 
Ein Gesetz vom 11. Februar 1950 legt seitdem die Kriterien für „Repräsentati- 
vität“ fest. Diese sind ım Artikel L. 133-2 des Arbeitsgesetzbuchs niedergelegt, 
der fünf Kriterien nennt: die Mitgliederzahl, die Unabhängigkeit (gemeint ist 
jene gegenüber dem Arbeitgeber), die Mitgliedsbeiträge, die „Erfahrung und 
Lebensdauer der Gewerkschaft“, sowie „die patriotische Haltung während der 
Besatzung“. Allerdings brauchen jene Gewerkschaften, die in einem der fünf 
„großen“ Dachverbände (CGT, CFDT, FO, CFITC und CGC) - von denen 
zumindest zwei, die christliche CFTC und die Gewerkschaft der höheren An- 
gestellten CGC, ın Wirklichkeit eher geringen Einfluss haben - Mitglied sind, 
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ihre „Repräsentativität“ nicht erst zu beweisen, sondern gelten automatisch, 
kraft einer „unwiderlegbaren Vermutung“, als repräsentativ. Damit werden 
mitunter vom Arbeitgeber aufgebaute Pseudo-Organisationen vor allem ın 
kleineren Betrieben, die kaum Einfluss haben, aber in einen der Dachverbän- 
de Aufnahme finden, künstlich als „repräsentativ“ anerkannt. 

Die Gerichte haben die Anwendung dieser Kriterien im konkreten Falle aus- 
zulegen. Dabei haben sie schon seit längerem anerkannt, dass nicht unbedingt 
alle dieser Punkte die gleiche Aussagekraft aufweisen. Die Richter dürfen da- 
her einigen Kriterien stärkeres Gewicht als den anderen zusprechen, aber unter 
der Bedingung, nicht den Gesamteindruck unter Würdigung des Zusammen- 
spiels aller bestehenden Kriterien zu vernachlässigen. 

Besonders die SUD-Gewerkschaften hatten überall, wo sie (zum ersten Mal) 
auftraten, mit dem Problem der Anerkennung ihres „repräsentativen Charak- 
ters“ zu kämpfen. In der Regel führten sowohl die Betriebsleitung als auch 
manche der traditionellen Gewerkschaftsbünde Prozesse gegen den Neuan- 
kömmling auf der gewerkschaftlichen Bühne, um etwa sein Antreten zu Per- 
sonalrats- (im öffentlichen Dienst) oder Betriebsratswahlen zu verhindern.’ 
Laut Annick Coupe, Mitgründerin der ersten Branchengewerkschaft SUD-PTT 
(SUD bei Post und Telekom) und seit 2001 Sprecherin des umgebildeten 
Dachverbands Union syndicale-Solidaires, wurden „in 99 Prozent der Fälle“ 
entsprechende Verfahren angestrengt, mit dem Ziel, SUD ihre „Repräsentativi- 
tät“ zu verweigern. Allerdings hätten die SUD-Gewerkschaftsgründer „über die 
Hälfte“ der Prozesse gewonnen. Freilich hätten die Prozesse oft zur Abschre- 
ckung und Entmutigung (potenzieller) Aktivisten beigetragen. Andererseits 
äußert der Unternehmensberater (und frühere CFDT-Gewerkschafter) Daniel 
Labbe in seinem Buch - das eher daraufhin konzipiert ist, Gegnern von SUD 
Strategien und Analyseinstrument an die Hand zu geben - die gegenläufige 
Ansicht: Die „Strategie der institutionellen Ausgrenzung“ etwa bei der Post 
habe erheblich zur Stärkung der Positionen von SUD-PTT beigetragen. Denn 
diese, in seinen Augen gescheiterte, Strategie habe SUD in den Augen vieler 
abhängig Beschäftigter als „Verteidiger der Rechtlosen“ erscheinen lassen und 
ihr die Aura moralischer Integrität verlichen. (Labbe 2001, 67) Aus ähnlichen 
Gründen scheint die Ausgrenzungsstrategie bei einigen Unternehmen, etwa 


2 In den öffentlichen Diensten, wo die SUD-Gewerkschaften zuerst auftraten - bei Post und Te- 
lekom, in den Krankenhäusern - galt bis vor wenigen Jahren die Regel des Artikel L. 133-2 ın 
dieser Form nicht, da das Arbeitsgesetzbuch unmittelbar nur auf die Unternehmen des priva- 
ten Wirtschaftssektors (sowie die Eisenbahner mit ihrem besonderen Statut) Anwendung fin- 
det, während im öffentlichen Dienst staatlich gesetzte Sonderregeln gelten.Freilich stellten die 
in ihrer Rechtsform autonomen öffentlichen Unternehmen oftmals eigene „Repräsentativäts- 
Regeln“ für die bei ihnen vertretenen Gewerkschaften auf. Doch im Jahr 1996 schrieb ein 
Gesetz des damaligen konservativen Ministers für den öffentlichen Dienst (und jetzigen Jus- 
tizministers), die Loi Perben, auch für den öffentlichen Dienst nunmehr gleiche Regeln be- 
züglich der gewerkschaftlichen representativite vor. 
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France Telecom, ad acta gelegt worden zu sein. 

Zum Jahresende 2002 erzielte SUD einen doppelten gerichtlichen Sieg. In ei- 
ner Entscheidung vom 3. Dezember 2002 fand sich der Oberste Gerichtshof 
dazu bereit, die Anwendung der Kriterien der Repräsentativität ein wenig 
„aufzuweichen“: Die erwiesene Unabhängigkeit gegenüber dem Arbeitgeber - 
die häufig bereits durch dessen Prozessieren erbracht ist - und der „Einfluss“, 
verstanden als Fähigkeit zur Mobilisierung eines Teils der abhängig Beschäf- 
tigten, können demnach für den Nachweis der „Repräsentativität“ genügen. 
Konkret hatten die Betriebsleitung und die CFDT gegen die im Januar 2001 
neu gegründete Gewerkschaft SUD bei den elsässischen Sparkassen geklagt, 
nachdem SUD drei Monate später einen Freigestellten ernannt hatte (vgl. da- 
zu die Analyse der Wirtschaftszeitung La Tribune vom 5.12.2002). Wenige Ta- 
ge später gab, am 16. Dezember 2002, das Pariser Verwaltungsgericht einer 
Klage der - im Aufbau befindlichen - Gewerkschaft SUD Transports statt. 
Diese hatte die Personalratswahlen bei den Pariser Transportbetrieben der 
RATP (Metro- und Buslinien) angefochten, da SUD nicht am ersten Wahl- 
gang hatte teilnehmen können (Le Monde vom 19.12.2002). 

Nicht unwahrscheinlich ist unterdessen, dass die neokonservative Regierung 
Raffarin in den ersten Monaten des Jahres 2003 ohnehin die geltenden Regeln 
in Sachen „Repräsentativität“ in Frage stellen wird. Denn auch im Arbeit- 
geberlager werden diese Spielregeln zunehmend in Frage gestellt, weil ihre 
Anwendung sich als untauglich erweist, um „sozialen Frieden“ bzw. Ruhe bei 
den Arbeitskonflikten herzustellen. Denn oftmals weisen die auf solcher 
Grundlage geschlossenen Abkommen nur eine geringe Legitimation auf, und 
können in der Praxis schon bald durch einen neuen Konflikt über den Hau- 
fen geworfen werden. Daher verlangt auch ein Teil der Arbeitgeber nach einer 
Neuregelung, die zu stärkerer Legitimierung der unter „Sozialpartnern“ ge- 
schlossenen Vereinbarungen führen soll. Die SUD-Gewerkschaften wollen die 
sich dadurch eventuell öffnende Situation nutzen, um die Frage nach der ge- 
werkschaftlichen Demokratie öffentlich neu aufzuwerfen. 


2. Der Hintergrund der Entstehung von SUD: 
Die widersprüchliche Entwicklung der CFDT 1968 - 1988 


Die Wurzeln der Entstehung des linksalternativen Gewerkschaftsprojekts SUD 
finden sich in jener widersprüchlichen Entwicklung, welche die CFDT - ne- 
ben der CGT der zweite große gewerkschaftliche Dachverband - ab Mitte der 
60er Jahre nahm. Eine der damals in der CFDT (neu) angelegten Traditionsli- 
nien wird später gewissermaßen durch die SUD-Gewerkschaften verlängert, 
nachdem die CFDT sie in einem längeren Prozess abgestoßen hatte. 

Die Confederation frangaise democratique du travail (Französischer demokra- 
tischer Arbeiterverband) entstand durch eine Umwandlung des Mehrheits- 
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blocks der alten, katholisch-sozialen Konföderation CFTC anlässlich ihres 
Kongresses vom 6./7. November 1964 in Issy-les-Moulineaux. Im Zuge der 
Modernisierung der französischen Nachkriegsgesellschaft sprach sich der Kon- 
gress für eine „Entkonfessionalisierung“ des Gewerkschafts- und Gesellschafts- 
verständnisses aus. Eine eher konservativ geprägte Minderheit wollte den 
Wandlungsprozess jedoch nicht mittragen und spaltete sich ab, um den Na- 
men der CFTC beizubehalten. 

Die neu entstandene CFDT nahm ab Mitte der 60er Jahre an bedeutenden 
Streikbewegungen teil. Zugleich fand auch eine Öffnung zu neuen gewerk- 
schaftlichen Themen statt, wie beispielsweise „Dritte-Welt“-Solidarität, Forde- 
rungen nach Lebensqualität und weniger Autoritarismus in der Gesellschaft 
sowie - ab den frühen 70er Jahren bereits - Ökologie; so forderte die CFDT 
damals einen mehrjährigen Baustopp für Atomanlagen. Die ideelle Basis für 
diese Weiterentwicklung der CFDT-Programmatik beruhte zu bedeutenden 
Teilen auf einem moralisch-ethischen Anspruch, der aus dem ursprünglich 
christlichen Kontext herstammte, aber aus der religiösen Bindung herausgelöst 
wurde. Die Abgrenzung von der CGT erfolgte (abgesehen davon, dass die 
CFDT sich nicht gleichermaßen positiv auf den sowjetischen ‘Realsozialismus’ 
bezog) dadurch, dass die „entkonfessionalisierte“ CFDT der CGT vorwarf, ein 
vor allem „quantitatives“ Gewerkschaftsverständnis zu vertreten - im Sinne 
von Lohn- und Prozentforderungen, welche das gesellschaftliche „Sein“ nicht 
in seinem Wesen träfen. Der ursprüngliche Moralismus verband sich dabei 
mit einem sozialutopischen Moment, das im Laufe der 70er Jahre zeitweise 
stark antiautoritäre Züge annahm. 

Während des Mai 1968 - der in Frankreich auch den mehrwöchigen Streik 
von 8 Millionen Beschäftigten umfasste - unterstützte die CFDT deutlich die 
Streikenden. Damit versuchte sie auch gegenüber der CGT Terrain zu ge- 
winnen, denn die Apparate von CGT und Französischer Kommunistischer 
Partei (PCF), die durch den Ausbruch der Streikwelle überrascht wurden, 
suchten diese in erster Linie unter Kontrolle zu bringen und zu bremsen. In 
der Folgezeit gewann die CFDT umso leichter jüngere Neumitglieder, auch 
aus der „Neuen Linken“. Der CFDT-Kongress vom 5.-10. Mai 1970 beschloß, 
dass der Gewerkschaftsbund sich nunmehr zum „Sozialismus“ als gesellschaft- 
lichem Projekt bekennt. Damit ist vor allem der socialisme autogestionnaire 
gemeint, der „Selbstverwaltungs-Sozialismus“. Die autogestion ist in jenen Jah- 
ren in vieler Leute Munde, vor allem bei dem ein Jahr lang währenden Kampf 
um die Uhrenfabrik Lip (1973/74), die - nachdem ihre Besitzer sie in Kon- 
kurs gehen lassen wollten - durch die Arbeiter übernommen und in Eigenre- 
gie betrieben wurde. 

„Selbstverwaltung“ war zwar zunächst eher ein Slogan denn ein fertiges Ge- 
sellschaftsmodell, doch ließ sich durch ihn vor allem der Unterschied zur au- 
toritären Planwirtschaft nach sowjetischem Muster hervorheben. Damit wurde 
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auch der Unterschied zur PCF und zur CGT, als französischen Unterstützern 
des sowjetischen Systems, deutlich. Die CFDT machte sich die - insgesamt 
noch eher schwammige - Formel der autogestion zu eigen, wobei der Polito- 
loge Rene Mouriaux darauf hinweist, dass sich ein bestimmtes Verständnis von 
„Selbstverwaltung“ durchaus mit Vorstellungen eher konservativer bzw. christ- 
licher Herkunft zum Subsidiaritätsprinzip verbinden lässt. Tatsächlich weist 
das katholisch-bürgerliche Milieu in Frankreich eine lange Tradition der Ver- 
teidigung „kleinerer, historisch gewachsener Einheiten“ gegenüber dem mo- 
dernen, republikanischen Staat mit seinem abstrakten Gleichheitsversprechen 
auf (Mouriaux 1984, 106). Allerdings lehnt es der CFDT-Apparat ab, den 
Selbstverwaltungsanspruch auf die Marx’sche Theorie zu gründen.’ 

Anfang der 70er Jahre platzierte sich die Führung der CFDT an der Seite der 
französischen Sozialdemokratie, die ab 1971 neben der KP zur zweiten Links- 
partei aufzusteigen begann. Im Jahr 1974 beteiligte sich die CFDT an den so 
genannten Assises du socialisme, einem Kongress, der einer deuxieme gauche 
- der „zweiten Linken“ neben der KP - Schwung verschaffen soll (vgl. dazu 
Hamon/Rotman, 1982) Der CFDT-Apparat setzt damals vor allem auf Michel 
Rocard, der im selben Jahr 1974 von der linkssozialistischen PSU zur größe- 
ren Parti Socialiste (PS) seines langjährigen Rivalen Francois Mitterrand über- 
wechselte. Viele CFDT-Kader begleiten die Rocardianer in den PS. Rocard 
wird später die ewige Nummer Zwei hinter dem verhassten Francois Mitter- 
rand bleiben, und als Premierminister einer soziallıberalen Koalition in den 
Jahren 1988 bis 1991, unter Präsident Mitterrand, enden. Bis heute halten In- 
tellektuelle aus der Umgebung von Michel Rocard höchste Führungs- 
positionen im CFDT-Apparat inne. 

So wie die CGT die Französische Kommunistische Partei begleitete, so schien 
die CFDT nunmehr die neuen Aufschwung nehmende Sozialdemokratie zu 
begleiten - die in der Union de la gauche mit der KP verbündet ist. Die 
Linksunion schien unaufhaltsam an die Regierung zu drängen, da das neue 
Gewicht der Sozialdemokratie innerhalb der Union geeignet schien, vielen 
Wählern die Kommunismus-Angst zu nehmen. 

Doch die Linksunion zerbrach im September 1977. Einerseits hatte sich die 
PS, unter dem Einfluss der Sozialistischen Internationale und vor allem der 
westdeutschen SPD, deutlich nach rechts entwickelt. Andererseits hatte die 
sowjetische KP Druck auf die PCF ausgeübt. Seitens der KPdSU war man ei- 


3 Später hat die CFDT, im Zuge ihrer Rechtsentwicklung, der Selbstverwaltung mit dem Slo- 
gan von der „Autonomie der Zivilgesellschaft“ erneut eine völlig veränderte Bedeutung ver- 
liehen - jetzt geht es um die Idee einer autonomen Regelungssphäre der Sozialpartner, aus der 
die politische und gesetzliche Regulierung weitgehend zu verdrängen sei. In der konkreten 
Ausformung lief dies in späten 90er Jahren vor allem darauf hinaus, sozialpolitische Rück- 
schritte im Namen der Vertragsfreiheit unter Sozialpartnern, und der erforderlichen „Entpoli- 
tisierung“ der sozialen Beziehungen, abzusegnen. 


38 Bernard Schmid 


nerseits nicht gewillt, den Einfluss auf die französische „Bruderpartei“ zu ver- 
lieren. Andererseits misstraute man Mitterrand auch aus außenpolitischen 
Gründen - weil man ihn für einen entschiedeneren „Atlantiker“ hielt als die 
Chefs der gaullistischen Rechten. 

Der Bruch der Linksunion führte zu unterschiedlichen Konsequenzen. Seitens 
der PCE und der CGT etwa verfiel der „harte Kern“ in eine zunehmende 
dogmatische Erstarrung, und beginnende politische Isolierung. Gleichzeitig 
gelang der CGT die von ihr erhoffte Remobilisierung der Arbeiterschaft nicht. 
Denn durch den ab 1974 beginnenden Anstieg der Massenarbeitslosigkeit ver- 
schlechterte sich das Kräfteverhältnis in den Betrieben drastisch. Die CGT ge- 
riet so immer stärker ins Schlepptau ihrer politischen „Mutterpartei“ (Ross 
1984, besonders 71/72). 

Seitens des CFDT-Apparats wiederum setzte zu jener Zeit das ein, was man als 
zynische Verbitterung gegenüber „der Politik“ bezeichnen kann. Da das Polı- 
tikmodell der Führung gescheitert war - Michel Rocard hatte sich innerhalb 
des PS nicht durchsetzen können, und eine Regierungsübernahme der Links- 
parteien schien weit entfernt zu sein - verabschiedete sich die Führung von 
gesamtgesellschaftlichen Visionen und sozialen Utopien. Nur noch die „ei- 
gentliche Aufgabe“ der Gewerkschaft habe ab jetzt zu zählen, nämlich das 
Verhandeln mit den Arbeitgebern auf der betrieblichen Mikroebene, zum 
Zwecke des Abschlusses konkreter Kollektivabkommen. Der CFDT-Kongress 
von Brest 1979 steht im Zeichen des recentrage - „rezentrieren“, der Ausdruck 
stammt von Generalsekretär Edmond Maire, bedeutet hier so viel wie „sich 
auf seine eigentlichen Aufgaben besinnen“. Radikaleren gesellschaftspoliti- 
schen Ideen wird jetzt der Kampf angesagt. 

Ein neuer scharfer Kurswechsel erfolgte für kurze Zeit im Frühjahr 1981. Vom 
CFDT-Apparat eher unerwartet, gewann der Sozialist Francois Mitterrand 
doch noch die Präsidentschaftswahl vom 10. Mai 1981. Die Linksunion war 
an der Regierung, wobei die KP bereits tendenziell marginalisiert war und sich 
völlig im Schlepptau Mitterrands befand. Zahlreiche CFDT-Führungskräfte 
traten in die neu gebildete Regierung von Pierre Mauroy oder in die höhere 
Verwaltung ein. Die CFDT übte dabei eher eine sozialpolitische Bremserfunk- 
tion aus. Edmond Maire wird zum 20. Jahrestags des Wahlsiegs Mitterrands 
erzählen: „Am Abend des 10. Mai warnten wir ihn (Mitterrand) vor einer ‘Po- 
litik der sozialen Großzügigkeit’, welche die Inflation angeheizt hätte. (...) Wir 
haben Mitterrand erläutert, dass man die 35-Stunden-Woche nicht sofort und 
nicht auf gesetzlichem Wege einführen dürfe, sondern nach und nach sowie 
auf dem Verhandlungsweg.“ (Liberation, 8.5.2001) Die CFDT wird sich in der 
ersten Zeit gegenüber der Mauroy-Regierung verhalten, „als wäre sie eine off- 
zielle Gewerkschaft“ - so steht es im Rechenschaftsbericht eines CFDT- 
Führungsmitglieds von Oktober 1981 (Mouriaux 1984, 93). 

Als die Linksregierung ab dem Jahreswechsel 1983/84 - nach anfänglichen so- 
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zialen Reformen - das Ruder jäh herumwirft, da der wirtschaftliche Druck auf 
sie rapıde wächst, spielt die CFDT die Avantgarde der regressiven Bewegung. 
Am Amtssitz des Premierministers ruft Edmond Maire vor Journalisten dazu 
auf, eine notwendige „neue Austeritätspolitik“ zu betreiben und eine „Re- 
formpause* einzulegen (Aparicio/Pernet/Torgueo, 40). Jeder Bezug auf den 
Sozialismus wird aus dem CFDT-Gesellschaftsprojekt gestrichen, der Markt 
und der Aufbau der Europäischen Gemeinschaft (sowie die „vernünftige“ 
Verhandlung unter Sozialpartnern) werden positiv besetzt. Soziale Bewegun- 
gen hingegen werden nunmehr, im Kontext des verallgemeinerten Zynismus 
gegenüber allem „Politischen“ - nur noch denunziert, wie etwa die Studieren- 
denbewegung vom Dezember 1986 (als „Manipulation der radikalen Linken“). 
Hier schlägt die Geburtsstunde der SUD-Gewerkschaften. 


3. SUD: ein (erfolgreiches) gewerkschaftliches Experiment 


Die Entstehung bzw. das Wachstum der SUD-Gewerkschaften lässt sich ın 
drei zeitliche Abschnitte einteilen. Am Anfang steht die Herausbildung der 
ersten Organisationen mit diesem Namen als Folge der heftigen inneren Kon- 
flikte in einigen CFDT-Sektionen in den Jahren 1988/89, gefolgt von einer 
allmählichen Konsolidierung dieser organisatorischen Kerne. Danach folgt ei- 
ne Phase, die von den unmittelbaren Nachwirkungen des Streikherbstes in 
den öffentlichen Diensten Frankreichs im November/Dezember 1995 geprägt 
ist. Drittens erhalten die SUD-Gewerkschaften neue „Zufuhr“ durch die ın- 
nergewerkschaftlichen Konflikte, die - dieses Mal in der Privatindustrie - aus 
den Effekten der „Aubry-Reform“ zur Arbeitszeitpolitik erwachsen. Damit 
einher geht eine Verbreiterung der sozialen Basis der SUD-Gewerkschaften, die 
nunmehr auch in die privaten Wirtschaftssektoren hineinreicht, nachdem die 
„Pioniergruppen“ alle im öffentlichen Dienst entstanden waren. 

Im Herbst 1988 fanden zwei größere Arbeitskämpfe statt, welche die Wider- 
sprüche innerhalb der CFDT zum Tanzen bringen. Einerseits traten die Sor- 
tierzentren der Post sowie, im Großraum Paris, die camıons jaunes - die „gel- 
ben Lastwagen“ - in den Streik, gegen eine drohende Privatisierung von Tei- 
len des Sektors und wegen der vom Arbeitgeber festgelegten, variablen Ar- 
beitszeiten. Die dort beschäftigten Arbeitskräfte sind - anders als der Durch- 
schnitt der Postbeschäftigten - zum größeren Teil nicht gewerkschaftlich or- 
ganisiert, wofür es mehrere Gründe gibt: Sie sind oft gering qualifiziert, und 
viele von ihnen sind (gesellschaftlich mitunter schlecht integrierte) Zuwande- 
rer aus den departements d’outre-mer, aus den französischen „Überseebezir- 
ken“, und vor allem von den Antillen. Deswegen erfolgte der Zusammen- 
schluss in einer Streikkoordination, in der Mitglieder und Nichtmitglieder 
gewerkschaftlicher Organisationen zusammen wirken. 

Die CFDT-Sektion bei den PTT (Poste, telegraphes et telecommunıcations), 
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unter deren Dach damals noch die jetzigen Post- und Telekom-Unternehmen 
zusammengeschlossen waren, solidarisierte sich nıcht mit der Streikbewegung. 
Erstens richtete sich diese gegen die Regierung von Michel Rocard, und damit 
einen besonderen Freund der CFDT-Führung. Und zweitens befanden sich 
damals bereits die Pläne für die Reforme Quiles in den Schubladen, die 
schließlich 1991 ın Kraft getretene Reform von Postminister Paul Quiles, 
durch welche die vormalige öffentliche Verwaltung der PTT in zwei autonome 
Unternehmen La Poste und France Telecom aufgetrennt wird. Die CFDT will 
bezüglich der Reform konsultiert werden. So ruft der Vorsitzende der CFDT- 
Sektion PTT die Regierung am 13. November zu hartem Durchgreifen gegen 
die Streikenden auf. Der innergewerkschaftliche Streit zeigte seine Aus- 
wirkungen kurz darauf auf dem CFDT-Kongress, der vom 21.-28. November 
1988 in Straßburg stattfand. Gewerkschaftschef Edmond Maire forderte dort 
explizit „den Ausschluss der schwarzen Schafe der Unruhestiftung, von denen 
einige missbräuchlich den Namen der CFDT in Anspruch nehmen“ (Coupe 
2002, 16/17; Crettiez/Sommier 2002, 174/175; Labbe 2001, 52/52; Interview 
mit Guy Freyche). Die Mitgliedschaft der gesamten Sektion der CFDT-PTT 
im Großraum Paris im Dachverband wird „suspendiert“. 

Ungefähr zeitgleich begann die Streikbewegung im Gesundheitswesen, vor al- 
lem ım Großraum Paris. Die Krankenschwestern und andere Gruppen von 
Beschäftigten leiden schon seit längerem unter der mangelnden Anerkennung 
ihrer beruflichen Qualifikation, den extremen Hierarchiebeziehungen gegen- 
über dem ärztlichen Personal und den von Stress und Hektik geprägten Ar- 
beitsbedingungen. Auch diese Berufsgruppe ist in vergleichsweise geringem 
Maße gewerkschaftlich organisiert. Auch hier bildete sich rasch eine Streikko- 
ordination. Noch während sich der mehrwöchige Streik ausweitete, unter- 
zeichnete die CFDT-Sektion ım Gesundheitswesen (CFDT Sante) ein Ab- 
kommen, das von vielen Streikenden als Dolchstoß ın den Rücken erlebt 
wurde. Im März 1989 wurde im Anschluss die gesamte CFDT-Sektion des 
Großraums Paris (CFDT Sante Ile-de-France), die als erste das Abkommen öf- 
fentlich kritisiert hatte, kollektiv aus der Branchenorganisation der CFDT 
ausgeschlossen (Coupe 2002, 17 und 26). 

Die solchermaßen an den Rand gedrängten oder ausgeschlossenen CFDT- 
Mitglieder beschlossen, ihren Kampf nicht einfach aufzugeben. Die „suspen- 
dierten“ oder ausgeschlossenen Gewerkschafter bei Post und Telekom forder- 
ten die CFDT-PTT zunächst auf, alle Sanktionen bis zum 15. Januar 1989 zu- 
rückzunehmen. Zugleich hinterlegten sie bei den zuständigen Registrierungs- 
behörden bereits die Statuten für eine neue unabhängige Branchengewerk- 
schaft - „für den Fall, wo dies notwendig würde“. Als Namen gaben sie Soli- 
daires, Unitaires, Democratiques an (für „Solidarisch, der Kampfes-Einheit ver- 
bunden und demokratisch“ wobei alle Adjektive im Plural stehen). Diese 
Namensgebung impliziert eine klare Kritik an den Praktiken beim Dachver- 


band CFDT, die man nicht zu wiederholen wünscht: Die CFDT war nicht so- 
lidarisch gegenüber den Streikenden, und hat auf undemokratischem, autorı- 
tärem Wege die Aktivitäten ihrer eigenen Mitglieder zu unterbinden versucht. 
Als Abkürzung ergibt dies SUD (gleichklanglich mit „Süden“), ein Name, der 
zugleich ein Augenzwinkern für die zahlreichen bei der Post arbeitenden 
„Provinzler“ aus Südfrankreich darstellen, und an Sonnenschein und andere 
angenehme Dinge denken lassen soll. Am 1. Februar 1989 war die Gründung 
dann offiziell. In den Krankenhäusern, wo der Konflikt mit der CFDT ein 
wenig zeitverschoben stattfand, wurde als Name CRC gewählt. Das Kürzel 
steht für Coordonner, rassembler, construire (Koordinieren, sammeln, aufbau- 
en) und soll symbolisch den Anspruch verkörpern, selbst die Kontinuität der 
früheren Basısaktivitäten der CFDT darzustellen, denn die Formel Coordon- 
ner, rassembler, construire war bereits zuvor als Slogan der CFDT im Ge- 
sundheitswesen des Großraums Paris benutzt worden. 

In den ersten Monaten des Jahres 1989 konsolidieren sich so die ersten „har- 
ten Kerne“, aus denen die spätere gewerkschaftliche Strömung rund um die 
SUD heranwachsen wird. Alsbald sind die GründerInnen vom eigenen Erfolg 
überrascht. Schon im März 1989 finden die Personalratswahlen bei den PTT 
statt. Aus dem Stand heraus erhält die neue Organisation SUD-PTT im lan- 
desweiten Durchschnitt 5 Prozent der Stimmen. Doch vor allem erhält SUD- 
PTT in der Ile-de-France, der Region von Paris und seines Umlands, auf An- 
hieb glatte 15 Prozent der Stimmen. Der fulminante Erfolg wird nur den An- 
fang einer dauerhaften Verankerung in den, künftig getrennten, Unternehmen 
La Poste und France Telecom bilden. 

Vor dem Hintergrund der Wandlungsprozesse dieser beiden Unternehmen im 
zurückliegenden Jahrzehnt - die Einführung von Managementmethoden wie 
in der Privatindustrie, der Übergang zu Rentabilitätskriterien bei der Erfüllung 
vieler öffentlicher Dienstleistungen, die Vorbereitung auf die Privatisierung, 
die bei France Telecom 1997 erfolgte - konnte SUD-PTT eine bis heute nicht 
abgerissene Kette von Erfolgen realisieren. Dabei trıtt SUD den neoliberalen 
Umstrukturierungsprozessen mit einer fundamentalen Kritik gegenüber, ver- 
steht jedoch zugleich pragmatisch am konkreten Erleben der Beschäftigten 
anzuknüpfen. Bei den Personalrats- und Betriebsratswahlen bei France 
Telecom erhielt SUD im Jahr 2000 27,6 und 28 Prozent der Stimmen und 
liegt damit gleichauf mit der CGT, mit welcher sie sich den ersten Platz teilt. 
Beı der französischen Post wurde SUD-PTT bei den Personalratswahlen im 
gleichen Jahr 2000 zur zweitstärksten Gewerkschaft. 

In den Krankenhäusern mit ihren anderthalb Millionen Beschäftigten dauerte 
es für CRC bis zu einem ähnlichen Erfolg etwas länger, zumal sich Mitte der 
90er Jahre spontan neue Gewerkschaftsgruppen unter dem Namen SUD heı- 
ausbildeten. Doch der Konflikt konnte gelöst werden, verschiedene Gruppen 
fusionierten miteinander, und CRC heißt seit 1999 jetzt ihrerseits SUD Sante 
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Sociaux (SUD im Gesundheits- und Sozialwesen). Im Großraum Paris erhielt 
die Gewerkschaft anlässlich der Personalratswahlen 1999 über 16 Prozent der 
Stimmen. CRC bzw. SUD führt mitunter Aktionen „im Stil vom Mai 1968“ 
durch, etwa gelegentliches Einsperren von Direktoren oder Managern. Durch 
die Mobilisierung bestimmter unterprivilegierter Kategorien von Angestellten 
- etwa des Küchenpersonals oder der schlecht integrierten Überseefranzosen - 
kann die Gewerkschaft immer wieder Mobilisierungserfolge verzeichnen (Lab- 
be 2001, 62/63). 

Die zweite größere Welle von SUD-Gründungen erfolgte in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der breiten Streikbewegung in den öffentlichen Diensten 
im November und Dezember 1995. Der Ausstand richtete sich unter der kon- 
servativen Regierung von Alain Juppe gegen die Demontage der öffentlichen 
Dienste (bei der Bahngesellschaft SNCF etwa war die Stillegung von 6.000 
Streckenkilometern auf einen Schlag wegen „Nichtrentabilität“ geplant), gegen 
die Angriffe auf die öffentlichen Rentensysteme sowie das Sozialversicherungs- 
system. Die Führung der CFDT unter ihrer damaligen Generalsekretärin Nico- 
le Notat unterstützte in zentralen Fragen die Regierung Juppg, und verurteilte 
die breite soziale Bewegung. Dagegen waren rund ein Drittel der CFDT- 
Strukturen auf Ebene der Branchen und Regionen am Ausstand beteiligt. 
Durch ihre aktive Teilnahme an der Streikbewegung war einerseits den SUD- 
Gewerkschaften und ihrem Dachverband, der Groupe des Dix (G10), zum ers- 
ten Mal eine breite Aufmerksamkeit gesichert. Selten sprach man in der Presse 
bis dahin so viel von den „neuen Gewerkschaften“ (vgl. etwa Le Monde vom 
1.12.1995, 6.2.1996 oder 14.4.1996.) Andererseits brachen aber auch die Wi- 
dersprüche in verschiedenen Sektionen der CFDT in scharfer Form auf. Im 
Januar und Februar 1996 kam es so binnen weniger Wochen zur sukzessiven 
Abspaltung mehrerer Gewerkschaftssektionen bei der Bahngesellschaft SNCF 
von der Transport-Sektion der GFDT. 

Die Ausgetretenen gründeten als neue Gewerkschaft im Januar 1996 SUD 
Cheminots (SUD Eisenbahner), die sich anlässlich ihres ersten Kongresses im 
März 1997 ın SUD Rail (SUD Schienenverkehr) umbenannte - um zu ver- 
deutlichen, dass sie tatsächlich alle bei der SNCF beschäftigten Berufsgruppen 
einschließlich etwa des Kantinen- oder Reinigungspersonals gewerkschaftlich 
zu organisieren wünscht. Später konnte SUD Rail auch ausgetretene kritische 
CGT-Mitglieder hinzugewinnen. Bei den ersten Betriebsratswahlen kurz nach 
ihrer Gründung, im März 1996, erhielt die Gewerkschaft im nationalen 
Durchschnitt 4,4 Prozent der Stimmen, obwohl sie in nur 7 von insgesamt 23 
SNCEF-Großregionen antrat. Im März 2000 erhielt SUD Rail dann 12,73 Pro- 
zent der Stimmen. 

Die dritte SUD-Gründungswelle resultiert aus der Anwendung der Loi Aubry 1 
und Loi Aubry 2, den 1998 bzw. 2000 in Kraft getretenen Gesetzen der Jos- 
pin-Regierung zur Arbeitszeitpolitik. Die beiden Gesetzestexte stecken den 


Rahmen für den Übergang von der 39-Stunden-Woche zu einer Regelarbeits- 
zeit von 35 Stunden wöchentlich oder 1600 Stunden ım Jahr ab. Die konkre- 
ten Modalitäten der Arbeitszeitreform sind freilich unter die Bedingung des 
Abschlusses einzelbetrieblicher Abkommen gestellt; diese werden für die Ar- 
beitgeber attraktiv gemacht, indem bei Abschluss einer entsprechenden Be- 
triebsvereinbarung staatliche Subventionen (in Form des Frlasses von Arbeit- 
geber-Beiträgen zur Sozialversicherung) in Aussicht gestellt werden. Auf die- 
sem Wege trägt die Reform zu einer „Balkanisierung“ des Arbeitsrechts bei, da 
die Bedingungen der Arbeitszeitpolitik je nach Größe oder gewerkschaftlicher 
Tradition des Betriebs völlig unterschiedlich ausfallen könne. Ferner beinhal- 
tet die Reform (durch den Zwang zum Konsens zwischen „Sozialpartnern“ auf 
der betrieblichen Mikroebene) die Notwendigkeit, in vielen Fällen „Gegenleis- 
tungen“ der abhängig Beschäftigten zu akzeptieren. Diese bestehen in der Re- 
gel in der Hinnahme verkürzter, aber flexibler Arbeitszeiten, die je nach Be- 
darf der Produktion oder der Dienstleistung variieren können. 

Die CFDT hatte sich die Unterzeichnung der größtmöglichen Anzahl sozial- 
partnerschaftlicher Abkommen in diesem Rahmen zum Ziel gesetzt. Doch ın 
vielen Fällen führte dies zu erheblichen Spannungen mit der Mitgliederbasıs. 
Einer der symbolträchtigsten Konflikte bricht beim Reifenhersteller Michelin in 
Clermont-Ferrand aus. Ein im Januar 2001 vorgestellter Abkommens-Entwurf 
der Betriebsleitung sieht unter anderem die Ausdehnung der Produktionszeiten 
auf den (bis dahin in der Regel arbeitsfreien) Samstag vor, mit der Verpflichtung 
zu regelmäßiger Samstagsarbeit in der Produktion als Gegenleistung für die Ar- 
beitszeitverkürzung. Die Führung der CFDT-Branchensektion setzt die Unter- 
schrift unter das Abkommen durch, während 7 von 10 Sektionen bei Michelin 
sich strikt dagegen aussprechen. In Folge der Unterzeichnung des Abkommens 
wird eine Urabstimmung der Beschäftigten der Automobilfirma organisiert. In 
der Abstimmung am 29. März 2001 wird die Kollektivvereinbarung mit knapp 
60 Prozent der Stimmen angenommen. Allerdings kam die Mehrheit aufgrund 
des Votums der Ingenieure, Techniker und höheren Angestellten zusammen. 
Dagegen lehnen die hauptsächlich betroffenen Berufsgruppen - Produktionsar- 
beiter und einfache Angestellte - das Abkommen mehrheitlich ab. Die CFDT 
bei Michelin zerbricht aufgrund des Konflikts, am Stammsitz des Werks ın 
Clermont-Ferrand treten zwei Drittel ihrer Mitglieder aus und begründen SUD 
Michelin. Bei den Betriebsratswahlen am 31. Mai 2001 stürzt die CFDT (im 
Durchschnittsergebnis aller Berufsgruppen) von zuvor 73 auf 49 Prozent der 
Stimmen ab. Dagegen erhält SUD Michelin auf Anhieb 37 Prozent der Stim- 
men (Le Monde vom 24.1.2001, 31.03.2001 und 02.06.2001). 

Eine erste breitere Verankerung in der Privatindustrie ergibt sich ferner aus 
dem Übertritt des bisherigen branchenübergreifenden Regionalverbands der 
CFDT in der Basse-Normandie (die Region um Caen). Der bisher innerhalb 
des Dachverbands linksoppositionelle Regionalverband war ım Mai 1999 „ge- 
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kippt“ worden. Daraufhin traten zahlreiche Mitglieder und Einzelgewerkschaf- 
ten aus und begründeten SUD-Gewerkschaften. So entsteht 1999 SUD In- 
dustrie, die in Betrieben der Region wie dem (krisengeschüttelten) Küchenge- 
rätehersteller Moulinex sowie dem Nutzfahrzeuge-Hersteller RVI (Renault 
Vehicules Industriels) - der inzwischen von Volvo gekauft wurde - verankert 
ist. Bei RVI im normannischen Caen erhielt SUD Industrie bei den Betriebs- 
ratswahlen im Jahr 2000 eine Mehrheit von 57 Prozent der Stimmen. 


Einfluss und Funktionsweise der SUD-Gewerkschaften 


Heute ist SUD landesweit vor allem in öffentlichen Diensten wie bei der Ei- 
senbahn, Post und Telekom, beim öffentlichen Energieversorger und Privati- 
sierungskandidaten EDF - dort hatte SUD Energie im März 2002 einen ersten 
Wahlerfolg mit 23,9 Prozent ım Personalrat der Forschungs- und Ent- 
wicklungs-Abteilung. In der Privatindustrie und im Dienstleistungssektor be- 
ginnt SUD sich erste Ausgangsbasen für eine breitflächigere Entwicklung zu 
schaffen. Dabei, bestehen Unterschiede in der Entwicklungslogik: Im privaten 
Sektor ist es einfacher, örtlich Fuß zu fassen und gute Wahlergebnisse zu er- 
halten, wenn man über bekannte Mitglieder verfügt. Allerdings ist es in der 
Folgezeit schwieriger, sich auf der nationalen Ebene auszudehnen, wie in den 
öffentlichen Diensten, die bereits als nationale Einheiten strukturiert sind. 

In der Anfangsphase kamen die GründerInnen von SUD-Gewerkschaften oft 
aus den Reihen der CFDT, nachdem in den Neunzigern deren innere Wider- 
sprüche aufgebrochen waren. Besonders seit dem Ende des Jahrzehnts waren 
aber auch zunehmende Übertritte von Seiten der CGT zu verzeichnen, nach- 
dem - mit dem Ende der von „oben“ her existierenden realsozialistischen Prä- 
gung der CGT, und ihrer früher dominierenden KP-Nähe - in dieser eine 
politische Sinnkrise bzw. ein Verlust klarer gesellschaftlicher Orientierungs- 
muster ausgebrochen war. Die zunehmend verselbständigte Existenz eines 
Apparats ohne deutlich hervortretende, handlungsleitende „Richtung“ moti- 
vierte viele Mitglieder zur Suche nach einer anderen kämpferischen Kraft, die 
nicht mit der realsozialistischen Hypothek belastet war. Ferner ist in den letz- 
ten Jahren auch ein wachsender Zulauf von Mitgliedern ohne Vorlauf in an- 
deren gewerkschaftlichen Organisationen, zu SUD zu verzeichnen. 

Die SUD kandidierten im Dezember 1997 und im Dezember 2002 bei den 
„Sozialwahlen“. Dabei werden die als Prud’hommes bezeichneten, paritätisch 
mit Vertretern der Lohabhängigen und der Arbeitgeber besetzten Arbeitsge- 
richte gewählt. 17 Millionen Beschäftigte im privaten Wirtschaftssektor sind 
stimmberechtigt. 1997 konnten die SUD-Gewerkschaften bzw. ihre lockere 
Koordinierungsstruktur, die Groupe des Dix, landesweit nur 45 Listen aufstel- 
len. Diese erhielten dort, wo sie antraten, im Schnitt 3,4%, was einem landes- 
weiten Ergebnis von 0,31% entspricht. 2002 konnten die SUD bzw. ihr um- 


gewandelter Dachverband Solidaires eine stärkere Präsenz ausüben und mit 
176 Listen antreten. Damit standen sie für rund ein Drittel der Wahlberech- 
tigten auf dem Stimmzettel. In drei Vierteln der Fälle konnte das Wahlziel 
von 5% der Stimmen (ab dieser Schwelle haben die Kandidaten ein Recht auf 
Wahlkampfkosten-Rückerstattung) erreicht werden; auf nationaler Ebene ergab 
das ein Ergebnis von 1,5% im landesweiten Durchschnitt. 

Fast alle SUD-Gewerkschaften gehören einem Dachverband an, der 1981 un- 
ter dem Namen Groupe des Dix gegründet wurde. Damals - SUD existierte 
noch nicht - ging es vor allem darum, jene „autonomen“ (d.h. keinem Dach- 
verband angehörenden) Einzel- und Branchengewerkschaften zusammenzu- 
schließen, die meist seit der Spaltung zwischen den Dachverbänden CGT und 
FO in den Jahren 1947/48 außerhalb nationaler Bundesstrukturen verblieben 
waren. Das anfängliche Koordinierungstreffen von 10 teilweise kämpferischen 
(wie der traditionsreichen Gewerkschaft der Finanzbediensteten SNUT), teil- 
weise eher konservativ-unpolitischen Organisationen blieb in den ersten Jah- 
ren ohne tiefere Perspektive oder verbindliche Ziele. Auf Einladung des SNUI, 
der 1989 selbst einen kämpferischen mehrmonatigen Streik ın den Finanzäm- 
tern geführt hatte, trat die frisch gegründete SUD-PTT dieser Koordinierungs- 
struktur als „Beobachter“ bei. 1992 erwarb SUD-PTT die Vollmitgliedschaft in 
der „Gruppe der Zehn“. In den darauf folgenden Jahren traten die sich neu 
gründenden SUD-Gewerkschaften überwiegend diesem Verband bei, der an- 
lässlich der Kongresse von 1998 und 2001 zum Dachverband Union syndicale 
- Solidaires umgebaut wurde. Gleichzeitig verließen einige der konservativsten 
Organisationen die Koordinterungsstruktur, um dem „Verband der unabhän- 
gigen Gewerkschaften“ UNSA - einem eher unpolitischen, aber der CFDT 
nahe stehenden Koordinierungsverband - beizutreten. 

Die Union Syndicale - Solidaires weist heute 32 nationale Mitgliedsorganisa- 
tionen auf, die wiederum rund 80.000 Einzelmitglieder umfassen.” Ungefähr 
die Hälfte der Unions-Mitglieder gehört SUD-Gewerkschaften an, die andere 
Hälfte aus anderen Traditionen stammenden Organisationen, von denen sich 
aber ein Teil in eine ähnliche Richtung entwickelt. Die größten Mitgliederor- 
ganisationen sind der SNUI mit rund 20.000 Mitgliedern und SUD-PTT mit 
rund 16.000 Organisierten. 

Als Funktionsprinzipien wurden sowohl innerhalb der einzelnen SUD- 
Gewerkschaften (in der Regel), als auch im Dachverband Union syndicale - 


4 In Frankreich ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad insgesamt aufgrund verschiedener 
Faktoren, darunter die antigewerkschaftliche Repression vor allem in kleineren und mittleren 
Betrieben und der Anstieg der Erwerbslosigkeit sowie voraus gegangene Niederlagen der Ar- 
beiterbewegung, stark gesunken. Er beträgt derzeit nur noch 8 bis 10 Prozent der Beschäftig- 
ten. Damit sind heute insgesamt zwischen 1,5 und 2 Millionen Beschäftigte Gewerkschafts- 
mitglieder. Die Möglichkeit zur von Gewerkschaftsführungen unabhängigen Ausübung des 
Streikrechts und andere Faktoren müssen jedoch den Eindruck korrigieren, vor diesem Hin- 
tergrund herrsche soziale Friedhofsruhe. 
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Solidaires basisdemokratische Grundregeln festgelegt. So gab SUD-PTT sich 
im Jahr ihrer Gründung, 1989, eine „Charta zur Selbstdefinition“. In ihr wur- 
den die strikte Begrenzung der Zahl von Hauptamtlichen, die Rotation in ge- 
werkschaftlichen Ämtern (die Obergrenze wurde zunächst auf zwei aufeinan- 
der folgende Mandate von drei Jahren festgelegt), ein Mindestanteil an Frauen 
von 35 Prozent - das entspricht ihrem Anteil an der Mitgliedschaft - und die 
gleichmäßige Verteilung von „politischen“ und „technischen“ Aufgaben auf 
alle Funktionsträgern festgeschrieben. Dadurch sollte die Herausbildung einer 
hauptamtlichen Gewerkschaftsbürokratie, wie in den großen Dachverbänden, 
verhindert werden. In 13 Jahren Existenz scheint SUD-PTT ihre selbst gesteck- 
ten Prinzipien größtenteils eingehalten haben. Aufgrund des starken Zuwach- 
ses an Neumitgliedern, oft ohne vorherige gewerkschaftliche Erfahrung, sind 
einige Prinzipien in jüngerer Zeit etwas gelockert worden. So sind nunmehr 
drei statt zuvor zwei (jeweils dreijährige) Amtszeiten gestattet, um den „Über- 
gang langjähriger Erfahrung“ auf die jüngeren Mitglieder zu gewährleisten. Al- 
lerdings hat die Rotation im Sprecheramt von SUD-PTT funktioniert: 1999 
wurde das Gründungsmitglied Annick Coup& durch Jo&lle Charuel abgelöst, 
diese wiederum im Jahr 2002 durch Rene Ollier. Im Dachverband Solidaires, 
der nach wie vor keinen Gewerkschaftsbund im klassischen Sinne darstellt, 
wurden strikte demokratische Prinzipen festgeschrieben. So lautete die Re- 
gel ursprünglich, dass Entscheidungen nur im Konsens aller vertretenen Ba- 
sisorganisationen gefällt werden können. Aufgrund der Notwendigkeit, im- 
mer häufiger Entscheidungen zu treffen, wurde die Regel abgeschwächt. Ei- 
nerseits ist die mehrheitliche Zustimmung aller Mitgliedsorganisationen er- 
forderlich, die jeweils - unabhängig von ihrer Mitgliederzahl - eine Stimme 
aufweisen. Andererseits verfügt jede Einzelgewerkschaft über ein Rückzugs- 
recht (das bedeutet, dass sie sich an einer ihrer Ideen widersprechenden Ak- 
tion nicht beteiligen muss) sowie ein Vetorecht: Widerspricht eine Aktion 
tragenden Grundprinzipien einer Mitgliedsgewerkschaft, so kann sie diese 
durch ihr Veto verhindern. 

Die Anhänger und Sympathisanten der SUD- bzw. Solidaires-Gewerkschaften 
weisen einige politische Besonderheiten auf. So ergab die Auswertung einer 
Umfrage unter Gewerkschafts-Sympathisanten im April 2002, dass die SUD- 
Sympathisanten anlässlich der Präsidentschaftswahl unter allen Gewerkschafts- 
anhängern (mit weitem Abstand) am wenigsten für die rechtsextremen Kandı- 
daten Jean-Marie Le Pen und Bruno Mögret gestimmt hatten. Insgesamt er- 
hielt die extreme Rechte bei denen, die sich als SUD-Sympathisanten ausge- 
ben, nur 3% (im Vergleich zu durschnittlich 20% der Franzosen, 12% unter 
den CFDT-Parteigängern und 25% unter den Anhängern der christlichen 
CFTC). Zugleich stimmen 40% unter ıhnen für die radikale Linke, der größte 
Teil unter ihnen (27%) für den marxistisch-undogmatisch auftretenden Kan- 
didaten der Ligue Communiste Revolutionnaire (LCR), Olivier Besancenot - 
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der 27 Jahre junge Kandidat und Postbeschäftigte ist selbst Mitglied von 
SUD-PTT. Unter den Mitgliedern finden sich von Anfang an sowohl Vertreter 
anarchistischer und libertär-kommunistischer Strömungen wie auch der bei- 
den trotzkistischen Parteien LCR und LO, aber mittlerweile auch Sozialde- 
mokraten und Grüne. Unter den Neumitgliedern befinden sich inzwischen 
freilich auch viele ohne politische Vorgeschichte. 

Über die soziale Zusammensetzung der Mitglieder- und Sympathisantenbasis 
dürfte soviel feststehen: Erstens hat SUD eine bedeutende Verankerung unter 
den Beschäftigten der (bisherigen) öffentlichen Dienste. Dies steht in Zusam- 
menhang mit dem fundamentalen Rollenwandel dieser Dienste ım Kontext 
von neoliberaler Politik, Rentabilitätsdruck und Privatisierungsoffensiven und 
der damit einhergehende Infragestellung der beruflichen Rolle der Beschäftig- 
ten. In bestimmten öffentlichen Diensten wie bei der Post begannen in den 
70er Jahren oftmals sozial schlechter integrierte Gruppen in überdurchschnitt- 
lichem Maße zu arbeiten, etwa Überseefranzosen (von den Antillen oder La 
Reunion) oder auch manche „Provinzler“. Der öffentliche Sektor versprach - 
bei schlechterer Bezahlung - zumindest Arbeitsplatzsicherheit und erleichterte 
es in der „Metropole“ Fuß zu fassen, bei gleichzeitiger Aussicht auf eine spä- 
tere „Versetzung“ in Richtung Heimat. Zugleich zog der Postdienst damals oft 
junge Linke und „postmatenalistisch“-alternativ eingestellte Personen an, da 
zwar die Bezahlung im Durchschnitt deutlich geringer, aber die Arbeitshetze 
erheblich schwächer war als in der privaten Wirtschaft (in der damals noch 
leicht Arbeitsplätze zu finden waren). Zudem wirkte die hohe Konzentration 
von Arbeitern, bei gleichzeitig ausgeprägter gewerkschaftlicher Präsenz und 
damals - noch - relativ lockeren Arbeitsbedingungen, attraktiv auf diese 
Gruppe. Diese Beschäftigtenstruktur, jedenfalls der „Alteingesessenen“, liefert 
eine Teilerklärung für die erfolgreiche Etablierung von SUD im PTT-Sektor. 
Hinzu kommt, zweitens, in jüngerer Zeit eine erhöhte Attraktivität von SUD 
für die Kinder des „Bildungsbooms“, also der verlängerten Ausbildungs- und 
Studienzeiten, die heute - oft weit unter ihrer Qualifikation - namentlich im 
Dienstleistungssektor beschäftigt sind. Dieses „akademische Proletariat“ legt, 
neben Anforderungen an Lohngerechtigkeit besonderen Wert auf „postmate- 
rielle“ Faktoren wie halbwegs respektvolle Behandlung, minimale Möglichkei- 
ten individueller Entfaltung auch im Arbeitsleben u.ä. Es bildet eine wichtige 
Basis für die Entwicklung von SUD-Gewerkschaften etwa in den Forschungs- 
und Entwicklungsabteilungen von Großunternehmen (wie jener des Energie- 
versorgers EDF, oder bei den Entwicklungsingenieuren des Automobilherstel- 
lers Renault), oder auch beim Dienstleistungsanbieter FNAC. In der, auf Kul- 
turartikel sowie Informatik spezialisierten Kaufhauskette hat SUD eine örtlich 
starke Verankerung in mehreren Pariser Filialen und spielte im Jahr 2002 eine 
wichtige Rolle bei der Streikbewegung gegen bestehende Lohn-Ungleichheiten 
zwischen verschiedenen Pariser FNAC-Niederlassungen. 
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Ein prägendes Merkmal der SUD-Gewerkschaften ist ihre Weigerung, ihre Ak- 
tivitäten auf den Betrieb und rein quantitative Forderungen zu beschränken. 
Schon in ihrem Gründungsjahr 1989 nahm SUD-PTT an der damaligen Kam- 
pagne für einen Schuldenerlass für „Dritte Welt“-Länder teil und engagiert 
sich für das Wahlrecht für Immigranten. 1990/91 engagierte sich die noch 
kleine Gewerkschaft in der Bewegung gegen den Golfkrieg. Seitdem hat das 
gesellschaftliche Engagement der SUD-Basisgewerkschafter vielfältige Formen 
angenommen. Die „Pionierorganisation“ SUD-PTT etwa ist 1994 Grün- 
dungsmitglied des Bündnisses AC! (Agir ensemble contre le chömage, Ge- 
meinsam handeln gegen Arbeitslosigkeit), das die Proteste der Erwerbslosen 
zu strukturieren versucht. 1998 ist SUD-PTT eines der kollektiven Grün- 
dungsmitglieder des globalisierungskritischen Netzwerks ATTAC in Frank- 
reich. SUD-PTT ist an der Seite der Sans papiers, der um ihre Rechte kämp- 
fenden „illegalen“ Immigranten, ebenso engagiert wie in internationalistischen 
Kampagnen. Im Dezember 2000 organisierten SUD-Gewerkschafter beim Ver- 
sandbuchhandel Amazon.fr den wahrscheinlich ersten Solidaritätsstreik (seit 
Jahrzehnten) in Frankreich für US-amerikanische Arbeiter. Einige, aber nicht 
alle SUD-Gewerkschaften haben kritische Positionen zur Atomenergie bezo- 
gen, so SUD Rail, die sich über die Beschäftigung mit nuklearen Gefahrgüter- 
transporten per Eisenbahn in das Thema eingearbeitet hatte und inzwischen 
an koordinierten Aktionen mit dem Anti-Atomkraft-Netzwerk Sortir du nuc- 
leaire teilnimmt. 

Annick Coupe hebt es in der Selbstdarstellung von SUD/Solidaires (Coupe 
2002) an zahlreichen Stellen hervor: Aufgabe einer gewerkschaftlichen Solida- 
sität sei es, den Blick über den Horizont der eng umrissenen Eigeninteressen 
im Betrieb hinaus zu lenken, und alle gesellschaftlichen Konsequenzen „des 
Neoliberalismus als derzeitiger Form des Kapitalismus“ zusammen zu denken. 
Gewerkschaftliche Aktivität sei in dieser Form auch ein Mittel, „um die Welt, 
in der wir leben, besser verstehen zu lernen“. Im Unterschied zu traditionellen 
Gewerkschafts-Dachverbänden, die sich in der Vergangenheit auf linke Ideolo- 
gien bezogen, wird dieser unterschiedliche gesellschaftliche Aspekte umspan- 
nende Diskurs aber nicht von oben aufgepfropft. Die Positionen zu gesamt- 
gesellschaftlichen Fragen sollen durch permanente, immer wieder begonnene 
Diskussionsprozesse zwischen den einzelnen Organisationen und mit ihren 
Mitgliedern erarbeitet und vertieft werden. 

Ein letztes Strukturmerkmal der SUD-Gewerkschaften ist ihre Beziehung zur 
(nicht gewerkschaftlich organisierten) Basis, also zu den abhängig Beschäftig- 
ten. SUD hat sich systematisch Transparenz statt Geheimpolitik auf die Fah- 
nen geschrieben und lehnt Verhandlungen ohne Informationsfluss an die „Ba- 
sis“ ab. So beklagt sich, in einer den Arbeitgebern nahe stehenden Fachzeit- 
schrift, der Mitarbeiter einer Consulting-Firma: „SUD Informationen unter 
dem Vorbehalt der Vertraulichkeit anzuvertrauen, ist schlicht irrig, denn alles 


wird öffentlich gemacht“ (Trentesaux, 74). Dort, wo SUD als „repräsentativ“ 
im oben beschriebenen Sinne anerkannt ist, ist die Arbeitgeberseite allerdings 
rechtlich dazu verpflichtet, ihr die selben Informationen wie anderen gewerk- 
schaftlichen Verhandlungspartnern zukommen zu lassen. SUD-Gewerkschaf- 
ten publizieren häufig detaillierte Analysen über Kollektivverträge bzw. Ent- 
würfe dafür, die sich in Verhandlung befinden oder abgeschlossen wurden - 
unter genauer Herausarbeitung dessen, was für die Beschäftigten auf dem 
Spiel steht. Zugleich praktiziert SUD aber keine systematische Verweigerung, 
was den Abschluss von Betriebsvereinbarungen betrifft, vor allem dort, wo die 
Beschäftigten - nachdem sie gründlich informiert wurden - dem mehrheitlich 
positiv gegenüber stehen, oder wo nach einem erfolgreichen Streik Fortschrit- 
te festgeschrieben werden sollen. Vor allem aber praktiziert SUD eine Infor- 
mationspolitik, die eigene Niederlage oder vorherige Fehleinschätzungen nicht 
verschweigen oder schönreden möchte, etwa nach einem Arbeitskampf, des- 
sen Ergebnisse ungünstig ausfallen. Auch darin liegt ein Unterschied zu man- 
chen „klassischen“ Gewerkschaftsorganisationen. 


Fazit und Ausblick 


13 Jahre nach ihrer Gründung innerhalb der damals noch einheitlichen fran- 
zösıschen Post und Telekom sind die SUD-Gewerkschaften nicht mehr aus 
der politisch-sozialen Landschaft Frankreichs wegzudenken. Die damaligen 
Initiatoren hätten sich das 1988/89 kaum träumen lassen. Zumindest in eini- 
gen wirtschaftlichen Sektoren und gesellschaftlichen Bereichen haben die in- 
novativen Praktiken der alternativ-basisdemokratisch ausgerichteten Organisa- 
tion dauerhafte Erfolge gezeitigt - vor allem in den (bisherigen) öffentlichen 
Diensten. Aber auch im privaten Wirtschaftssektor beginnt das „Modell“ 
SUD da und dort Fuß zu fassen. Landesweit jedoch bilden SUD-Solidarres 
noch keinen Verband, der mit den traditionellen Gewerkschaftsbünden - den 
confederations - auf quantitativer Ebene gleichziehen könnte. Bestimmt aber 
tragen sie dazu bei, eine neuartige und vorwärts weisende Antwort auf die - 
auch in Frankreich grassierende - gewerkschaftliche Krise zu geben. Sie zeigen, 
dass andere gewerkschaftliche Praktiken als jene hoch bürokratisierter, schwer- 
fälliger und (bezogen auf ihre eigene Funktionsweise) strukturkonservativer 
Organisationen möglich sind. Und dass es zugleich möglich ist, diese neue 
Form gewerkschaftlicher Aktivität in enger Bindung an die Vielfalt gesell- 
schaftlicher Widerspruchsfelder zu entwickeln. Insofern ist die Krise auch eine 
Chance. 

Die Erfolgsgeschichte von SUD/Solidaires erklärt sich teilweise aus spezifisch 
französischen, historischen und gesellschaftlichen Faktoren. Da ist die Krise 
der vormals für die Arbeiterbewegung des Landes (in Teilen) prägenden posı- 
tiven Bezugs auf den sowjetischen Kommunismus. Da ist vor allem die relati- 
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ve Schwäche - verglichen etwa mit der deutschen Situation - der (miteinander 
rivalisierenden) traditionellen, hoch bürokratisierten Gewerkschaftsapparate. 
Diese quantitative Schwäche, verbunden mit einer fest in der französischen 
Geschichte verwurzelten Kampfbereitschaft für soziale und demokratische Zie- 
le innerhalb breiter Teile der Gesellschaft und der französischen („nicht orga- 
nischen“) Konzeption des Streikrechts, erleichtert die Autonomie „der Klasse“ 
- und neuer Akteure in ihr - gegenüber jenen Apparaten, die sich längst, wie 
im Fall der CFDT, zum Disziplinierungsinstrument im Sinne herrschender 
Ordnungspolitik verwandelt haben. Es ist zu wünschen, dass diese neuen Ak- 
teure im Bündnis mit anderen Gruppen - etwa Teilen der CGT, die sich in 
Frage zu stellen vermögen - Antworten auf die Krise der französischen Ge- 
werkschaftsbewegung entwickeln können. 
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Raul Zelik 


Gewerkschaftssterben in Kolumbien 
Über den Zusammenhang von neoliberaler Deregulie- 
rung, staatlicher Politik und Paramilitarismus 


Wird über Gewerkschaftspolitik diskutiert, ist schnell von ‘Krisen’ die Rede. 
Aber woran macht sich die Krise von Gewerkschaften eigentlich fest? An 
niedrigen Mitgliederzahlen oder der Kooptation von Apparaten im Rahmen 
der Sozialpartnerschaft? An der Bewegungslosigkeit von Großgewerkschaften 
oder an der Existenz kleinerer, konkurrierender Gewerkschaften, die unein- 
heitlich vorgehen, aber dafür gesellschaftspolitische Prozesse in Gang setzen 
können? Von den meisten DGB-Funktionären dürfte die ‘Krise’ wohl vor al- 
lem als Verlust von Verhandlungsmacht ın den Zeiten neoliberaler Deregulie- 
rung wahrgenommen werden. Für Gewerkschaftslinke wie die Aktivisten der 
Bayer-Liste in Wuppertal, die Anfang der 80er Jahre auf schmutzigste Weise 
von der IG Chemie-Führung hintergangen wurden, hat die Krise der deut- 
schen Gewerkschaften hingegen zu einem ganz anderen Zeitpunkt begonnen. 

In diesem Text verstehe ich ‘Krise’ vor allem als existenzielles Problem. Sie 
beschreibt die Verdrängung gewerkschaftlicher Organisation ım Allgemeinen 
und die Eliminierung gewerkschaftslinker/regierungsoppositioneller Positio- 
nen im Besonderen, denn in Kolumbien - man muss es so dramatisch aus- 
drücken - findet seit Ende der 80er Jahre ein regelrechter Vernichtungsfeldzug 
gegen Gewerkschaften statt. Verantwortlich dafür sind, wie gezeigt werden soll, 
Reformen im Arbeitsrecht, staatliche Kriminalisierung und eine Mordkam- 
pagne, die ihresgleichen sucht. Allein 2001 wurden nach Angaben der Inter- 
national Confederation of Free Trade Unions (ICFTU) (2002) mehr als 200 
Gewerkschafter in dem südamerikanischen Land ermordet (vgl. Perez/Colec- 
tivo de Abogados 2002). Das US State Department (2002), gewerkschafts- 
freundlicher Übertreibungen sicherlich unverdächtig, geht davon aus, dass in 
Kolumbien seit 1991 insgesamt 1600 Gewerkschafter getötet und 60 Prozent 
der Morde an Gewerkschaftern weltweit in dem südamerikanischen Land ver- 
übt wurden. Dabei bilden Mordfälle nur die Speerspitze der Angriffe. Die je- 
suitennahe Forschungseinrichtung CINEP hat im Jahr 2000 277 Angriffe auf 
Gewerkschaftsführer und 870 Angriffe auf Gewerkschaftsmitglieder gezählt 
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ve Schwäche - verglichen etwa mit der deutschen Situation - der (miteinander 
rivalisierenden) traditionellen, hoch bürokratisierten Gewerkschaftsapparate. 
Diese quantitative Schwäche, verbunden mit einer fest in der französischen 
Geschichte verwurzelten Kampfbereitschaft für soziale und demokratische Zie- 
le innerhalb breiter Teile der Gesellschaft und der französischen („nicht orga- 
nischen“) Konzeption des Streikrechts, erleichtert die Autonomie „der Klasse“ 
- und neuer Akteure in ihr - gegenüber jenen Apparaten, die sich längst, wie 
im Fall der CFDT, zum Disziplinierungsinstrument im Sinne herrschender 
Ordnungspolitik verwandelt haben. Es ist zu wünschen, dass diese neuen Ak- 
teure im Bündnis mit anderen Gruppen - etwa Teilen der CGT, die sich in 
Frage zu stellen vermögen - Antworten auf die Krise der französischen Ge- 
werkschaftsbewegung entwickeln können. 


Quellen 


1. Interview des Autors mit 

- Guy Freyche, Gründungsmitglied von SUD-PTT (Dezember 1995 und Dezember 2002) 

- Annick Coup, Sprecherin des Dachverbands Union syndicale - Solidaires (Dezember 2002) 

- Yann Cochin und Pierre Masnieres, Führungsmitglieder von SUD Energie (Dezember 2002) 

- Dominique Malvaud, Führungsmitglied von SUD Rail (November 2002) 

- Alain Martinez, Mitgründer von SUD Renault im Forschungszentrum des Automobilkonzerns 
in Guyancourt (Dezember 2002) 
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Gewerkschaftssterben in Kolumbien 
Über den Zusammenhang von neoliberaler Deregulie- 
rung, staatlicher Politik und Paramilitarismus 


Wird über Gewerkschaftspolitik diskutiert, ist schnell von ‘Krisen’ die Rede. 
Aber woran macht sich die Krise von Gewerkschaften eigentlich fest? An 
niedrigen Mitgliederzahlen oder der Kooptation von Apparaten im Rahmen 
der Sozialpartnerschaft? An der Bewegungslosigkeit von Großgewerkschaften 
oder an der Existenz kleinerer, konkurrierender Gewerkschaften, die unein- 
heitlich vorgehen, aber dafür gesellschaftspolitische Prozesse in Gang setzen 
können? Von den meisten DGB-Funktionären dürfte die ‘Krise’ wohl vor al- 
lem als Verlust von Verhandlungsmacht ın den Zeiten neoliberaler Deregulie- 
rung wahrgenommen werden. Für Gewerkschaftslinke wie die Aktivisten der 
Bayer-Liste in Wuppertal, die Anfang der 80er Jahre auf schmutzigste Weise 
von der IG Chemie-Führung hintergangen wurden, hat die Krise der deut- 
schen Gewerkschaften hingegen zu einem ganz anderen Zeitpunkt begonnen. 

In diesem Text verstehe ich ‘Krise’ vor allem als existenzielles Problem. Sie 
beschreibt die Verdrängung gewerkschaftlicher Organisation ım Allgemeinen 
und die Eliminierung gewerkschaftslinker/regierungsoppositioneller Positio- 
nen im Besonderen, denn in Kolumbien - man muss es so dramatisch aus- 
drücken - findet seit Ende der 80er Jahre ein regelrechter Vernichtungsfeldzug 
gegen Gewerkschaften statt. Verantwortlich dafür sind, wie gezeigt werden soll, 
Reformen im Arbeitsrecht, staatliche Kriminalisierung und eine Mordkam- 
pagne, die ihresgleichen sucht. Allein 2001 wurden nach Angaben der Inter- 
national Confederation of Free Trade Unions (ICFTU) (2002) mehr als 200 
Gewerkschafter in dem südamerikanischen Land ermordet (vgl. Perez/Colec- 
tivo de Abogados 2002). Das US State Department (2002), gewerkschafts- 
freundlicher Übertreibungen sicherlich unverdächtig, geht davon aus, dass in 
Kolumbien seit 1991 insgesamt 1600 Gewerkschafter getötet und 60 Prozent 
der Morde an Gewerkschaftern weltweit in dem südamerikanischen Land ver- 
übt wurden. Dabei bilden Mordfälle nur die Speerspitze der Angriffe. Die je- 
suitennahe Forschungseinrichtung CINEP hat im Jahr 2000 277 Angriffe auf 
Gewerkschaftsführer und 870 Angriffe auf Gewerkschaftsmitglieder gezählt 
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(NoticiasAliadas. Org 2002). Gewerkschaftliche Aktivität ist, insbesondere 
wenn sie Privatisierungsprojekte behindert oder klassenkämpferische Positio- 
nen vertritt, zu einem Ticket in den Tod geworden. Oder wie es Kolumbianer 
ironisch ausdrücken: „Geh lieber zur Guerilla. Das ist ungefährlicher.“ 

Umso erstaunlicher ist, dass in der wissenschaftlichen Literatur der Paramilita- 
tismus kaum eine Rolle spielt. Die meisten Autoren leiten das Phänomen aus 
der allgemeinen Gewaltsituation im Land ab. Eine Untersuchung von Interes- 
sen und Akteuren im ‘schmutzigen Krieg’ wird unterlassen. Rainer Dombois 
beispielsweise erwähnt das Problem im Gegensatz zu vielen kolumbianischen 
Autoren zwar immerhin explizit, belässt es jedoch bei einigen lapıdaren Ne- 
benbemerkungen (1999: 321). Etwas deutlicher wird er in einem für deutsche 
Leser verfassten Aufsatz (1997: 272): 


„Viele Funktionäre insbesondere militanter und politisierter Gewerkschaften sind Opfer von 
Mordanschlägen paramilitärischer Gruppen oder auch der Militärs geworden ... So wie Streiks Po- 
litikern und herrschender öffentlicher Meinung häufig als Behinderungen des nationalen Wachs- 
tums oder gar als Anschläge gegen die nationale Sicherheit gelten, denen letztlich polizeilich- 
repressiv zu begegnen ist, so werden Gewerkschaften auch oft als Zusammenschlüsse gesehen, die 
(...) politisch-subversive Ziele verfolgen.“ 

Die Logik, die hinter dem antigewerkschaftlichen Terror steckt - jeder, der 
einmal kolumbianische Aktivisten begleitet hat, weiß, dass der inflationär ge- 
brauchte Begriff in diesem Fall zutreffend ist - wird nicht analysiert. Genau 
darum müsste es jedoch gehen. Denn die Angriffe besitzen eine klare Logik. 
Sie richten sich gegen politisierte Gewerkschaften, wie Dombois selbst fest- 
stellt, oder gegen Organisationen im öffentlichen Dienst, die wie die ICFTU 
(2002) konstatiert, Widerstand gegen die Privatisierungspolitik leisten. 

Der Paramilitarismus ist also - so die These dieses Aufsatzes - nicht einfach 
eine weitere Facette des bewaffneten Konflikts in Kolumbien. Er ist eingebet- 
tet ın eine von kolumbianischem Staat und einheimischem wie transnationa- 
lem Kapital seit Mitte der 80er Jahre betriebene Strategie, die auf Deregulie- 
rung von Arbeitsmärkten, Bereitstellung von Bodenschätzen für den Welt- 
markt und Zerschlagung des öffentlichen Sektors abzielt. Insofern geht es 
auch um den Zusammenhang von Globalisierung, Ausnahmezustand und 
Krieg nach innen. 


Kurze Geschichte der kolumbianischen Gewerkschaftsbewegung 


Die kolumbianischen Gewerkschaften zeichnen sich seit ihren Ursprüngen zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts (vgl. Uribe 1993, Villanueva 1992, Silva Romero 
1998) durch eine notorische Schwäche aus. Verantwortlich hierfür waren und 
sind der niedrige Industrialisierungsgrad (mit einer dementsprechend niedri- 
gen Zahl von lohnabhängig Beschäftigten), die erfolgreiche Anbindung der 
Arbeiterschaft an die beiden oligarchischen Parteien und eine schon in den 
Frühzeiten der Gewerkschaftsbewegung brutal zuschlagende Repression. Die 


ersten großen Arbeitskämpfe wurden in den 20er Jahren vor allem von Bana- 
nenpflückern, Eisenbahnern sowie den bis heute als kämpferischster Teil der 
Arbeiterschaft geltenden Erdölarbeitern in der Region um Barrancabermeja 
ausgefochten (vgl. Silva Romero 1998: 32-43). Mit dem Massaker auf den Ba- 
nanenplantagen von Cienaga 1928 kam dieser Zyklus von Kämpfen jedoch zu 
einem blutigen Ende.' Das Ereignis machte die Niederlage der ‘revolutionär- 
sozialistischen’ Bewegung manifest; gleichzeitig vermochte „die Liberale Par- 
tei, sich die Früchte der Rebellion“ anzueignen (Silva Romero 1998: 45). Die 
Liberalen, trotz sozialreformerischer Rhetorik eine Partei der Eliten, forcierten 
die Zentralisierung der Gewerkschaftsbewegung unter eigener Hegemonie. Sil- 
va Romero bezeichnet die 1931 erfolgte Legalisierung der Gewerkschaften 
denn auch als „Feudalisierung“ von bis dahin den Bedürfnissen der Protest- 
bewegungen angepassten Organisationen (ebd.: 47f). Arbeitskonflikte wurden 
institutionalisiert, die Gründung unabhängiger oder politischer Gewerkschaf- 
ten faktisch verboten. Auch die Gründung des Gewerkschaftsverbandes CTC 
(Confederaciön de Trabajadores de Colombia, zunächst: Central Sindical de 
Colombia) im Jahr 1936 war trotz des Einflusses der damals noch jungen 
Kommunistischen Partei im Verband Ausdruck dieser Kontrollanstrengungen 
durch die Liberale Partei. 

Repression und Kooptation durch die Liberalen waren nicht die einzigen 
Probleme, die die kolumbianische Gewerkschaftsbewegung dauerhaft belaste- 
ten. Ein weiteres Hindernis war die Atomisierung, wie sie durch Gesetzgebung 
und die Intervention der oligarchischen Parteien gefördert wurde. Cärdenas 
(1990: 47) spricht von einer systematischen Politik des „Teilen und Herr- 
schens“. Zum einen hätten rechtliche Bestimmungen bis heute verhindert, 
dass sich Industrie- gegen Betriebsgewerkschaften durchsetzten, und damit 
zum Entstehen Tausender Kleinstgewerkschaften geführt, zum anderen sei die 
„in der CTC erreichte Einheit in den 30er und 40er Jahren durch den Aus- 
schluss und die Ermordung der progressivsten Führer sowie durch die gewerk- 
schaftliche Spaltung torpediert“ worden (ebd.). Nachdem sich der 1934 zum 
Präsidenten gewählte Alonso Löpez Pumarejo (1934-38) zunächst auf die 
CTC stützte und einige wichtige Sozialreformen einleitete - vor allem um 
weitere Aufstände abzuwenden -, bekam die Gewerkschaftsbewegung diese 
Spaltungspolitik wenig später voll zu spüren. Die Liberalen verabschiedeten 
sich noch unter Präsident Löpez von ihrem Reformkurs, die Konservative Par- 
teı verfolgte eine aggressive rechtskatholische, mit falangistischen Elementen 
versetzte Linie. Wesentlicher Ausdruck des rechten Angriffs auf die Gewerk- 


1  Literaturnobelpreisträger Gabriel Garcia Märquez hat die Geschichte dieses Streiks weltbe- 
rühmt gemacht. Mehrere hundert Bananenpflücker und ihre Verwandten, die sich in Erwar- 
tung einer Verhandlungsdelegation der United Fruit Company am Bahnhof der Kleinstadt 
Cienaga versammelt hatten, wurden von der Armee regelrecht massakriert und ihre Leichen 
ins Meer geworfen. 
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schaften war die Gründung der UTC (Uniön de Trabajadores de Colombia) 
im Jahre 1946, mit der klassenkämpferische Positionen ın den Folgejahren er- 
folgreich unterlaufen werden konnten (Silva Romero 1998: 83): 


„.. die Gewerkschaften der CTC müssen immer häufiger Streiks führen, die ... nicht schnell been- 
det werden können, und sich am Ende mit geringen Erfolgen zufrieden geben. Auf der anderen 
Seite setzen die katholischen Gewerkschaften am Verhandlungstisch permanent Lohnerhöhungen 
und Rechte durch, ohne einen einzigen Cent bei Streiks zu verlieren, In Antioquia lässt sich die 
Desertion von Gewerkschaften und Funktionären der CTC in Richtung UTC beobachten. Die 
Existenz der in der UTC zusammengeschlossenen christlichen Gewerkschaften ist eine der zentra- 
len Grundlagen für das von (dem Rechtskonservativen, Anm. d. V.) Laureano Gömez verfolgte 
neokorporativistische Modell. Die Verbreitung von Agrargewerkschaften in weiten Teilen des 
Landes ist einer der Hauptansatzpunkte der rechten Führung bei ihrem Projekt, den Linksruck 
der städtischen Massen und großen Teilen der Bauernschaft zu stoppen.“ 

Die Konsequenzen für die kolumbianische Gewerkschaftsbewegung waren de- 
saströs. Die UTC verwandelte sich vielerorts in eine Mischung aus politi- 
schem Werkschutz - UTC-Funktionäre wurden als Personal-Chefs angeheuert 
- und ideologischem Transmissionsriemen für das autoritäre Projekt der 
Rechtskonservativen. Der 1948 ausbrechende Bürgerkrieg, der insgesamt 
200.000 Kolumbianern das Leben kostete, machte die CTC-Gewerkschaften 
zudem auch zu militärischen Angriffszielen. Tausende von Aktivisten - Mit- 
glieder der kommunistischen Partei, aber auch des progressiven Flügels der 
Liberalen - wurden ermordet. 

Es dauerte 15 Jahre, bis sich wieder nicht-korporativistische Gewerkschaften 
formierten. Verantwortlich für diese Renaissance waren 4 Faktoren: der von 
der liberalen Parteiführung durchgesetzte Ausschluss der Kommunisten aus 
der CTC 1960, die allgemeine Enttäuschung über die 1958 gebildete Nationa- 
le Front (eine 16 Jahre andauernde, allen demokratischen Prinzipien wider- 
sprechende Machtaufteilung zwischen liberalem und konservativem Parteiap- 
parat), die allgemeine Aufbruchs- und Widerstandsstimmung, die Lateinameri- 
ka nach der kubanischen Revolution erfasste, und der von internationalen In- 
vestitionen hervorgerufene Entwicklungsschub, der erstmals eine größere In- 
dustriearbeiterschaft hervorbrachte. So stieg die Beschäftigung „im verarbei- 
tenden Gewerbe zwischen 1945 und 1978 von 464.000 auf über 1,4 Millionen 
(oder 18% der Erwerbsbevölkerung)“ (Dombois 1997: 262). Die mit ausländi- 
schem Kapital errichteten Fertigungsstätten wurden „zu Zentren gewerkschaft- 
licher Organisation im industriellen Bereich“ (ebd.: 263) Diese Elemente wa- 
ren Ausschlag gebend für das schnelle Wachstum der Arbeiterbewegung in 
den folgenden Jahrzehnten (Cardenas 1990, Silva Romero 1998). Ende der 
70er Jahre waren damit zwei entgegengesetzte Tendenzen auszumachen. Wäh- 
rend die Spaltung der Gewerkschaften (ebenso wie die der politischen Linken) 
weiter anhielt - zu CTC und UTC hatten sich die sozialdemokratische CGT 
sowie die kommunistische CSTC gesellt -, konstituierte sich quer zu ideologi- 
schen Gräben eine Arbeiterbewegung von unten. Der deutlichste Ausdruck 
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dieser Basismobilisierung war der Generalstreik im September 1977, der in Ko- 
lumbien als historischer Einschnitt bewertet wird. Der Streik, der erfolgreichs- 
te in der jüngeren kolumbianischen Geschichte, wurde von Basisgruppen und 
Belegschaften mehr oder weniger autonom organisiert (vgl. Alape 1980). Silva 
Romero zufolge waren es sowohl der Erfolg dieser Mobilisierung als auch die 
zunehmende Distanzierung der liberalen und konservativen Parteien von 'ih- 
ren’ Zentralen, die einem tiefgreifenden Neugruppierungsprozess Raum öffne- 
ten. Während CTC und UTC, von der Austeritätspolitik der Regierungspar- 
teien genauso hart betroffen wie alle anderen Gewerkschaften auch, rasant an 
Bedeutung verloren und Anfang der 80er Jahre über die Gründung einer Ar- 
beiterpartei diskutierten, begannen unabhängige Betriebs- und Industriegewerk- 
schaften sowie die kommunistisch dominierte CSTC einen Vereinigungsprozess, 
der schließlich 1986 zur Gründung der CUT (Central Unitaria de Trabajadores) 
führte, des heute mit Abstand größten kolumbianischen Dachverbandes. 

Auch nach dieser Neuformierung blieb das Panorama für die Gewerkschafts- 
bewegung insgesamt schwierig. Der mit großen Hoffnungen verknüpfte Gene- 
ralstreik im Oktober 1988 legte nur in einzelnen Regionen das wirtschaftliche 
Leben lahm, die Zersplitterung bestand fort. Das Hauptproblem dürfte dabei 
weniger die Existenz konkurrierender Dachverbände als vielmehr das Fehlen 
von Industriegewerkschaften gewesen sein, die die überbetriebliche Kommu- 
nikation organisierten.” Zudem waren und sind die gewerkschaftlichen Mit- 
gliedszahlen nicht nur außerordentlich niedrig, der Anteil der Organisierten an 
der Gesamtzahl der Beschäftigten ist seit 1985 auch kontinuierlich gesunken. 
Zahlen der ILO von 1991 zufolge ist Kolumbien nach Ecuador und Peru das 
lateinamerikanische Land mit dem niedrigsten Organisationsgrad (zit. nach 
Kruijt et al. 1996: 21). Er liegt bei 5-7%, wobei kolumbianische Gewerkschaf- 
ter darauf hinweisen, dass die Regierung die Zahlen in Anbetracht der interna- 
tionalen Kritik mittlerweile nach oben schönt. Löpez (1999: 194) spricht von 
945.000 der 12 Millionen abhängig Beschäftigten, die gewerkschaftlich organı- 
siert sind (bei 43 Millionen Kolumbianern insgesamt); Suärez (1994: 201), der 
etwas ältere Zahlen heranzieht, von 886.000, davon 531.000 in der CUT, 
63.000 in der CTC und 37.000 bzw. 87.000 in den beiden Dachverbänden 
CGT und CTDC (eine Nachfolgeorganisation der UTC), die wenig später fu- 
sionierten und in der zu den ‘christdemokratischen’ Gewerkschaften gehörenden 
CGTD aufgingen?, sowie weiteren 169.000 in unabhängigen Gewerkschaften. 
Bei einer Zustandsschreibung der kolumbianischen Gewerkschaften lassen sich 


2  Cardenas (1990: 50) spricht für Mitte der 80er Jahre von 101 regionalen Föderationen und 
2172 Gewerkschaften. 

3 Bemerkenswerterweise besitzen die CGTD - trotz ihrer rechtskonservativen Wurzeln - und 
der ‚christdemokratische’ Weltverband World Confederation of Labour heute eine größere 
Bereitschaft, sich mit den sozialen Bewegungen Kolumbiens zu solidarisieren als die ‚sozial- 


demokratischen’ CTC und ICFTU. 
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also folgende Punkte festhalten. Erstens: Die Gewerkschaftsbewegung hat sich 
spät und nur in einzelnen Branchen - vor allem im öffentlichen Sektor (Del- 
gado 2001) und einigen wenigen Grofßßindustrien - entwickelt. Schon Anfang 
der 80er Jahre, also vor der paramilitärischen Offensive und der neoliberalen 
Deregulierungswelle, war ihre Position schwach. Dombois (1997: 272) spricht 
von „Ghettoverbänden“, was insofern zutreffend ist, als historisch immer nur 
eine Minderheit der Kolumbianer in geregelten Beschäftigungsverhältnissen 
stand. Zweitens: Die Gewerkschaften haben seit ihrer Gründung mit einer 
staatlichen Politik zu kämpfen, die bisweilen auf die Domestizierung, andere 
Male auf die direkte Schwächung der Arbeiterorganisationen abzielt, und sind 
in diesem Zusammenhang immer wieder brutaler Repression ausgesetzt gewe- 
sen. Drittens: Die Gewerkschaftsbewegung ist ın doppelter Hinsicht zersplit- 
tert. Zum einen hat die Gesetzgebung die Entwicklung von Industriegewerk- 
schaften (zugunsten betrieblicher Vertretungen) erschwert, zum anderen haben 
die Hegemonisierungsversuche der oligarchischen Parteien die Verbände para- 
lysiert. Viertens: Die Mehrheit der Beschäftigten sind nie in den Genuss kol- 
lektiver Tarifverträge gekommen. Der Medelliner Escuela Nacional Sindical 
zufolge waren 1988 - also ebenfalls vor der neoliberalen Deregulierungswelle - 
nur 15% der Lohnempfänger ım öffentlichen und privatwirtschaftlichen Sek- 
tor von Tarıfverträgen geschützt; im Transportwesen gar nur 4,5% und im 
Handel 0,73% (zit. nach Delgado 2001: 51) Fünftens: Die wenigen gesetzli- 
chen Regelungen, die Belegschaften schützen, werden häufig nicht umgesetzt. 
So ergab eine Erhebung des Arbeitsministeriums 1998, dass 26% der unter- 
suchten Unternehmen zwar von ihren Beschäftigen Sozialversicherungsbeiträ- 
ge einbehielten, diese aber nicht an die Sozialkasse ISS abführten (ebd.: 68). 


Neoliberale Wende und Angriff auf die Gewerkschaften 


Die meisten Beiträge gewerkschaftsnaher Sozialwissenschaftler in Kolumbien 
charakterisieren die Arbeitsbeziehungen in ihrem Land ähnlich wie Carmen 
Marina Löpez (1999: 196f): 

„1. Ein heterogener wirtschaftlicher Sektor, der von einer schwachen Industrie und einem großen 
informellen Sektor geprägt ist; 2. Ein politisches Regime, das von einer liberalen Vorstellung der 
industriellen Beziehungen ausgeht und sich auf klientelistische Beziehungen stützt, die starken 
Einfluss auf jene ausüben; 3. Ein ausschließendes politisches Regime, das zu einer Radikalisierung 
der politischen Kräfte führt und den Aufbau einer demokratischen, einen Konsens in den Ge- 
werkschaften artikulierenden Linken erschwert; 4. Eine schwach ausgebildete Fähigkeit des Staates 
zur Regulation der elementaren Normen in den industriellen Beziehungen.“ 
Zusammengefasst könnte man sagen, Löpez beklagt das Fehlen einer sozial- 
demokratischen Tradition, kritisiert die politische Orientierung der Gewerk- 
schaften und fordert mehr staatliche Intervention ein. Die Kritik am Staat be- 
zieht sich auf dessen unzulängliche demokratische Entwicklung und falsche, 
d. h. neoliberale Polıtikkonzepte. 
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Es ıst auffallend, wie deutlich solche, dem europäischen Sozialdemokratismus 
verbundenen Beiträge die Debatte in Kolumbien dominieren. Prinzipiellere 
Kritik an den Verhältnissen und an der Rolle des Staates ist selten zu finden - 
und das, obwohl innerhalb der CUT das Verhältnis zwischen so genannten 
„Linken“ und „Demokraten“ bei etwa 50 zu 50 liegt. Hierin reflektiert sich 
die Tatsache, dass die wenigen gewerkschaftsnahen Publikationen von auslän- 
dischen Geldgebern - Stiftungen, NGOs, internationalen Institutionen - ab- 
hängig sind. Dabei spielt u. a. die Friedrich-Ebert-Stiftung (in Kolumbien 
FESCOL) eine Schlüsselrolle und prägt sowohl den Verlauf gewerkschaftlicher 
Debatten als auch die internationale Wahrnehmung des kolumbianischen 
Konflikts. Es handelt sich - auch wenn viele dieser Publikationen hilfreiche 
Beiträge bereitstellen, ohne die beispielsweise dieser Aufsatz nicht hätte ge- 
schrieben werden können - um eine Form politischer Intervention, die man 
kritisch reflektieren muss. Wer die kolumbianische Zivilgesellschaft nämlich 
nicht als bedauernswertes Opfer bewaffneter Akteure begreift - und damit eı- 
ner Variante der Totalitarismustheorie widerspricht: ‘die gesellschaftliche Mitte 
und ihre extremistischen Feinde’ -, sondern im Gramscianischen Sinn als ein 
von Konflikten durchzogenes Terrain, auf dem sich Herrschaft konstituiert 
und um Hegemonie gerungen wird, muss auch die Machtstellungen und In- 
tentionen der Diskursproduzenten unter die Lupe nehmen. Das Projekt sozı- 
alpartnerschaftlicher Aussöhnung mag weniger gewalttätig daherkommen als 
marktliberale US-Modelle, ist aber nichtsdestotrotz ein Ordnungsprojekt, das 
die Stärkung des (historisch repressiven kolumbianischen) Staates und die 
Zerschlagung systemoppositioneller Positionen anstrebt und sich dabei eine 
internationale Position der Stärke zunutze macht. 

Was die einzelnen von Löpez und anderen beschriebenen Aspekte der ko- 
lumbianischen Arbeitsbeziehungen angeht, gibt es dabei wenig Grund zum 
Widerspruch. Die Phänomene an sich - Schwäche der Gewerkschaften, gerin- 
ge staatliche Regulation der Arbeitsbeziehungen, (politische) Polarisierung der 
Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit - sind unumstritten. Prob- 
lematisch ist die Einordnung in das Gesamtbild. Die von allen kolumbianı- 
schen Regierungen seit Mitte der 80er Jahre und den Unternehmen vorange- 
triebenen Veränderungen der Arbeitsbeziehungen sind nicht einfach das Er- 
gebnis ökonomischer ‘Sachzwänge’ oder politischer Fehlentscheidungen. Die 
Verbindung von extremer Aggressivität und kühler Rationalität deutet darauf- 
hin, dass es sich um ein strategisches Projekt handelt, das in vielen Bereichen 
auf die völlige Zerschlagung gewerkschaftlicher Organisation abzielt. 

Mit dem Scheitern der importsubstituierenden Industrialisierung und der an- 
dauernden gesellschaftlichen Krise kam es in den frühen 80er Jahren in Kolum- 
bien nämlich zu zwei sich überschneidenden Prozessen. Während die Über- 
nahme neoliberaler Konzepte und die daraus folgende Strategie der forcierten 
Weltmarktintegration (im kolumbianischen Fall vor allem als Exporteur der 


38 Raul Zelik 


Rohstoffe Erdöl, Kohle, Gold, Bananen, Schnittblumen und Kaffee‘) nicht 
untypisch für Lateinamerika waren und dıe bekannten sozialen Konsequenzen 
nach sich zogen’, bildete sich im Sicherheitspolitischen eine Praxis heraus, die 
selbst für das an repressive Grausamkeiten gewöhnte Lateinamerika eine Be- 
sonderheit darstellte. Parallel zu den Friedensverhandlungen der Betancur- 
Administration (1982-86) begannen Teile des Staatsapparates mit dem „Out- 
sourcing“ von Repressionsaufgaben (vgl. Giraldo 1996, Alonso 1997, Zelik 
2001a, b). Es entstanden paramilitärische Gruppen, die von Industrie, Dro- 
genhandel und Großgrundbesitz finanziert und von Armee und Polizei trai- 
niert bzw. operativ gesteuert wurden. Ihre Angriffe richteten sich gegen Basis- 
gruppen, soziale Organisationen, Gewerkschaften und zum Teil auch einfach 
die Bewohner ökonomisch interessanter Gebiete. Seit 1983 haben diese 
Gruppen jedes Jahr bis zu 5000 Menschen ermordet; viele davon auf bestiali- 
sche Weise. Dabei ergänzten, bedingten und beeinflussten sich neoliberale 
Öffnungspolitik und Repression gegenseitig. 


"Apertura Econömica’ und Deregulierung 


Die wirtschaftliche Öffnung (Apertura Econömica) wurde während der Präsi- 
dentschaft von Virgilio Barco (1986-90) eingeleitet und von dessen Nachfol- 
ger, dem heutigen OAS-Präsidenten, Cesar Gaviria (1990-94) vertieft. Neben 
dem sich für Kleinbauern und Kleinunternehmer verhängnisvoll auswirkenden 
Abbau von Zollgrenzen (vgl. Ahumada 1996, 2000; Zerda 1997) zielten die 
Reformen v. a. auf die Deregulierung der Arbeitsmärkte, die Vergabe von 
Schürf- und Bohrlizenzen an transnationale Konzerne sowie die Privatisierung 
des öffentlichen Sektors ab. Die Gewerkschaften waren von der „Modernisie- 
rungspolitik“ von Anfang an betroffen. Die häufig als progressiv gefeierte ko- 
lumbianische Verfassung von 1991 verbesserte die gewerkschaftliche Situation 
nicht - im Gegenteil. Suärez (1994: 12) kommt zu dem Schluss, die Konstitu- 
tion fördere den Individualismus und schreibe wirtschaftsliberale Prinzipien 
fest. Parallel dazu verabschiedete der Kongress im Jahre 1990 die berüchtigten 


4 Es ist bemerkenswert, dass Kokain das einzige wichtige Exportprodukt Kolumbiens ist, das 
im Land selbst prozessiert wird. 

5  Kruijt et al. (1996) sprechen von vier auf dem Kontinent beobachteten Effekten: Reallohn- 
senkungen, wachsende Arbeitslosigkeit, Liberalisierung und Flexibilisierung vor allem des 
produzierenden Gewerbes und eine Arbeiter bzw. Unterschichten im Allgemeinen zusätzlich 
belastende Sozial- und Wirtschaftspolitik. 

6  Kleinbauernorganisationen gehen davon aus, dass bis zu einer Million Kolumbianer, die vom 
Anbau von Mais und Kaffee lebten, der Weltmarktkonkurrenz nicht standgehalten haben 
und die traditionelle Landwirtschaft seit Beginn der Apertura aufgeben mussten. Einige 
Zehntausend von ihnen dürften sıch heute mit Kokapflanzungen über Wasser halten, was 
deutlich macht, wie absurd die US-Regierung in der Drogenbekämpfung argumentiert. Wäh- 
rend mit unkalkulierbaren ökologischen Folgen Herbizide über kolumbianischen Urwaldge- 
bieten versprüht werden, schafft die von den USA forcierte Agrarpolitik erst die ökonomi- 
sche Grundlage für die Ausbreitung der Koka- und Schlafmohnpflanzungen. 
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Gesetze Nr.50 und 60, mit denen sich die Leiharbeit schlagartig ausbreitete 
(vgl. Silva Romero 1998, Delgado 2001). Vom heutigen Präsidenten Älvaro 
Uribe Velez initiiert, um „5 Millionen neue Arbeitsplätze“ zu schaffen, führ- 
ten die Arbeitsreformen - 1993 durch die Verabschiedung des Gesetzes Nr. 80 
ergänzt’ - vor allem zu einem Verlust von sozialen Sicherungssystemen und 
einem wahren Gewerkschaftssterben. 40.000 Entlassungen im öffentlichen 
Sektor, das Verschwinden ganzer Gewerkschaften (u.a. der Eisenbahner, Ha- 
fenarbeiter und Arbeiter im Bereich Öffentliche Bauten) sowie die massive 
Schwächung der Gewerkschaftsbewegung als Ganzem waren die Folge. Zwi- 
schen 1990 und 1994, so ein Aufsatz aus dem Umfeld der sozialdemokrati- 
schen Gewerkschaftsschule ENS, seien 514 Gewerkschaften mit 95.000 Mit- 
gliedern zerschlagen worden (Delgado 2001: 58). Silva Romero (1998: 192) 
weist darauf hin, dass es Angestellten der Zeitarbeitsfirmen praktisch unmög- 
lich ist, sich gewerkschaftlich zu organisieren, und bezeichnet die Arbeitsre- 
formen deshalb als „totalitär“. Zu einem ähnlichen Urteil kommt Delgado 
(2001: 58): 

„Die nach 1990 verabschiedeten Gesetzesreformen, die betriebliche Umstrukturierung als Folge 
der so genannten ‘wirtschaftlichen Öffnung’ des Landes gegenüber dem globalisierten Markt und 
der Bedeutungsverhist der Ideale internationaler Solidarität, wie sie auf den Zusammenbruch des 
sozialistischen Lagers folgten, haben die Krise der kolumbianischen Gewerkschaftsbewegung wei- 
ter verschärft. Evident war diese Krise, aus der paradoxer Weise die CUT hervorging, schon Mitte 
der 80er Jahre. Das gesamte gewerkschaftliche Netz, und vor allem jenes im privatkapitalistischen 
Bereich, wurde schwer getroffen. Viele Gewerkschaften sind verschwunden und ein großer Teil 
von denen, die in den vergangenen 10 oder 15 Jahren überlebt haben, sind in ihren Betrieben zur 


Minderheit geworden. Die Unternehmer sehen seitdem freie Bahn für eine direkte Neuregelung 
der Arbeitsverhältnisse mit ihren Beschäftigten - ohne störende gewerkschaftliche Vermittlung.“ 


Die Durchführung von Streiks ist praktisch unmöglich geworden, da Arbeits- 
kämpfe problemlos als illegal deklariert und die Verantwortlichen entlassen wer- 
den können. Betriebsvereinbarungen werden durchgesetzt, indem Gewerkschaf- 
tern mit Entlassung gedroht oder der Austritt von Belegschaften aus der Ge- 
werkschaft finanziell belohnt wird. In anderen Fällen versucht man Gewerk- 
schaftsvertreter von ihrer Basis zu isolieren oder sorgt für die faktische Hand- 
lungsunfähigkeit der Gewerkschaften, indem man die Organisationen durch die 
Förderung unternehmerfreundlicher Betriebsgewerkschaften in die Minderhei- 
tenposition bringt. Bemerkenswert ist außerdem, dass die Deregulierungsmaß- 
nahmen massive Umschichtungen nach sich zogen. Ganze Belegschaften sind 
- legal oder illegal - entlassen und durch prekär Beschäftigte ersetzt worden. 
Besonders weit fortgeschritten ist diese Politik in der Blumenindustrie®. Unter 
den schätzungsweise 120.000 Beschäftigten (die meisten von ihnen alleinste- 
hende Frauen), die auf den Plantagen in der Hochebene um Bogotä arbeiten, 


7 Das Gesetz drängte ein Viertel der Staatsangestellten in ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse ab. 
8 Die folgenden Informationen beruhen im Wesentlichen auf einer Exkursion in die Sabana de 
Bogotä im März 2002. 
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existiert nicht eine einzige funktionierende Gewerkschaft. Die Arbeitsbedin- 
gungen sind katastrophal. Akkordarbeit, extreme Temperaturunterschiede in- 
nerhalb und außerhalb der Gewächshäuser und der permanente Kontakt mit 
Pflanzengiften führen zu schweren Erkrankungen und Missbildungen bei 
Schwangerschaften. Auch werden häufig Löhne unterhalb des Mindestlohnni- 
veaus bezahlt. Als sich 2001 eine Belegschaft in der Nähe des Bogotaner Vor- 
ortes Madrid gegen eine weitere Verschlechterung der Arbeitsbedingungen zur 
Wehr setzte, wurde sie fristlos entlassen und durch neue Arbeiterinnen - die 
Flüchtlingsströme vom Land sorgen, für einen permanenten Überschuss an 
Arbeitskräften - ersetzt, der Prozess vor dem Arbeitsgericht steht aus. De facto 
haben Belegschaften selbst in Fällen eindeutiger gesetzlicher Regelungen kaum 
eine Chance, vor Gericht Recht zu bekommen, denn die Strategie des Out- 
sourcings hat die Position der Unternehmer unangreifbar gemacht. Zwar wird 
nach Untersuchungen des Instituto Nacional Sindical ein Großteil der ko- 
lumbianischen Exportblumen von Dole vermarktet, doch das transnationale 
Unternehmen ist nach einigen Jahren direkten Engagements in der kolumbia- 
nischen Blumenindustrie dazu übergegangen, die Schnittblumen bei einheimi- 
schen Produzenten einzukaufen und mögliche Image-Schäden auf diese Weise 
abzuwälzen (vgl. Zelik 2002c). Die Strategie ähnelt jener der großen Sport- 
schuhmarken, wie sie Naomi Klein in No Logo beschrieben hat. Die kolum- 
bianischen Hersteller zerlegen den Produktionsprozess in ein wahres Laby- 
rinth der Verantwortlichkeiten: Arbeitgeber, Plantagenbetreiber und Grundbe- 
sitzer sind in der Regel nicht identisch. Wenn Arbeitskonflikte anstehen oder 
die Beschäftigten um Lohnzahlungen geprellt werden sollen, wird häufig ein- 
fach der Arbeitgeber - die Leiharbeitsfirma oder der Plantagenbetreiber - in 
den Konkurs geschickt und die Produktion von einem anderen Kettenglied 


fortgeführt. 


Anti-Terror-Gesetze gegen Gewerkschaften im öffentlichen Sektor 


Obwohl der kolumbianische Staat mit den Deregulierungsmaßnahmen den 
privatwirtschaftlichen Bereich weitgehend befrieden konnte, ist die Aktivität 
der Gewerkschaften in dem südamerikanischen Land bemerkenswert geblie- 
ben. Im Oktober 1998 legte ein dreiwöchiger Streik das öffentliche Leben 
lahm, 1999 folgte ein eintägiger Generalstreik, der auch in der Industrie be- 
folgt wurde, immer wieder gab es nationale Aktionstage. Delgado (2001: 79) 
zufolge hat der Konflikt Ausmaße wie in den 80er Jahren angenommen. 

Die Tatsache, dass die kolumbianische Gewerkschaftsbewegung trotz des ım- 
mensen Drucks Mobilisierungen zustande bringt, wie sie ın Lateinamerika 
sonst kaum zu beobachten sind, hat insbesondere mit den Aktivitäten im öf- 
fentlichen Sektor zu tun. Lehrer, Erdölarbeiter und Verwaltungsangestellte ha- 
ben die Hauptlast bei den Protesten getragen. Im Mittelpunkt stand und steht 
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dabei die Verteidigung des öffentlichen Erziehungs- und Gesundheitssystems, 
des staatlichen Erdölunternehmens ECOPETROL sowie die Abwehr weiterer 
Arbeitsreformen. Es ist in diesem Zusammenhang ein interessantes Parado- 
xon, dass in der gewerkschaftsnahen Debatte Kritik am Neoliberalismus zwar 
zum guten Ton gehört, andererseits aber auch das politische Selbstverständnis 
einzelner Gewerkschaften als ‘polarisierend’ kritisiert wird (vgl. Löpez 1999, 
Cärdenas 1999). Tatsächlich versteht sich beispielsweise die Erdölgewerkschaft 
USO nicht nur als Vertretung ihrer Mitglieder, sondern auch als Garant ko- 
lumbianischer Nationalinteressen’. Die härtesten Kämpfe in ihrer Geschichte 
hat sie für eine gesellschaftliche Verteilung der Erdöleinnahmen geführt, die 
Gründung von ECOPETROL 1951 musste dem Staat regelrecht abgetrotzt 
werden. 

Der erbitterte Widerstand gegen die Privatisierungspolitik hat den kolumbia- 
nischen Staat zu offen repressiven Maßnahmen veranlasst. So ist es Anfang 
der 9er Jahre zu mehreren Kriminalisierungsversuchen gegen Gewerkschaften 
gekommen (vgl. Zelik 2001a, S.167). Die 1991 verabschiedeten Gesetze zur 
Drogen- und Terrorismusbekämpfung, die die sogenannte „gesichtslose Justiz“ 
(Qusticia sin rostro) einführten, d.h. Prozesse mit anonymen Kronzeugen und 
ohne Akteneinsicht der Verteidigung ermöglichten, wurden vor allem gegen 
soziale Organisationen angewendet. Als erste traf es die Angestellten des staat- 
lichen TELECOM-Unternehmens, die 1992 gegen den Verkauf ihres Betriebs 
an die AT&T-Tochter Network System streikten. Ein Jahr nach den Protesten 
wurden 16 TELECOM-Techniker des Terrorismus angeklagt. Die renommierte 
Anwaltsgruppe Jose Alvear Restrepo erzielte vor Gericht zwar schließlich ei- 
nen Freispruch, doch kaum waren die Angeklagten frei, gab es eine neue An- 
klage, diesmal gegen Spitze der Erdölgewerkschaft USO. 17 Führungsmitglie- 
der kamen wegen angeblicher Sabotage für Jahre ins Gefängnis. Die Argumen- 
tation der Staatsanwaltschaft stützte sich dabei vor allem auf die Tatsache, 
dass die USO in der Rohstoffpolitik ähnlich argumentiert wie die ELN- 
Guerilla. Als Kolumbien wegen der „gesichtslosen Justiz“ ins Kreuzfeuer in- 
ternationaler Juristenkommissionen geriet, wurden auch in diesem Fall die 
meisten Angeklagten freigelassen und das umstrittene Gesetz abgeschafft. 
Doch die Auseinandersetzung ging weiter. Im April 1998 erschossen “Unbe- 
kannte’ den Gewerkschaftsanwalt Eduardo Umana in seiner Wohnung - die 
Indizien deuten in Richtung der Geheimdiensteinheit XX. Brigade. Und auch 
das Verfahren gegen den krebskranken ehemaligen USO-Präsidenten Hernan- 


9 In der Frage der Ressourcenpolitik stehen „nationale“ im Gegensatz zu „staatlichen Interes- 
sen“. So wehrt sich die Gewerkschaft der Goldsucher SINTRAMINERCOL gegen eine Neu- 
regelung des Eigentums an Bodenschätzen. Bisher war Gold Eigentum der kolumbianischen 
Nation, d. h. jede/r Bürger/in konnte Claims anmelden. Mit der geplanten Reform sollen die 
Abbaurechte in die Hände des Staates übergehen, der diese dann international vermarkten 
kann. Dies hat schwerwiegende soziale Konsequenzen. 
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do Hernändez hat sich erneut zugespitzt. Aufgrund der Aussagen eines Kron- 
zeugen wurde Hernändez im Januar 2003 unter Hausarrest gestellt. 


Das paramilitärische Projekt 


Dort, wo die staatliche Kriminalisierung nicht greift, ist der Übergang zum 
Paramilitarismus fließend. Die Funktion paramilitärischer Gruppen habe ich 
oben bereits kurz umrissen. Sie üben Repressionsaufgaben aus, die der Staat 
nur zu sehr hohen politischen Kosten tragen kann. Damit entzieht sich dieser 
nicht nur der Kritik, sondern kann sich auch als „Opfer des Extremismus“ 
präsentieren und die Akzeptanz autoritärer Lösungen erhöhen. Dieses Kon- 
zept ist nicht originär kolumbianisch. Der Aufbau von parastaatlichen Paral- 
lelstrukturen ist Teil der Nationalen Sicherheitsdoktrin und lässt sich mindes- 
tens bis in die 60er Jahre zurückverfolgen'°. Die Niederlage im Vietnam-Krieg 
veranlasste die US-Militärs, das Konzept im Rahmen der so genannten Low 
Intensity Warfare weiterzuentwickeln (Klare 1995). Wesentlicher Bestandteil 
der Strategie sind so genannte „psychologische Operationen“ und die Einbin- 
dung der Zivilbevölkerung als Armee-Informanten und -Unterstützer in den 
Konflikt. In den Folgejahren wurden Dorfschützer- und Nationalmiliz-Syteme 
in den verschiedensten Bürgerkriegsländern etabliert, u.a. in Guatemala, der 
Türkei und auf den Philippinen. Dabei kam es in den genannten Ländern 
auch zu verdeckten Aktionen der Geheimdienste oder diesen nahestehender 
Gruppen. 

Die kolumbianische Variante des Paramilitarismus besitzt zahlreiche Parallelen 
zu den ‘Dorfschützer’-Modellen, jedoch auch wichtige Unterschiede, die 
maßgeblich mit der Existenz des Drogenhandels zu tun haben. Zum einen 
hat sich nämlich mit den Kartellen die kolumbianische Alltagskultur grundle- 
gend verändert. Gewalt wurde zum normalen und vor allem erfolgreichen 
Mittel der Konfliktregulation. Ausgehend vom Drogenhandel breitete sich die 
den illegalen Ökonomien eigene Brutalität in der Gesellschaft aus und prägte 
die Ausformung des Paramilitarismus. Die Bestialität, mit der die Todes- 
schwadronen in Kolumbien Massaker begehen, wäre ohne die gesellschaftliche 
Deformierung als Folge der Drogenökonomie kaum vorstellbar. Zum anderen 
ist mit dem Drogenhandel ein Akteur entstanden, der sich hervorragend in- 
strumentalisieren lässt. Die Capos sind ın ihrem Bestreben nach Straffreiheit 
bereit, schmutzige Aufgaben für die Sicherheitsorgane zu übernehmen, und 
können gleichzeitig wiederum als Sündenböcke den Staat entlasten. Drittens 
schließlich teilen die Drogen-Capos auch die wirtschafts, sozial- und ord- 
nungspolitischen Vorstellungen der Regierung. 


„Beteiligt am neoliberalen Konzept sind logischerweise die großen Drogenhändler, die bei der 


10 Wer Costa-Gravas’ Spielfilm ‚Z’ geschen hat, besitzt eine Vorstellung davon, wie auch in Eu- 
ropa im Rahmen der „Strategie der Spannung“ ähnliche Modelle zur Anwendung kamen. 


Ausbreitung ihrer Geschäfte hohe Effizienz und Konkurrenzfähigkeit unter Beweis stellen. Sie 
sind Anhänger des Freihandels. Außerdem machen ihre Investitionen in Ländereien unvorstellbar 
großen Ausmaßes die Einschüchterung und den Tod von Bauern notwendig, damit diese ihre 
Grundstücke verkaufen oder verlassen.“ Repression, Landkonzentration, illegale Ökonomie und 
neoliberale Konzepte verknüpfen sich also in der Praxis. „Jede Form der Organisation von Arbei- 
tern, Bauern usw. wird im Rahmen ihrer (des Drogenhandels, d. V.) strategischen Konzepte zer- 
schlagen.“ (Silva Romero 1998, $.174)"' 


So hat der Drogenhandel eine Schlüsselrolle beim Aufbau des kolumbianı- 
schen Paramilitarismus gespielt. Die erste wichtige Todesschwadron des Lan- 
des, die Medelliner Gruppe MAS („Tod den Entführern“), die auf die aktive 
Unterstützung des Geheimdienstbataillons Charly Solano Bince (Giraldo 
1996), des Bataillons Bombonä und der Geheimdiensteinheit S-2 zählen 
konnte (Colombia Nunca Mas 2000: 384ff), wurde von Angehörigen des Me- 
dellin-Kartells um die Ochoa-Familie gegründet. Auch an dem ländlichen Pi- 
lotprojekt der Paramilitärs, das 1982 im zentralkolumbianischen Magdalena- 
Tal nach einem Treffen von Armeeangehörigen, Viehzüchtern, der Texaco Oil 
Company und Politikern der Liberalen Partei entstand (Alonso 1997: 147), 
waren die Capos aus Medellin (darunter ihr Sicherheits-Chef Gonzalo 
Rodriguez Gacha) federführend beteiligt. Als Rodriguez Gacha 1989 von Son- 
dereinheiten der Polizei erschossen wurde, fand man bei ihm Sturmgewehre, 
die über den ausländischen Sicherheitsexperten Yair Klein nach Kolumbien 
gelangt waren. Klein trainierte in den 80er Jahren sowohl nicaraguanische 
Contras als auch kolumbianische Paramilitärs und war auf Vermittlung der 
Armee ins Land gelangt (Zelik 2002a)'. Dass das Medelliner Kartell dann En- 


11 Derartige Verbindungen zwischen Mafia, Todesschwadronen und Sicherheitsdiensten sind 
auch anderswo nachgewiesen worden. Man denke etwa an den „tiefen Staat“ in der Türkei 
oder die im Zusammenhang mit dem Iran-Contragate-Skandal in den 80er Jahren aufgedeck- 
te Kooperation zwischen nicaraguanischer Contra, US-Regierungskreisen und dem lateiname- 
tikanischen Kokainhandel. 

12 Interessant sind auch die Verbindungen, die der Untersuchungsbericht der US-Senatoren 
John Kerry (Demokrat, Massachusetts) und Hank Brown (Republikaner, Colorado) über die 
Affäre um die pakistanische BCCI-Bank aufzeigt. Dem Bericht zufolge wurde der Waffen- 
handel mit den Medelliner Drogen-Capos über eine Melonenzucht in Antigua abgewickelt. 
Diese Farm war 1983 von Överseas Private Investment Corporation (OPIC), einer US- 
Agentur, die „in Amerikas wirtschaftlichem und strategischem Interesse liegende Privatinvesti- 
tionen in Übersee“ fördert, mit einem 2 Mio Dollar-Kredit bedacht worden. Yair Klein und 
sein Partner Maurice Sarfati planten, auf der Farm Trainingskurse in Sicherheitspraktiken 
durchzuführen. Für den Kredit gegenüber OPIC bürgte die BCCI-Bank. Mit Hilfe von 
BCCI, die nach ihrem Zusammenbruch als internationale Geldwaschanlage bekannt wurde, 
finanzierten US-Geheimdienste verdeckte Operationen in der ganzen Welt, u.a. in Nicaragua 
und Afghanistan. 20 Prozent der Bank gehörten Scheich Mahfouz, der wegen der BCCI- 
Affäre in den USA Anfang der 90er Jahre 170 Millionen US-Dollar Strafe zahlen musste und 
im Jahre 2001 wieder ins Gespräch kam - als angeblicher Vertrauensmann Osama Bin Ladens. 
Erwähnenswert ist weiterhin, dass der Geschäftsmann Bruce Rappaport dem Untersuchungs- 
bericht zufolge die Schulden der Melonenzucht gegenüber OPIC einige Jahre später mit 50 
Prozent Wertminderung übernahm. Der Bericht besagt, Rappaports Geschäfte seien eng mit 
der BCCI-Bank verwoben gewesen, und bezeichnet ihn als „Vertrauten“ des damaligen CIA- 
Chefs William Casey. (A Report to the Committee on Foreign Relations United States Sen- 
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de der 80er Jahre vom kolumbianischen Staat verfolgt wurde, hatte nichts mit 
diesen Verbindungen zum Paramilitarismus, sondern mit den wachsenden 
Machtansprüchen des Kartells gegenüber den traditionellen Eliten zu tun. Die 
Verbindung von Paramilitarısmus und Drogenhandel bestand auch nach die- 
sem Bruch fort. Im Kampf gegen die Medelliner Capos kooperierten die US- 
Drogenbehörde DEA und die kolumbianische Polizei-Sondereinheit Bloque 
de Büsqueda mit Drogenhändlern, die sich vom legendären Pablo Escobar 
abgewandt hatten. Diese so genannten „Pepes“ (Verfolgte durch Pablo Esco- 
bar) töteten nach Angaben von Menschenrechtsorganisationen Anfang der 
90er Jahre an die tausend mutmaßlichen Anhänger des Medellin-Kartells und 
konnten dabei offensichtlich auf finanzielle Unterstützung des kolumbiani- 
schen Staates zählen (OGD 1994, zit. nach Azzellini 2001: 129). Die Chefs 
der vom Staat protegierten Pepes, die Castaho-Brüder Carlos und Fidel, die 
selbst aus der Medelliner Mafia stammten und seit 1982 in Zusammenarbeit 
mit der Armee paramilitärische Aktionen durchführten (Colombia Nunca 
Mas 2000: 385f), verwandelten sich wiederum kurze Zeit später in Anführer 
des paramilitärischen Dachverbandes AUC, der von der Regierung heute offi- 
ziell als „illegale bewaffnete Gruppe“ verfolgt wird, de facto aber in allen Lan- 
desteilen gemeinsam mit der Armee agiert. 

Die Verstrickung des Drogenhandels in den kolumbianischen Konflikt wird 
häufig als Beleg für die These verwendet, der Krieg in dem Land habe sich in 
einen Kampf zwischen Warlord-Fraktionen verwandelt, in dem die paramilitä- 
rischen Gruppen (ebenso wie die Guerilla) nur noch ökonomische Interessen 
verfolgten und weitgehend autonom agierten. Einer ernsthaften Überprüfung 
hält diese These jedoch nicht stand. Die an die 10.000 Seiten umfassenden 
Dokumente der Nunca Mas-Kommission, einer von allen wichtigen Menschen- 
rechtsgruppen des Landes getragenen Kommission, zeigen deutlich, dass sich 
der Paramilitarısmus zu keinem Zeitpunkt verselbständigt hat. Die Anwalts- 
gruppe Colectivo Jose Alvear Restrepo etwa spricht von einem „Staatsterro- 
rismus, der mit Hilfe der Drohung, das Leben, die körperliche Unversehrtheit 
oder die Freiheit“ zu nehmen, die Bürger dazu zwingt, „das ihm angebotene 
Gesellschafts- und Staatsmodell zu akzeptieren“ (Luis Guillermo Perez, Colec- 
tivo de Abogados 2003). Oder wie Silva Romero (1998: 173) schreibt: 


„Es gibt eine Tatsache, die niemand leugnen kann: die Umsetzung der neoliberalen Politik erfor- 
dert die Zerstörung der sozialen Organisationen (organizaciones populares), die dieser Politik Wider- 
stand leisten können. Im Gegenzug hebt (der Neoliberalismus) die Autonomie des individuellen 
Willens hervor und strebt nach einer Demokratie zwischen Individuum und institutionellen Rep- 
räsentationsapparaten - ohne störende Intervention linker oder ‘populistischer’ Organisationen.“ 


Man kann also feststellen, dass der Paramilitarismus dort eingreift, wo das 
neoliberale Projekt gefährdet scheint. Während des Streiks ım öffentlichen 


ate by Senator John Kerry and Senator Hank Brown, December 1992, 102d Congress, 2d 
Session, Senate Print 102-140) 
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Sektor im Oktober 1998 wurden die Streikenden durch den Mord an dem 
CUT-Vizepräsident Jorge Ortega eingeschüchtert, Auch das Attentat auf den 
Präsidenten der Gewerkschaft der Staatsangestellten und heutigen Kongressab- 
geordneten Wilson Borja im Dezember 2000 stand im Zusammenhang mit 
Protesten im öffentlichen Sektor. Die gegen USO-Gewerkschafter gerichteten 
Morde und Entführungen der letzten Jahre fanden immer kurz vor oder nach 
so genannten Erdölforen statt, auf denen über die Ölpolitik der kolumbiani- 
schen Regierung diskutiert wurde. So traf es im Dezember 2001 den USO- 
Präsidenten Cartagenas und Mitorganisator des Forums an der Atlantikküste 
Aury Sarat, im Februar 2002 den Erdölgewerkschafter Gilberto Torres aus 
dem ostkolumbianischen Casanare und im März den Kollegen Rafael Jaime 
Torras'’, verantwortlich für die Organisation des Erdölforums im März 2002 
in Barrancabermeja. Die ICFTU (2002) gibt an, dass 65% der Anschläge auf 
Gewerkschafter auf Aktivisten im öffentlichen Sektor zielten. 

Doch auf der anderen Seite ist der Paramilitarismus in Kolumbien auch mehr 
als nur eine parastaatliche Repressionsstruktur. Tatsächlich hat er zwar keine 
echte Autonomie, aber doch eine Eigendynamik entwickelt. Zum einen funk- 
tioniert der Paramilitarismus als eine Art Raubökonomie. Man kalkuliert, dass 
sich die Familien Castano und Carranza seit 1990 mehrere Millionen Hektar 
Land angeeignet haben. Die Todesschwadronen ermöglichen damit den Pro- 
zess einer „umgekehrten Landreform“, wie der Kleinbauernverband ANUC 
feststellt: Der Besitz der zwischen 2 und 4 Millionen Vertriebenen geht in die 
Hände von Unternehmen, Paramilitätikommandanten und Drogen-Capos ü- 
ber. Zum anderen ist der Paramilitarismus ein Mittel zur Durchdringung bis- 
her wenig erschlossener Räume und zur Sicherung von privaten Investitionen, 
also die kriegerische Umsetzung von Globalisierungsstrategien und Kapitalin- 
teressen. Das nordwestkolumbianische Departement Chocö beispielsweise, das 
sich über Jahrhunderte selbst überlassen blieb und in dem indigene und afro- 
kolumbianische Communities in einer Form von Subsistenz-Autonomie leb- 
ten, ist seit etwa zehn Jahren Schauplatz von Vertreibungen und paramilitäri- 
schen Massakern. Nur unwesentlich älter sind die Erschließungspläne für die 
so genannte „Cuenca Pacifica“. Insbesondere im Zusammenhang mit der 
FTAA-Freihandelszone soll das Grenzgebiet zu Panamä an Bedeutung gewin- 
nen. Geplant sind der Ausbau der Panamericana-Straße, die Errichtung von 
Containerhäfen, ein „trockener“, interozeanischer Kanal sowie die Ansiedlung 
von Industrien. Die paramilitärischen Kampagnen in den Departements Norte 
de Santander und Bolivar fallen zusammen mit der geplanten Erschließung 
äußerst reichhaltiger Steinkohle- respektive Goldvorkommen. Und während 
des von BP in Auftrag gegebenen Pipeline-Baus durch die „rote Zone“ um 


13 Über den Tod von Jaime Torras und eine Unterhaltung wenige Stunden vor dem Anschlag 


vgl. Zelik (2002d). 
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Segovia starben in der Kleinstadt 140 Menschen, darunter alle Angehörigen 
des örtlichen Menschenrechtskomitees. Ein Recherche-Team der Tageszeıtun- 
gen EI Espectador und The Guardian fand heraus, dass BP das britische Söld- 
nerunternehmen Defence Systems Colombia mit dem ‘Schutz’ der Pipelines 
beauftragt hatte. DSC wurde u.a. beschuldigt, Spitzelnetze ın der Umgebung 
der Ölanlagen aufgebaut, Informationen über Gewerkschaftsaktivitäten an die 
Polizei weitergegeben, mit dem wegen Drogenhandels per internationalem 
Haftbefehl gesuchten Sicherheitsexperten Ricardo Zayas Marini Seminare 
durchgeführt (auf denen über den Einsatz von „hochtechnologischen Kriegs- 
materialien“ und psychologischen Operationen diskutiert werden sollte) und 
illegale Zahlungen an die kolumbianische Polizei getätigt zu haben (Zelik 
2001a: 97ff). Die Aggressivität, mit der transnationale Unternehmen Rohstoff- 
vorkommen erschließen und dabei die Vertreibung von einheimischer Bevöl- 
kerung in Kauf nehmen oder sogar forcieren, veranlasste eine Sprecherin der 
kolumbianischen Indigena-Organisation ONIC im März 2000 auf dem ersten 
Vertriebenenkongress denn auch von einer „zweiten Conquista“ zu sprechen. 
Besonders perfide an der paramilitärischen Strategie ist dabei, dass sie sich 
gleichzeitig barbarisch und hochrational, archaisch und doch als Wegbereiter 
der Zivilisation präsentiert. Während auf der einen Seite Bauern die Köpfe ab- 
gehackt werden, um mit diesen Fußball zu spielen, gibt es andererseits eine 
offensichtlich nicht ganz kleine Web-Abteilung der Todesschwadronen, die 
unter www.colombialibre.org stets aktualisierte Nachrichten anbietet und sich 
in Geschwindigkeit und Umfang mit professionellen Medien durchaus messen 
kann. Mehr oder weniger zufällig finden popkulturelle Versatzstücke aus dem 
Horror-Genre wie das Kettensägenmassaker Eingang in die paramilitärische 
Praxis und damit in den Alltag kolumbianischer Kleinbauern, gleichzeitig ver- 
folgen die Strategen des gegen die sozialen Bewegungen gerichteten Projekts 
aber auch eine politische Gesamtlinie. Dabei sind Mord und Folterungen nur 
zwei Bestandteile eines umfassenderen Konzepts: 

_ der massive Einsatz von Desinformation: Massaker werden häufig in frem- 
dem Namen begangen, Informationen über den Konflikt verzerrt lanciert oder 
Zweifel gesät, in dem z. B. Versprechen, wie das eines Waffenstillstands, gezielt 
gebrochen werden, um die Glaubwürdigkeitskrise der politischen Akteure weı- 
ter zu vertiefen (und damit auch die Entpolitisierung der Bevölkerung voran- 
zutreiben). 

- mediale und politische Präsenz: Nicht nur über die Website, sondern auch 
über die Medien der großen Konzerne kommunizieren die Paramilitärs die 
politische Botschaft, sie seien eine Selbstverteidigungsorganisation von mittle- 
ren Bauern und Entführungsopfern, also ein eigenständiger Akteur, und be- 
kräftigen damit die These des schwachen Staates. 
- Zerstörung und Umkrempelung des sozialen Geflechts: Die Bevölkerung ın 
den ländlichen Gebieten wird gezwungen, sich ın paramilitärische Strukturen 
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einzugliedern. Verlassene Höfe werden mit zuverlässigen Partnern (Familien 
von Armeeangehörigen etc.) neu besiedelt. Damit wird der sozialen Organisa- 
tion von unten auf Jahrzehnte die Grundlage entzogen. 

- Eroberung des institutionellen Raums: Der Militärkommandant der Paramili- 
tärs Salvatore Mancusso prahlte nach den Kongresswahlen ım Frühjahr 2002, 
seine Organisation habe ein Drittel der Parlamentssitze gewonnen. Wenn man 
berücksichtigt, dass in zahlreichen Landesteilen nur die Kandidaten des Paramili- 
tarısmus Wahlkampf machen konnten, scheint diese Zahl keineswegs über- 
trieben. 

- Kampf um NGOs und soziale Organisationen: Mittlerweile gibt es eine gan- 
ze Reihe von Organisationen und Gewerkschaften, die den Positionen der Pa- 
ramilitärs nahe stehen und von diesen gefördert werden. Die Bananenarbeiter- 
gewerkschaft SINTRAINAGRO z. B. ist von der Partei Esperanza, Paz y Liber- 
tad dominiert. Diese Organisation, die aus der Demobilisierung der maoisti- 
schen EPL-Guerilla hervorging, schloss 1991 ein Abkommen mit Paramilitär- 
kommandant Carlos Castaho. Zahlreiche Ex-Guerilleros integrierten sich dar- 
aufhin in die Todesschwadronen Castahos, die EPL wurde zu einem politi- 
schen Projekt mit sozialdemokratischer Rhetorik und einer Praxis, die auf die 
Linie des Paramilitarismus abgestimmt ist: Kontrolle der Region, Betriebsfrie- 
den auf den Plantagen. SINTRAINAGRO und andere kooptierte Gewerk- 
schaften haben den Druck gegen die Gewerkschaftslinke in den vergangenen 
Jahren zu nutzen gewusst, um ihre Position in der CUT auszubauen (sie ge- 
hören zu der „demokratischen“ Allianz, auf die sich der aktuelle CUT- 
Präsident Carlos Rodriguez stützt) und vertreten vor der ILO beispielsweise 
die Position, es gebe keine spezifische Politik gegen die kolumbianische Ge- 
werkschaftsbewegung.'* Wer die Protokolle von ILO-Sitzungen studiert (vgl. 
ILO 1998), wird mit Erstaunen feststellen, dass ausländische Gewerkschafter 
bisweilen stärker auf der internationalen Menschenrechtsbeobachtung Ko- 
lumbiens bestehen als die jeweiligen kolumbianischen Vertreter. 

Der Paramilitarismus ist also als vielschichtiges Phänomen zu sehen, bei dem 


14 In europäischen Gewerkschaftskreisen, die mit SINTRAINAGRO zusammenarbeiten, heißt es 
des öfteren, der Verweis auf die Verbindungen SINTRAINAGROS zum Paramilitarismus ge- 
fährde das Leben von Kollegen. Tatsächlich sind im Jahr 2002 zwar eine Reihe von Basisakti- 
visten der Bananenarbeitergewerkschaft, aber (im Unterschied zu anderen Gewerkschaften) 
keine Funktionäre ums Leben gekommen. Es gibt also bisher keine Anzeichen eine Kampag- 
ne der Guerilla gegen missliebige Gewerkschaften - auch wenn solche Angriffe leider nicht 
ausgeschlossen sind. Zudem sollte man bei einer Bewertung SINTRAINAGROs bedenken, 
dass die heutige Gewerkschaftsführung nur deshalb im Amt ist, weil die alte Führung Anfang 
der 90er Jahre ins Exil gezwungen oder umgebracht wurde. Der Unternehmerverband 
UNIBAN hatte 1986/87 den bereits erwähnten Ausbilder Klein in die Bananen-Region Urabä 
geholt, um paramilitärische Gruppen zu trainieren. Seit etwa 1994 gilt Urabä, so die offizielle 
Sprachregelung, als „befriedet“, d. h. die alten Gewerkschaftsstrukturen sind zerschlagen (vgl. 
Zelik 2001a: 15-17, Interview mit dem exilierten SINTRAINAGRO-Generalsekretär Gerardo 
Nieto, sowie $.216-221) 
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sich unterschiedlichste ökonomische Prozesse (u. a. Drogenhandel, Globalisie- 
rung, umgekehrte Landreform), politische Strategien und militärische Pro- 
gramme überlagern. Seine wichtigste Aufgabe ist die Bewahrung des Status 
Quo gegenüber sozialrevolutionären Forderungen, wie sie sich Ende der 70er 
Jahre artikulierten. Der Paramilitarismus muss (im Gegensatz zur Guerilla) 
nicht gewinnen, um erfolgreich zu sein. Die Politik von Desinformation, Ver- 
wirrung und Mord kostet die Paramilitärs Sympathien, vor allem jedoch 
macht sie den politischen und sozialen Konflikt diffus und undurchschaubar. 
Als Folge davon zieht sich die Bevölkerung aus jeglichen Aktivitäten zurück 
und wünscht sich „Frieden, egal wie“. Dieser Frieden ohne soziale Verände- 
rung wiederum ist nichts anderes als das Einfrieren des gesellschaftlichen Sta- 
tus Quo, zu dessen Verteidigung der Paramilitarismus angetreten ist. Insofern 
versuchen die Paramilitärs sich auf politische, organisatorische und soziale 
Weise zu stärken, sind jedoch auch bereit, ihre organisatorische Stärke zu- 
gunsten einer Legalisierung aufzugeben, wie sie z. Zt. vom kolumbianischen 


Staat vorgeschlagen wird. 


Fallbeispiel: Coca Cola gegen SINALTRAINAL 


Ein konkretes Beispiel für das Zusammenwirken antigewerkschaftlicher Prakti- 
ken ist der Konflikt zwischen Coca Cola und der Nahrungsmittelgewerkschaft 
SINALTRAINAL. Der Fall ist in doppelter Hinsicht interessant: Zum einen 
zeigt er, wie Konzerne an der gewalttätigen Durchsetzung neoliberaler Strate- 
gien mitwirken und antigewerkschaftliche Politik betreiben. Zum anderen gibt 
es durch die internationale Solidaritätskampagne mit den Coca Cola- 
Arbeitern auch praktische Erfahrungen, wie sich internationale Gewerkschafts- 
zusammenschlüsse in derartigen Konflikten positionieren. 

Coca Colas Präsenz in Kolumbien ist über Lizenznehmer vermittelt. Wie aus 
einer von United Steel Workers (2001) und International Labor Rıght Fund 
vor dem Distriktgericht Südflorida eingerichteten Zivilklage gegen den Kon- 
zern hervorgeht, wird die Marke Coca Cola in dem südamerikanischen Land 
von Coke Colombia vertreten. Die wichtigsten Abfüller für den lateinamerı- 
kanischen Markt sind die miteinander verbundenen Gesellschaften Panameri- 
can Beverages Inc.”, eine auf der New Yorker Börse gehandelte Aktiengesell- 
schaft, und die Coke-Tochter Panamco Ltd, die gemeinsam unter dem Na- 
men Panamco auftreten und beide ihren Hauptsitz in 701 Waterford Way, 


15 Nach einer Reuters-Meldung vom 23.12.2002 wird das mexikanische Unternehmen Coca Co- 
la Femsa Panamerican Beverages für 2,7 Mrd. US-Dollar (plus 880 Mill. US-Dollar Verbind- 
lichkeiten) übernehmen. The Coca Cola Company, die Anteile an Panamerican Beverages 
hält, soll im Rahmen der Transaktion 304 Millionen Femsa-Aktien erhalten. Zur Finanzie- 
rung des Geschäfts werde Coca Cola Femsa, so Reuters, 2 Milliarden US-Dollar Kapital bei 
JP Morgan Chase und Morgan Stanley aufnehmen. Femsa verwandelt sich durch die Trans- 
aktion in den zweitgrößten Vermarkter von Coca Cola weltweit (20% des Gesamtverkaufs). 


Gewerkschaftssterben in Kolumbien 69 


Miami, unterhalten. Panamco, das dıe Softdrink-Lizenzen für Brasilien, Ko- 
lumbien, Costa Rica, Guatemala, Nicaragua, Mexiko und Venezuela Da: 
wird von Coca Cola als „Ankerunternehmen“ bezeichnet. Darunter versteht 
The Coca Cola Company laut Geschäftsbericht ein Unternehmen, „(that is) 
strongly committed to the strategic goals of the Company and to furthering 
the interests of our worldwide production, distribution and marketing sys- 
tems“ (ebd., Punkt 16). In Kolumbien wiederum wird Panamco von dem 
Tochterunternehmen Panamco Colombia repräsentiert, das einzig und allein zur 
Abfüllung und Vermarktung der Coke-Softdrinks gegründet wurde. Alle 17 Ab- 
füllanlagen Coca Colas in Kolumbien, darunter u.a. „Embotelladora de Santan- 
der $. A.“ und „Embotelladora Roman $. A.“, stehen unter Kontrolle von Pa- 
namco Colombia (ebd., Punkt 17). Die Abfüllanlagen selbst jedoch sind Eigen- 
tum von teilweise unabhängigen Kapitalgesellschaften. Haupteigentümer und 
Manager der Abfüllanlage Carepa, in denen sich die schwersten Übergriffe gegen 
Gewerkschafter ereigneten, ist beispielsweise der ebenfalls in Florida ansässige 
US-Bürger Richard I. Kirby, der seine Geschäft gemeinsam mit Sohn Richard 
Kirby Keilland und der Verwandten Peggy Ann Keilland führt (ebd., Punkt 19). 
SINALTRAINAL (2002) ist 1982 als Zusammenschluss der Betriebsgewerk- 
schaften Sinaltralarosa, Sintracicolac und Sintranestle als Industriegewerkschaft 
im Nahrungsmittelsektor entstanden. Mitglied der CUT und in der „Kam- 
pagne gegen Straflosigkeit“, gehört SINALTRAINAL zum linken Flügel der 
kolumbianischen Gewerkschaftsbewegung. Mit ursprünglich an die 6.000 
Mitgliedern war SINALTRAINAL lange Zeit eine für kolumbianische Verhält- 
nisse mittelgroße Gewerkschaft, die jedoch durch politische Aktivitäten auch 
außerhalb der eigenen Industrie wahrgenommen wurde. So hat sich 
SINALTRAINAL, ähnlich wie die Erdölgewerkschaft USO, ımmer wieder da- 
durch ausgezeichnet, sich nicht auf Belegschaftsvertretung zu beschränken. 
Mitte der 9er Jahre entwickelte die Gewerkschaft in Zusammenarbeit mit 
Bauernorganisationen die so genannte Propuesta Agroalimentaria, einen Vor- 
schlag zur Lösung des kolumbianischen Nahrungsversorgungs- und Unterer- 
nährungsproblems. In diesem Zusammenhang bemühte sich SINALTRAINAL 
um den Aufbau von Produzenten-Konsumenten-Ringen, mit denen die Le- 
bensmittelversorgung in den Städten und die Absatzlage für Kleinbauern ver- 
bessert werden sollten. Auch wenn die praktische Umsetzung des Projekts 
scheiterte - es fehlte an betriebswirtschaftlichen Kapazitäten und organisatori- 
schen Rahmenbedingungen: fast alle Kooperativen wurden von Paramilitärs 
zerschlagen - profilierte sich SINALTRAINAL auf diese Weise als Gewerk- 
schaft mit gesellschaftspolitischem Profil. 

Dieses Selbstverständnis sowie die Konfliktbereitschaft der Gewerkschaft wa- 
ren auch der Grund, warum SINALTRAINAL Anfang der 90er Jahre zuneh- 
mend unter Druck von Staat, Unternehmen und Paramilitärs geriet. Vorwürfe 
in diesem Zusammenhang formuliert die Gewerkschaft u.a. gegen Nestl& und 
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Coca Cola. Im Fall des Softdrink-Konzerns zeichnen Gewerkschaftssprecher 
das Bild eines vielschichtigen Angriffs, mit dem sich Arbeits- und Organisati- 
onsbedingungen grundlegend verschlechtert hätten (Azzellini 2002): 


„Anfang der 90er Jahre arbeiteten in den verschiedenen Coca-Cola-Niederlassungen Kolumbiens 
etwas über 10.000 Arbeiter, sie verfügten über unbefristete Verträge und ein durchschnittliches 
Einkommen von 600-700 US-Dollar. Heute, nach der grundlegenden Umstrukturierung des Un- 
ternehmens, haben nur noch etwa 2.500 Arbeiter Verträge mit Coca-Cola und nur 500 davon fes- 
te Verträge, weitere 7.500 sind über Subunternehmer beschäftigt. Das durchschnittliche Mo- 
natseinkommen beträgt nur noch etwa 150 US-Dollar. Im Zusammenhang mit Arbeitskonflikten 
wurden bei Coca-Cola Kolumbien 1995/1996 sieben unserer Gewerkschaftsführer ermordet, über 50 
mussten ihre Regionen verlassen, und über 6000 der insgesamt 10.000 Beschäftigten wurden während 
des vergangenen Jahrzehnts ausgetauscht. Die Zahl unsrer Mitglieder bei Coca-Cola sank von ehe- 
mals 2.500 auf 500. Doch auch den mit Hilfe des Unternehmens gegründeten neuen Mini- 
Gewerkschaften ergeht es nicht gut, sobald sie zu viel fordern. Im vergangenen Jahr wurden zwei Ver- 
treter der unternehmertreuen Gewerkschaft SINALTRAINBEC von Paramilitärs ermordet.“ 

In der in Florida eingereichten Zivilklage ist vor allem der Fall der nordko- 
lumbianischen Kleinstadt Carepa nachgezeichnet. Dort, in einem von Parami- 
litärs und Sicherheitsorganen gemeinsam kontrollierten Ort, wurden 1994 zwei 
bei SINALTRAINAL organisierte Coca Cola-Arbeiter getötet. Wenig später 
begannen Paramilitärs, die Gewerkschaft so massiv zu bedrohen, dass die lo- 
kale SINALTRAINAL-Führung die Stadt verlassen musste. Im Juni 1995 wur- 
de ein neuer Vorstand gewählt, zu dem auch der später ermordete Isidro Gil 
gehörte. Einen weiteren Monat später stellte Coca Cola neue Arbeitskräfte 
ein, darunter auch jene Paramilitärs, die einige Wochen zuvor die Gewerkschaf- 
ter bedroht hatten (United Steel Workers 2001, Punkt 40-42). Im September 
1995 versuchte Ariosto Milan Mosquera, Manager der Coke-Abfüllanlage in Ca- 
repa, ein führendes Gewerkschaftsmitglied zu entlassen. Nachdem dies von 
einem Arbeitsgericht untersagt worden war, verschärfte Mosquera die Dro- 
hungen. Er erklärte öffentlich, dass er die Paramilitärs angewiesen habe, die Ge- 
werkschaft zu zerschlagen (ebd., Punkt 43-45). SINALTRAINAL informierte 
Coca Cola Colombia und Panamco Colombia am 27.9.1996 in einem Brief 
über die Situation und bat um Unterstützung. Mosquera drohte den Gewerk- 
schaftern in Carepa daraufhin erneut (United Steel Workers 2001, Punkt 46- 
48). Am 18. November 1996 legte die Gewerkschaft einen Vorschlag zur Mo- 
difikation des Arbeitsvertrags vor. Demnach sollte das Abfüllunternehmen 
Carepa („Bebidas y Alimentos“) Sicherheitsmaßnahmen für die Arbeiter tref- 
fen. Manager Mosquera nahm diesen Vorschlag mit nach Bogotä, wo er sich 
mit Richard Kirby Keilland, dem Sohn des Haupteigentümers von „Bebidas y 
Alimentos“ zu einem Gespräch traf. Am 5.12.1996 töteten Paramilitärs den 
zur Verhandlungsdelegation der Gewerkschaft gehörenden SINALTRAINAL- 
Funktionär Isidro Gil; ın der Nacht zündeten Paramilitärs das Gewerkschafts- 
büro an, am folgenden Tag wurden auch die anderen Führungsmitglieder be- 
droht. Am Morgen des 7.12.1996 drangen Paramilitärs auf das Werksgelände 
ein und erklärten den Arbeitern, dass sie aus SINALTRAINAL austreten oder 
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Carepa verlassen müssten. Die Arbeiter wurden gezwungen, im Büro des Ge- 
schäftsführers von „Bebidas y Alimentos“ vorbereitete Austrittserklärungen zu 
unterzeichnen (ebd., Punkt 49-52). Die Paramilitärs verkauften die im Gewerk- 
schaftsbüro gestohlenen Krankenversicherungskarten an das Abfüllunterneh- 
men, das SINALTRAINAL-Büro wurde von den Todesschwadronen in Besitz 
genommen, und Ende Dezember 1996 ein weiterer Gewerkschafter erschos- 
sen. 1997, als SINALTRAINAL in Carepa bereits vollständig zerschlagen war, 
übernahm Peggy Ann Keilland, eine Verwandte der Familie Kirby die Ge- 
schäftsführung. Sie sorgte dafür, dass die Paramilitärs das Werksgelände nicht 
mehr betraten. Trotzdem gab es im Jahr 2000 eine weitere Tote: Die Witwe 
von Isidro Gil wurde mehr als 3 Jahre nach den Freignissen ebenfalls erschos- 
sen (United Steel Workers 2001, Punkte 53-58). SINALTRAINAL versorgt 
seitdem die beiden Waisen der Familie Gil. 

Dies ist nicht der einzige Fall von Gewaltanwendung, in den Coca Cola- 
Lizenznehmer verwickelt sind. In der Abfüllanlage der nordostkolumbiani- 
schen Stadt Bucaramanga etwa kam es 1995 zu einem 5-tägigen Streik, nach- 
dem das Unternehmen die arbeitsvertraglich geregelte Krankenversicherung 
einseitig aufgekündigt hatte und ihren Verpflichtungen nicht mehr nachkam. 
Wenige Tage später behauptete der Sicherheits-Chef des Unternehmens eine 
Bombe gefunden zu haben. Die SINALTRAINAL-Funktionäre Eduardo Gar- 
cia, Alvaro Gonzälez Perez and Jose Domingo Flores wurden des Terrorismus 
bezichtigt und verhaftet. Die Bombe tauchte zwar nie auf, doch die Angeklag- 
ten wurden unter verschärften Bedingungen inhaftiert: Sie wurden in einem 
von Paramilitärs kontrollierten Trakt'° untergebracht, konnten Duschen und 
Toiletten nur unter größten Vorsichtsmaßnahmen nutzen (dort geschehen die 
meisten Morde innerhalb der Gefängnisse) und durften nur einmal im Monat 
Besuch empfangen. Nach 6 Monaten schließlich stellte die Staatsanwaltschaft 
fest, dass die Anklage haltlos sei und die Gewerkschafter freigelassen werden 
müssten (ebd., Punkt 59-70). Auch in anderen Städten kam es zu ähnlichen 
Ereignissen. In Cücuta an der venezolanischen Grenze schoss 1998 ein Wach- 
schützer, durch Warnungen der Coca Cola-Werksleitung verunsichert, auf ei- 
nen Gewerkschafter, ein weiterer Funktionär wurde 1999 von Paramilitärs ent- 


16 Es gibt in Kolumbien trotz der dargestellten Komplizenschaft des Staates mit den Paramili- 
tärs inhaftierte Mitglieder dieser Gruppen. Die Basis der Paramilitärs kann man in den Ge- 
fängnissen gut gebrauchen. Dort nämlich dienen sie zur Kontrolle der Haftanstalten: Nach 
Berichten von Menschenrechtsorganisationen sind inhaftierte Paramilitärs in mehreren Fällen 
von der Gefängnisleitung mit Waffen und Kommunikationsmitteln versorgt worden, um die 
Organisierung der politischen Gefangenen zu unterbinden. Gleichzeitig bewegen sich die 
Kommandanten der Paramilitärs weitgehend unbehelligt im Land: Militärchef Salvatore 
Mancusso etwa traf sich nach Angaben der kolumbianischen Tagespresse Ende 2002 in ei- 
nem Nobel-Club in Bogotä mit Vertretern der politischen Elite. Carlos Castano wohnt, wie 
ein entführter Geschäftsmann berichtete, in luxuriös ausgestatteten Villen an der Grenze der 
Departements Cördoba und Antioquia. 


72 Raul Zelik 


führt, gefoltert und mit dem Tode bedroht (ebd., Punkt 71-78). In der Erdöl- 
stadt Barrancabermeja versuchten Paramilitärs die 4-jährige Tochter des Coca 
Coca Cola-Gewerkschafters William Mendoza zu entführen. Und ın Barran- 
quilla/Karibik wurde im August 2002 der SINALTRAINAL-Funktionär und 
CUT-Vizepräsident der Region Atläntico Adolfo Münera Löpez ermordet. 
Münera war 1997 von Coca Cola entlassen worden, weil er nach einer Haus- 
durchsuchung durch Armee-Einheiten die Stadt aus Angst vor einer Ermor- 
dung verlassen hatte und nicht mehr am Arbeitsplatz erschienen war. Die 
Kündigung wurde von einem Arbeitsgericht jedoch im Sommer 2002 zurück- 
gewiesen. Wenige Tage nach dem Gerichtsbeschluss töteten Unbekannte 
Münera vor der Wohnung seiner Mutter (vgl. Equipo Nizkor 2002). 

Vor diesem Hintergrund ist SINALTRAINAL auf etwa 2000 Mitglieder ge- 
schrumpft - ein weiteres Beispiel für das oben bereits erwähnte „Gewerk- 
schaftssterben“. Um diese Situation öffentlich zu machen, haben Menschen- 
rechtsgruppen, Gewerkschaftslinke, Globalisierungskritiker und einige kirchli- 
che Gemeinden in mehr als 10 Ländern seit 2001 Aktivitäten entwickelt. 
Auch das Europäische und das Weltsozialforum haben den Fall aufgegriffen 
und zu Solidaritätsaktionen mit den kolumbianischen Gewerkschaftern aufge- 
fordert. Das Ziel der Kampagne ist es, Coca Cola zur Unterzeichnung eines 
umfassenden Kodexes zu verpflichten, das Anker- und Lizenzunternehmen 
mit in die Pflicht nimmt. Doch wer glaubt, ein derartiges Unterfangen, das 
letztlich auf die Durchsetzung elementarer Organisationsrechte abzielt, müsse 
auf wohlwollende Unterstützung der internationalen Gewerkschaftsverbände 
stoßen, täuscht sich. Um ein Treffen mit den SINALTRAINAL-Präsidenten Ed- 
gar Paez und Javier Correa gebeten, erklärte beispielsweise der zuständige Sek- 
retär der NGG in Deutschland, man wisse nicht, wie sich die kolumbianische 
Gewerkschaft finanziere, und fügte hinzu, Gewalt sei kein geeignetes Mittel, 
um Konflikte zu lösen. Offensichtlich hatte die NGG Informationen bei der 
Coca Cola Company und den Partnergewerkschaften in der IUL (Internationale 
der Lebensmittelgewerkschaften) eingeholt. Die kolumbianische IUL-Sektion be- 
steht interessanter Weise aus den Gewerkschaften SINTRAINAGRO und 
SICO. SINTRAINAGRO wurde, wie oben bereits dargestellt, Mitte der 90er 
Jahre nach der Ermordung der alten Gewerkschaftsführung von Funktionären 
übernommen, die - um es vorsichtig auszudrücken - von den Todesschwadro- 
nen zumindest nicht als Gegner betrachtet werden. SICO wiederum übernahm 
mit Hilfe von SINTRAINAGRO jenen Platz, den SINALTRAINAL nach den 
Morden 1996 in der Abfüllunterlage von Carepa aufgeben musste. Der SICO- 


17 Der kolumbianische Fall ist im übrigen nicht der erste, der sich in Coca Cola-Anlagen ereig- 
net. Anfang der 80er Jahre zwang eine internationale Kampagne die Coca ColaCompany da- 
zu, sich von einem guatemaltekischen Abfüllunternehmen zu trennen. In den Coke-Anlagen 
des mittelamerikanischen Landes waren 3 Gewerkschaftsführer ermordet und auf einen vier- 
ten ein Anschlag verübt worden. 
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Funktionär Luis Alejandro Pedraza, der sich zu keinem Zeitpunkt solidarisch 
mit den vertriebenen SINALTRAINAL-Kollegen gezeigt hat, ist für TUL aus- 
gerechnet als Menschenrechtsberichterstatter aus Kolumbien tätig. Als schließ- 
lich durch die Solidarität einer NGG-Sektion doch noch ein Treffen zwischen 
NGG-Vorstand und dem SINALTRAINAL-Vize zustande kam, zweifelte die 
deutsche Seite die Darstellung des kolumbianischen Gewerkschafters an und ver- 
wies darauf, dass man richtige Solidarität nur innerhalb der IUL leisten könne. 
Ahnlich deprimierend sind auch die Erfahrungen bei der Vorbereitung einer 
internationalen Delegation von Chemie-Gewerkschaftern. Die Reisegruppe, die 
die kolumbianischen Kollegen von USO, CUT und CGTD besuchen wollte, 
musste im Oktober 2002 abgesagt werden, nachdem der CUT aus Reihen der 
ICFTU Missmut signalisiert worden war, weil die Delegation angeblich nicht 
ausgewogen genug konzipiert sei. Der örtliche ICFTU-Verband CTO sei nicht 
berücksichtigt worden. CTC vertritt in etwa 65.000 Mitglieder und ist vom 
schmutzigen Krieg nur in geringem Maße betroffen; die zur Delegation einla- 
denden CUT und CGTD 650.000. 

In Anbetracht solcher Reaktionen fragt man sich, welche Krise eigentlich 
schwerer wiegt: die Überlebenskrise kolumbianischer Gewerkschaften oder die 
moralische Krise internationaler Gewerkschaftsapparate. Doch die Angelegen- 
heit besitzt auch eine bedenkliche politische Komponente: Eine Gewerk- 
schaft, die nicht erkennt, dass die Globalisierung in ihrer heutigen Form vor 
allem ein strategisches, mit gewalttätigen Mitteln betriebenes Projekt kapitalis 
tischer Durchdringung und Unterwerfung ist (und nicht einfach nur ein poli- 
tisch zu wenig regulierter Prozess der Internationalisierung), könnte seh 
schnell selbst zum Opfer dieser Globalisierung werden. Am - zugegebenerma- 
ßen - extremen Beispiel Kolumbien lässt sich erkennen, wie weit neoliberale 
Politik bei der In-Wert-Setzung von Mensch, Natur und Gesellschaft zu gehen 
bereit ist. Wer das nicht durchschaut, wird möglicherweise eines Tages mit der 
gleichen Rücksichtslosigkeit zerstört werden, wie man sie heute in den Län- 
dern des Südens beobachten kann. 


je 


www.kolumbienkampagne.de 


- bemüht sich seit dem Jahr 2000 um Solidarität mit Gewerkschaften und sozialen Bewegun- 
gen in Kolumbien und sucht dabei nach einer Schnittstelle zwischen globalisierungskritischen, 
internationalistischen und gewerkschaftlichen Initiativen. 

- organisiert Delegations- und Veranstaltungsreisen nach Kolumbien und in Deutschland. 

- begleitet bedrohte GewerkschafterInnen. 

- vermittelt Partnerschaften. 

- trägt die Kampagne gegen Coca Cola und versucht den Konzern zur Einhaltung eines sozia- 
len und politischen Kodex’ gegenüber der kolumbianischen Nahrungsmittelgewerkschaft 


SINALTRAINAL zu bewegen. 
Kontakt: kolumbien-odyssee@gmx.net 
Kolumbienkampagne / FDCL 


Gneisenaustr.2a 
10961 Berlin 
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Claudius Vellay 


Brasilianische Gewerkschaften im Aufwind? 


Mit Lula wählten die Brasilianer die Symbolfigur der brasilianischen Arbeiter- 
bewegung zum Präsidenten. Für viele Kommentatoren ist der Erfolg Lulas 
zugleich der krönende, politische Höhepunkt der Gewerkschaftsentwicklung, 
die vor 25 Jahren mit dem Novo Sindicalismo begann. In krassem Gegensatz 
dazu steht die sozialwissenschaftliche Kritik am Zustand der brasilianischen 
Gewerkschaften, wonach diese sich in einer tiefen Krise befinden und in vor- 
gewerkschaftliche, staatskorporative Verhaltensweisen zurückfallen.! Tatsäch- 
lich sind die meisten rechtlichen Regelungen des traditionellen, staatskorpora- 
tiven Systems noch in Kraft. Eine Schwäche dieser Argumentation besteht al- 
lerdings darın, dass sie sich fast vollständig auf die formale Rechtsgrundlage 
stützt und die realen Verhältnisse unberücksichtigt lässt. 

Im folgenden Aufsatz wird die These vertreten, dass die brasilianischen Ge- 
werkschaften - entgegen den institutionellen Regelungen - große Fortschritte 
bei der Transformation zu einer modernen Interessenvertretung gemacht ha- 
ben. An drei Säulen ihrer Entwicklung - Struktur, Finanzierung und Hand- 
lungsprofil - wird gezeigt, dass sich die brasilianischen Gewerkschaften weit- 
gehend aus eigener Kraft vom staatskorporativen Erbe lösen konnten. Dabei 
werden allerdings auch einflussreiche Hemmnisse deutlich, die dem Trans- 
formationsprozess zu modernen, kapitalistischen Arbeitsbeziehungen entge- 
genstehen. Eine der zentralen Aufgaben des zu bildenden, tripartistischen Na- 
tionalen Arbeitsforums, zu welchem Lula auf dem ersten landesweiten Treffen 
mit Gewerkschaftsvertretern im November aufrief (vgl. Folha de Säo Paulo 
28.11.2002), ist die Erarbeitung einer Reform der kollektiven Arbeitsbeziehun- 
gen. Zentrale Elemente einer solchen Reform, orientiert an den ILO-Normen 
(ILO 2002), werden am Ende dieses Aufsatzes vorgestellt. Zunächst erfolgt ein 
kurzer historischer Rückblick auf die Entwicklung der brasilianischen Arbeits- 


1 Aufgrund der prägnanten Formulierung sei hier stellvertretend folgende Äußerung des Ar- 
beitsrechtlers Flävio A. Benites (1998: 13) wiedergegeben: „Die brasilianischen Gewerk- 
schaften sind weit davon entfernt tatsächlich die Arbeiter zu repräsentieren. Sie verhandeln 
nicht. Sie schließen keine Verträge ab. Sie haben keine Mitglieder.“ In dieser plakativen For- 
mel kommt zugespitzt der Mainstream der brasilianischen und internationalen sozialwissen- 
schaftlichen Diskussion zum Ausdruck (für eine ausführliche Darstellung vgl. Vellay 2001: 
8ff), welchen Cardoso in das Reich der Mythenbildung verweist (vgl. Cardoso 1997: 99). 
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beziehungen. Zweitens werden die strukturellen Veränderungen der brasiliani- 
schen Gewerkschaftsbewegung diskutiert, mit besonderem Augenmerk auf die 
Dachverbände, die Probleme der großen Industriegewerkschaften sowie die Or- 
ganisationsansätze im informellen Sektor. Daran schließt sich drittens eine Be- 
trachtung der finanziellen Basıs der Gewerkschaften an. Schließlich wird ihr 
heutiges Handlungsprofil, vor allem bei der Aushandlung von Tarifverträgen 
sowie die mangelhafte betriebliche Verankerung untersucht. 


1. Kurzer geschichtlicher Rückblick 


Unter Staatskorporativismus versteht man in Brasilien das System von autori- 
tär-paternalistischen Arbeitsbeziehungen, wie es unter der Regentschaft des 
vom italienischen Faschismus inspirierten Getülio Vargas (1937-1945) einge- 
führt wurde (vgl. Würtele 1990: 8). Das Entwicklungs- und Akkumulations- 
regime importsubstituierender Industrialisierung sollte im Innern durch eine 
institutionelle Befriedung kollektiver Interessenkonflikte abgesichert werden. 
Insbesondere wurde die Bildung autonomer Klassenorganisationen untersagt 
und stattdessen streng reglementierte Interessenverbände (sindicatos) vorge- 
schrieben. In groben Zügen lässt sich dieses staatskorporative System, wie es 
im Arbeitsgesetzbuch CLT fixiert ist, durch folgende drei Bestandteile kenn- 
zeichnen (ders. 1982: 16ff): 

Erstens waren die minutiös reglementierten Interessenverbände als lokale Be- 
rufskorporationen organisiert. Dadurch hochgradig dezentralisiert und frag- 
mentiert, wurden sie mit einem staatlich legitimierten Vertretungsmonopol 
ausgestattet. Diese „Gewerkschaften“ - und parallel dazu die Unternehmer- 
verbände - wurden in Föderationen und Konföderationen pro Berufszweig zu 
einem staatskorporativen System zusammengefasst und unterstanden dem Ar- 
beitsministerrum bzw. der Arbeitsjustiz. 

Zweitens wurden diese staatskorporativen Organisationen über eine Zwangs- 
abgabe aller Beschäftigten (Gewerkschaftssteuer) mitgliederunabhängig finanziert, 
welche vor allem der Alimentation einer staatstreuen Funktionärsschicht (Pelegos) 
und der Bereitstellung sozialer Dienstleistungen für die Mitglieder diente. 
Drittens wurden die Gewerkschaften auf eine staatsloyale Tätigkeit der Bereit- 
stellung sozialer Dienstleistungen beschränkt. Die freie Austragung von Inte- 
ressenkonflikten war untersagt, die Lohnhöhe mit Hilfe der Arbeitsgerichte 
staatlich verordnet und die innerbetriebliche Arbeitsorganisation blieb alleini- 
ge Domäne der Unternehmensleitung. 

Zusammengefasst wurde im brasilianischen Staatskorporativismus die auto- 
nome Interessenvertretung untersagt und die brasilianischen sindicatos statt- 
dessen zu bloßen halbstaatlichen Sozial- und Rechtshilfeorganisationen (Ko- 
cher 1996: 326) degradiert. Im Ergebnis entstanden Gewerkschaften, die in ih- 
rer Mehrheit weit weg vom Betriebsgeschehen, korrumpiert, fragmentiert und 


dienstleistungsorientiert waren (Vellay 2001: 20ff). Dieses staatskorporative 
System zeigte sich äußerst anpassungsfähig (Pochmann 1998: 150ff) sowohl in 
Zeiten formaler Demokratie (1945-65) als auch ın seiner repressivsten Aus- 
formung unter der Militärdiktatur (1964-1985). 

Ende der 70er Jahre begann mit dem Novo Sindicalismo eine neue Etappe. 
Von Säo Paulo, dem industriellen Herzen Brasiliens ausgehend, bildete sich 
eine der mächtigsten Arbeiterbewegungen weltweit. Zuerst auf die reine 
Durchsetzung von Lohnerhöhungen in den Industriebetrieben ausgerichtet 
(Antunes 1988), bekam diese Massenbewegung um den legendären Arbeiter- 
führer Lula schnell eine politische Dimension. Sie war eine der wesentlichen 
Stützen der erfolgreichen Ablösung der Diktatur und der Demokratisierung 
des Landes. Aus diesem Aufbruch der Arbeiterbewegung Ende der 70er Jahre, 
wuchs insbesondere die Arbeiterpartei PT und der führende Gewerkschafts- 
dachverband CUT hervor. In Fortführung des Novo Sindicalismo bestand das 
zentrale Projekt der CUT darin, mit dem traditionellen Staatskorporativismus 
zu brechen und veritable Gewerkschaften als authentische Interessenvertre- 
tung der Beschäftigten aufzubauen (Cardoso u.a. 1996: 23). Allerdings schei- 
terte der Versuch, die rechtlichen Grundlagen des Staatskorporativismus im 
Zuge der Verfassungsreform von 1988 abzuschaffen.” Zwar wurde in der neuen 
Verfassung die Einflussnahme der öffentlichen Hand in innergewerkschaftli- 
chen Angelegenheiten eingeschränkt, nicht aber gewerkschaftliche Organisa- 
tionsfreiheit gewährleistet (Siqueira Neto 1991: 88f). Es entstand eine rechtli- 
che Inkonsistenz (Texeira 1996: 87): Anerkennungspflicht und Einmischungs- 
recht wurden abgeschafft, gleichzeitig aber wurde das Prinzip der Zwangsein- 
heit beibehalten. Das Nebeneinander der sich widersprechenden Verfassungs- 
leitsätze von Organisationsfreiheit und Zwangseinheit verleiht der heutigen 
Gewerkschaftsstruktur einen hybriden Charakter (Boschi/Diniz 1996: 181). 
Über den widersprüchlichen Charakter der rechtlichen Grundlagen besteht 
weitgehende Einigkeit. Während die einen jedoch mit Hinweis auf die rechtli- 
chen Grundlagen die staatskorporative Kontinuität betonen, klagen andere eı- 
ne genauere Betrachtung des tatsächlichen Gewerkschaftsverhaltens ein (vgl. 
Cardoso 1997: 99ff). Es gilt also zu überprüfen, inwieweit die brasilianischen 


Gewerkschaften heute noch in ihrer Struktur, in ihrer Finanzierung und in ih- 


rem tatsächlichen Handlungsprofil dem tradierten staatskorporativen Modell 
entsprechen. Angesichts der riesigen Ausmaße Brasiliens und der äußerst hete- 
rogenen Struktur von Sklavenarbeit bis zu modernster Industrieproduktion, 


2 Neben einigen wichtigen Fortschritten wie dem Streikrecht, dem Assoziationsrecht für die Be- 
schäftigten des öffentlichen Dienstes sowie der Aufhebung des formalen Verbots von Dachverbän- 
den (Texeira 1996: 74f) wurden auch in der neuen Verfassung wesentliche Elemente der staats- 
korporativen Struktur festgeschrieben: darunter die verordnete Einheitsgewerkschaft (Art. 8 
II), die normative Gewalt der Arbeitsgerichte (Art. 114) und die obligatorische Gewerkschafts- 
steuer (Art. 8 IV), welche sogar um eine weitere Abgabe ergänzt wurde (Paul 1989: 194 u. 208). 
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lassen sich dort - wie die industriesoziologische Diskussion zum Überdruss 
zeigt - für jede nur denkbare Ausformung von Gewerkschaften Beispiele fin- 
den. In jüngerer Zeit können sich Aussagen über die Gesamttendenz der Ge- 
werkschaftsbewegung jedoch auf ausführliches Datenmaterial des brasiliani- 
schen Statistikamtes IBGE stützen. Aus der Analyse dieser Daten ergibt sich, 
dass das durchschnittliche Gewerkschaftsverhalten nicht mehr dem staats- 
korporativen Modell entspricht (vgl. Vellay 2001). 


2. Die Struktur der brasilianischen Gewerkschaften 


Bezüglich der Struktur der heutigen brasilianischen Gewerkschaften wird 
nachfolgend ihre horizontale (Grad der Fragmentierung) und vertikale (Grad 
der zentralen Koordinierung) Dimension, sowie die Entwicklung ihres Organı- 
sationsgrades untersucht (zur allgemeinen Begriffsbestimmung vgl. Visser 
1990: 180ff, für den brasilianischen Fall vgl. Vellay 2001: 42M). 

Erstens ergibt die Analyse der Struktur und Repräsentativität der heutigen bra- 
silianischen Gewerkschaftsbewegung, dass sie tatsächlich hochgradig dezentra- 
lisiert und horizontal fragmentiert, also in eine Vielzahl von Einzelgewerk- 
schaften zersplittert ist. Beredester Ausdruck davon ist der fortgesetzte, massi- 
ve Anstieg der absoluten Zahl der Gewerkschaften von 6.814 in 1992 (IBGE 
1996: 107) auf 11.354 in 2001. Ein wichtiger Stimulus für dieses Aufblähen der 
Gewerkschaftsanzahl ist in der schon beschriebenen hybriden Rechtslage nach 
1988 zu suchen. Die Freigabe der Gewerkschaftsgründung kombiniert mit der 
gesetzlichen Fortschreibung der Zwangseinheit von auf die kommunale Ebene 
beschränkten Berufsgewerkschaften fördert den Prozess der Fragmentierung, 
der Aufspaltung der territorialen Mitgliederbasis und professionellen Segmen- 
tierung‘. Dem entspricht eine Ausweitung des Anteils kleiner Gewerkschaften 
und ein verlangsamter territorialer Konzentrationsprozess’. Einheit und Ko- 


3 Die 2001 verfügbaren Daten stammen aus der Gewerkschaftsstudie Pesquisa Sindical 1992 
(IBGE 1996). Eine Neuauflage der Studie für 2001 wurde Ende 2002 in Auszügen der Öffent- 
lichkeit vorgestellt (IBGE 2002). Soweit nicht ausdrücklich anderes erwähnt, sind alle Daten 
zu 2001 in dem vorliegenden Aufsatz dieser Pesquisa Sindical 2001 entnommen. 

4 Rund ein Drittel der Gewerkschaften (3.646 bzw. 32%) konnte bis 2001 keine Registrierung beim 
Arbeitsministerrum erreichen, oft weil in der fraglichen Gemeinde bzw. Berufskategorie schon 
eine anerkannte Gewerkschaft existiert. Dass 21% der über Tarife verhandelnden Gewerkschaften 
nicht über eine Anerkennung verfügen, kann als Indiz dafür gewertet werden, dass Gewerk- 
schaftsgründungen zumindest teilweise der Ausweitung tatsächlicher Interessenvertretung dienen. 

5 Folgt man der Einteilung von Pochmann (1996), so ist der Anteil der kleinen Organisationen 
(bis zu 100 Mitgliedern) unter den Gewerkschaften in 2001 auf 12% angewachsen (1992: 5,1%, 
vgl. IBGE 1996: 116). Der Anteil der großen Organisationen (über 1000 Mitglieder) ist dagegen 
von 50,6% in 1992 auf 39% in 2001 gefallen. Eine Gegentendenz stellt der Anstieg von 7 auf 11 
Gewerkschaften mit mehr als 50.000 Mitgliedern dar. Bezogen auf die territoriale Organisations- 
basis ist eine leichte Tendenz zur Ausweitung zu verzeichnen. Waren 1992 noch 59,5% aller Ge- 
werkschaften auf eine einzige Gemeinde beschränkt (vgl. ders.: 118), so waren es in 2001 noch 
53%. Hervorzuheben ist auch hier eine positive Tendenz unter den Großorganisationen. Die 
Gewerkschaften mit nationaler Reichweite verzeichnen den größten Zuwachs, auch wenn sie 


häsion der brasilianischen Gewerkschaftsbewegung, welche den Grad der horı- 
zontalen Integration bestimmen, werden durch diese unübersichtliche Anzahl 
von Einzelgewerkschaften hochgradig erschwert. 

Dennoch gilt es, dieses ım Grundsatz richtige Urteil zu relativieren. Zum ei- 
nen hat sich das Wachstumstempo in der zweiten Hälfte der 90er Jahre deut- 
lich verlangsamt. Waren es zu Beginn des Jahrzehnts ca. 1.000 Gewerkschafts- 
gründungen im Jahr, so fiel diese Zahl bis zu seinem Ende auf etwa 300 pro 
Jahr (vgl. Portella de Castro 2002). Zum anderen erklärt sıch ein gut Teil der 
Gewerkschaftsgründungen durch das erst mit der Verfassung von 1988 errun- 
gene Organisationsrecht der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes. Deren 
Gewerkschaften verzeichnen den stärksten Zulauf (180%), was ihren Anteil an 
allen Gewerkschaften von 8 auf 15% in 2001 steigen lässt. Würde man zu ih- 
nen auch die Gewerkschaften der im Bildungsbereich Tätigen hinzuzählen, so 
würden die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes zahlenmäßig schon die 
Industriegewerkschaften (Rückgang von 21 auf 16%) hinter sich lassen. Zu- 
sammenfassend führt der anhaltende - wenn auch abgeschwächte - Grün- 
dungsboom zu einer verringerten horizontalen Integration der brasilianischen 
Gewerkschaftsbewegung. Allerdings werden mit den Neugründungen teilweise 
auch neue Organisationspotentiale erschlossen und damit der gesamtgesell- 
schaftliche Einfluss der Gewerkschaften erhöht.‘ 

Unter vertikaler Integration wird der Zentralisierungsgrad einer Gewerkschafts- 
bewegung verstanden. Im traditionellen staatskorporativen System wurde eine 
gewisse zentrale Koordination über die Föderationen und Konföderationen 
der Berufsgewerkschaften sichergestellt. Sie waren allerdings vor allem Voll- 
zugsgehilfen des Staates, welcher über das Arbeitsministerium und die Arbeits- 
justiz die einzige gesamtgesellschaftliche „Koordination“ sicherstellte. Eine au- 
tonome, branchenübergreifende Koordination in Form von Dachverbänden 
war arbeitsrechtlich verboten (Teixeira 1996: 92f). 

Dementsprechend gehört die Gründung des ersten Dachverbandes CUT 
(Central Unica dos Trabalhadores) zu den sichtbarsten Erfolgen des Novo 
Sindicalismo. Die CUT konnte sich sehr schnell und dauerhaft als führende 
zentrale Koordinationsinstanz der brasilianischen Gewerkschaftsbewegung 
durchsetzen. Hervorgegangen aus unterdrückten oppositionellen Gewerk- 
schaftsgruppen (Antunes 1995b: 27ff), verwandelte sie sich zunehmend von 
eınem Dachverband mit radıkal-sozialistischen Forderungen zum anerkannten, 


damit nur eine Größenordnung von 1% aller Gewerkschaften erreichen. 

6 Neben dem öffentlichen Dienst ist die überproportionale Zunahme von Gewerkschaften im 
Süd- und Nordosten Brasiliens zu nennen, welche die Gewichtsverlagerungen der Industrie 
nachzuvollziehen scheint. Selbst wenn ein Teil der Gründungen reine Phantomgewerk- 
schaften darstellen, vorzugsweise um am Kuchen der Gewerkschaftssteuer (s.u.) zu partizi- 
pieren, so bedeutet die Gründung selbst einer solchen Gewerkschaft ım brasilianischen Hin- 
terland mit archaischen Arbeitsverhältnissen oft dennoch einen zivilgesellschaftlichen Fort- 
schritt (vgl. Cardoso 1999b: 60ff). 
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teformerischen Tarifpartner. In Fortführung des Erneuerungsimpulses des No- 
vo Sindicalismo bestand das zentrale Projekt der CUT in der Überwindung 
des traditionellen Staatskorporativismus und in dem Aufbau von authenti- 
schen Gewerkschaften. Daran entzündete sich die innergewerkschaftliche Aus- 
einandersetzung, welche zur Spaltung an der Spitze führte. 

Die als Reaktion auf die CUT gegründete Gewerkschaftszentrale CGT (Cent- 
ral Geral dos Trabalhadores) beheimatete den größten Teil der ehemaligen 
Führungsschicht der alten staatskorporativen Gewerkschaften. Sie repräsen- 
tierte insofern das Überdauern einer Gewerkschaftsstruktur, welche die CUT 
ausdrücklich überwinden wollte (vgl. Cardoso u.a. 1996: 21ff).” Der 1991 von 
der CGT abgespaltene, heute zweitgrößte Dachverband FS (Forga Sindical) 
stellt eine Symbiose zwischen traditionellen Elementen des Staatskorporatıvis- 
mus und pragmatischer „bread and butter“-Politik mit rein auf ihr Klientel 
beschränkten, ökonomischen Forderungen dar (Cardoso 1999a: 20ff). Wäh- 
rend die CUT sich unter dem Druck der dauerhaften wirtschaftlichen Krise 
und steigender Arbeitslosigkeit auf der Basis einer breiten Verankerung vom 
überwiegend Protest organisierenden Streikverband zum etablierten Verhand- 
lungspartner in der Fläche wandelte”, bot sich die FS von Anfang an als ge- 
werkschaftlicher Juniorpartner der neoliberalen Öffnungspolitik der Präsiden- 
ten Collor und Cardoso an (Giannotti 2002: 13). 

Die Dachverbände bildeten sich im Widerspruch zur damaligen Gesetzgebung 
und verfügen bis heute nur über eine de facto Anerkennung z.B. als Ge- 
sprächspartner in nationalen Gesprächsforen und tripartistischen Selbstverwal- 
tungsinstitutionen”. Die politische Spaltung in konkurrierende Dachverbände 
fügte zunächst ein pluralistisches Element an der Spitze der Gewerkschafts- 
struktur hinzu und trug insofern zur weiteren Fragmentierung der Gewerk- 
schaftslandschaft Brasiliens bei. Gleichzeitig vollzog sich ein Großteil der exp- 
losiven Ausweitung der Gewerkschaftsanzahl unter dem koordinierenden Dach 
der CUT (Cardoso 1997: 116ff). So kann von einer autonomen, branchen- 
übergreifenden Koordinierung auf nationaler Ebene überhaupt erst seit Exis- 
tenz der CUT die Rede sein. Die Dachverbände, allen voran die CUT, stellen 
ein Mindestmaß an Kohärenz der brasilianischen Gewerkschaftsbewegung her, 
zumal der Anteil der Gewerkschaften, welche Mitglied ın einem Dachverband 


7 Ähnlich verlaufen die Trennlinien zu den zwei in der Folgezeit entstandenen kleinen Dach- 
verbänden CGT (Confederagäo Geral dos Trabalhadores), USI (Uniäo Sindical Independen- 
te), welche zum Ende der 90er Jahre durch die Neugründungen von SDS (Social Democracia 
Sindical) und CAT (Central Autönoma dos Trabalhadores) ersetzt wurden. 

8 Eine nähere Diskussion des Wandels von einer konfrontativen zu einer (neo-)korporativen 
Gewerkschaftsstrategie als Reaktion auf eine weltmarktinduzierte Wirtschaftskrise im Kontext 
einer neoliberalen Öffnungspolitik findet sich bei Cardoso (2000) sowie Brasilien und Südaf 
rıka vergleichend be: Seidman (1998). 

9 Dazu gehören insbesondere der Beschäftigtenfonds FGTS, der Arbeitslosenfonds FAT und 
die Sozialversicherung. 
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sind, von 31,1% (1992) auf 37,7% (2001) gestiegen ist. Dies entspricht ziem- 
lich genau einer Verdopplung von 2.119 auf 4.283 Mitgliedsgewerkschaften. 
Darüber hinaus akzentuiert sich das Phänomen mit zunehmender Größe der 
Gewerkschaft, sodass schon fast jede zweite (47,7%) unter den großen Ge- 
werkschaften (über 1.000 Mitglieder) und 10 von den 11 größten Gewerk- 
schaften (über 50.000 Mitglieder)" einem Dachverband angeschlossen sınd. 
Betrachtet man die Dachverbände im Einzelnen, so konnte die CUT ihren 
ersten Platz deutlich behaupten. Trotz des Gründungsbooms ist in 2001 jede 
vierte Einzelgewerkschaft Mitglied der CUT (25,0% gegenüber 23,2% in 
1992). 2.800 bzw. 66% der einem Dachverband angeschlossenen Einzelge- 
werkschaften finden sich unter ihrem koordinierenden Dach wieder". Dage- 
gen fällt die Forga Sindical mit ihren 835 Mitgliedsgewerkschaften (19% aller 
einem Dachverband angegliederten Gewerkschaften) deutlich ab und ist weit 
vom deklarierten Ziel ihres letzten Kongresses entfernt, erster Dachverband zu 
werden (Folha de Säo Paulo, 7.7.2001). Die restlichen Dachorganisationen 
können gerade noch 15% der einem Dachverband angeschlossenen Einzelge- 
werkschaften auf sich vereinigen (SDS: 7%, CGT: 6% und CAT: 2%). Beson- 
ders deutlich wird die Führungsrolle der CUT betrachtet man ihren Anteil 
unter den großen Gewerkschaften mit mehr als 1.000 Mitgliedern. Dreiviertel 
(74,7%) der einem Dachverband angeschlossenen großen Gewerkschaften zäh- 
len sich zu ihr, was einem Anteil von mehr als einem Drittel aller Gewerk- 
schaften (35,6%) dieser Größenklasse entspricht. Demnach hat die CUT zwar 
das Tempo ihres Einflussgewinns aus der „heroischen Anfangsphase“ (Meneguelli 
1992: 1) der vielen Streiks nicht halten können. Aber selbst in Zeiten anhal- 
tender Wirtschaftskrise konnte die bisher in ständiger Opposition befindliche 
CUT ihren Einfluss in der Fläche stärken und ihren überragenden ersten Platz 
unter den Dachverbänden behaupten. Auch in Bezug auf die brasilianische 
Gewerkschaftsbewegung insgesamt stieg trotz Gründungsbooms der Anteil der 
Mitgliedsgewerkschaften in den Dachverbänden und legt die Schlussfolgerung 
eines zunehmenden Grades vertikaler Integration nahe (für eine Berücksichti- 
gung qualitativer Faktoren siehe Vellay 2001: 6Af). 

Neben der Gewerkschaftsanzahl und dem Einfluss von Zentralinstanzen gilt 
es die Entwicklung der absoluten Zahl von Gewerkschaftsmitgliedern sowie 
den Organisationsgrad als umfassenden Näherungswert für die Messung der 
Stärke der Gewerkschaftsbewegung eines Landes (vgl. Visser 1993: 27£) zu be- 


10 Der Anteil von Gewerkschaften, welche Mitglied in den traditionellen Föderationen (83%) 
und Konföderationen (69%) sind, ist ebenfalls steigend. Damit kam es nicht zur Verdrängung 
des traditionellen konföderativen Systems durch die Dachverbände, wie noch zum Beginn 
der 90er Jahre vermutbar (vgl. Vellay 2001: 66f). = 

11 Die Angaben der Pesquisa Sindical decken sich weitgehend mit denjenigen, welche die CUT 
über sich veröffentlicht. Zu ihrem letzten nationalen Plenum im Mai 2002 gab die CUT an, 
über 3.160 Mitgliedsgewerkschaften mit mehr als 7 Mio. Mitgliedern zu verfügen (vgl. CUT 
2000: 3). 
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trachten. Während die Gewerkschaften weltweit, gemessen an diesen beiden 
Kennziffern, auf dem Rückmarsch sind, konnten die brasilianischen Gewerk- 
schaften absolut zulegen und ihren Organisationsgrad auf relativ hohem Ni- 
veau stabilisieren. Der Organisationsgrad der ökonomisch aktiven Bevölke- 
rung konnte mit rund 24% etwa den Wert vom Anfang der 90er Jahre wieder- 
erlangen, nachdem er zeitweise bis auf 15,9% (1998) abgesackt war. Die man- 
cherorts vermutete Tendenz, dass „auch die brasilianischen Gewerkschaften von 
der weltweiten Tendenz des Mitgliederschwunds (...) betroffen“ (Calcagnotto 
1997: 196) seien, bestätigt sich nicht. Im Gegenteil konnten die brasilianischen 
Gewerkschaften trotz Zuwachs der ökonomisch aktiven Bevölkerung einen im 
internationalen Vergleich beachtlich hohen Organisationsgrad bewahren. Be- 
rechnet man den gewerkschaftlichen Organisationsgrad als Verhältnis von 
tatsächlicher zu möglicher Mitgliedschaft (vgl. Visser 1990: 13), so müsste man 
die Mitgliederzahlen der Pesquisa Sindical auf die Basıs der formell lohn- 
abhängig Beschäftigten zuzüglich der ab 1988 ebenfalls (offiziell) gewerkschaft- 
lich organisierbaren Beschäftigten des öffentlichen Dienstes beziehen. So berech- 
net kommt Cardoso zu einem brasilianischen Organisationsgrad von 30% für 
1995. Dieser kann damit durchaus mit dem Durchschnitt der europäischen 
Gewerkschaften (33,7%) mithalten und liegt beispielsweise weit vor solchen 
Ländern wie Frankreich (10,2%), USA (15,6%) oder Japan (24,7%) (Cardoso 
1999HeAlffrstaunlich hoch erscheint der brasilianische Organisationsgrad un- 
ter Berücksichtigung der extremen Flexibilisierung der Wirtschaft, welche am 
deutlichsten in einer der weltweit höchsten Fluktuationsraten zum Ausdruck 
kommt. Die durchschnittliche Verweildauer in einem Arbeitsverhältnis liegt 
für rund 30% der brasilianischen Beschäftigten bei unter einem Jahr (ders.: 
108). Ein dermaßen hoher Grad der Instabilität von Arbeitsverhältnissen stellt 
entgegen der auch in Brasilien lautstarken Forderung nach Flexibilisierung 
nicht nur ein soziales Problem für die Betroffenen dar, sondern erschwert 
auch die gewerkschaftliche Organisierung (Pochmann 1996: 295). Dennoch 
sucht die brasilianische Gewerkschaftsbewegung ebenfalls in Bezug auf die ab- 
solute Mitgliederentwicklung international ihresgleichen. Die Anzahl der Ge- 
werkschaftsmitglieder stieg von 15,3 Mio. in 1992 (IBGE 1996: 101) auf 19,6 
Mio. Mitglieder in 2001 um 27,3%. 

Dieser insgesamt erstaunlich positiven Entwicklung in der globalen Draufsicht 
müssen allerdings zwei gewichtige Schwachpunkte gegenüber gestellt werden: 


12 Die Gewerkschaftsforscherin Portella de Castro berechnet auf der Basis des regulierten Ar- 
beitsmarktes folgende beeindruckende Entwicklung des brasilianischen Organisationsgrades: 
von 1988 36,7% sei er auf 30% in 1996 abgesunken, um dann wieder zu steigen bis auf 55% 
in 2001 (vgl. Portella de Castro 2002). Auch wenn der Vergleich gewerkschaftlicher Organisa- 
tionsgrade nur sehr eingeschränkt möglich ist (vgl. Visser 1990: 36 u. 239), insbesondere bei 
Ländern wie Brasilien mit einem sehr großen informellen Sektor (vgl. Vellay 2001: 56ff), so 
bleibt festzuhalten, dass sich die brasilianischen Gewerkschaften ihre herausragende Organisa- 
tionsfähigkeit zumindest bewahren konnten. 


einerseits die schweren Einbrüche gerade in den Hochburgen des Novo Sin- 
dicalismo und andererseits die Reduzierung der Örganisationsbasis der Ge- 
werkschaften aufgrund der Ausweitung des informellen Sektors. 

Besonders in den industriellen Kernregionen sehen sich die Gewerkschaften, 
angesichts forcierten industriellen Wandels vor dem Hintergrund der Öffnungs- 
und Liberalisierungspolitik seit 1994, mit dem Problem eines rabiaten Abbaus 
von Arbeitsplätzen konfrontiert. In den 90er Jahren gingen infolge von Pro- 
duktivitätsschüben allein in der brasilianischen Industrie über 1,7 Millionen 
Arbeitsplätze verloren (Cardoso 2001: 70f). Industriebetriebe werden darüber hin- 
aus aus dem gewerkschaftlich hochorganisierten Süden und Südosten sowie 
speziell dem Industriegürtel des ABC um Säo Paulo in gewerkschaftsfreie Zo- 
nen im Hinterland verlegt. Dies trifft in besonderem Maß die Gewerkschaften 
der Metallarbeiter und der Bankangestellten, welche die traditionellen Haupt- 
stützen von CUT und FS bilden und weit über ihren Organisationsbereich hin- 
aus auf die nationale Debatte ausstrahlen. Ihre starken Mitgliederverluste auf- 
grund der vielerorts mehr als halbierten Organisationsbasis konnten zwar sta- 
tistich durch Mitgliedergewinne im öffentlichen Dienst, Bildungsbereich oder 
z.B. dem Hotelgewerbe überkompensiert werden. Jedoch leidet die Mobilisie- 
rungsfähigkeit der Gewerkschaftsbewegung insgesamt unter dieser Schwächung 
der symbolträchtigen Zugpferde des Novo Sindicalismo. 

Die gesamte brasilianische Gesellschaft ist von der Ausweitung des informel- 
len Sektors betroffen. Für die Gewerkschaften bedeutet dies insbesondere, dass 
sich über 60% der brasilianischen Erwerbsbevölkerung (CUT 1999a: 5) a prio- 
rı einer gewerkschaftlichen Organisierung entziehen. Innerhalb der CUT hat 
es mehrmals Versuche mit sehr begrenztem Erfolg gegeben, sich für die Orga- 
nisierung der im informellen Sektor Arbeitenden zu öffnen (CUT 1993, 
1994). In der zweiten Hälfte der 90er Jahre verschärfte sich das Problem der 
reduzierten Organisationsbasis durch die neu auftretende dauerhafte Massen- 
arbeitslosigkeit", worauf die CUT mit einer prinzipiellen Öffnung ihrer Rei- 
hen für Arbeitslosen reagierte (CUT 1999a: 8). 

Insbesondere erhofft sich der Dachverband praktische Erfolge im Bereich der 
sich schnell ausweitenden Kooperativwirtschaften (Singer 2001). Dabei sind 
„falsche“ von „wahrhaftigen“ Kooperativen zu unterscheiden. Hinter ersteren 
verbergen sich reine Auslagerungsprozesse zur Kostenreduktion, bei der Be- 
schäftigte unter Finbuße von Sozialansprüchen (Urlaub, 13. Monatsgehalt 
etc.) und bei Androhung des Arbeitsplatzverlustes in den Status eines Koope- 
rativmitglieds gepresst werden. Dagegen gründen sich unter dem Signum der 
Solidarwirtschaft selbstverwaltete Kooperativen, oftmals als Fortführung aufge- 
gebener Betriebe durch die Beschäftigten. Zunächst entstanden zur nackten 


13 Je nach Berechnungsmethode schwanken die Angaben zwischen 15 und 20% Arbeitslosen, 
vgl. Diario de Säo Paulo, 17.12.2002. 


86 Claudius Vellay 


Existenzsicherung, erblickt die CUT in ihnen heute die Keimzellen einer 
schon unter kapitalistischen Bedingungen möglichen sozialistischen Ökono- 
mie (CUT 2000: 24). Der Kampf gegen die fortschreitende Prekarisierung und 
zur Verteidigung des formellen, lohnabhängigen Sektors sei nicht mehr aus- 
reichend - wenn auch nach wie vor nötig - und müsse durch die gewerk- 
schaftliche (!?) Aufgabe der Arbeitsplatzschaffung in den Kooperativen der al- 
ternativen Solidarwirtschaft ergänzt werden (ebd.). 

Dazu hat die CUT ein umfangreiches „Projekt der solidarischen Entwicklung“ 
(CUT 1999b) beschlossen'‘, welches u.a. folgende Maßnahmen vorsieht: die 
Bildung von „Agenturen solidarischer Entwicklung“ (ADS) zur direkten Un- 
terstützung der Kooperativen (Qualifizierung, technische Beratung, Kreditbe- 
schaffung etc.), eine enge Kooperation mit einem gewerkschaftsnahen Inkuba- 
torennetzwerk der Universitäten u.a. zur Ausarbeitung von Gesetzesvorschlä- 
gen zur Regulierung und Förderung der Solidarökonomie, sowie nicht zuletzt 
die gewerkschaftliche Organisierung der Kooperativmitglieder. Dieser An- 
spruch der Organisierung und Entwicklung einer spezifischen Vertretung der 
sozialen Interessen der Kooperativmitglieder sowie allgemeiner des informel- 
len Sektors und der sozial Ausgeschlossenen (Arbeitslosen) wird in der CUT 
unter dem Stichwort der „Bürgergewerkschaft“ durchaus kontrovers diskutiert. 
Das Selbstverständnis der CUT als Interessenorganisation lohnabhängig Be- 
schäftigter soll um die Verteidigung der Universalität von Zivilrechten erwei- 
tert werden (CUT 2000: 2). Mit Ausnahme der Rentner, für welche 2000 ei- 
ne eigene Gewerkschaft (SINTAP) innerhalb der CUT geschaffen wurde (ebd.: 
13), bleibt allerdings der Aufruf zur Organisierung nicht formell Beschäftigter 
bisher weitgehend Programm. 


14 Mit dem Ökonomen Paul Singer ist der Spiritus Rektor des Inkubatorennetzwerkes um Uni- 
trabalho und einer der führenden theoretischen Köpfe der neuen Kooperativbewegung zum 
Staatssekretär für Solidarökonomie im neuen Arbeitsministerium ernannt worden. Angesichts 
der besonderen Bedeutung, welche Lula der Solidarökonomie im Rahmen eines alternativen 
Entwicklungsmodells als relativ krisenresistentes Arbeitskräftereservoir zuschreibt (PT 2002: 
23), könnte sich dieser Bereich alsbald zu einem dynamischen Gemeinschaftsprojekt von Re- 
gierung, Universitäten und Gewerkschaften entwickeln. 

15 Hier setzt sich im Grunde eine Diskussion aus der Aufbauphase der CUT fort. Damals war 
die Aufnahme von ländlichen Gewerkschaften in den Dachverband umstritten, da sie neben 
lohnabhängigen Landarbeitern auch Kleinbauern, die keinem Arbeitgeber gegenüberstehen, 
organisieren (vgl. CUT 1993). Heute wird diese Diskussion einerseits als Aufforderung an die 
Gewerkschaft geführt, als Organisation „aller, die von der Arbeit leben“ tätig zu werden (An- 
tunes 1995a: 17). Anderseits wird im Sinne der Neokorporatismus-Theorien nicht so sehr für 
eine Ausweitung der Organisationsbasis argumentiert, sondern für eine Steilvertreterpolitik 
mit „gesellschaftlicher Verantwortung“ auf Meso- und Makroebene (Silva 1996: 137; Barros 
1999: 62). Die Wiederbelebung modernisierter, staatskorporativer Elemente unter dem Stich- 
wort der „Bürgergewerkschaft“ ist eine der möglichen Perspektiven (s.u. am Beispiel der FS). 
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3. Die Finanzierung der Gewerkschaften 


Neben den strukturellen Hemmnissen bildete traditionell die staatlich garan- 
tierte Finanzierung über eine von den Mitgliedern unabhängige Gewerk- 
schaftssteuer (ein Tageslohn pro Beschäftigten) ein Haupthindernis für die 
Entwicklung autonomer und staatsunabhängiger Gewerkschaften. War eine 
Gewerkschaft einmal anerkannt, so hing sie nicht nur am staatlichen Tropf. 
Sıe hatte auch ein Interesse die Anzahl der Mitglieder von sich aus zu begren- 
zen, so dass dıe von allen Beschäftigten der Organisationsbasis eingetriebene 
Zwangsabgabe nur einer relativ kleinen Anzahl von Mitgliedern zugute kam. 
Während die freiwilligen Mitgliedsbeiträge eine nebensächliche Rolle spielten, 
entwickelte sich die Gewerkschaftssteuer zu einer der Hauptstützen der kor- 
rumpierten Pelego-Gewerkschaften und stand somit ganz oben auf der Ab- 
schussliste des Novo Sindicalismo. Mit der neuen Verfassung (1988) wurde 
diese zentrale Zwangsabgabe keineswegs abgeschafft, sondern neben sie traten 
noch zwei weitere: eine Tarifvertragsabgabe in variabler Höhe jeweils zum Ta- 
rifabschluss und eine Konföderationsabgabe zur Alimentierung der vertikalen 
Föderationsstruktur (Lovenzetti Lasasso 1999: 13). 

Dennoch konnte der Novo Sindicalismo auch in diesem sensiblen Bereich 
seinen erneuernden Einfluss geltend machen. Nicht nur dass ein nennenswer- 
ter Teil der großen Gewerkschaften, insbesondere der Mitgliedsverbände der 
CUT, die Zwangsabgabe aus eigenem Antrieb zurückzahlt. Insbesondere ent- 
wickelten die Gewerkschaften die vormals zu vernachlässigenden freiwilligen 
Mitgliedsbeiträge zur wichtigsten Einnahmequelle. Anfang der 90er Jahre bil- 
deten sie rund die Hälfte (48%) aller Gewerkschaftseinnahmen, während die 
Gewerkschaftssteuer auf 25,9% abgefallen war. Über die Hälfte der Gewerk- 
schaften hätte 1992 die von der CUT geforderte Aussetzung der Gewerk- 
schaftssteuer überlebt (Vellay 2001: 88ff). Für dıe damalige Situation liess dies 
die Schlussfolgerung zu, dass eine zeitlich gestreckte Abschaffung der Zwangs- 
abgaben'‘ für die brasilianischen Gewerkschaften insgesamt zu einer lösbaren 
Aufgabe geworden sei. Reine Phantomgewerkschaften, welche nur zur Ab- 
schöpfung der Gewerkschaftssteuer geschaffen wurden und einen Teil des An- 
schwellens der Gewerkschaftsanzahl erklären, würden verschwinden. Der rest- 
lichen Gewerkschaftsbewegung würde eine solche Finanzreform als Antrieb 
dienen, die ebenfalls von der CUT angestrebten Zusammenschlüsse zu natio- 
nalen Branchengewerkschaften (CUT 2000: 7f) zu fördern. 

Allerdings steht zu befürchten, dass vor dem Hintergrund der auch von der 
Regierung Cardoso nicht in Angriff genommenen Reform der Gewerkschafts- 
finanzierung und der anhaltenden Wirtschaftskrise, die Abhängigkeit nicht 
nur des konservativen Teils der Gewerkschaftsbewegung von staatlicher Finan- 


16 Für die Tarifvertragsabgabe wurde eine Überführung in eine den ILO-Kriterien entsprechende 
Solidarabgabe vorgeschlagen (vgl. Vellay 2001: 100). 
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zierung wieder gewachsen ist. Beispielsweise profitieren die Dachverbände von 
umfangreichen Mittelzuweisungen im Rahmen des tripartistischen Qualıfizie- 
rungsfonds für Arbeitslose (FAT).” Eine Reform der Gewerkschaftsfinanzie- 
rung mit dem Ziel der Abschaffung der Zwangsfinanzierung, würde sinnvoller 
Weise auch die Einführung einer Verpflichtung zur regelmäßigen Offenlegung 
der Finanzsituation beinhalten. 


4. Handlungsprofil der Gewerkschaften 


Wendet man sich der Ausgabenseite. zu, so stellt sich die Frage nach dem 
heutigen Handlungsprofil der brasilianischen Gewerkschaften. Im traditionel- 
len staatskorporativen Modell war ihnen die Rolle des gefügigen Erfüllungs- 
gehilfen des Staates zugedacht. Ihren ausufernden bürokratischen Apparaten 
wurde die Bereitstellung sozialer Dienstleistungen auferlegt: Ferienkolonien, 
ärztliche Dienste, Frisöre etc. (vgl. Calcagnotto 1994: 272ff). Ausdrücklich 
nicht zu ihren Aufgaben gehörte die autonome Interessenvertretung in der 
freien Aushandlung von Tarifverträgen. Wenn es überhaupt zu Interessenkon- 
flikten über Lohnhöhe etc. kam, wurden diese von der staatlichen Arbeitsge- 
richtsbarkeit zwangsgeschlichtet (Boito Jr. 1991: 52). 

Zwanzig Jahre nach dem Aufbruch des Novo Sindicalismo findet man diese 
staatskorporativen Elemente nach wie vor, sie sind jedoch weit davon ent- 
fernt, das Gesicht der brasilianischen Gewerkschaftsbewegung zu prägen. Es 
lässt sich zeigen, dass die brasilianischen Gewerkschaften in ihrer großen 
Mehrheit nur wenige soziale Dienstleistungen’ anbieten und nur ein kleiner 
Teil über entsprechend spezialisiertes Personal verfügt (Vellay 2001: 121). 
Auch wenn die Durchschnittswerte große Unterschiede im Einzelnen verber- 
gen, so hält die generelle These von den brasilianischen Gewerkschaften als 
semistaatliche Instanzen der Sozialfürsorge mit aufgeblähten Funktionärsappa- 
rat (vgl. Sılva 1996: 128) einer eingehenderen Prüfung nicht stand.” 


17 Im Jahr 2002 wurden trotz umfangreicher Kürzungen 22,5 Mio. R$ aus den Mitteln des FAT 
an die CUT zur Durchführung von beruflicher Weiterbildung überwiesen. Die ungleich klei- 
nere FS erhielt 18 Mio. R$, was zu ihrem eigenen Haushalt von 2 Mio. R$ ins Verhältnis zu 
setzen ıst (Folha de Säo Paulo: 13.11.2002). Dem oftmals vorgebrachten Vorwurf des Mittel- 
missbrauchs, vor allem an die Adresse der FS (vgl. z.B. CUT 2000: 17), wird neuerdings auch 
vor dem Verwaltungsgericht nachgegangen (Folha de Säo Paulo: 11.11.2002). 

18 Allerdings findet ein Teil der „Überwindung“ des staatskorporativen Dienstleistungsorientie- 
rung, insbesondere bei der Forga Sindical, in der Form einer „konservativen Modernisierung“ 
statt (Giannotti 2002). Unter dem Stichwort der „Bürgergewerkschaft“ orientiert die FS seit 
ihrem letzten Gewerkschaftstag auf die Überwindung der „korporativen Interessen- 
vertretung“. Zwar wirbt sie nicht mehr mit der Bereitstellung der Frisördienstleistung, wohl 
aber mit einem viel finanzaufwändigeren Engagement im sozialen Wohnungsbau (100.000 
Wohnungen) sowie in der Arbeitsvermittlung. Unter Inanspruchnahme umfangreicher öffent- 
licher Mittel bietet sich der Dachverband als „effizienterer“ Sachwalter öffentlicher Aufgaben 
an (Folha de Säo Paulo: 7.7.2001). 

19 Hier soll nicht der Eindruck erweckt werden, als wenn es die alten Pelego-Gewerkschaften 
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Stattdessen ist die Interessenvertretung in Tarifverhandlungen zum flächende- 
ckenden Markenzeichen der brasilianischen Gewerkschaftsbewegung gewor- 
den. Über die Hälfte der Gewerkschaften (56,2%) führten 1992 Tarifverhand- 
lungen durch?. Dabei kam es nur etwa in jedem dritten Fall zur Anrufung der 
Arbeitsgerichte (34,1%) und lediglich in jedem zwanzigsten Fall (5,5%) wurde 
der Interessenkonflikt durch einen verbindlichen Schiedsspruch beendet 
(IBGE 1996: 141f). Damit lässt sich die These von der Vorherrschaft der Ar- 
beitsgerichte in der Austragung der Interessenkonflikte zwischen Kapital und 
Arbeit (vgl. Kocher 1996: 326) nicht aufrecht erhalten. Der relativ hohe Anteil 
der Einschaltung der Arbeitsgerichte scheint eher auf eine fehlende Verhand- 
lungskultur und einen Mangel an qualifiziertem Personal bei beiden Tarif- 
partnern hinzuweisen. Der liberalen Lesart, nach der die normative Gewalt der 
Arbeitsgerichte das Aufkommen maximalistischer Forderungen favorisiere und 
den Konflikt stimuliere (Pastore 1994: 179), kann angesichts einer Kompro- 
missfindung in letztlich 94,5% aller Tarifverhandlungen nicht zugestimmt 
werden. Die staatskorporative paternalistische Regelung des Interessenkonflikts 
zwischen Kapital und Arbeit tritt eindeutig in den Hintergrund. Sieht man in 
der Lohnfindung und in der in Tarifverträgen mündenden Durchführung von 
Kollektivverhandlungen die eigentliche raison d’etre der Gewerkschaften (vgl. 
Visser 1990: 157), so trägt die Mehrheit der brasilianischen Gewerkschaften ih- 
ren Namen nunmehr zu Recht. 

Dennoch kommt es zur millionenfachen Anrufung der Arbeitsgerichte, was 
allein schon wegen der damit verbundenen gesellschaftlichen Kosten” in die 


überhaupt nicht mehr gäbe. Insbesondere in der traditionellen konföderalen Struktur halten 
sich einige „Dinosaurier“, wie beispielsweise die Konföderation der Beschäftigten im Handel 
(CNTC) oder diejenige der Beschäftigten der Industrie (CNTI), welche oftmals den Eindruck 
hinterlassen, ausschließlich Versorgungseinheiten für ihre zum Teil noch aus der Zeit der Mı- 
itärdiktatur stammenden Präsidenten zu sein (Diario de Säo Paulo, 25.10.2002). Trotz un- 
günstiger institutioneller Rahmenbedingungen prägen diese Erscheinungen aufgrund des 
Drucks des Novo Sindicalismo allerdings nicht mehr das Gesamtbild der brasilianischen Ge- 
werkschaften. 
20 Die Ausweitung der Tarifverhandlungen hat sich in den 90er Jahren fortgesetzt. Zwar ist der 
orozentuale Anteil von Gewerkschaften, die Kollektivverhandlungen durchführen, 2001 un- 
verändert geblieben, ihre absolute Zahl hat sich damit aufgrund des rasanten Anstiegs der 
Gewerkschaftsanzahl jedoch deutlich erhöht. 
21 Die marktliberale Antwort besteht in der Flexibilisierung bzw. Abschaffung der Individualarbeits- 
rechte, woraufhin die Marktkräfte die Unternehmen und Gewerkschaften schon dazu zwingen 
würden, „angepasste Sozialleistungen“ auszuhandeln (vgl. z.B. Pastore 1995: 93f, aber in abge- 
schwächter Form auch Cardosos ehemaliger Arbeitsminister Amadeo 1998: 6). Dieser Logik 
entsprach auch die noch von der alten Regierung auf den Weg gebrachte Initiative der Aus- 
höhlung der Arbeitsgesetzgebung CLT, mit dem der Vorrang von Verträgen gegenüber dem 
Gesetz festgeschrieben werden sollte (Nogueira 2002: 20f). Der CUT-Präsident Joäo Felicio 
forderte von der neugewählten Regierung Lula die Aussetzung dieser Initiative (Diärıo de Säo 
Paulo, 4.11.2002). Die CUT möchte ebenfalls die Individualrechtsverfahren verringern, aller- 
dings durch die Schaffung von Rahmenbedingungen, welche die effektive Durchsetzung der 
sozialen Rechte gewährleisten (CUT 2000: 5). 
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Kritik gerät (Pochmann 1998: 165f). Hierbei handelt es sich jedoch überwie- 
gend um Individualrechtsverfahren von Beschäftigten nach ihrer Entlassung. 
Sie versuchen oftmals erst im nachhinein ihre Rechte einzuklagen (Überstun- 
denbezahlung, Urlaub etc.), da sie keine Möglichkeit sehen, diese während 
des aktiven Beschäftigungsverhältnis durchzusetzen. Auch wenn die astro- 
nomische Anzahl von Arbeitsgerichtsprozessen ein Ausdruck der Vorherr- 
schaft des individuellen (CLT) gegenüber dem kollektiven Arbeitsrecht (Tarif- 
verträge) ist, kann nicht automatisch auf die ungenügende Wahrnehmung der 
Rolle der kollektiven Interessenvertretung durch die Gewerkschaften geschlos- 
sen werden.? Die Gewerkschaften verlassen sich in diesen „Rechtskonflikten“ 
bei weitem nicht nur auf die regelnde Obhut des Staates, respektive der Ar- 
beitsgerichte, wie durch die häufigen Streiks aufgrund von Regelverstößen ge- 
gen die Arbeitsgesetzgebung deutlich wird. Im Gegensatz zu den 80er Jahren 
waren die Streiks im letzten Jahrzehnt nur noch zu 25% durch Lohnforde- 
tungen und zu 38% durch Regelverstöße motiviert (ebd.: 160). Allerdings ver- 
engt die anhaltende Krise auch hier die Spielräume, sodass ein deutlicher 
Rückgang der Streiktätigkeit zu verzeichnen ist.” Unter den Bedingungen der 
in den 90er Jahren in Brasilien neuauftretenden dauerhaften Massenarbeitslo- 
sigkeit sowie der allgemeinen Prekarisierung und Flexibilisierung der Arbeits- 
verhältnisse fällt es den Beschäftigten zunehmend schwerer, dem gesetzliche 
oder tarifliche Auflagen ignorierenden Betriebsdespotismus der Unternehmer 
wirkungsvoll entgegenzutreten. Auch wenn die Arbeitsprozesse überwiegend 
das Individualrecht betreffen verweisen sie die Gewerkschaften dennoch auf 
die ungenügende betriebliche Interessenvertretung. 


5. Gewerkschaftliche Betriebsorganisationen 
oder Unternehmensgewerkschaften? 


Im traditionellen staatskorporativen System Brasiliens waren mit Ausnahme 
der paritätisch besetzten Arbeitsschutzkommissionen keine betrieblichen Ver- 
tretungen der Beschäftigten vorgesehen. Der gewerkschaftliche Einfluss reichte 
bestenfalls bis zum Fabriktor. Dahinter herrschte eine weitgehend despotische 
Willkürherrschaft der Unternehmer (Cardoso 1999b: 99). 

Auch der Novo Sindicalismo hat sich zunächst nur auf dem „externen Ar- 
beitsmarkt“ als Preisfechter der Ware Arbeitskraft behaupten können. Den- 
noch war eine seiner Hauptforderungen von Beginn an die Rinrichtung von 


22 So beispielsweise der ehemalige Arbeitsminister und jetzige Richter am obersten Arbeits- 
gericht Almir Pazzianotto Pinto, welcher zwei Millionen anhängige Individualarbeitsrechts- 
prozesse mit der konflikttreibenden Ineffizienz der Interessenverbände „begründete“ (Correio 
Braziliense: 20.9.1996). 

23 Während Brasilien Mitte der 80er Jahre noch als „Streikweltmeister“ (Noronha 1991: 113) 
galt, ist der Streikausfall in den 90er Jahren kontinuierlich gesunken von 1991 29,5 Std. pro 
Beschäftigtem auf 5,5 Std. in 1996 (Cardoso 1999b: 37%). 


betrieblichen Vertretungen. Tatsächlich verfügten 1992 gut die Hälfte (53,5%) al- 
ler Gewerkschaften über betriebliche Basisvertretungen mit rund 34.000 Ver- 
tretern. Vorwiegend waren diese als gewerkschaftliche Vertrauensleute (85%) 
tätig, ergänzt durch wenige (250) Fabrikkommissionen mit einem Mandat der 
gesamten Belegschaft (IBGE 1996: 140f). Allerdings verfügten mehr als ein 
Drittel (37,3%) der betrieblichen Vertreter nicht über einen Kündigungs- 
schutz. Ihr prekärer Status beschränkt die Möglichkeit der autonomen Inte- 
ressenvertretung und deutet auf eine fehlende Anerkennung durch die Unter- 
nehmensleitung hin. Wenn also der Novo Sindicalismo auch in Bezug auf die 
betriebliche Interessenvertretung sich vom Modell des Staatskorporativismus 
hat lösen können, so bleibt die effektive Interessenwahrnehmung im Betrieb - 
aufgrund der fehlenden institutionellen Absicherung - dem jeweils konkreten 
Kräfteverhältnis unterworfen. 

Im brasilianischen Kontext erwächst aus der zunehmenden betrieblichen Ver- 
ankerung aber auch eine Gefahr für die Gewerkschaftsbewegung, insbesondere 
für die CUT. Einerseits weil die Verbetrieblichung der Kollektivverhandlungen 
weit fortgeschritten ıst: 1992 schlossen die Gewerkschaften fast zwei Drittel 
(60,1%) der 29.705 Tarifverträge direkt mit den einzelnen Unternehmen ab 
(IBGE 1996: 142). Dieses massive Auftreten von Haustarifverträgen” steht 
nicht nur der von der CUT angestrebten Zentralisierung der Gewerkschaften 
und möglichst nationalen Flächentarifverträgen nach deutschem Vorbild ent- 
gegen (vgl. CUT 2000: 79). Die brasilianische Gewerkschaftsbewegung könnte 
sich auch einem erneuten Fragmentierungsschub ausgesetzt schen, bei dem 
die 11.000 überwiegend lokalen Gewerkschaften von 60-70.000 Unternehmensge- 
werkschaften nach japanischem Vorbild verdrängt würden (Pochmann 1998: 166). 
Andererseits ergibt sich die Gefahr einer solchen Entwicklung paradoxer Wei- 
se gerade aus den programmatischen Forderungen der CUT zur Reform der 
kollektiven Arbeitsbeziehungen, deren Realisierungschancen unter der Regie- 
rung Lula deutlich steigen. Neben der Aufhebung der Territorialbindung der 
Gewerkschaften fordert die CUT auch ein von der Verfassung zu garantieren- 
des Organisationsrecht der Beschäftigten in den Betrieben, wobei diese Be- 
triebsvertretungen unabhängig von den Gewerkschaften und Dachverbänden 
sein sollen (CUT 1996: 8). Dies erklärt sich als tradierter Reflex aus der Ent- 
stehungsgeschichte der CUT. Da die Betriebs- und Streilkomitees des Novo 
Sindicalismo sich gegen die entschiedenen Widerstände der Militärs, der Un- 
ternehmen und der Pelego-Gewerkschaften durchsetzen mussten, war die For- 
derung nach ihrer vollständigen Unabhängigkeit nur folgerichtig. Die auto- 


24 Während Nazarı Golpayegani (2000) geradezu ein Loblied auf die Verbetrieblichung der Ar- 
beitsbeziehungen unabhängig von den Gewerkschaften anstimmt, welche den Nährboden für 
partizipative Elemente abgeben würde, widerspricht Neto (2001) aufgrund der Untersuchung 
dynamischer Schlüsselbranchen in Brasilien der neoliberalen These vom Ende der zentrali- 
sierten Kollektivverhandlungen im Postfordismus. 
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nomen betrieblichen Vertretungen wurden zu Keimzellen der Überwindung 
der staatskorporativen Gewerkschaften. Heute dagegen erscheint das Festhalten 
der CUT - entgegen der Meinung ihrer Basis (vgl. Piva 1996: 99) - an der 
Forderung nach auch von den Gewerkschaften unabhängigen Betriebsvertretun- 
gen als gefährlicher Anachronismus. Ihre Realisierung könnte sich als Bume- 
rang weiterer Dezentralisierung durch die massenweise Entstehung mehr oder 
weniger unternehmerfreundlicher Betriebsgewerkschaften erweisen. 

Die CUT orientiert sich am deutschen Modell einer dualen betrieblichen Vertre- 
tungsstruktur: ım Prinzip von Gewerkschaften unabhängige Betriebsräte als 
Vertretung aller Beschäftigten ergänzt durch gewerkschaftliche Vertrauensleute. 
Allerdings scheint ihr die Geschäftsgrundlage des Nebeneinanders beider Insti- 
tutionen in Deutschland entgangen zu sein. Diese wird von der Zuständig- 
keitsverteilung gebildet, welche sich aus der grundgesetzlich garantierten Koa- 
litionsfreiheit (Art. 9 III) ableitet (Kittner 1983: 542ff): Damit die für die Be- 
schäftigten „teurere* Gewerkschaft nicht durch die „bequeme“ Einrichtung 
der Betriebsräte verdrängt wırd, dürfen Betriebsräte nur komplementär tätig 
werden. Entsprechende Vorkehrungen zum Schutz der Gewerkschaften ver- 
langt auch die ILO-Konvention 135 in ihrem Art. 5 (vgl. Siqueira Neto 1996: 
311). In Deutschland sieht das Betriebsverfassungsgesetz (Art. 77 III) weiterhin 
vor, dass die von den Gewerkschaften auszuhandelnden Tarifverträge Vorrang 
genießen und durch Betriebsvereinbarungen nur ergänzt werden dürfen (vgl. 
Becker u.a. 1989: 263). Insbesondere ist dem Betriebsrat die Streikführung ver- 
sagt (ebd.: 248), denn Arbeitskampfmittel bleiben grundsätzlich den tarıffähi- 
gen Gewerkschaften vorbehalten. Trotz Tarifflucht und fortschreitender Ver- 
betrieblichung hat diese institutionelle Aufgabenverteilung - neben der tradi- 
tionell starken Verankerung der Gewerkschaften in den industriellen Kernbe- 
reichen Deutschlands - dazu beigetragen, dass es bisher nicht zu einer durch- 
gängigen Verdrängung der Gewerkschaften durch die Betriebsräte kam. 

Die CUT dagegen sieht in ihrem Reformvorschlag für die brasilianischen Ar- 
beitsbeziehungen keinerlei institutionelle Vorkehrungen zum Schutz vor einer 
möglichen Verdrängung der Gewerkschaften durch autonome Betriebsvertre- 
tungen vor. Im Gegenteil fordert sie die vollständige Freiheit von jeglicher 
staatlicher Einmischung bezüglich der Gewerkschaftsbildung, der Tarifverhand- 
lungen und der Streikführung CUT 1996: 11). Ein Verdrängungsprozess der 
Gewerkschaften durch „unabhängige“ Betriebsorganisationen erscheint nicht 
zuletzt deshalb wahrscheinlich, da zumindest ein Teil der Unternehmen in 
letzteren den „Betriebsbedürfnissen“ aufgeschlossenere Verhandlungspartner 
sehen dürften.” Somit würde die CUT sich mit ihrem Reformvorschlag 


25 Zwar untersagt die von Brasilien ratifizierte ILO-Konvention Nr. 98 die Einmischung der Un- 
ternehmensleitung in die inneren Angelegenheiten der Gewerkschaften (Siqueira Neto 1999: 
16). Aber auch wenn sich die Kapitalseite - entgegen aller bisherigen Tradition - zukünftig 
daran halten würde, hätte sie qua Tarifautonomie dennoch das Recht, sich ihre Verhand- 


sprichwörtlich selbst die Beine unter ihrem Projekt der Bildung nationaler 
Branchengewerkschaften wegschlagen. 


6. Ausblick: Elemente einer Reform der Arbeitsbeziehungen 


Die brasilianischen Gewerkschaften haben 20 Jahre nach dem Aufbruch des 
Novo Sindicalismo den Übergang zu einer modernen Interessenvertretung in 
weiten Teilen bewältigt. Erstens konnte die brasilianische Gewerkschafts- 
bewegung, trotz ihrer nach wie vor bestehenden Fragmentierung an Einfluss 
gewinnen und eine gewisse Vereinheitlichung über die Dachverbände, insbe- 
sondere die CUT, herstellen. Zweitens konnte sie das Gewicht der freiwilligen 
Mitgliedsbeiträge als Finanzierungsquelle ausbauen und drittens ihre Tätigkeit 
auf die Wahrnehmung authentischer Interessenvertretung der Beschäftigten 
ausrichten, wie sie in der autonomen Aushandlung von Tarıfverträgen zum 
Ausdruck kommt. Gleichzeitig bestehen wesentliche staatskorporative Ele- 
mente (Zersplitterung in lokale Berufsgewerkschaften, Zwangseinheit, Gewerk- 
schaftssteuer, mangelnde betriebliche Verankerung) fort, was insbesondere der 
inkonsistenten rechtlichen Basis geschuldet ist. 

Zur Verhinderung eines Rückfalls in eine staatskorporative Praxis ist daher ei- 
ne Reform der brasilianischen Arbeitsbeziehungen orientiert an den ILO-Kon- 
ventionen (ILO 2002) dringend geboten und hat in dem neuen Präsidenten 
Lula einen gewichtigen Fürsprecher. Zur Herstellung voller gewerkschaftlicher 
Organisationsfreiheit im Sinne der (bisher nicht von Brasilien ratifizierten) 
ILO-Konvention Nr. 87 müssten mittels Verfassungsänderung die verbleibenden, 
staatskorporativen Elemente abgeschafft werden. Darunter sind besonders die 
Zwangseinheit, die berufliche und territoriale Beschränkung sowie die gewerk- 
schaftlichen Zwangsabgaben zu nennen. Dieser „Entstaatlichung“ der Ar- 
beitsbeziehungen gilt es, aufgrund des Machtgefälles zwischen Arbeit und Ka 
pital, institutionelle Rahmenbedingungen zur Seite zu stellen, welche die Aus- 
übung gewerkschaftlicher Interessenvertretung stützen. Die Aufhebung der 
Zwangseinheit würde beispielsweise Regelungen der Zuständigkeit zwischen 
konkurrierenden Gewerkschaften bezüglich des Abschlusses von Tarifverträgen 
erfordern. Insbesondere ist entsprechend der ILO-Konvention Nr. 98 der 
Schutz der gewerkschaftlichen Organisationen vor dem Zugriff der Kapitalser- 
te, z.B. durch die Gründung unternehmensgenehmer Betriebsgewerkschaften, 
sicherzustellen. Letztlich ist entsprechend der ILO-Konvention Nr. 135 eine 
gegenüber den Unternehmen autonome Beschäftigtenvertretung in den Be- 
trieben einzurichten. Diese ist nicht nur mindestens mit einem Kündigungs- 
schutz auszustatten, sondern im Falle der Einrichtung unabhängiger Betriebs- 


lungspartner - im Rahmen der Gesetze - frei auszuwählen. Nicht zuletzt deshalb bestimmt 
das deutsche Tarifvertragsgesetz als Tarifvertragsparteien ausschließlich „Gewerkschaften, ein- 
zelne Arbeitgeber sowie Vereinigungen von Arbeitgebern“ (Kittner 1983: 831). 
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räte wäre auch durch eine klare gesetzliche Aufgabenteilung einer Ver- 
drängung der Gewerkschaften vorzubeugen. Eine solche Reform der brasiliani- 
schen Arbeitsbeziehungen würde die Gewerkschaften auf ihrem aus eigener 
Kraft begonnen Weg zum Aufbau einer wirksamen und „authentischen Ge- 
werkschaftsbewegung“ (Würtele 1982) stützen. 
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Rassismus, Immigration und Arbeiter- 
bewegung in den Vereinigten Staaten 


Die neoliberalen Attacken auf Lohnabhängige und Gewerkschaften, die Einfüh- 
rung neuer Formen kapitalistischer Arbeitsorganisation sowie die Ausweitung 
des Niedriglohnsektors sind vermutlich nirgends durchschlagender erfolgt als in 
den Vereinigten Staaten von Amerika. Sie gehen einher mit einer massiven Ein- 
wanderung, die zu einer ethnischen Neuzusammensetzung der Gruppe der 
Lohnabhängigen führt und neue Formen rassistischer Diskriminierung und 
Segmentierung aufkommen lässt. Gleichwohl gab es in den USA in den letzten 
Jahrzehnten wichtige Kämpfe um soziale Organisation und politische Vertretung 
nicht-weißßer ArbeitsmigrantInnen. Des Weiteren ermöglichte der offene Bank- 
rott der Kalten-Kriegs Führung des gewerkschaftlichen Dachverbands AFL-CIO 
den Aufstieg von GewerkschaftsführerInnen, die sich stärker für eine Organisie- 
rung nicht-weißer ArbeitsmigrantInnen einsetzen. Vor mittlerweile mehr als sie- 
ben Jahren wurde mit der Wahl John Sweeneys zum Präsidenten des Gewerk- 
schaftsdachverbandes AFL-CIO ein umfassender Kurswechsel in der Politik der 
US-Gewerkschaften eingeleitet: Die neue Führung erklärte die Organisierung der 
Arbeiterlnnen aus den Reihen der neuen Einwanderergruppen und ethnisch- 
rassisch diskriminierter Minderheiten zu einem ihrer zentralen Ziele. Im Jahre 
2000 rückte sie zudem von der lang gehaltenen Position ab, dass Arbeitgeber 
von „undokumentierten Arbeitskräften“ staatlich verfolgt werden sollten. 

In dem Maße wie die USA als globales Modell für ökonomische Um- 
strukturierung wieder auftauchen, könnten diese Entwicklungen auch Lehren 
für die Arbeiterbewegung in Europa enthalten. Die Antwort auf die Frage, in- 
wiefern eine „neue“, zunehmend nicht-weiße Arbeiterklasse zur Wiederbele- 
bung von Gewerkschaften und Arbeiterbewegung als einer politischen Kraft 
führt, erfordert einen näheren Blick auf die Beziehungen zwischen den neuen 
Mustern rassistischer Segmentierung der Belegschaften, den historisch etablier- 
ten Formen der Gewerkschaftspolitik und den sich ändernden Bedingungen 
der kapitalistischen Ökonomie. 

Die nachfolgende Diskussion über Rassismus, Immigration und die Arbeiter- 
bewegung in den USA basiert auf der Annahme, dass sich die vorherrschen- 
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den Stile gewerkschaftlicher Politik trotz verschiedener politischer und kultu- 
reller Kontexte auf beiden Seiten des Atlantiks grundsätzlich ähneln. Das 
Selbstverständnis amerikanischer Gewerkschaften als business-unions - also als 
„Dienstleistungsorganisationen“ für die wirtschaftlichen Interessen der Arbeit- 
nehmer - basiert genau wie der deutsche Gewerkschaftskorporatismus auf der 
Annahme eines gemeinsamen Interesses von Beschäftigten und Arbeitgebern 
am wirtschaftlichen Wohlergehen der Unternehmen, an bürokratisch verwalte- 
ten, stabilen Arbeitsbeziehung und an der Einhaltung der Arbeitsgesetze. 
Grundsätzlich reproduzieren beide Typen sozialfriedlicher Arbeitsbeziehungen 
die Hierarchien unter Lohnabhängigen auf dem Arbeitsmarkt. Business unio- 
nism ist offen auf die Maximierung der Marktmacht seiner Mitglieder ausge- 
richtet und vernachlässigt Beschäftigte außerhalb seines Einflussbereichs und 
mit geringeren Möglichkeiten der Einflussnahme (Erd/Scherrer 1984; Her- 
ding/Sabel 1979). Während die sozialpartnerschaftlichen Gewerkschaften 
westeuropäischen Typs stets mit einem Vertretungsanspruch für alle Beschäf- 
tigten auftraten, wurden deren Funktionäre überwiegend aus den Reihen der 
privilegiertesten Arbeiter rekrutiert. Diese Funktionäre handelten Tarifverträge 
aus, die einheimische, männliche, gut ausgebildete weiße Arbeiter bevorzug- 
ten. In Zeiten wachsender Arbeitslosigkeit und industrieller Umstrukturierung 
ging derartiger Handel oftmals auf Kosten von Frauen, weniger gut ausgebil- 
deter Arbeiter und Einwanderer (Esser 1982, Kühne et al. 1994). 

Aus den Entwicklungen in den USA lassen sich u.E. insbesondere drei Lehren 
ziehen: Erstens führt die unterlassene gewerkschaftliche Einbindung und An- 
näherung an ethnische Minderheiten und ArbeitsmigrantInnen zu einer 
schwindenden Mitgliederbasis, politischer Isolation und zu einem Verlust an 
gewerkschaftlicher Verhandlungsmacht. Zweitens wird die Organisierung neuer 
Arbeitergruppen nicht ohne deren breitere Vertretung innerhalb der Gewerk- 
schaften einhergehen. Drittens kann letztlich die Diskriminierung von ethni- 
schen Minderheiten und/oder Einwandererlnnen auf dem Arbeitsmarkt nicht 
innerhalb des beschränkten Rahmens gewerkschaftlicher Kämpfe überwunden 
werden. 

Unsere Darstellung der US-amerikanischen Erfahrungen beginnt mit einer 
Diskussion einiger zentraler Konzepte der gegenwärtigen Debatten über Ras- 
sismus, ethnische Identität und Multikulturalismus mit Blick auf ihrer Bedeu- 
tung für die Arbeiterbewegung. Wir werden anschließend die strukturellen 
Dimensionen rassistischer Praktiken innerhalb des fordistischen Gewerk- 
schaftsregimes nachzeichnen, einschließlich einer ausführlicheren Diskussion 
der „politischen Ökonomie“ rassistischer Ausgrenzung. Vor diesem Hinter- 
grund werden wir die Krise der industriellen Beziehungen der Nachkriegszeit, 
die neuen ÖOrganisationsformen und Erfahrungen eingewanderter und den 
Minderheiten zuzurechnender ArbeiterInnen und die diesbezüglichen politi- 
schen Bemühungen um eine Wiederbelebung der US-amerikanischen Gewerk- 
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schaften diskutieren. Wir möchten aufzeigen, dass die Überwindung rassisti- 
scher und ethnischer Aufspaltungen weiterhin einen fundamentalen politi- 
schen Maßstab darstellt, an dem die tatsächlichen Veränderungen innerhalb 
der Arbeiterbewegung zu messen sind. 


Multikulturelle Solidarität und „Whiteness” 


Eine der gemeinsamen Vorstellungen innerhalb des progressiven Diskurses 
über Rassismus, Ethnizität und gewerkschaftlichem Organisierens auf beiden 
Seiten des Atlantiks scheint das Konzept der „Multikulturalität“ zu sein. Im 
Zusammenhang mit Arbeiterbewegungen lässt sich unter „multikultureller So- 
lidarität“ zunächst die Befähigung zum solidarischen Handeln all jener verste- 
hen, die auf Lohnarbeit angewiesen sind (einschließlich der ganz oder teilwei- 
se von ıhr ausgeschlossenen Arbeitslosen und Unterbeschäftigten) - und zwar 
unter gegenseitiger Anerkennung gesellschaftlicher Bindungen jenseits der 
Gemeinsamkeiten als Lohnabhängige. Dieses Konzept unterscheidet sich ei- 
nerseits von einem selbst behaupteten „Universalismus“ und andererseits von 
einer ethnischen Identitätspolitik. Vertreter dieses Universalismus behaupten 
von sich, „farbenblind“ zu sein (Lind 1995). Da sie einen hoffentlich einmal 
eintretenden Zustand gesellschaftlicher Gleichheit schon jetzt als weitgehend 
realisiert ansehen, sind sie tatsächlich „blind“ gegenüber den bestehenden ge- 
sellschaftlichen Praktiken der Ausgrenzung nach Hautfarbe und anderen Un- 
terscheidungsmerkmalen. „Universalisten“ fordern Solidarität für Ziele ein, die 
zunächst von einer dominanten Gruppe formuliert werden. Sie erwarten von 
den Mitgliedern nicht-dominanter Gruppen ihre eigenen Vorstellungen und 
Ansprüche, z.B. die Forderung nach aktiver Gleichstellungspolitik, hintanzu- 
stellen (Kelley 1997). 

Identitätspolitik ist hingegen bewusst „farbempfindlich“. Ihre Vertreter schlie- 
ßen aus physischen oder gar genetischen Unterschieden oder aus verschieden- 
artigen kulturellen „Traditionen“ auf gruppenspezifische, unveränderbare Ei- 
genschaften, die auf alle Gruppenmitglieder zuträfen und für diese von ent- 
scheidender Bedeutung seien. Identitätspolitik kennt Solidarität somit nur in- 
nerhalb definierter Gruppengrenzen (definiert und dargestellt von zumeist 
selbst ernannten Gruppensprechern). Bestenfalls setzt sie auf die friedliche 
Koexistenz mit anderen Gruppen und Traditionen (vgl. Marable 1994). Die 
„Identitätspolitik* hat ihr ökonomisches Fundament in den sog. Enklaven- 
Ökonomien ethnischer Minderheiten, wie z.B. die der lateinamerikanischen 
oder asiatischen Einwanderer in Großstadtregionen wie Miami oder Los Ange- 
les (vgl. Grenier 1997, Wong 1997) oder den von den Aposteln eines schwar- 
zen Nationalismus wie Louis Farrakhan propagierten „black business“- 
Projekten. Der Appell an die Solidarität innerhalb einer ethnischen Gruppe 
(z.B. schwarzer Arbeiter mit schwarzen Unternehmern) begünstigt extreme 
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Ausbeutungsformen und verschleiert die in dieser Gruppe bestehenden Klas- 
senverhältnisse (vgl. Davis 1997). 

Gegenüber beiden Positionen ist hervorzuheben, dass Kategorien wie „Rasse“ 
oder „Ethnie“ (aber auch „Klasse“) nicht naturgegeben sind, sondern ihren 
Ursprung in der Gesellschaft haben. Sie bestehen nur im Zusammenhang 
konkreter sozialer Kräftebeziehung und sind somit auch gesellschaftlich ve- 
ränder- und überwindbar. Der Rassismus ist, wie Balibar treffend feststellt, 
„ein gesellschaftliches Verhältnis“ (Balibar/Wallerstein 1990: 54). Aus dieser 
Perspektive besteht eine wichtige Erkenntnis der neueren sozialwissenschaftli- 
chen Diskussion ın den USA darin, dass Rassismus nicht nur als eine Diskri- 
minierung von Minderheiten anderer Hautfarbe zu verstehen und zu kritisie- 
ren ist. Vielmehr gilt es auch, die Grundlagen des Selbstverständnisses des 
herrschenden (also des weißen) Rassismus zu hinterfragen, die in den USA 
mit dem Begriff der whiteness, also des „Weißseins“, beschrieben werden 
(Roediger 1994; Crenshaw 1995; Wellman 1977). Darunter versteht man die in 
vielfältigen sozialen, kulturellen und ideologischen Praktiken verfestigte Vor- 
stellung von der kulturellen Andersartigkeit (und Überlegenheit) der als ang- 
loamerikanisch/nordeuropäisch aufgefassten „Weißen“ gegenüber „Schwar- 
zen“, „Roten“, „Braunen“ und „Gelben“. Diese Herrenmenschenidentität, die 
den verschiedenen Gruppen europäischer Einwanderer seit dem 19. Jahrhun- 
dert immer wieder als einigendes Element bei der Unterdrückung nicht-weißer 
Minderheiten diente, ist das beständigste ideologisch-kulturelle Merkmal des 
politischen Herrschaftssystems der USA (Marable 1994). 

Die Entzifferung des Konzeptes whiteness in seinen alltäglichen Erscheinungs- 
formen in Gesellschaft, Betrieb und sozialen Bewegungen darf allerdings nicht 
dazu verführen, von einer aus dem gemeinsamen Erfahrungen rassistischer 
Unterdrückung erwachsenden kulturellen, sozialen und politischen Frontstel- 
lung aller „Nicht-weißen“ gegen das von „Weißen“ geführte Herrschaftssystem 
auszugehen. So sind gerade ın den USA „Rassismus“ und „Fremdenfeindlich- 
keit“ nicht gleichzusetzen. Zwar ist die Diskriminierung gegen Immigranten- 
gruppen wıe z.B. die Chinesen im 19. Jahrhundert oder die Latinos heute 
stark über rassistische Zuweisungen vermittelt, die Geschichte der schwarzen 
community und die Formen ihrer Diskriminierung unterscheiden sich indes 
fundamental von der Lage der als „nicht-weiß“ eingestuften Einwanderergrup- 
pen. Dies ist nicht nur an dem unterschiedlichen Rechtsstatus der Schwarzen 
der Nach-Bürgerkriegsära als US-Staatsbürger unter verschiedenen Einwande- 
rergruppen als legal oder illegal sich im Land aufhaltenden „Ausländer“ ge- 
schuldet. Vielmehr zeigt sich gerade in den Bereichen Betrieb und Gewerk- 
schaft, dass die als „weiß“ oder „nicht-weiß“ definierten neuen Einwanderer oft- 
mals auf aggressive Weise ihren Status auf Kosten der Schwarzen zu verbessern 
suchten. Diese Konkurrenz konnte letztlich nur und dann auch nur teilweise, 
durch politische Kämpfe in den dreißiger und sechziger Jahren überwunden 
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werden, und zwar indem sowohl gesellschaftliche Veränderungen als auch wirt- 
schaftliche Gleichheit gefordert wurden (vgl. Goldfield 1993; Hill 1968). 


Historische „Erblasten” 


Ähnlich wie in Europa ist unter etlichen amerikanischen Intellektuellen, die 
auf der übergeordneten Bedeutung der „Klassenfrage“ beharren, eine überra- 
schende „Nostalgie“ für den Wohlfahrtsstaat der Nachkriegszeit zu verzeich- 
nen. Dies gipfelt in der Behauptung der Wohlfahrtsstaat sei „universalistisch“, 
d.h. für alle Bedürftigen gleichermaßen angelegt gewesen. Entsprechend gibt 
man den Identitätspolitiken von Afroamerikanern, anderen ethnischen Grup- 
pen und Frauen eine Mitschuld am Niedergang des Wohlfahrtsstaates. Deren 
engstirnige Interessenkämpfe hätten zur Auflösung der New Deal-Koalition 
beigetragen, also jenes Wählerlagers, das die Reformpolitik des Präsidenten 
Roosevelt in den dreißiger Jahren unterstützte und auch die Basis des Aus- 
baus des Sozialstaates unter den demokratischen Regierungen Kennedy und 
Johnson bildete (vgl. Gitlin/Lind 1995). 

Diese New Deal-Koalition war allerdıngs alles andere als ein Bündnis unter 
Gleichen. Eher aus historischen Zufällen entstanden, verdankte sie ihre Exis- 
tenz nicht zuletzt dem taktischen Geschick Franklin D. Roosevelts, Mitglieder 
äußerst unterschiedlicher und antagonistischer Gruppen als WählerInnen zu 
gewinnen (Domhoff 1990: 235-245). Für die Masse der Schwarzen brachte der 
New Deal erst einmal eine weitere Verelendung, da seine Politik die Mechani- 
sierung der Baumwollproduktion finanzierte, die wiederum die schwarzen 
Plantagenarbeiter und Pachtbauern vom Land trieb. Ähnliches galt für die 
mexikanischen und mexikanisch-stämmigen Farmarbeiter in Kalifornien, die 
von den nach Westen wandernden, in der Weltwirtschaftskrise verelendeten 
weißen Farmern aus Oklahoma und Texas verdrängt wurden (vgl. Maj- 
ka/Majka 1997). Kriegswirtschaft und der wirtschaftliche Aufschwung der 
Nachkriegszeit führten zwar zum Anstieg der Nachfrage nach industrieller Ar- 
beitskraft, aber selbst als die USA Ende der fünfziger Jahre von Ökonomen 
wie J.K. Galbraith (1958) zur „Wohlstandsgesellschaft“ erklärt wurden, blieb 
einem knappen Drittel der Gesellschaft dieser Wohlstand vorenthalten (ein- 
drucksvoll dokumentiert in Michael Harringtons 1962 erschienenem The O- 
ther America). Der im Kongress am stärksten vertretene Teil der New Deal- 
Koalition, die Dixiecrats genannten Demokraten der Südstaaten, weigerten 
sich zudem, Schwarzen gleiche Bürgerrechte, Bildungschancen und Berufs- 
möglichkeiten zuzugestehen. Doch auch der Teil der Koalition, der am stärks- 
ten für die formale Gleichstellung Schwarzer eintrat und die Integration der 
süd- und osteuropäischen ImmigrantInnen vorantrieb, die Gewerkschaften, 
war, wie Herbert Hill (1989) und Michael Goldfield (1993) aufzeigten, in der 
Praxis nur eingeschränkt „universalistisch“. 
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Fakt ist, dass bis in die dreißiger Jahre hinein die überwiegende Mehrheit der 
US-Gewerkschaften eine mehr oder weniger direkte Ausgrenzung schwarzer und 
anderer nicht-weißer ArbeiterInnen betrieb, und sich, mit Ausnahme der Bergar- 
beitergewerkschaft United Mineworkers of America (UMW), nur diejenigen Ge- 
werkschaften dauerhaft etablieren konnten, die sich an dieser Praxis beteiligten. 
Weder die weitgehend ohne Rücksicht auf Herkunft, Hautfarbe und berufliche 
Stellung agierenden Knights of Labor („Ritter der Arbeit“) in den Jahren 
1869-1886, noch die syndikalistischen und radikal antikapitalistischen Industrial 
Workers ofthe World (IWW; 1902-1917) vermochten sich institutionell zu ver- 
festigen (vgl. Scharenberg 1993: 38-42, 107-114). Erst den in den dreißiger Jahren 
gegründeten Industriegewerkschaften des Congress of Industrial Organizations 
(CIO) gelang es, eine nicht ausgrenzende Organisationspolitik mit einer Festi- 
gung ihres politisch-organisatorischen Bestandes in Einklang zu bringen. Im Un- 
terschied zur Zeit der Jahrhundertwende, als die Gewerkschaften der American 
Federation of Labor (AFL) auch programmatisch rassistische und ausländerfeind- 
liche Positionen übernahm, hatten sich die CIO-Gewerkschaften nicht mit einer 
Masseneinwanderung auseinanderzusetzen. Die Grenzen der USA waren zu Be- 
ginn der großen Streikbewegungen der dreißiger Jahre, die in den berühmten sit- 
down-Streiks in der Automobilindustrie ihren Höhepunkt fanden, bereits seit 
zwei Jahrzehnten geschlossen. Die Massenbasis der CIO-Gewerkschaften war vor 
dem Ersten Weltkrieg aus Ost- und Südeuropa eingewandert. 

Im Zuge der McCarthy-Ära in den fünfziger Jahren und der Anpassung der 
Gewerkschaften an die Agenda des Wirtschaftswachstums und des Kalten 
Krieges entwickelten sich auch in den CIO-Gewerkschaften Rhetorik und Pra- 
xis wieder stärker auseinander. Jedoch erfolgte das Abrücken vom Kampf ge- 
gen die Diskriminierung nicht ohne weitere Auseinandersetzungen innerhalb 
der großen Gewerkschaften. Wie Mike Goldfield (1997), Robin Kelley (1990) 
und andere aufgezeigt haben, konnten rassistische Praktiken in den Betrieben 
häufig leichter überwunden werden, wenn dort politische Kräfte und Strö- 
mungen vorhanden waren, die eine »multirassische« Organisierung vorantrie- 
ben. In den dreißiger und vierziger Jahren waren dies vor allem die betriebli- 
chen und gewerkschaftlichen Organisationen der sozialistischen, kommunisti- 
schen und trotzkistischen Linken (Keeran 1980; Moody 1988). Sie wurden je- 
doch nach dem Zerfall des Kriegsbündnisses zwischen den USA und der Sow- 
jetunion aus den Gewerkschaften gedrängt. Diese politische Säuberung berei- 
tete auch den Boden für den Ausschluss bedeutender, unter linker Führung 
stehender Industriegewerkschaften wie den United Electrical Workers (UE) 
oder der Hafenarbeitergewerkschaft ILWU aus dem AFL-CIO. Ausgegrenzt 
wurden damit gerade solche Gewerkschaften, die in den Betrieben eine relativ 
gleichrangige Vertretung nicht-weißer Beschäftigter praktizierten und über ent- 
scheidende Erfahrungen und Ressourcen für die Organisierung der Betriebe in 
den »gewerkschaftsfreien« Südstaaten verfügten (Schatz 1983; Wellman 1995). 
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Der „Sozialpakt” der Nachkriegsära 


Die anhaltende Ausgrenzung nicht-weißßer Minderheiten war auch in jenem 
„fordistischen Klassenkompromiss“ (Aglietta 1979; Scherrer 1992: 66-136) der 
Nachkriegsära verwurzelt, der die Periode des militanten Arbeiterwiderstandes 
in den dreißiger Jahren und während des zweiten Weltkrieges beendete (Lich- 
tenstein 1978). Wie allgemein bekannt ist, basierte der zwischen den Gewerk- 
schaften und großen Industrieunternehmen unter Führung der Automobil- 
konzerne zwischen 1946 und 1950 ausgehandelte Sozialpakt auf dem Verzicht 
der Gewerkschaften, die Verfügungsgewalt des Managements über den Ar- 
beitsprozess in Frage zu stellen. Im Gegenzug wurden sie als Verhandlungs- 
partner dauerhaft anerkannt. Während die Gewerkschaften in den Prosperitäts- 
jahren der Nachkriegsära erhebliche Zugewinne bei Löhnen und Sozialleis- 
tungen aushandelten, verfestigte die Anerkennung des Status quo bei den in- 
nerbetrieblichen Kräfteverhältnissen gerade jene Strukturen in der Industrie, 
auf denen die Benachteiligung schwarzer und anderer nicht-weißer Arbeite- 
Innen aufbaute (Hill 1968, 1989). Natürlich bedeutet eine starke gewerk- 
schaftliche Kontrolle über die betrieblichen Arbeitsbedingungen nicht auto- 
matisch, dass auch die Diskriminierung von Minderheiten aufgehoben ist. Die 
faktische Unterdrückung einer selbstständigen gewerkschaftlichen Organisati- 
on innerhalb der Betriebe beschränkte aber die Möglichkeiten großer Indust- 
riegewerkschaften, grundlegende arbeitspolitische Reformen zur Gewährleis- 
tung einer tatsächlichen Gleichstellungspolitik im Betrieb durchzusetzen 
(Lichtenstein 1995). 

Auch der durch das Senioritätssystem erlangte Schutz, den die Gewerkschaf- 
ten gegen Unternehmerwillkür am Arbeitsplatz durchsetzen konnten, zemen- 
tierte die Hierarchie zwischen den einzelnen Arbeitergruppen (Montgomery 
1979). Indem der betriebliche Arbeitsmarkt über die Dauer der Beschäftigung 
gesteuert wurde, hatten all jene Beschäftigten das Nachsehen, deren Anstel- 
lung kürzer zurück lag. Dies traf vor allem auf Schwarze und Frauen zu, die 
erst während des Zweiten Weltkrieges und danach in großer Zahl in der In- 
dustrie eingestellt wurden. Bei konjunkturbedingten Entlassungen waren sie 
immer die ersten, die gehen mussten. Verschärft wurde der diskriminierende 
Effekt des Senioritätssystems dadurch, dass dieses zumeist nicht für den ge- 
samten Betrieb galt, sondern nur für jeweils einzelne Abteilungen. So konnten 
Schwarze, die in der Regel nur über die härtesten und gefährlichsten Arbeits- 
plätze in die Betriebe kamen, selbst nach langer Betriebszugehörigkeit nicht ın 
eine Abteilung mit attraktiveren Arbeitsplätzen wechseln (Hill 1989, Wolkin- 
son 1973). 

In der Folge verfestigten sich die rassischen Spaltungslinien auf den inner- 
und außerbetrieblichen Arbeitsmärkten. Den vergleichsweise sicher beschäftig- 


104 Boy Lüthje, Christoph Scherrer 


Rassismus, Immigration, und Arbeiterbewegung in den Vereinigten Staaten 105 


ten und umfangreiche Sozialleistungen erhaltenden Lohnabhängigen in ge- 
werkschaftlich organisierten industriellen Kernunternehmen wie General Mo- 
tors, US Steel oder AT&T standen die weniger gut bezahlten Arbeiterschich- 
ten in den gewerkschaftsfreien Unternehmen der Südstaaten, in der Kleinin- 
dustrie und im Dienstleistungsgewerbe gegenüber. Während die höher bezahl- 
ten Facharbeitertätigkeiten in der Industrie fast ausschließlich weißen, männli- 
chen Arbeitern vorbehalten blieben, nahmen Schwarze in großer Zahl die un- 
teren Ränge der angelernten sowie der weniger begehrten Jobs in den „sckun- 
dären“ Arbeitsmärkten außerhalb der Industrie ein (Gordon/Edwards/Reich 
1982). Die Beschäftigung von Einwanderern aus Lateinamerika oder Asien 
spielte in dieser Epoche, abgesehen von der Landwirtschaft, nur eine unterge- 
ordnete Rolle. 

Unter diesen Verhältnissen wurden die farbigen Bürgerrechts- und Befeiungs- 
bewegungen in den sechziger Jahren zur treibenden Kraft sozialer Reformen 
in der US-Gesellschaft insgesamt (Davis 1986; Marable 1995). Die meisten 
Gewerkschaftsführungen waren indes so schr auf den betrieblichen und gesell- 
schaftlichen Status quo fixiert, dass sie von einer Reform des arbeits- und so- 
zialpolitischen Regulierungssystems, (nicht ganz zu unrecht) eine Einschrän- 
kung ihrer Zusammenarbeit mit den Unternehmen und dem durch Abgeord- 
nete der Südstaaten dominierten US-Kongresses fürchteten (Foner 1982). So 
musste die Auseinandersetzung um die Gleichstellung in Betrieb und Gewerk- 
Se über weite Strecken als ein Kampf von „Schwarz“ gegen „Weiß“ geführt 
werden. 


Gewerkschaften, Diskriminierung und Arbeitsmarktspaltung 


Der Rückfall der CIO-Gewerkschaften in eine Position der Duldung, wenn 
nicht gar aktiven Teilnahme an Ausgrenzungspraktiken gegenüber Schwarzen 
weist auf Zwänge im Verhältnis von Kapital und Arbeit hin, die immer wieder 
Spaltungen innerhalb der Gruppe der Lohnabhängigen hervorbringen. Inwie- 
weit die Interessen der am Arbeitsmarkt beteiligten Gruppen diskriminieren- 
des Verhalten begünstigen, soll hier für ein besseres Verständnis gewerkschaft- 
licher Handlungsmöglichkeiten kurz behandelt werden. 

Da von einer Ausweitung des Angebots an Arbeitskräften niedrigere Lohnkos- 
ten zu erwarten sind, kann der Ausschluss ganzer Personengruppen vom Ar- 
beitsmarkt (oder von einzelnen Teilen des Arbeitsmarkts) nicht im Interesse 
der Unternehmen sein. Das Bestreben der Unternehmerseite, die Qualifikati- 
onserfordernisse für die Ausübung bestimmter Tätigkeiten zu senken (Taylo- 
rismus) sowie die Bereitschaft einzelner Unternehmen und auch die der Ar- 
beitskräfte, die nicht den durch Tradition und Gesetze legitimierten Gruppen 
angehören (z.B. „illegale“ Einwanderer) einzustellen, belegen dies. Das Lohn- 
arbeitsverhältnis ist jedoch mehr als nur ein Tauschverhältnis am Arbeits- 


markt: Es ist auch ein Herrschaftsverhältnis. Zur Verhinderung einer einheitli- 
chen Frontstellung der Beschäftigten gegen die Unternehmensleitung versu- 
chen die Unternehmen einzelne Gruppen von Beschäftigten gegeneinander 
auszuspielen. In den USA griffen die Unternehmen regelmäßig auf bestehende 
Gruppenidentitäten zurück oder forcierten deren Entstehung (z.B. die der 
Angestellten). So wurden im Bereich der ungelernten Tätigkeiten oftmals Ar- 
beiter möglichst unterschiedlicher Herkunft in Arbeitsgruppen zusammenge- 
fasst, um auf diese Weise die Konkurrenz untereinander zu verschärfen. Quali- 
fizierte Tätigkeiten wurden hingegen zumeist einzelnen ethnischen Gruppen 
vorbehalten und darüber hinaus noch höher entlohnt (vgl. Omi/Winant 
1986; Gordons/Edward/Reich 1982). 

Zahlreiche Unternehmen verfolgen jedoch die Aufspaltung innerbetrieblicher 
Arbeitsmärkte nach Hautfarbe, Herkunft und Geschlecht weniger in Form ei- 
ner bewussten Strategie, sondern eher als eine Anpassung an jeweils vorherr- 
schende gesellschaftliche Gepflogenheiten. Verstoßen Unternehmen gegen die 
ausgesprochenen und unausgesprochenen Verhaltensregeln, müssen sie mit 
Protesten rechnen, und zwar, je nach Interessenlage der Betroffenen, seitens 
der privilegierten Beschäftigungsgruppen (z.B. Streiks weißer Arbeiter gegen 
die Beschäftigung von Schwarzen), der Kunden, anderer Unternehmen oder 
gar staatlicher Organisationen (Honey 1993). Auch ohne solche Sanktionen 
bedeutet eine Abweichung vom Status quo für die Besetzung qualifizierter 
Positionen zumindest kurzfristig höhere Kosten, da zusätzliche Ausbildungs- 
kosten für Arbeitskräfte anfallen, deren soziales Umfeld solche Tätigkeiten 
bisher nicht ausübten. Gleichfalls lassen sich auf Seiten der Beschäftigten Motive 
für Ausgrenzungen auf der Basis von Gruppenzugehörigkeiten ausmachen, die 
oftmals nicht gezieltem Handeln, sondern den Praktiken und Vorstellungen des 
in der Gesellschaft vorhandenen „alltäglichen Rassismus“ entspringen. 

Für Gewerkschaften ergeben sich Motive für eine Begrenzung auf bestimmte 
Gruppen von Lohnabhängigen vor allem daraus, dass gewerkschaftliche Ver- 
handlungsmacht Solidarität unter den Lohnabhängigen und die Beschränkung 
des Arbeitskraftangebots voraussetzt. In der Auseinandersetzung mit dem 
Management müssen die ArbeiterInnen bereit sein, zugunsten der gesamten 
Arbeiterschaft auf individuell aushandelbare Vorteile zu verzichten. Während 
dies im betrieblichen Alltag in der Regel die Einhaltung der tariflichen Ar- 
beitszeiten bedeutet, werden den an Arbeitskämpfen Beteiligten bekanntlich 
hohe Opfer abverlangt, insbesondere wenn es sich um Kämpfe um die Ann- 
erkennung als Tarifpartner handelt. Die Lohnarbeit entstand jedoch in hori- 
zontal und vertikal stark gegliederten Gesellschaften, in denen gruppenüber- 
greifendes Solidarverständnis und Opferbereitschaft keineswegs entwickelt vor- 
lag. Günstige Voraussetzungen für die Entwicklung eines von vielen Lohnab- 
hängigen geteilten „Klassenbewusstseins“ bestanden dort, wo sie mehr als ihre 
Stellung am Arbeitsmarkt gemeinsam hatten - insbesondere, wenn diese Ge- 
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meinsamkeiten sie von anderen gesellschaftlichen Gruppen unterschied. 
Zugleich musste die Zuwanderung derer, die nicht über diese Bindungen ver- 
fügten, so gering wie möglich gehalten werden. Beide Voraussetzungen waren 
in den meisten Ländern Europas eher erfüllt als in den USA. In Ländern wie 
Deutschland förderte der Ausschluss der ArbeiterInnen vom politischen Sys- 
tem vor 1918 (Dreiklassenwahlrecht) die starke Bindung großer Teile der Ar- 
beiterschaft an sozialistische Parteien (Tenfelde 1987). 

In den USA, wo solche politischen Voraussetzungen nicht bestanden, waren 
die gewerkschaftlichen Strategien zur Sicherung des Preises der Ware Arbeits- 
kraft sehr viel stärker auf die Ausgrenzung bestimmter Gruppen vom Ar- 
beitsmarkt angewiesen. Dabei stellte die Diskriminierung von Gruppen, die in 
der Gesellschaft bereits stigmatisiert waren (z.B. Ausländer und ehemalige 
Sklaven) oder deren Anspruch auf Erwerbstätigkeit gesellschaftlich weniger 
anerkannt wurde (z.B. Frauen), einen relativ „bequemen“ Weg dar, die Anfor- 
derungen an das Örganisationsvermögen einer sich entwickelnden Gewerk- 
schaft gering zu halten. Noch geringer waren die Anforderungen an die ge- 
werkschaftliche Organisierung von Teilarbeitsmärkten, da denen, die von die- 
sen Märkten ausgeschlossen wurden, andere Beschäftigungsmöglichkeiten 
blieben. Die Monopolisierung eines Teilarbeitsmarktes gelang zumeist dann, 
wenn die Mitglieder der entsprechenden Gruppe über Qualifikationen verfüg- 
ten, die am Arbeitsmarkt relativ knapp waren, und Solidaritätsbeziehungen 
entwickelt hatten, die im Vergleich zu den anderen Anbietern belastbarer wa- 
ren. Darin lag der Schlüssel des Erfolgs ethnischer Gewerkschaften im Bereich 
handwerklicher Berufe (vgl. Asher/Stephenson 1990). 

Wir wollen nicht die anderen Erklärungen für rassistisches Verhalten unter 
Arbeitnehmern, wie z. B. der Verweis auf Bedürfnisse nach kollektiver Identität 
(vgl. Autrata et al. 1989), abwerten, helfen sie doch das Denken in hierarchisch 
strukturierten, kollektiven Kategorien zu verstehen. Die Schwierigkeit das Ar- 
beitsangebot knapp zu halten, kann jedoch als strukturelle Ursache erklären, wa- 
rum Gewerkschaften, trotz anders lautender Bekenntnisse, Ausgrenzungen prak- 
tizieren. Hat sich einmal die Gewerkschaftsbewegung auf das Prinzip der Aus- 
grenzung eingelassen, werden in jeder neuen Entscheidungssituation die Kosten 
und Risiken eines Kurswechsels zumindest kurzfristig höher eingeschätzt als die 
Beibehaltung der bisherigen Politik. Dies gilt besonders dann, wenn die Ent- 
scheidungen innerhalb bürokratischer Verfahren und Kalküle getroffen werden. 
Das Organisieren von schlecht bezahlten Arbeitnehmern in der Geflügelverar- 
beitung in einem right-to-work Bundesstaat erscheint sicherlich weniger lohnend 
als das Organisieren von Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, welche über re- 
lativ sichere Arbeitsplätze verfügen (vgl. Black Workers for Justice 1992). 

Auf lange Sicht jedoch lohnen sich derartige kurzfristige Kostenvermeidungs- 
strategien nicht. Vor allem wird die Mitgliederbasis schrumpfen, und zwar im 
wesentlichen aus drei Gründen: Erstens erhöht sich der Anreiz für Unterneh- 


men, Maßnahmen zur Vermeidung der gewerkschaftlichen Vertretung ihrer 
Belegschaft zu treffen in dem Maße, wie sich die Lohnkosten zwischen ge- 
werkschaftlich organisierten und unorganisierten Sektoren auseinander entwi- 
ckeln. Die Unternehmen werden insbesondere versuchen, in neuen Geschäfts- 
bereichen oder bei der Einführung neuer Produktionsmethoden Arbeitskräfte 
aus Gruppen anzustellen, die bisher vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen waren. 
Zweitens werden diese neuen Gruppen aufgrund vorheriger Diskriminierungs- 
erfahrungen weniger offen für Organisierungsversuche seitens der etablierten 
Gewerkschaften sein. Drittens werden Gewerkschaften, die tradıtionell Aus- 
schluss praktizieren, kaum die Personen hervorbringen und unterstützen, die 
in der Lage sein könnten, auf die neuen Arbeitsgruppen zuzugehen. 

Absoluter oder relativer Mitgliederschwund muss zunächst nicht die Vertre- 
tungsmacht der Gewerkschaften gefährden. Im Laufe der Zeit kann jedoch die 
wachsende Isolierung der Gewerkschaften am Arbeitsmarkt die Unternehmer- 
seite dazu ermutigen, die Gewerkschaften politisch anzugreifen. Sie werden die 
rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen gewerkschaftlicher Vertre- 
tungsmacht verändern wollen. Dies wird ihnen um so eher gelingen, je weni- 
ger die Gewerkschaften in der politischen Arena Bündnispartner finden. Im 
Falle traditionell diskriminierenden Verhaltens, wird die Suche nach Unter- 
stützung durch andere gesellschaftliche Kräfte kaum Erfolg bringen. Gelingt 
der Unternehmerseite jedoch eine Reform der rechtlichen und politischen 
Verhältnisse, verlieren die Gewerkschaften ıhre Macht ebenso auf den von ih- 
nen bisher kontrollierten Teilarbeitsmärkten. 

Die Geschichte der US-Gewerkschaftsbewegung bietet zahlreiche Beispiele für 
die langfristigen Konsequenzen gewerkschaftlicher Ausgrenzungspraktiken. 
Die Handwerksgewerkschaften verloren ihre starke Position auf dem Arbeits- 
markt im Zuge des Taylorısmus und Fordismus. Aufgrund ihrer mangelnden 
Bündnisfähigkeit konnten sie darüber hinaus politisch isoliert werden (Mont- 
gomery 1987). Indem der CIO diese Ausschlusspraktiken überwand, gelang es 
ihm die Industriearbeiter zu organisieren. Doch in den frühen Fünfzigern ga- 
ben die CIO-Gewerkschaften, aus Gründen, die Goldfield herausgearbeitet hat 
(1995), ihren Anspruch auf, alle Industriearbeiter zu organisieren. Der unter- 
lassene Angriff auf die Bastion rassistischer Ausgrenzung in den Südstaaten 
hinterließ schließlich bittere Folgen. Mächtige Südstaatenpolitiker beschnitten 
letztlich dauerhaft den politischen Einfluss der Gewerkschaften innerhalb der 
demokratischen Partei. Nach Abbruch der „Operation Dixie“, - dem in den 
frühen fünfziger Jahren gestarteten Versuch, den Süden zu organisieren - ge- 
lang es den Gewerkschaften in keinem Bereich der US-Wirtschaft mehr, eine 
neue Gruppe von Lohnabhängigen zu organisieren, ausgenommen der Be- 
schäftigten des öffentlichen Dienstes (Davis 1986: 92). 

Die Selbstisolierung der Gewerkschaftsbürokratie führte in den siebziger Jah- 
ren zu einer folgenreichen Niederlage: 1978 scheiterte der AFL-CIO mit einer 
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Vorlage zur Reform der Arbeitsgesetzgebung, die die sich ständig verschlech- 
ternde Rechtsposition der Gewerkschaften wieder stärken sollte. Obwohl die 
Demokratische Partei über die Mehrheit der Sitze in beiden Häusern des 
Kongresses verfügte, und obwohl Präsident Carter persönlich diese Reform 
unterstützte, waren die Gewerkschaften ohne starke Verbündete in der Kon- 
sumenten-, Bürgerrechts-, Frauen- und Umweltschutzbewegung der massiven 
Unternehmerlobby nicht gewachsen (vgl. Scherrer 1992). 


Alte und neue Spaltungslinien 


Die politische Selbstabschottung der Gewerkschaften - nicht nur gegenüber 
der schwarzen Bürgerrechtsbewegung, sondern auch gegenüber Bewegungen 
der Einwanderer aus der »Dritten Welt« (vgl. Wong 1997, Grenier 1997) - trug 
in entscheidender Weise dazu bei, dass dem unter dem Regime der Reagono- 
mics begonnenen Umbau der US-Wirtschaft keine breite politische Gegenbe- 
wegung entgegengestellt werden konnte. Gerade die besser gestellten Teile der 
weißen Arbeiterschaft in den vom Arbeitsplatzabbau bedrohten Kernindust- 
rien kündigten in beträchtlicher Zahl den Demokraten ihre Gefolgschaft als 
Wähler auf. Sie zeigten sich besonders ansprechbar für die rassistisch motivier- 
ten Kampagnen konservativer Politiker gegen die Errungenschaften der Bür- 
gerrechtsbewegung wie z.B. affırmative action. Zusammen mit den aufstiegs- 
orientierten neuen Mittelschichten des Nordostens und Kaliforniens sowie 
den traditionellen rassistisch-konservativen weißen Wählermilieus der Südstaa- 
ten bildeten sie einen wesentlichen Teil der Massenbasis der „Reagan“- 
Koalition (Davis 1986, für eine Neubeurteilung: Phillips 1997). 

Der Niedergang traditioneller Industriesektoren und die veränderten Produkti- 
onsmethoden haben zur Ausbildung neuer Diskriminierungsmuster auf dem 
Arbeitsmarkt geführt. ImmigrantInnen, weiße und nichtweiße Zeitarbeitskräfte 
oder schwarze NiedriglohnarbeiterInnen besetzen heute in wachsendem Maße 
die unteren Stufen der Zulieferpyramiden der Großindustrie in den neueren In- 
dustriezentren des Südens und des Südwestens. Ähnliches gilt für die konsum- 
nahen Leichtindustrien wie z.B. Textil, Leder- oder Möbelproduktion sowie, 
mehr denn je, für weite Teile der Agrarwirtschaft. In einigen Branchen, in denen, 
wie in der Flektronilkindustrie, schon seit längerem „gewerkschaftsfreie“ Betriebe 
vorherrschen, sind unter diesen Bedingungen inzwischen relativ stabile Beleg- 
schaften entstanden, die sich aus neueren Einwanderergruppen rekrutieren. In 
diesen Betrieben werden Facharbeiterpositionen nicht mehr ausschließlich von 
weißen Personen gehalten, sondern zunehmend insbesondere von asiatischen 
ArbeiterInnen (Eisenscher 1993; Bacon 1997, Lüthje 1998; für eine Beurteilung 
der Situation von Teilzeitarbeitern in der Elektronikindustrie siche Benner 1996). 
Das Vordringen der neuen ImmigrantInnen verschiedenster Nationalität hat 
die traditionelle wirtschaftlichen Diskriminierung nichtweißer Minderheiten 
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und Einwanderergruppen keinesfalls beendet. So nahm der Anteil von Frauen, 
die weniger als den gesetzlichen Mindestlohn verdienen, am stärksten unter 
schwarzen und Latina-Frauen zu. Die Auf- und Ausgliederung der einstmals in 
Großbetrieben und großstädtischen Industriezentren zusammengefassten Pro- 
duktion hat die Konzentration nichtweißer Minderheiten in den unsicheren 
und schlechtbezahlten Jobs noch verstärkt. ImmigrantInnen aus Lateinameri- 
ka und Asien unterliegen dabei einer doppelten Diskriminierung, denn zum 
rassisch definierten Status der nichtweißen Minderheit treten die vielfältigen, 
durch die staatliche Einwanderungspolitik bedingten Statusunterschiede, vor 
allem hinsichtlich der Legalität und Nichtlegalität des Aufenthaltes (Hollens 
1993). In einzelnen Industrien und Betrieben herrschen zudem oftmals be- 
stimmte Immigrantengruppen vor, die die betreffenden Wirtschaftsbereiche 
als „ihre“ Domäne betrachten. Die Unternehmer verstärken solche Spaltun- 
gen, indem sie gezielt jeweils bestimmte Immigrantengruppen beschäftigen. In 
den Enklavenökonomien einiger Großstädte stellen eingewanderte Unterneh- 
mer ın ihren Betrieben bevorzugt ArbeiterInnen ihrer Nationalität an. Nicht 
nur in den Sweatshops von Los Angeles, sondern auch in den globalisierten 
High-Tech-Massenproduktionsstätten des Silicon Valley findet sich eine solche 
Konzentration spezifischer Migrantengruppen (Park 1992). Sie nutzen die in- 
nerhalb ihrer jeweiligen communities bestehenden Abhängigkeitsbeziehungen 
oftmals in extremer Weise aus (vgl. Lüthje 1998). 

Auch wenn es in der neueren arbeitssoziologischen Forschung noch wenig ge- 
sicherte Kenntnisse über diese Zusammenhänge gibt, so scheint sich hier keı- 
neswegs eine homogene „Niedriglohnarbeiterklasse“ herauszubilden, die gar 
als potentielles Subjekt einer neuen Klassenpolitik angesehen werden könnte 
(Roth 1994). Vielmehr legen Schilderungen aus diesen Sektoren nahe, dass ge- 
rade in den Niedriglohnsegmenten der „post-fordistischen“ Industrieproduk- 
tion die Zugehörigkeit zu einer ethnischen Gruppe auch das Verhältnis der 
betreffenden ArbeiterInnen zum Unternehmen prägt. Die Spaltungen inner- 
halb der Arbeiterklasse nach Hautfarbe, Herkunft und Geschlecht gestalten 
sich möglicherweise nirgendwo komplexer als innerhalb von Immigrantenge- 
meinschaften im post-fordistischen Produktionskomplex (siehe: Grenier 1997, 
Wong 1997, Davis 1997, Olney 1997, Bacon 1997a). 


Gewerkschaftliche Organisierungsbewegungen von Immigranten 


Seit Beginn der achtziger Jahre hat insbesondere die Dienstleistungsgewerkschaft 
Service Employees International Union (SEIU) versucht, gerade jene Arbeiter zu 
organisieren, die in den USA und in Europa als ‘unorganisierbar’ betrachtet 
wurden: Immigranten sowie Niedriglohnarbeiter in Industriezweigen, in denen 
Zuliefererfirmen vorherrschen. In einer groß angelegten Kampagne, die den 
Namen Justice for Janitors (Gerechtigkeit für Reinigungskräfte) trug und inzwi- 
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schen durch die Verfilmung von Ken Loach international bekannt geworden ist, 
kämpften Dutzende von SEIU-Ortsverbänden erfolgreich für Arbeitsverträge 
und andere soziale Schutzmaßnahmen in einer typischen Wachstumsbranche 
der amerikanischen Dienstleistungsgesellschaft, sprich dem Reinigungs- und Ge- 
bäudeservicegewerbe. In der Computermetropole Silicon Valley wurde diese 
Kampagne zur bedeutendsten gewerkschaftlichen Bewegung der neunziger Jahre, 
weil mit ihr erstmals der Aufbau gewerkschaftlicher Strukturen unter Subunter- 
nehmen für die informationstechnologischen Großkonzerne gelang. 

Die Entwicklung von Justice for Janitors in der San Francisco Bay Area ist 
beispielhaft für diese Bewegung insgesamt: Das ab 1991 mit zahlreichen Akti- 
onen des zivilen Ungehorsams in Angriff genommene Ziel der Kampagne be- 
stand in der Bay Area in einer branchenweiten Organisierung aller Reini- 
gungsunternehmen der Region. Im Vergleich zu früheren Organisierungsver- 
suchen im Umfeld der IT-Industrie erwies sich Justice for Janitors als bemer- 
kenswert erfolgreich. Im weiteren Verlauf der Kampagne gelang eine fast flä- 
chendeckende Organisierung des Reinigungsgewerbes der Region, die im Jahre 
1996 im Zuge weiterer Arbeitskämpfe in San Jose, San Francisco und Sacra- 
mento zu einem für die gesamte San Francisco Bay Area geltenden Verbund 
von Tarifverträgen mit einheitlichen Löhnen und Laufzeiten ausgebaut wer- 
den konnte (Labor Notes, September 1996). 

Der wesentliche Strategieansatz lag darin, nicht die einzelnen, zumeist recht 
kleinen Reinigungsfirmen, sondern die auftraggebenden Unternehmen als 
„Arbeitgeber“ und Verantwortliche für die schlechten Löhne und Beschäfi- 
gungsbedingungen der Janitors (Reinigungskräfte) ins Visier zu nehmen. Das 
erste Ziel dieser Kampagne waren Apple und Hewlett-Packard, später folgten 
andere Großfirmen wie Intel, Oracle oder IBM. 

Justice for Janitors setzte gezielt auf Taktiken des zivilen Ungehorsams wie 
Protestdemonstrationen, Straßenbesetzungen oder Hungerstreiks vor den Ge- 
bäuden der Auftraggeber, die an die Traditionen der Bürgerrechtsbewegungen 
der sechziger Jahre anknüpften und die mangelnden wirtschaftlichen Druck- 
möglichkeiten gegenüber den häufig prekären Reinigungsfirmen kompensieren 
halfen. Verbunden wurde dies mit Aufrufen zum Boykott der Produkte pro- 
minenter IT-Unternehmen. Im Falle von Apple etwa wurde dies durch eine 
Belagerung der jährlich in San Francisco stattfindenden Entwicklermesse 
Macworld Expo in Szene gesetzt, wodurch auf wirkungsvolle Weise wichtige 
user-Gruppen als auch die bei dem Unternehmen beschäftigten Angestellten 
angesprochen wurden. Der dadurch ausgelöste Öffentlichkeitsdruck war nicht 
nur ein wesentlicher Faktor für die rasche Einwilligung Apples in die Beschäf- 
tigung gewerkschaftlich organisierter Subunternehmen, er delegitimierte auch 


die von der Leitung des betreffenden Reinigungsunternehmens eingeleiteten 
ausländerpolizeilichen Maßnahmen gegen die zumeist aus Mexiko stammen- 
den Beschäftigten (Cooper 1996). 


Die Janitors initiierten zudem eine übergreifende Koalition von lokalen Ge- 
werkschaften, Immigrantengruppen, Bürgerinitiativen und Kirchen, die unter 
dem Motto Cleaning Up Sılicon Valley die miserablen Arbeitsbedingungen in 
den kleineren Produktions- und Dienstleistungsbetrieben in Silicon Valley 
thematisierte und durch Veranstaltungen, Öffentlichkeitsarbeit und Protest- 
märsche für eine Unterstützung der Arbeitskämpfe in den betreffenden Be- 
trieben sorgte (Cleaning Up Silicon Valley 1991; Benner 1995: 25f). Dieses 
politisch-soziale coalition building demonstrierte zugleich den engen Zusam- 
menhang von gewerkschaftlicher und politischer Selbstorganisierung in den 
Immigranten-Gruppen (vgl. Benner 1995). 

Für die Dynamik dieses Bürgerrechtaktivismus am unteren Ende der Produk- 
tionsketten der post-fordistischen Massenproduktion steht neben eher „ge- 
werkschaftsoffiziellen“ Projekten wie Justice for Janitors auch die Entwicklung 
jener Selbsthilfeorganisationen, die sich mit den Problemen von Immigran- 
tInnen am Arbeitsplatz auseinandersetzen und als Workers Center bezeichnet 
werden. Hierzu zählen zum Beispiel die Asian Immigrant Women Advocates 
(AIWA), die in den Regionen Los Angeles and San Francisco eine weitge- 
spannte Unterstützungsarbeit mit asiatisch-stämmigen Arbeiterinnen in der 
Bekleidungs- und auch in der Elektrionikindustrie aufgebaut haben (Ching- 
Louie 1994: 12), oder Gruppen wıe das Latino Workers Center in New York 
oder die Black Workers for Justice in North Carolina und anderen Staaten 
des „alten Südens“ (Levin 1997). Die älteste der Organisationen aus diesem 
Spektrum, ist wohl das seit 1978 bestehende Santa Clara Center for Occupa- 
tional Safety and Health. Diese Gruppen leisten auch elementare Beratungs- 
und Aufklärungsarbeit in Fragen der Arbeitsgesundheit, die nach wie vor we- 
der von staatlichen noch von gewerkschaftlichen Instanzen wahrgenommen 
wird. Sie sind damit zugleich ein wesentlicher sozialer Mobilisierungsfaktor. 


AFL-CIO: Eine 'neue Stimme’ für Arbeiter mit nicht-weißer Hautfarbe 


Im Herbst 1995 wurde die alte Führung des Gewerkschaftsverbandes AFL- 
CIO aus Zeiten des kalten Krieges im Zuge einer „Palastrevolution“ ersetzt. 
Der neue Vorstand um John Sweeney, dem vormalıgen Präsidenten der Servi- 
ce Employees International Union (SEIU) (Gewerkschaft der Dienstleistungs- 
beschäftigten), Richard Trumka und Elizabeth Chavez-Thompson kündigte 
nicht nur eine härtere Position in lohn- und verteilungspolitischen Fragen an, 
sondern versprach auch eine grundlegende Reform des in Jahrzehnten des bu- 
siness unionism erstarrten Gewerkschaftsapparates. Zum vorrangigen Ziel 
wurde der Stopp des Mitgliederschwundes erklärt. Jährlich sollten eine Millı- 
on neue Mitglieder gewonnen werden, und zwar vor allem unter den in den 
Niedriglohnindustrien beschäftigten ImmigrantInnen und ethnischen Min- 
derheiten. Hierzu wurde das Organısationsbudget des AFL-CIO von bislang 
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2,8 auf ca. 20 Mio. Dollar pro Jahre erhöht, zugleich wurden Maßnahmen 
zur Gewinnung und Schulung neuer, den Einwanderergruppen der jüngeren 
Generation angehöriger GewerkschaftsfunktionärInnen eingeleitet (Moberg 
1996). 

Reflektierte dieser Perspektivenwechsel viele strategische Überlegungen und 
Forderungen der US-amerikanischen Gewerkschaftslinken, so zeigt es sich 
rasch, dass das Ausmaß der angegangenen Aufgaben immens war und noch 
ist. In mehrfacher Hinsicht ist die US-Arbeiterbewegung wieder bei den Prob- 
lemlagen früherer industrieller Umbruchsperioden angelangt. Ebenso wie in 
den dreißiger Jahren stellt sich heute die Organisierung der neuen Massen- 
produktionszweige der fortgeschrittensten Industriesektoren als eine Überle- 
bensfrage. Die Wiederbelebung der Gewerkschaften als soziale Bewegung setzt 
ebenso die Überwindung der rassisch-ethnischen Spaltungen in den Betrieben 
und innerhalb der Gewerkschaftsbewegung voraus. 

Im Unterschied zu damals herrschen heute allerdings Bedingungen, die eine 
Wiederbelebung der US-Arbeiterbewegung nach dem Vorbild der industriege- 
werkschaftlichen Bewegungen jener Epoche kaum mehr möglich erscheinen 
lassen. Erstens haben sich Produktionsstrukturen grundlegend geändert. Im 
Detroit der dreißiger Jahre war es noch möglich, die Niedriglohnarbeiterlnnen 
aus Osteuropa in den Zulieferwerken von General Motors, Ford und Chrysler 
sozusagen im Kielwasser der Kampferfolge der zumeist weißen, männlichen 
und in den qualifiziertesten Positionen tätigen angelsächsischen, deutschen 
oder skandinavischen Arbeiter und Facharbeiter zu organisieren (Lichtenstein 
1995). Dies ist angesichts der Zersetzung der wirtschaftlichen und politischen 
Verhandlungspositionen der traditionellen Kerne der Industriearbeiterschaft 
und der organisatorisch-räumlichen Entgrenzung der Produktion kaum mehr 
möglich. Zweitens fehlen im Unterschied zur Rooseveltschen New Deal- 
Koalition Bündnispartner im Lager des Bürger- und Unternehmertums (Davis 
1986). Drittens ist eine Regulierung der grenzüberschreitenden Migrationsbe- 
wegungen im nationalstaatlichen Rahmen nicht mehr möglich (Hino- 
jösa/Schey 1995). 

Unter diesen Umständen wurde die Haltung zu ethnischer Diskriminierung, 
Rassismus und Immigration zum Testfall für den „neuen AFL-CIO“. Nach 
dem ersten Anfangsschwung nach Amtsantritt der Sweeney-Führung wurde 
indes die Halbherzigkeit bei der Umsetzung der neuen Zielvorstellungen zu- 
nehmend deutlich. Zum einen begrenzte die Autonomie der Einzelgewerk- 
schaften den Wirkungskreis der AFL-CIO-Reformkräfte. So werden Verspre- 
chungen zur Unterstützung von neuen Organisierungsprojekten zumeist dann 
nicht eingehalten, wenn die beteiligten Einzelgewerkschaften Bedenken ge- 
genüber einer zu großen Selbständigkeit der Aktivitäten vor Ort äußern. Als 
besonders negatives Beispiel kann das Schicksal des Los Angeles Manufactu- 
ring Action Project (LAMAP) angesehen werden (Ölney 1997). Dieses Ge- 


Rassismus, Immigration, und Arbeiterbewegung in den Vereinigten Staaten 113 


werkschaftsbündnis wurde ın Los Angeles mit dem Ziel gegründet, eine große 
Anzahl von Immigranten im Niedriglohnsektor in den städtischen Industrie- 
fabriken zu organisieren. LAMAP entwickelte einen community-orientierten 
Ansatz, der lokale Immigrantenorganisationen, Kirchen und andere Instituti- 
onen langfristig in das Projekt integrieren sollte. Nach Anfangserfolgen, wie 
dem erfolgreichen Kampf von 150 mexikanischen Ausfahrern von Tortillas für 
die Anerkennung ihrer Gewerkschaft sowie höheren Arbeitslöhnen, konnte 
das Aktivitätsniveau nicht gehalten werden. LAMAP wurde vor allem Opfer 
der Niederlage der Reformkräfte in der International Brotherhood of Teamsters, 
der vor allem im Transportgewerbe vertretenen größten Einzelgewerkschaft 
der USA, die das Projekt finanziell unterstützt hatte. 

Zum anderen wird der Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
durch ein anderes, damit schwer zu vereinbarendes Ziel der Sweeney-Führung 
gebremst. Sie will nämlich jene weißen IndustriearbeiterInnen als Wählerbasis 
der Demokratischen Partei zurückgewinnen, die sich besonders anfällig für die 
rassistische und einwandererfeindliche Propaganda der republikanischen Rech- 
ten gezeigt haben. Sie vermied deshalb jegliche Konfrontationen mit der Clin- 
ton-Regierung. Beispielsweise verzichtete sie auf eine Mobilisierung gegen das 
im Sommer 1996 vom Kongress auf Initiative Clintons beschlossene, offen 
immigrantenfeindliche Wohlfahrtsreformgesetz, das nach dem Vorbild der ka- 
lifornischen Proposition 187 sog. illegale Einwanderer von der staatlichen So- 
zialhilfe ausschließt. Die meisten Gewerkschaften stellten sich ein Jahr zuvor 
noch gegen die Proposition 187 (für eine Bewertung dieser Auseinanderset- 
zung siehe: Hoyos/Grant 1997, Bacon 1997). F 
Gleichwohl gelang dank einer „von unten“ aufgebauten breiten Koalition ak- 
tiver GewerkschafterInnen ein bedeutender immigrationspolitischer Kurswech- 
sel. Auf Initiative des Central Labor Council of Almeda County ın Kalıfor- 
nien führte der Gewerkschaftstag des AFL-CIO im Herbst 1999 eine große 
einwanderungspolitische Debatte. Bereits im Februar 2000 vollzog dann die 
Verbandsspitze den Positionswechsel. Sie votierte für eine Aufhebung der 
Sanktionen gegen Firmen, die nicht ordnungsgemäß angemeldete Arbeiter be- 
schäftigten. Sie folgte damit der Erkenntnis vieler Aktivisten, dass es den staat- 
lichen Stellen nicht gelingt, Firmen von der Beschäftigung illegal eingewander- 
ter ArbeiterInnen abzuhalten. Die letztlich unwirksamen Kontrollen würden 
zum einen nur dazu führen, dass alle mexikanisch-stämmige Personen Gefahr 
laufen, willkürlich diskriminiert zu werden. Zum anderen nutzen die Arbeit- 
geber die Razzien der Einwandererbehörde, um die „Illegalen“ in Furcht zu 
halten und sie auch notfalls abschieben lassen zu können. 

Trotz dieser bedeutenden Veränderungen bleibt die Bilanz der von Sweeney 
1995 angesagten „Wende“ höchst gemischt. Was die Immigrationspolitik be- 
trifft, so wird der Positionswechsel seitens der AFL-CIO-Führung nicht nach- 
drücklich in der Öffentlichkeit vertreten. Einige der großen Industriegewerk- 
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schaften halten sich gänzlich bedeckt, zumal seit der erfolgreichen Wiederer- 
oberung der Präsidentschaft durch die Republikaner unter George W. Bush Jr. 
Seit den Terroranschlägen auf das World Trade Center und das Pentagon wird 
zudem das ın Seattle 1999 anlässlich der Ministerkonferenz der Welthandels- 
organisation (WTO) eingegangene Bündnis mit den Kritikern neoliberaler 
Globalisierung starken Belastungen ausgesetzt. Der AFL-CIO unterstützt die 
US-Kriegsführung, wenngleich er gegen „corporate war profiteering“ polemi- 
siert (Labor Notes Jan. 2002: 1, 12). Darüber hinaus vertritt er weiterhin stark 
wirtschaftsnationalistische Positionen, wie zuletzt bei der Aufnahme von Chr- 
na in die WTO. x 

Bescheiden bleiben vor allem aber die Fortschritte auf dem Gebiet der Orga- 
nisierung neuer Mitglieder - eine Entwicklung, die auch schon vor dem in- 
nenpolitischen Stimmungsumschlag im Gefolge des 11. September sichtbar 
war. Von 66 Mitgliedsorganisationen erreichten nur 8 Gewerkschaften das 
selbst gesteckte Ziel, 30 Prozent der Einnahmen für das Organisieren aus- 
zugeben (Labor Notes, Januar 2002: 1). Die wenigen in der Ära Sweeney er- 
reichten größeren ÖOrganisierungserfolge - vor allem unter Flugbegleitern, bei 
einigen Mobiltelefonunternehmen sowie unter den fast 70.000 privaten Kran- 
ken- und Altenpflegern in der Region Los Angeles - können nicht den insge- 
samt weiter vorangeschrittenen Rückgang der Mitgliederzahlen in angestamm- 
ten Organisationsbereichen aufwiegen. Im verarbeitenden Gewerbe sind bspw. 
nur noch 16,4 Prozent der Beschäftigten organisiert (2001; Labor Notes, De- 
zember 2002: 8). Pestzustellen ist dabei auch, dass die Zuwächse neuer Mit- 
glieder vor allem in Dienstleistungsbranchen erfolgten. Der Produktionsbe- 
reich - darunter so wichtige Branchen wie die Informationselektronik oder die 
zumeist in den Südstaaten lokalisierte Automobilzulieferindustrie - wird im- 
mer mehr zu einem gewerkschaftlichen Niemandsland. 


Was kann gelernt werden? 


Bei aller Eigenartigkeit der Arbeits- und Einwanderungssituation in den USA 
sind in der heutigen zunehmend globalisierten Wirtschaft die Probleme für 
die Arbeiterbewegungen in entwickelten kapitalistischen Ländern recht ähnlich 
geworden (Moody 1997). Auch in Europa geht die Unterordnung von Gewerk- 
schaften unter die von Kapitalsseite geforderte „Krisensozialpartnerschaft“ mit 
einer zunehmenden faktischen Abschottung gegen ausländische Arbeiter einher. 
Die deutsche Bauindustrie ist ein oft zitiertes Beispiel. Hier werden die Lohn- 
standards durch die verbreitete Verwendung von ost- und südeuropäischen 
Niedriglohnarbeitern unter dubiosen Beschäftigungsbedingungen unterhöhlt 
(Wilpert 1998). Außerstande das vorhandene System des flächendeckenden Ta- 
rifvertrages zu verteidigen, hat sich die IG BAU weitgehend darauf beschränkt. 
für mehr Regierungsschutz vor „illegaler Einwanderung“ zu plädieren. 
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Im Hinblick auf die europäische und deutsche Situation sind drei Erfahrun- 
gen aus den USA von besonderer Bedeutung: 
Erstens bilden Mobilisierungsstrategien wie die Kampagne Justice for Janitors 
der SEIU wirksame Alternativen im Umgang mit Ausbeutungsverhältnissen in 
Industriezweigen, die von Zeitarbeitsfirmen und Immigrantenarbeitern domi- 
niert werden. Dabei wird grundsätzlich kein Unterschied zwischen „legalen“ 
und „illegalen“ Arbeitskräften entlang ihres Aufenthaltsstatus gemacht. Tarif- 
verträge, gesicherte Löhne und Sozialleistungen werden vielmehr als ein sozia- 
les Grundrecht aller Arbeitnehmer in den betreffenden Branchen oder Betrie- 
ben behandelt. Paradoxerweise macht die „unpolitische“ Beschränkung der 
meisten US-Gewerkschaften auf „reine“ Tarifverhandlungsangelegenheiten ın 
diesem Punkt die Aneignung von kämpferischen und eigenständigen Strate- 
gien einfacher als in europäischen Ländern, wo Gewerkschaftsführer ängstlich 
darauf achten müssen, ihre Legitimität in der Politik und die Unterstützung 
von den sozialdemokratischen Partnern nicht zu verlieren. 
Zweitens erscheint die neue Beschlusslage des AFL-CIO in Fragen der Ein- 
wanderungsgesetze den meisten europäischen Gewerkschaften weit voraus zu 
sein. Im Vordergrund steht das allgemeine Grundrecht der Lohnabhängigen 
auf regulär bezahlte und sozial gesicherte Arbeitsverhältnisse, und nicht die Ab- 
grenzung des Arbeitsmarktes anhand von N ationalität und Aufenthaltsstatus. 
Die US-Erfahrungen zeigen drittens, dass eine aktive Förderung von Arbeite- 
Innen aus Minderheiten am Arbeitsplatz ein wichtiges Element der multikul- 
turellen Agenda der Arbeiterbewegung bleibt. In Kontinentaleuropa muss af- 
firmative Action noch auf ethnische Minderheiten und ImmigrantInnen mit 
Langzeitaufenthalt angewandt werden, obwohl historisch Arbeitsrecht und Ta- 
rifverträge in den meisten europäischen Ländern weniger diskriminierende E- 
lemente enthalten als in den USA (Hill 1997). Die starke politische Mobsilisie- 
rung der Immigranten in Auseinandersetzungen um die staatliche Gleichstel- 
lungspolitik, wie etwa in Kalifornien, zeigt auch die Rolle der Immigranten- 
gruppen als Träger breiterer wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Reform- 
bewegungen. 
Aus einer breiteren Perspektive beinhalten Fragen von Einwanderung, Rassis- 
mus und multikultureller Solidarität auch Grundfragen über die allgemeine 
Rolle von Gewerkschaften als Protagonisten von fundamentaler sozialer Ver- 
änderung. Gewerkschaftsaktivisten und -theoretiker in den USA heben des- 
halb auch die Bedeutung multikultureller Organisierung als wichtiges Mo- 
ment von Transformationsstrategien hervor, zusammengefasst durch den Aus- 
druck social movement unionism (Moody 1988a, 1997a, siehe auch Lichten- 
stein 1995). 
Die Geschichte von Bürgerrechts- und sozialen Befreiungsbewegungen der 
Schwarzen und anderen rassistisch diskriminterten Gruppen in den USA 
macht unseres Erachtens allerdings deutlich, dass die Überwindung rassisti- 
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scher Spaltungen ein komplexes politisches Projekt ist, das nicht allein von 
einer kämpferischen oder klassenbewussten Gewerkschaftsführung entwickelt 
werden kann. Wie vor allem radikale Theoretiker aus dem Lager der Tradition 
der schwarzen Befreiungsbewegungen immer wieder betonen, setzt multicultu- 
ral organısing als politisches Projekt die Transformation von vorherrschenden 
Strukturen der Wirtschaft und der sie tragenden politischen Kräfteverhältnisse 
voraus (Marable 1997, BWF]J 1997). Multikulturelle Organisierungsstrategien 
die auf das autonome Örganisationsprinzip von Minderheitenarbeitern auf- 
bauen, müssen daher stets den schmalen Grad zwischen eigenständigen Orga- 
nisationsformen und der Eingliederung in eine übergeordnete Klassensolidari- 
tät begehen. Dieses Problem kann nur im Kontext eines politisch breit ange- 
legten Projekts sozialer und politischer Transformation überwunden werden. 
Wie der schwarze Historiker Robin D. Keeley treffend feststellte, „ist Antiras- 
sismus keine ausschließende Identitätspolitik und deshalb braucht die Ge- 
werkschaftsbewegung sich auch keine Sorgen über selbständige Bewegungen 
auf der Grundlage von Hautfarbe, Herkunft und Geschlecht zu machen, so- 
lange AktivistInnen Rassismus nicht lediglich als ein zentrales Hindernis für 
gewerkschaftliche Solidarität betrachten, sondern als wesentlichen Bestandteil 
der Reproduktion des Kapitalismus und der Aufrechterhaltung weißer Vor- 
herrschaft“ (Kelley 1998). 
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Silke van Dyk 


Im Konsens aus der Krise? 
Die Rolle von Gewerkschaften in „Erfolgspartnerschaf- 
ten” am Beispiel des niederländischen Poldermodells 


Weniges war in West-Europa zu Beginn der 1980er Jahre so unbestritten wie 
die Existenz der Talsohle, die die Gewerkschaften seit dem Ende des fordisti- 
schen Klassenkompromisses der 70er Jahre durchschritten. Sinkende Mit- 
gliedszahlen, der Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft, im Zuge dessen tra- 
ditionell stark organisierte Kernbereiche der industriellen Produktion 
schrumpften, wachsende Arbeitslosigkeit und ein sich ausbreitender ange- 
botspolitischer ‘Mainstream’ bildeten die Grundlage für eine allseits konsta- 
tierte Defensive (vgl. Baglioni/Crouch 1990). Die Debatte über das Scheitern 
des Keynesianismus sowie die diskutierten Herausforderungen einer sich zu- 
nehmend globalisierenden Ökonomie ließen Gewerkschaften in der Öffent- 
lichkeit zunehmend als veraltete, wandlungsunfähige Vertreterinnen von Partı- 
kularinteressen erscheinen. Ihr Zeitalter schien vorbei zu sein. 

Doch entgegen aller Prophezeiungen bewegen sich die Gewerkschaften 15 Jahre 
später wieder im Zentrum des politischen Geschehens: In vielen europäischen 
Ländern ist die angebotspolitische Wende nicht mit der von zahlreichen Seiten 
prognostizierten und von den ArbeitnehmervertreterInnen befürchteten Margı- 
nalisierung, sondern mit der expliziten Integration der Gewerkschaften in den 
Politikprozess einhergegangen. Im Zuge stetig zunehmender Arbeitslosigkeit und 
der in diesem Zusammenhang konstatierten Krise des Wohlfahrtsstaates sind ın 
den letzten Jahren in zahlreichen europäischen Ländern themen- und ressort- 
übergreifende Dreieckskooperationen zwischen Staat, Arbeitgeberverbänden und 
Gewerkschaften entstanden (vgl. Fajertag/Pochet 2000). Allen Pakten gemeinsa- 
men sind die drei zentralen Ziele: Steigerung der internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit, Sanierung der öffentlichen Haushalte und Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit, die als neuer Konsens zwischen den Beteiligten gelten.! 


1 Die vielzitierten Termin: 'Wettbewerbskorporatismus‘ (vgl. Rhodes 1998) und "Angebotskor- 
poratismus’ (vgl. Traxler 1993) stehen für die Abgrenzung der neuen Kooperationen vom 
keynesianisch geprägten Neo-Korporatismus der 70er Jahre ('Nachfragekorporatismus'). 
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men sind die drei zentralen Ziele: Steigerung der internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit, Sanierung der öffentlichen Haushalte und Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit, die als neuer Konsens zwischen den Beteiligten gelten.! 


1 Die vielzitierten Termin: 'Wettbewerbskorporatismus‘ (vgl. Rhodes 1998) und "Angebotskor- 
poratismus’ (vgl. Traxler 1993) stehen für die Abgrenzung der neuen Kooperationen vom 
keynesianisch geprägten Neo-Korporatismus der 70er Jahre ('Nachfragekorporatismus'). 
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„One fundamental element which typifies the process of drawing up pacts [...] is the emergence 
of a consensual analysis among the parties of the implications of a changing system of produc- 
tion and the formulation of joint preferences [...].“ (Pochet/Fajertag 2000: 18) 

Dieser Konsens, der durch eine Anpassung der Gewerkschaftsposition an die der 
anderen Akteure möglich wurde, sichert ihnen einen Platz am Verhandlungstisch 
und gilt als Zeichen dafür, dass die gewerkschaftliche Krise überwunden ist. 

Doch so sehr die Auflösung der Krise durch den Konsens beschworen wird, 
so wenig werden in der Regel die Bedingungen des gewerkschaftlichen Anpas- 
sungsprozesses, die daraus resultierenden innergewerkschaftlichen Auseinander- 
setzungen, das Wesen und die Struktur des Konsenses oder das Verhältnis von 
Konsens und Krise beleuchtet. Genauer gesagt: Die Gewerkschaften befinden 
sich im Brennpunkt der Debatte, um dort ein Schattendasein zu führen. 

Die verbreitete Entproblematisierung des Konsenses liegt in der Annahme be- 
gründet, dass eine den Interessen und dem Wohl aller Beteiligten entspre- 
chende ‘richtige Kombination von ökonomischen Notwendigkeiten und so- 
zialen Erfordernissen objektiv bestimmbar sei (vgl. Negrelli 2000: 90). Das so- 
genannte Gemeinwohl’ wird zum entscheidenden Bezugspunkt (vgl. Vis- 
ser/Hemerijck 1998: 97, 161ff). Die Lösung eines Problems wird in der Regel 
aus der Natur des Problems hergeleitet, so dass die angebotspolitische Wende 
als Ausdruck einer pragmatischen, nicht-ideologischen und notwendigen An- 
passung an veränderte Rahmenbedingungen interpretiert wird (vgl. Rhodes 
2001: 101ff). Die Konsensgenese wird damit zum vernunftgeleiteten und ver- 
antwortungsbewussten Prozess, der zwar je nach Kontextbedingungen unter- 
schiedlich verlaufen kann (vgl. Regini 2000), in dem Machtbeziehungen je- 
doch kein entscheidender Faktor sind. 


„In this consensual world, where economic efficiency and social justice go hand in hand, conflict 
is the outcome of outdated adversarial attitudes, not structural relations, and can be resolved by 
people being ‘fair’, ‘sensible’, and ‘responsible’.“ (Levitas 1998: 114f) 

Der Wandel der Gewerkschaften wird infolgedessen als Ausdruck von ‘Lernfä- 
higkeit’ und “Verantwortungsbewußtsein’ gewürdigt (Visser/Hemerijck 1998). 
Am Beispiel des niederländischen Poldermodells, das als Prototyp eines er- 
folgreichen Konsensmodells gilt, werde ich im Folgenden illustrieren, dass der 
angenommene Konsens weitaus brüchiger, ambivalenter und konfliktbehafte- 
ter ist, als gemeinhin suggeriert wird. Entscheidend hierfür ist die Differenzie- 
tung von verschiedenen Reichweiten des Konsenses, die es ermöglicht, die 
Parallelität von einem zunehmenden angebotspolitischen Konsens einerseits 
und heftigen Konflikten - z.B. über Sparmafßnahmen im öffentlichen Sektor - 
andererseits konzeptionell zu erfassen. 


2 Inder aktuellen Diskussion weist vor allem Offe auf die der Gemeinwohldefinition inhärente 
„autoritär-paternalistische Versuchung“ (2002: 64) hin. „Auffällig [...] ist [...] eine Redeweise, 
die von ‚dem‘ Gemeinwohl im Singular spricht und damit eine Eindeutigkeit suggeriert, die 
keinen Dissens duldet“ (ebd.: 55). 
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Anhand des gouvernementalitätstheoretischen Ansatzes von Foucault lässt 
sich darüber hinaus zeigen, dass der Prozess der Konsensgenese nicht der 
Ausdruck von Vernunft und Verantwortung war, sondern die machtbedingte 
Verankerung einer bestimmten Interpretation der Welt als ‘wahr’ und ‘richtig’ 
beinhaltete. Nicht die konsensbedingte Auflösung der gewerkschaftlichen Krı- 
se, sondern die krisenbedingte Strukturierung der Ordnung des Konsenses 
tritt aus dieser Perspektive ins Blickfeld. Folglich interessiert nicht nur, ob tat- 
sächlich ein Konsens vorliegt, d.h. ob bestimmte Lösungen oder Interpretati- 
onen tatsächlich von allen Seiten akzeptiert werden, sondern darüber hinaus, 
unter welchen Bedingungen die Akzeptanz zustande gekommen ist. Die ‘go- 
vernmentality studies’ sind hier insbesondere deshalb weiterführend, da mit 
der Konzeption von Macht als „Führen der Führungen“ (Foucault 1987: 255) 
sowohl (institutionalisierte) Machtungleichgewichte und darauf beruhende 
‘Fremdführung’ als auch die ‘Selbstführung’ von Individuen und Kollektiven 
durch aktive Aneigungsprozesse erfasst werden können. 

Im Folgenden wird zunächst ein Überblick über Kernelemente des Poldermo- 
dells sowie die niederländische Gewerkschaftsbewegung gegeben. Im An- 
schluss daran systematisiere ich die Konsensanalyse und erörtere in diesem 
Zusammenhang relevante Aspekte der Gouvernementalitätstheorie. Schließlich 
wird die Ordnung des Konsenses am empirischen Material illustriert. 


1. Das niederländische Poldermodell und die Gewerkschaften 


Mitte der 90er Jahre wurden die Niederlande als sogenanntes Poldermodell 
weltberühmt. Aus der sogenannten ‘dutch disease’ zu Beginn der 80er Jahre 
mit einer Arbeitslosigkeit von über 12% (1983), einer im europäischen Ver- 
gleich sehr niedrigen Beschäftigungsquote und einem großen Finanzdefizit im 
öffentlichen Sektor war das vielbeachtete ‘dutch miracle’ geworden (vgl. Vis- 
ser/Hemerijck 1998): Die Arbeitslosenquote war bis 1998 auf 4% gesunken, 
der öffentliche Haushalt nahezu ausgeglichen (vgl. CPB 1997), das Beschäfti- 
gungswachstum lag deutlich über dem EU-Durchschnitt und die Beschäfti- 
gungsquote erstmals im europäischen Mittelfeld (vgl. OECD Employment 
Outlook 1997, 1998, 1999). Doch nicht nur niederländische Beschäftigungs- 
quoten und Arbeitslosenraten werden seitdem allerorten diskutiert. Die nie- 
derländische Politik gilt als Beispiel einer gelungenen Anpassungsstrategie an 
veränderte Rahmenbedingungen, das Land als erfolgreicher Prototyp eines so- 
genannten Dritten Weges zwischen Überregulierung und radikaler Liberalisie- 
rung (vgl. Wilthagen 1998). 

„Ihe Government defends a policy mix that combines five programmes: fiscal consolidation, a 
stable monetary climate, wage cost moderation supported by general and generic tax reduction, 
an activation and if necessary alternative work creating system of social security and a structural 


policy focusing on flexibilisation and improved allocation of the market.“ (Hemerijck et al. 
2000: 276) 
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Als zentraler Erfolgsfaktor des gepriesenen Modells gelten der institutionali- 
sierte niederländische Korporatismus’ und die politische Kultur der Konsens- 
demokratie, die nach gängıger Auffassung die konsensuale Aushandlung der 
Anpassungsstrategien ermöglicht und ihnen damit eine breite gesellschaftliche 
Basis geschaffen haben (vgl. Kleinfeld 1997: 217f, The Economist 
12.10.1996). Auch die niederländischen Gewerkschaften betonen die Bedeu- 
tung des Konsenses aller Akteure auf dem Weg von der ‘dutch disease’ zum 
holländischen Beschäftigungswunder (vgl. FNV 1997: 2b). 

Das 1982 zwischen Arbeitgebern und, Gewerkschaften geschlossene Abkom- 
men von Wassenaar gilt heute als Grundstein des Poldermodells (Vis- 
ser/Hemerijck 1998: 137ff). In dem Abkommen bekundeten die Gewerkschaf- 
ten ihre Bereitschaft zur Lohnzurückhaltung, während die Arbeitgeber ım Zu- 
ge dessen ihr grundsätzliches Veto gegen Arbeitszeitverkürzungen aufgaben. 
Damit akzeptierten die Gewerkschaften wie bereits vor 1965‘, und vor allen 
anderen europäischen Gewerkschaften, den angebotspolitisch fundierten Zu- 
sammenhang von Lohnhöhe und Wettbewerbsfähigkeit (vgl. Hemerijck et al. 
2000b: 216; Becker 2001: 28). Der 1982 eingeschlagene Kurs wurde durch wei- 
tere Abkommen Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre erneuert. Eng ver- 
bunden mit dem Poldermodell ist in der öffentlichen Aufmerksamkeit ferner 
die 1996 zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern getroffene Vereinbarung 
Flexibiliteit en Zekerheid, in der Flexibilisierung von Normalarbeitsverhältnis- 
sen bei gleichzeitiger Regulierung und verbesserter Absicherung von Teilzeit- 
und Zeitarbeitsverhältnissen festgelegt wurde. 

Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Abkommens von Wassenaar befanden 
sich die Gewerkschaften in einer schweren Krise: Nach ihrer vergleichsweise 
starken Stellung in den 70er Jahren gerieten sie im Zuge rasant steigender Ar- 
beitslosigkeit, sinkender Mitgliedszahlen und der zunehmenden angebotspoli- 


3 Hier sind vor allem der Sozial-Ökonomische Rat (SER), in dem je 11 VertreterInnen von 

Gewerkschaften und Arbeitgeberlunenverbänden sowie 11 von der Regierung benannte un- 

abhängige Sachverständige vertreten sind, sowie die bipartistische Stiftung der Arbeit (STAR) 

zu nennen, die beide in der unmittelbaren Nachkriegszeit geschaffen wurden. Damit war der 

Einfluss der Gewerkschaften im Verhandlungssystem institutionell festgeschrieben, so dass 
der deutlich unter dem europäischen Durchschnitt liegende Organisationsgrad nur bedingt 
Auskunft über die gesellschaftliche Bedeutung der Gewerkschaften gibt. Nachdem der Orga- 
nisationsgrad zwischen 1979 und 1986 von 35% auf 25% gesunken war, stieg er seit Ende der 
80er Jahre langsam wieder auf 28% (1997) an (vgl. Visser 2000: 453). 

4 Während in den meisten europäischen Ländern bis weit ın die 80er Jahre die strikte Ableh- 
nung eines Lohnkostenwettbewerbs mit einer keynesianisch fundierten Zurückweisung des 
Zusammenhangs von Lohnhöhe und Wettbewerbsfähigkeit verbunden wurde, unterstützen 
die niederländischen Gewerkschaften bis Mitte der 60er Jahre eine staatlich gelenkte Niedrig- 
lohnstrategie zur Förderung der niederländischen Wettbewerbsfähigkeit (vgl. Wijngaert 1994: 
30). Seit Ende der 60er Jahre erfolgte jedoch eine Radıkalisierung der Gewerkschaftsbewe- 
gung, die zunehmend ihre vollbeschäftigungsbedingten Machtressourcen mobilisierte und 
mit der Durchsetzung hoher Lohnforderungen der Niedtiglohnstrategie ein Ende bereitete 
(vgl. Wolinetz 1989: 87). 


tischen Ausrichtung der Regierungspolitik Anfang der 80er Jahre in die De- 
fensive (vgl. Visser 1990: 2384). Im Dachverband Federatie Nederlandse Vak- 
beweging (FNV) dominierte eine Krisenstimmung von ausgeprägter Mutlosig- 
keit (vgl. FNV 1982a: 6). Die in der traditionellen “Versäulung’ der niederlän- 
dischen Gesellschaft begründete Spaltung der Gewerkschaftsbewegung in den 
mit Abstand größten Dachverband FNV - Ende der 70er Jahre durch einer 
Fusion der katholischen und sozialistischen Dachverbände entstanden - sowie 
den gemäfßigt-konservativen protestantischen Verband Christeliijk Nationaal 
Vakverbond (CNV) verschärfte die Position der Schwäche, da es an einem ge- 
schlossenen Auftreten fehlte (Akkermans 1999: 254). Durch die Abschaffung 
der Beratungspflicht des SER, der bis 1995 von der Regierung vor jedem sozi- 
al- oder wirtschaftspolitischen Vorhaben angehört werden musste, sowie die 
Umstrukturierung der Verwaltung der Sozialversicherung haben die Gewerk- 
schaften in der Folgezeit zentrale Einflussbereiche eingebüft (vgl. van der 
Veen/Trommel 1998: 21). Mit der zunehmenden Popularität des Poldermo- 
dells ging seit Mitte der 9er Jahre jedoch eine unerwartete und plötzliche 
Aufwertung der Arbeitnehmervertreterinnen einher: 1997 erhielten die durch 
niedrige Arbeitslosigkeit gestärkten Gewerkschaften gemeinsam mit den Ar- 
beitgeberInnenorganisationen den renommierten Carl-Bertelsmann-Preis für 
die kooperative Lösung der Arbeitsmarktkrise. Die Entwicklung der nieder- 
ländischen Erfolgsgeschichte, ihre verbreitete Interpretation als Konsensmo- 
dell sowie die Aufwertung, die dıe Gewerkschaften ım Zuge der Kooperation 
erfahren haben, machen die Niederlande zu einem geeigneten Fallbeispiel für 
die Analyse der Ordnung des Konsenses. 


2. Operationalisierung und Systematisierung der Konsensanalyse 


Unter einem Konsens soll im Folgenden die Übereinstimmung der Präferen- 
zen verschiedener Akteure verstanden werden, so dass bei divergierenden Inte- 
ressen ein Präferenzwandel mindestens eines Akteurs notwendig ist. Die Ana- 
lyse konsensualer Übereinstimmungen wird durch die Unterscheidung der 
Akzeptanz, d.h. der Frage der materialen Evidenz eines Konsenses, von den 
Bedingungen der Akzeptabilität, d.h. den Umständen der Konsensgenese, sys- 
tematisiert.’ 


u 


Die einzige vorliegende Systematik der Bedeutungen von Konsens stammt von Gerhardt 
Lehmbruch aus den 60er Jahren. Er unterschiedet vier Unterarten von Konsens: Erstens den 
Problemkonsens, womit er das Minimum an Konsens bezeichnet, das für eine Demokratie 
funktionsnotwendig ist, zweitens den Fundamentalkonsens, der sich auf Spielregeln der Kon- 
fliktaustragung, grundlegende Verfassungsnormen und wichtige Bestandteile des ideologi- 
schen Wertesystems bezieht, drittens den Autoritätskonsens, der die Zustimmung von Indi- 
viduen zu einem bestimmten Autoritätsanspruch beinhaltet, und viertens den mehrdimensi- 
onalen Konsens, der ausdrückt, dass die genannten Konsensobjekte sich nicht gegenseitig 
ausschließen (vgl. Lehmbruch 1969: 291ff). 
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2.1. Die Akzeptanz: Der Konsens in unterschiedlichen Reichweiten 


Die Frage nach der Akzeptanz ist gleichbedeutend mit der Frage danach, ob 
und in welchen Punkten eine Übereinstimmung der Präferenzen der Akteure 
gegeben ist. In diesem Rahmen können Konsens und Konsensäquivalente ab- 
gegrenzt, (verbleibende) Konfliktfelder aufgedeckt sowie das Verhältnis von 
Konsens und Konflikt analysiert werden. Entscheidend für die Differenzierung 
von Konsens und sogenannten Konsensäquivalenten ist im vorliegenden Fall 
vor allem die Abgrenzung von ‘Konsens’ und ‘Kompromiss’ - von normativer 
Übereinstimmung und stabiler Austauschbeziehung. Während im Fall eines 
Konsenses übereinstimmende Präferenzen vorliegen, werden durch einen 
Kompromiss divergierende Interessen anhand von Austauschprozessen nur 
punktuell zusammenführt. Intersubjektive Tauschmaßstäbe sind so lange ver- 
zichtbar, wie „die subjektive Einschätzung des jeweiligen Angebotswertes |...] 
hinreichend motivierend [...] ist, sich auf das Tauschangebot des anderen ein- 
zulassen“ (Schmid 1992: 126). Kompromisse leben damit von der Ausschal- 
tung von Konsenserwartungen, d.h. sie leben von dem, was Luhmann „be- 
zahlte Indifferenz“ (Luhmann 1964: 96) genannt hat. Werden diese Aus 
tauschprozesse der Analyse entzogen, besteht die Gefahr, eine durch Tausch- 
objekte ‘bezahlte’ Einigung für einen Konsens zu halten.‘ 

Die Untersuchung, ob und in welchen Punkten konsensuale Übereinstim- 
mungen gegeben sind, wird durch die Differenzierung verschiedener Konsens- 
reichweiten strukturiert. Ich operationalisiere die Reichweiten in Anlehnung 
an die drei Dimensionen politischen Wandels von Peter Hall (1993: 278f) und 
unterscheide damit Übereinstimmungen erster, zweiter und dritter Ordnung. 
Übereinstimmungen erster Ordnung betreffen die konkrete Umsetzung polıtı- 
scher oder ökonomischer Instrumente, z.B. die konkrete Höhe eines Steuersat- 
zes oder die konkrete Lohnforderung, Übereinstimmungen zweiter Ordnung die 
Instrumentenwahl, also beispielsweise die Konzeption des Steuersystems oder 
die grundsätzliche Einigung auf eine Politik der Lohnmäßigung. Überein- 
stimmungen dritter Ordnung beziehen sich schließlich auf grundlegende Deu- 
tungsmuster und die Gewichtung politischer Ziele, d.h. zum Beispiel auf das 
Verhältnis von Freiheit und Gerechtigkeit oder aber auf die Orientierung am 
angebotspolitischen oder keynesianischen Paradigma. 

Mit dieser Differenzierung soll der Tatsache Rechnung getragen werden, dass 
es ein erheblicher Unterschied ist, ob ein Konsens über angebotspolitische 
Grundsätze oder aber lediglich über - beispielsweise - die konkrete Höhe der 
Lohnsteuersätze vorliegt. Die Unterscheidung ermöglicht es, zu bestimmen, 


6 Tauschbeziehungen als Kern neo-korporatistischer Arrangements spielen in der Korporatis- 
musforschung eine zentrale Rolle (vgl. Pizzorno 1978), wobei insbesondere für die Nieder- 
lande darauf hingewiesen wird, dass die Tauschprozesse der 70er Jahre einen brüchig gewor- 
denen vormaligen Konsens ersetzten (vgl. Braun/Keman 1986: 85). 


inwiefern Übereinstimmungen in der konkreten Umsetzung politischer Maß- 
nahmen mit einer grundlegenden Übereinstimmung der Deutungsmuster der 
Akteure einhergehen. Ebenso ist es möglich, zu erfassen, ob ın Konstellatio- 
nen, die durch Konflikte erster oder zweiter Ordnung geprägt sind, dennoch 
übereinstimmende Deutungsmuster vorliegen. Von diesen inhaltlichen Reich- 
weiten des Konsenses kann zudem ein Konsens auf der Verfahrensebene un- 
terschieden werden, der die Strukturen der Entscheidungsfindung betrifft. 
Durch diese Differenzierung von Reichweiten einerseits sowie Verfahrens- und 
Inhaltsebene andererseits wird die verbreitete schematische Ausschließlichkeit 
von Konsens und Konflikt aufgehoben. Sie ist ein Instrumentarium, um Am- 
bivalenzen in Verhandlungsprozessen aufzudecken, d.h. die mögliche Ko- 
Existenz von Konsens und Konflikt der Analyse zugänglich zu machen. 


2.2. Die Akzeptabilitätsbedingungen: Der Konsens und seine Genese 


Die Analyse der Akzeptabilitätsbedingungen eröffnet den Blick auf Konstruk- 
tionsprozesse und Machtwirkungen im Rahmen der Konsensgenese und kann 
durch Aspekte der Diskurstheorie und der Gouvernementalitätstheorie von 
Foucault theoretisch fundiert werden. Entscheidend für die Analyse der Kon- 
sensgenese ist die Frage, wıe es gelingt, dass eine bestimmte Form sozialer Re- 
gulierung als ‘richtig’ erscheint und von allen Akteuren getragen, d.h. für alle 
akzeptabel wird. Dieser Frage liegt die Annahme zugrunde, dass sich Lösun- 
gen eines Problems nicht aus der vermeintlichen Naturalform desselben ablei- 
ten lassen, sondern ebenso wie das Problem selbst in gesellschaftlichen Deu- 
tungsprozessen konstruiert werden. Foucault betont, dass mit diesem Ansatz 
nicht die Realität bestimmter Erscheinungen geleugnet, sondern vielmehr ge- 
zeigt werden soll, „dass etwas wirklich in der Welt vorhandenes in einem ge- 
gebenen Augenblick das Ziel sozialer Regulierung war“ (Foucault 1996: 179). 
Eine Problemlösung ist damit stets historisch kontingent und real zugleich. 
Die hohe Arbeitslosigkeit zu Beginn der 80er Jahre war demzufolge genauso 
real wie die darauf folgende angebotspolitische Wende in vielen europäischen 
Ländern. Doch diese Wende war - entgegen der verbreiteten Analyse - nicht 
notwendig mit den wirtschaftlichen Problemen verknüpft, sondern Ausdruck 
sozialer Regulierung im Rahmen einer spezifischen historischen Konstellation. 
Hier tritt bei Foucault die „Ordnung des Wahren“ (Foucault 1978: 51) bzw. 
die „politische Ökonomie der Wahrheit“ (ebd.) ins Zentrum des Blickfeldes: 


„l...] die Wahrheit ist von dieser Welt. [...] Jede Gesellschaft hat ihre eigene Ordnung der Wahr- 
heit“ (ebd.). 

Die Analyse von Wahrheit besteht bei Foucault aus zwei Schritten: Zunächst 
werden Universalien dekonstruiert, Evidenzen zerstört und vertraute Denk- 
schemata in Frage gestellt. In einem zweiten Schritt wird dann das spezifische 
Netz von Kräfteverhältnissen, Interessen und Strategien aufgedeckt, das jene 
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Selbstverständlichkeiten hervorgebracht und stabilisiert hat. Foucault zeigt 
durch den historischen Bezug seiner Arbeiten, 

„dass das, was ist, nicht immer gewesen ist [...]. Was die Vernunft als ihre Notwendigkeit erfährt 
oder was vielmehr verschiedene Formen von Rationalität als ihr notwendiges sein („Etant“) ausge- 
ben, hat eine Geschichte, die wir vollständig erstellen und aus dem Geflecht der Kontingenzen 
wiedergewinnen können.“ (Foucault 1996: 179) 

Foucaults Skepsis gegenüber einem universalen Wahrheitsbegriff ist also nicht 
die Negation von Wahrheit, sondern der Versuch, Wahrheiten in ihrer Singu- 
larität historisch zu erklären - d.h. Universalien als Singularitäten zu dechift- 
rieren. = 

Ein ‘Wahrheitsregime’ im Sinne Foucaults umfasst mehrere Dimensionen: 
Dazu zählen neben der Qualifizierung bestimmter Diskurse als ‘wahr’, die 
Entwicklung von Mechanismen und Techniken, die eine Unterscheidung der 
wahren Aussagen von den falschen ermöglichen, der Aufbau von Sanktions- 
organen und -modi, die diese Differenzierung unterstützen, und die Festle- 
gung von Personen und Instanzen, die über Wahrheit zu entscheiden haben 
(vgl. Foucault 1978: 51).” Die Akzeptanz einer sozialen Regulierung ist um so 
größer und der Zwang um so subtiler, 


„je mehr er hinter der Gesetzmäßigkeit dieser Wahrheiten und der Notwendigkeit ihrer Imperati- 
ve zurücktreten kann, ihre Willkür um so unsichtbarer, je mehr sıe lediglich jene Verhaltensfor- 
men oder Handlungsziele einfordert, die mit diesen Wahrheiten übereinstimmen.“ (Lemke 1997: 
328) 

Jede historisch kontingente Wahrheit verfügt also über Machtwirkungen und 
gibt zugleich Auskunft über bestehende Machtverhältnisse, denn bestimmte Deu- 
tungen und die daraus resultierenden ‘Notwendigkeiten’ - als Vorstufen der 
Wahrheitsproduktion - finden mehr Gehör als andere. Foucault ordnet damıt 


„nicht nur Zwang und Gewalt, sondern auch Freiheit und konsensuelle Handlungsformen in die 
Untersuchung der Machtverhältnisse ein. Für ihn markieren Zustimmung und Einverständnis 
nicht per se die Abwesenheit von Herrschaftseffekten.“ (Lemke et al. 2000: 28) 

Nachdem Foucault Macht bis Ende der 70er Jahre als ubiquitäres Merkmal 
menschlicher Interaktion konzeptionalisiert hat, schafft er in seinen Vorlesungs- 
reihen zu Fragen der Gouvernementalität (1978/1979) erstmalig eine Unter- 
scheidung zwischen „Machtbeziehungen als strategischen Spielen zwischen 
Freiheiten“ (Foucault 1985: 26) und Herrschaftszuständen als ökonomisch, 


7 Die kurze Skizze der Mechanismen des Wahrheitsregimes zeigt das komplexe Zusammenspiel 
von diskursiven und nicht-diskursiven Praktiken auf. Mit der Einführung des Herrschaftsbeg- 
riffs als Institutionalisierung von Machtpraktiken wendet sich Foucault in seinen gouverne- 
mentalitätstheoretischen Fragmenten explizit Fragen der Institutionalisierung von nicht- 
diskursiven Praktiken zu. Hiermit ergeben sich wichtige Anknüpfungspunkte an die soziolo- 
gische Institutionenanalyse (vgl. Powell/DiMaggio 1991), die in der deutschen Auseinander- 
setzung unterbelichtet bleiben, da in der diskurstheoretischen Rezeption Foucaults die Re- 
zeption seines Spätwerks vernachlässigt wird. 

8 „Ich würde höchstens so weit gehen zu sagen, dass man vielleicht nicht für Konsensualität, 
sondern gegen Nicht-Konsensualität sein sollte.“ (Foucault 1994: 707) 
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politisch oder militärisch ıinstitutionalisierter Ausübung von Macht. Weiter- 
führend für die Analyse von Sozialpartnerschaften ist jedoch vor allem eine 
dritte Dimension der Machtanalytik, die Foucault den strategischen Machtspie- 
len und Herrschaftszuständen hinzufügt: die Regierungstechnologien. Dies 
sind Formen der Machtausübung, die über den spontanen und unregulierten 
Charakter der strategischen Machtspiele hinausgehen, ohne die Starrheit und 
Dauerhaftigkeit von Herrschaftszuständen zu besitzen. Bei dieser Dimension 
handelt es sich um eine Macht, die nicht direkt unterwirft, sondern die Sub- 
jekte durch die Produktion von Wahrheit anleitet, sich selbst zu führen. 


„Vielleicht eignet sich ein Begriff wie Führung gerade kraft seines Doppelsinns gut dazu, das Spe- 
zifische an den Machtverhältnissen zu erfassen. ‘Führung’ ist zugleich die Tätigkeit des ‘Anfüh- 
rens’ anderer (vermöge mehr oder weniger strikter Zwangsmaßnahmen) und die Weise des Sich- 
Verhaltens in einem mehr oder weniger offenen Feld von Möglichkeiten. Machtausübung besteht 
im ‘Führen der Führungen’ und in der Schaffung der Wahrscheinlichkeit.“ (Foucault 1987: 255) 
Die hier angelegte Kombination von ‘Fremdführung’ und ‘Selbstführung’ 
schafft im Hinblick auf die analysierte Produktion von konsensualen Lösun- 
gen ın Sozialpartnerschaftsprozessen einen geeigneten Zugang, um einerseits 
unterschiedliche Führungsgewalten erfassen zu können, ohne die Bedeutung 
der Selbstführung ım Rahmen eines “Wahrheitsregimes’ aus den Augen zu ver- 
lieren.” Mit der Herausarbeitung der Kontingenz von Wahrheit und der Ana- 
lyse ihrer Entstehungsbedingungen ist die Basis für eine theoriegeleitete Ana- 
lyse der Akzeptabilitätsbedingungen geschaffen, die eine fundierte Kritik der 
in der aktuellen Debatte vorherrschenden Konzeptionen von ‘Vernunft’, ‘Ver- 
antwortung’ und ‘Lernen’ als Pfeiler des Konsenses ermöglicht. 

Bei Foucault mangelt es jedoch an einer methodologischen Systematisierung 
sowie an konkreten Anhaltspunkten für die empirische Umsetzung. Hier sind 
Arbeiten weiterführend, die im Anschluss an sein Werk konkrete Mechanıs- 
men und Techniken am gegenstandsbezogenen Material entwickelt haben. 
Gewinnbringend ist das von Maarten Hajer verwendete Konzept der ‘story li- 
nes’, mit dem es gelingt, der Verschränkung von institutionellen Formen und 
diskursiven Zuschreibungen näher zu kommen und ihre Bedeutung für die Ver- 
ankerung bestimmter Interpretationen der Welt zu erfassen (vgl. Hajer 1995). 


„Als story line lassen sich Erzählungen der sozialen Wirklichkeit definieren, durch die Elemente 
aus vielen unterschiedlichen Gebieten miteinander verknüpft werden und die dabei den Akteuren 
ein Set symbolischer Assoziationen an die Hand geben, die so ein geteiltes Verständnis suggerie- 
ren. Sie wurden damit zu wiederkehrenden Metaphern - oder ‘tropes’ - die das öffentliche Ver- 
ständnis beherrschten und die bestehende Sozialordnung rationalisierten und naturalisierten.“ 
(Hajer 1997: 113) 


Der Rückgriff auf ein bestimmtes Element einer ‘story line’ aktiviert die ge- 
samte ‘story line’, so dass ihre Funktion entscheidend darin liegt, die Kom- 
plexität sozialer Realität zu reduzieren (vgl. Hajer 1995: 63). Dass ‘story lines’ 


9 Das Gouvernementalitätskonzept von Foucault bezieht sich sowohl auf die Führung von 
Subjekten als auch auf die Führung von Kollektiven (vgl. Foucault 1987: 255). 
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in der Folge bestimmte Aspekte und vor allem spezifische Zusammenhänge dem 
gesellschaftlichen Bewusstsein und damit der gesellschaftlichen Aushandlung ent- 
ziehen, ist ein entscheidender Mechanismus der Produktion von Wahrheit. 

Die Systematisierung der Konsensanalyse anhand der Abgrenzung von Kon- 
sens und Konsensäquivalenten, der Differenzierung von Konsensreichweiten 
sowie der Unterscheidung von Akzeptanz und Akzeptabilitätsbedingungen 
ermöglicht es, der in der Debatte über das Poldermodell verbreiteten einfa- 
chen Dichotomie ‘Konsens oder Dissens’ zu entgehen und stattdessen die 
Ordnung des Konsenses in den Blick zu nehmen. 


3. Die Ordnung des Konsenses im Poldermodell 
3.1. Die Akzeptanz 


Seit Mitte der 90er Jahre wird in weiten Teilen der Wissenschaft und der Öf- 
fentlichkeit sowie von den AkteurInnen selbst von der Evidenz konsensualer 
Lösungsstrategien ausgegangen. Eine kleine Minderheit von AutorInnen hin- 
gegen interpretiert den diskutierten Konsens als Mythos: 


„Ihe claim that consensus and accomodation are core characteristics of the country’s political 
economy is the result of a selective interpretation of reality. Indeed, the selective interpretation, 
tepeated often enough, becomes a public myth. The ‘polder model’ [...] is such a public myth.“ 
(Cox 2001: 242) 

Beide Interpretationen benennen richtige Aspekte, und beide blenden in ihrer 
Einfachheit wichtige Ambivalenzen und gegenläufige Tendenzen aus. 

In der Frage der grundlegenden Krisendeutung - was nach Hall einem Kon- 
sens der dritten Ordnung entspricht - ist seit Anfang der 80er Jahre tatsäch- 
lich eine wachsende Übereinstimmung zwischen den Akteuren zu konstatie- 
ren, die jedoch erst Mitte der 90er Jahre ihren Höhepunkt erreicht. Der Spal- 
tung der Gewerkschaftsbewegung kommt für diese Entwicklung eine zentrale 
Rolle zu, da der traditionell gemäßigtere und an der konservativ-christdemo- 
kratischen Partei orientierte CNV zu Beginn der 80er Jahre schneller und 
weitgehender als der FNV die angebotspolitische Krisendeutung von Arbeit- 
gebern und Regierung übernommen hat, was den Anpassungsdruck auf den 
radikaleren Dachverband forcierte. Die Überzeugung, dass Lohnzurückhal- 
tung zur Verbesserung der Gewinnspanne der Unternehmen und damit zur 
Lösung der Arbeitsmarktkrise führt, war 1980 in der CNV-Analyse ebenso ver- 
ankert wie die Bereitschaft, in Anbetracht dieses Zusammenhangs Kaufkraft- 
verluste der ArbeitnehmerInnen in Kauf zu nehmen und für eine rigide Spar- 
politik den traditionell von gewerkschaftlicher Seite befürworteten Weg des 
“deficit spending’ zu verlassen (vgl. CNV 1980: 5ff). Bereits 1979 befürwortete 
der CNV ein von Regierung und Arbeitgeberverbänden forciertes Abkommen 
zur Lohnzurückhaltung, den sogenannten bijna accoord, der vom FNV ver- 
hindert wurde (vgl. Akkermans 1999: 67M). 


Doch in der kurzen Zeit zwischen den gewerkschaftlichen Strategiepapieren 
Aan den Slaag (1981) und Maak werk (1982b) vollzog sich auch ım FNV eine 
erste Wende hin zur Akzeptanz des von Arbeitgebern und Regierung vertrete- 
nen Primats der Konsolidierungspolitik. Die Akzeptanz der im Abkommen 
von Wassenaar festgeschriebenen Lohnmäßigungsstrategie folgte kurz darauf 
und wird auch in FNV-Kreisen als entscheidender Anpassungsschritt begriffen 
(vgl. Akkermans 1999: 105). Insbesondere bis Ende der 80er Jahre ıst der An- 
passungsprozeß jedoch durch zahlreiche Brüche und gegenläufige Tendenzen 
gekennzeichnet - sei es, dass eine staatliche Investitionspolitik statt Austeri- 
tätspolitik eingefordert (vgl. FNV Jaarverslag 1984: 7) oder dass die Notwen- 
digkeit antizyklischer Maßnahmen betont wurde (vgl. Akkermanns 1999: 124). 
Dieser Brüche zum Trotz kann der allmähliche gewerkschaftliche Anpas- 
sungsprozess von einer keynesianisch fundierten Krisendeutung an das ange- 
botspolitische Paradigma anhand von Dokumenten gut illustriert werden (vgl. 
ebd.: 105; Becker 2001: 25f) und stellt eine neue Dimension paradigmatischer 
Übereinstimmung, also einen Konsens dritter Ordnung dar. 

Doch trotz der Annäherung der grundlegenden Krisendeutungen finden sich 
hinter manchem vermeintlichen Konsens Anzeichen eines klassischen Kom- 
promisses. Der Tausch als Mittel der Akzeptanzbeschaffung nımmt im Poli- 
tikprozess weiterhin eine zentrale Rolle ein, auch wenn die Bedeutung der 
Tauschhandlung und die Tauschbedingungen durch den neuen Konsens auf 
der paradigmatischen Ebene strukturiert sind. So stellt das Abkommen von 
Wassenaar einen klassischen Austausch von Arbeitszeitverkürzung gegen 
Lohnmäßigung dar (vgl. Wolinetz 1989: 93).'° Zugleich war es aber eine neue 
Entwicklung und Ausdruck einer Annäherung der Krisendeutungen der Ak- 
teure, dass der FNV überhaupt bereit war, Lohnzurückhaltung als Tauschmit- 
tel einzusetzen. Auch im Rahmen der zwischen Gewerkschaften und Arbeit- 
gebern getroffenen Vereinbarung Flexibiliteit en Zekerheid ist ein Kompro- 
miss angelegt: Der Tausch zwischen der Regulierung von Teilzeitarbeitsver- 
hältniıssen und der Deregulierung von Normalarbeitsverhältnissen war aber 
eingebettet darein, dass sich Arbeitgeber und Gewerkschaften - wenn auch 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten - auf die damit verbundene Formel 
‘Flexicurity’" als zukunftsweisendes Konzept einigen konnten. 

Ein Blick auf die Niederlande seit 1982 offenbart darüber hinaus jedoch vor 
allem eins: eine bewegte Konfliktgeschichte. Die kurz vor dem Abkommen 
von Wassenaar konstituierte niederländische Regierung aus Konservativen und 
Rechtsliberalen verfolgte entgegen der späten prominenten Deutung des Ein- 
schnitts von 1982 gerade keine an gesellschaftlichem Konsens und Einigung 


10 In der Presse findet der Aspekt der Arbeitszeitverkürzung 1982 interessanterweise mehr Be- 
achtung als die angekündigte Lohnzurückhaltung (Rensen 1982; Boeker/Goudzwaard 1982). 
11 Der Verknüpfung von flexibility und security (vgl. Wilthagen 1998). 
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mit den Sozialpartnern orientierte politische Strategie: Ihre „Polarisierungs- 
strategie, die legitimatorisch als Rückgewinnung des Primats der Politik (‘no 
nonsense Politik”) verkauft wurde, hatte Mitte der 80er Jahre zu einigen 
grundlegenden Einschnitten und Reformen geführt, die man bildlich wohl am 
besten mit dem ‘Schlachten der heiligen Kühe’ ausdrückt.“ (Kleinfeld 1990: 
238) Eine 3%-ige Kürzung der Gehälter im öffentlichen Sektor führte 1983 zu 
wochenlangen Streiks und großen Protesten. Auch die Kürzung von Lohner- 
satzleistungen im Fall von Krankheit und Arbeitslosigkeit von 80% auf 70% 
tief heftige Proteste der Gewerkschaften hervor. Hiermit lagen - der Differen- 
zierung von Konsensreichweiten folgend - Konflikte erster Ordnung vor, die 
die Festlegung von Leistungshöhen im Rahmen der bestehenden Regelungen 
betrafen. Einen weiteren zentralen Eskalationspunkt stellte 1991 die Reform 
der Arbeitsunfähigkeitsversicherung dar. Nachdem sich die Politik in den 80er 
Jahren auf Leistungssenkungen beschränkt hatte, wurde nun erstmals anhand 
verschärfter Zugangskriterien der Versuch unternommen, den Zustrom der 
LeistungsempfängerInnen zu regulieren und damit die Struktur des Versiche- 
rungssystems zu verändern (vgl. Aarts/de Jong 1996). Kurzzeitige Arbeitsnie- 
derlegungen, zahlreiche landesweite Demonstrationen sowie Konflikte im SER 
waren Ausdruck des an diesem konkreten Fall entzündeten gesellschaftlichen 
Konflikts um die Zukunft des Soztalstaats, der als ein Konflikt zweiter Ord- 
nung verstanden werden kann (vgl. FNV/CNV/MHP 1992). Auch die Frage 
der Lohnzurückhaltung gestaltete sich trotz ihres zentralen Stellenwerts im 
sogenannten Poldermodell keineswegs konfliktfrei. Zusätzlich zu Konflikten 
über konkrete Lohnerhöhungen hat der FNV insbesondere Mitte der 90er 
Jahre mit der Aufkündigung der Lohnzurückhaltungsstrategie gedroht, falls 
die Arbeitgeber ihre Anstrengungen zur Beilegung der Arbeitsmarktkrise nicht 
verstärken sollten (vgl. Trouw 1995). 

Zudem ist ein großer Dissens auf der Verfahrensebene zu konstatieren: Wäh- 
rend die Gewerkschaften die Vorzüge der niederländischen korporatistischen 
Tradition betonten (vgl. FNV 1985: 43), schränkte die Regierung korpora- 
tistische Einflüsse ein, um das Primat der Politik wiederherzustellen: Seit An- 
fang der 80er Jahre umgingen verschiedene Regierungen ungeachtet des Pro- 
tests der Gewerkschaften zunehmend die offiziellen korporatistischen Institu- 
tionen (vor allem den Sozia-Ökonomischen Rat und die Stiftung der Arbeit) 
zugunsten des wachsenden Einflusses von sogenannten Sachverständigen- und 
Expertengremien (vgl. Kleinfeld 1997: 254). 

Konfliktfrei ist die als Konsensmodell geltende Erfolgsgeschichte also selbst 
auf den ersten Blick nicht. Aus der wachsenden Übereinstimmung der Kri- 
sendeutungen können demnach keine einfachen Rückschlüsse auf den kon- 
kreten Politikprozess gezogen werden: Konflikte über qualitative und quanti- 
tatıive Veränderungen bestehender Regelungen sowie Auseinandersetzungen 
über die Form der Politikgestaltung bleiben an der Tagesordnung. Von einem 


Konsens erster oder zweiter Ordnung kann im niederländischen Politikprozess 
der beiden vergangenen Jahrzehnte nicht die Rede sein. 


3.2 Die Akzeptabilitätsbedingungen 


Dennoch gibt es konsensuale Übereinstimmungen, die erklärungsbedürftig 
sind: Das ist zum einen der skizzierte angebotspolitische Konsens und zum 
anderen die im Zuge der internationalen Aufmerksamkeit für das Poldermo- 
dell entstandene Übereinstimmung darüber, dass es seit dem Abkommen von 
Wassenaar einen umfassenden Konsens zwischen allen Akteuren gegeben ha- 
be. In beiden Fälle stellt sich die Frage, wie diese Deutungen für alle Akteure 
akzeptabel werden konnten. In den Niederlanden sind drei sogenannte ‘story 
lines’ auszumachen, die die Akzeptabilitätsbedingungen des Konsenses ent- 
scheidend strukturiert haben, indem sie durch spezifische Verknüpfungen die 
angebotspolitische Krisendeutung als richtige und vernünftige Lösung veran- 
kert haben. Aus einer sozialen Regulierung ist infolgedessen in der öffentli- 
chen Wahrnehmung eine natürliche und notwendige Entwicklung geworden. 
Hierbei handelt es sich zunächst um die ‘story line’ der sogenannten dutch 
disease, dıe die hohe, strukturelle Arbeitslosigkeit, das hohe Haushaltsdefizit, 
die passive Struktur des Sozialstaates, die niedrige Beschäftigungsquote, die hohe 
Abgabenlast sowie die Rezessionstendenzen beschreibt (vgl. Cox 1993: 175ff.). 
Die dutch disease wurde ideologisch mit dem Keynesianismus verknüpft, der 
Anfang der 80er Jahre insbesondere in der Position des FNV seinen Ausdruck 
fand. Jede Politik, die hiervon Abstand nahm, wurde in der Folge und in ex- 
pliziter Abgrenzung zu keynesianischen Maßnahmen als richtige und wirksa- 
me ‘Medizin’ gegen die holländische Krankheit eingeführt, was den Weg für 
die zunehmende Durchsetzung angebotspolitischer Instrumente ebnete: 


„Die Regierung lebt auf zu großen Fuß. Um die finanziellen Probleme zu lösen stehen zwei Wege 
offen. So kann die Steuerbelastung erhöht werden, was jedoch schlecht für die Wirtschaft ist. [...] 
Einsparungen, die Senkung der Steuerbelastung und Privatisierungen haben hingegen. zum Ziel, 
die niederländische Ökonomie wieder gesund zu machen.“ (Gortzak 1983 Übersetzung d. Verf)" 
Die Durchsetzung der Lohnzurückhaltungsstrategie wurde durch die bis Mitte 
der 60er Jahre in den Niederlanden vorherrschende Tradition der Lohnzu- 
rückhaltung in korporatistischen Arrangements auf nationaler Ebene erleich- 
tert: Entscheidend ist hier die Bedeutung dieser Strategie im ‘nationalen Ge- 
dächtnis’, d.h. der ihr zugeschriebene Einfluss für die Entwicklung der nieder- 
ländischen Ökonomie nach dem zweiten Weltkrieg. Diese Geschichte stellt 
für die Rückkehr zur Lohnzurückhaltung in den 80er Jahren zwar kein Erklä- 
rungsmuster im engeren Sinne dar, aber sie bildet ein Netz von Praktiken und 
Deutungen, das für die Verankerung von Lohnzurückhaltung als ‘Medizin’ 
gegen die dutch disease 20 Jahre später mobilisiert werden konnte. 


12 Vgl. auch Delsen, der Lohnzurückhaltung als Medizin beschreibt (2000: 4). 
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Bezeichnend aus diskurstheoretischer Sicht ist der Terminus ‘no nonsens’- 
Politik, mit dem die 1982 gewählte rechts-liberale Regierung den eingeschla- 
genen, radikal angebotspolitischen Kurs bezeichnete (vgl. Visser 1990: 213). 
Die ım öffentlichen Diskurs gelungene Identifizierung von Keynesianismus 
und 'nonsens’ förderte die Abkehr der Gewerkschaften vom keynesianischen 
Paradigma. Damit war jedoch keine durchgängige und explizite angebotspoli- 
tische Argumentation verbunden.” Die Anpassungsschritte vollzogen sich im 
Gegenteil häufig im Rahmen einer abgrenzenden Rhetorik gegenüber dem Re- 
gierungskurs. Doch gerade der kritische Impetus bringt zum Ausdruck, was 
nicht (mehr) kritisiert wird, d.h. was bereits zur Normalität, zum vertrauten 
Denkschema, geworden ist. So kritisiert der FNV in seiner Publikation Werk, 
werk, werk von 1993 zwar heftig die Radikalität der Austeritätspolitik und das 
Ausmaß der Steuersenkungen, aber der qualitative Kern der Politik bleibt un- 
widersprochen und wird damit reproduziert (vgl. FNV 1993: 6). 

Parallel und ihren Höhepunkt erst Anfang bis Mitte der 90er Jahre erreichend 
existiert die ‘story line’ des immobilen Korporatismus’, der als eine Ursache 
der dutch disease begriffen wurde. In diesem „viscosity discourse* (Hend- 
riks/Toonen 2001b: 8), „[which] had [...] become the socially-accepted stance 
in politics“ (Hendriks 2001: 24) galten die auf Übereinstimmung ausgerichte- 
ten komplexen Entscheidungsprozesse, in denen Gewerkschaften und Arbeit- 
geberverbände eine zentrale Rolle spielten, als unvereinbar mit einer an Tem- 
po gewinnenden, globalisierten Welt. Das Argument implizierte ın der Regel, 
dass widerstreitende Positionen verschiedener Akteure sowie Partialinteressen 
den Politikprozess lähmen. In der wissenschaftlichen Debatte war die Rede 
von „Corporatist immobility“ (Hemerijck 1996) an der Tagesordnung. In der 
Presse wurden bereits ein Jahr nach dem Akkord von Wassenaar die Verhand- 
lungsökonomie und das sogenannte Harmoniemodell weitgehend für tot er- 
klärt (vgl. Gortzak 1983; Breedveld 1983). Allein die Gewerkschaften blieben 
ungebrochen starke BefürworterInnen der Verhandlungsdemokratie (vgl. FNV 
1992). Radikale Umstrukturierungen ohne Absprache und gegen die Position 
der Gewerkschaften konnten entgegen der niederländischen Tradition in die- 
sem Rahmen als notwendige Schritte im Kampf gegen die dutch disease kon- 
zeptionalisiert werden, die im Sinne des Gemeinwohls gegen die Partikularin- 
teressen der Gewerkschaften durchgesetzt werden mussten. 


13 Einen guten Einblick bieten hier die Jahresberichte des FNV: Bis Mitte der 80er Jahre werden 
Fragen der Krisendeutung umfassend anhand nachfrageorientierter Konzepte dargelegt (vgl. 
FNV 1983: 5fh). Der schrittweise Anpassungsprozeß hingegen zeichnet sich nicht durch die 
theoretische Ausführung angebotspolitischer Argumentationen als vielmehr durch zuneh- 
mend allgemeinere und schlagwortbesetzte Berichte seit Ende der 80er Jahre aus (vgl. ENV 
1988: 5f). Vor allem seit Anfang der 90er Jahre wird die Rede von ‚Anpassungsnotwendigkei- 
ten‘, ‚Verantwortungsübernahme‘ oder ‚Anerkennung der Realität‘ in Gewerkschaftspublikati- 
onen zu einem faktischen Synonym für die Anerkennung angebotspolitischer Deutungsmus- 
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Diese ‘story line’ wird erst 1996 durch die Entstehung der ‘story line’ Polder- 
modell’ abgelöst, in der die aufsehenerregenden beschäftigungs- und stabilitäts- 
politischen Erfolge untrennbar mit einem angebotspolitischen Konsens sowie 
einer zentralen Rolle der Gewerkschaften verknüpft werden. Erst mit Verzöge- 
rung wendete sich im Zuge des internationalen Lobs für das niederländische 
Modell auch im Land selbst der Diskurs (vgl. Hendriks/Toonen 2001b: 268). 
Der Verweis auf einen neuen Konsens der Akteure diente als Begründung für 
die mögliche Revitalisierung der lange Zeit kritisierten Verhandlungsdemokra- 
tie (vgl. van Schaik 1997, Wolinetz 2001: 264) und ermöglichte retrospektive 
die Umdeutung der korporatistischen Geschichte der 80er und 90er Jahre. 

Die Gewerkschaften, die seit Anfang der 80er Jahre gegen die Popularität der 
“primacy of politics’ um ihren zentralen Platz am Verhandlungstisch gerungen 
hatten, wurden nach Jahren der Krise und des zunehmenden Einflußverlustes 
über Nacht zu Protagonisten der Erfolgsstory. „Now the unions could claim 
this development as their success, and they did“ (Becker 2001: 29). Da in der 
“story line’ die Erfolge jedoch nicht nur mit der Rolle der Gewerkschaften im 
Verhandlungssystem, sondern auch mit der Annahme eines umfassenden Kon- 
senses seit dem Abkommen von Wassenaar verbunden waren, stellte die 
rückwirkende Anerkennung dieses Konsenses den Preis für die Teilhabe an der 
Erfolgsgeschichte dar.‘ Die zuvor skizzierten zentralen Konflikte (erster und 
zweiter Ordnung), die die Zeit von 1982 bis 1997 entscheidend geprägt hat- 
ten, mussten infolgedessen in der gewerkschaftlichen Interpretation des hol- 
ländischen Wunders nachträglich eingeebnet werden (vgl. FNV 1997a: 18). 
Das Abkommen von Wassenaar wurde unter Ausblendung des einstmals für 
die Gewerkschaften so wichtigen Aspekts der Arbeitszeitverkürzung auf die 
vereinbarte Lohnzurückhaltung reduziert. Mit der Affırmation der Erfolgsge- 
schichte akzeptierten die Gewerkschaften expliziter und ungebrochener als 
zuvor die Notwendigkeit der angebotspolitischen Wende (vgl. Akkermans 
1999: 166). Dieser Schritt wurde durch die Interpretation des Poldermodells 
als erfolgreicher Prototyp des Dritten Weges zwischen sogenannter Euroskle- 
rose und grenzenlosem Neo-Liberalismus forciert und erleichtert. Der Bezug 
auf die soziale Rhetorik des ‘Dritten Weges’ ermöglichte es den Gewerkschaf- 
ten, trotz der Aneignung des angebotspolitischen Paradıgmas die Kontinuität 
der eigenen Position zu betonen (vgl. FNV 1997b). Hier kommt die Bedeu- 
tung der vielseitigen Interpretierbarkeit einer story line zum Ausdruck, die sie 
für unterschiedliche Akteure anschlussfähig macht (vgl. Hajer 1995: 61). 

Die Skizzierung von 'story lines’ stellt eine Strukturierung und Darlegung der 
Akzeptabilitätsbedingungen auf einem sehr hohen Abstraktionsniveau dar. 
Zur weiteren Konkretisierung können spezifische Techniken zur Unterscheı- 


14 So betont der FNV-Vorsitzende Lodewig de Waal, „dass ın diesem Moment kein anderes 
Modell besser funktioniert als unser Konsensmodell.“ (Kalma 1997; Übersetzung der Verf.) 
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dung von Wahrem’ und ‘Falschem’ herausgearbeitet werden, die die Grund- 
pfeiler eines Wahrheitsregimes bilden. So ist im niederländischen Fall die dis- 
kursive Herstellung eines allseits anerkannten gesellschaftlichen Makroakteurs 
von entscheidender Bedeutung. Mit dem Centraal Planning Bureau (CPB) e- 
xistiert ein zentrales, einflussreiches und als unabhängig geltendes Forschungs- 
institut, das eine relevante Rolle in der Verankerung angebotspolitischer Maß- 
nahmen als ‘notwendige’ Schritte gespielt hat. Entscheidend ist dabei nach 
Hajer, der diesen Mechanismus anhand des öko-modernistischen Diskurses in 
Großbritannien und den Niederlanden nachweisen konnte, „das Entstehen 
eines subpolitischen Bereiches, in dem die politische Entscheidung darüber, 
wie auf ein bestimmtes Problem zu reagieren ist, gänzlich aus der politischen 
Diskussion herausgenommen ist“ (Hajer 1997: 115). Der Einfluss der vom 
CPB veröffentlichten Daten und Analysen, die stets in eine angebotspolitische 
Richtung gewirkt haben, wird als legendär eingeschätzt, da das Institut von 
unterschiedlichsten Seiten als neutrale und objektive Instanz anerkannt wird 
(vgl. Delsen 2000: 15). Gewerkschaften, Arbeitgeber, sämtliche Parteien und 
die Regierung verwenden die Analysen gleichermaßen zur Fundierung ihrer 
Positionen. 


„In den 80er Jahren hat das Centraal Planning Bureau eine entscheidende Rolle darin gespielt, das 
geeignete Klima für einen erneuerten Konsens zu schaffen. Seine Diagnose der Ursachen der öko- 
nomischen Probleme - hohe Lohnkosten, das große Budgetdefizit und der umfangreiche öffentli- 
che Sektor - wurden allgemein akzeptiert.“ (Akkermanns 1999: 106; Übersetzung d. Verf.) 

Schon diese kurze Skizze der Akzeptabilitätsbedingungen für konsensuale Ü- 
bereinstimmungen zeigt deutliche Unterschiede hinsichtlich der Gestaltungs- 
potentiale der verschiedenen Akteure auf. Es sind die Gewerkschaften, die sich 
zu Zeiten schwindender Machtressourcen einer von Arbeitgeberverbänden 
und Regierung forcierten Krisendeutung annähern, die zudem von einem ein- 
flussreichen Expertengremium forciert wird und dem aufkommenden interna- 
tionalen Mainstream entspricht. Der gelungenen, über einflussreiche ‘story li- 
nes’ abgesicherten Identifizierung alternativer Krisendeutungen mit der dutch 
disease folgten die ersten Anpassungsschritte des geschwächten Akteurs an die 
angebotspolitische Krisendeutung. 

Da es den Gewerkschaften im Folgenden an einer geschlossenen und konsi- 
stenten Krisendeutung fehlte, schwächten sie ihre eigenen Position: Durch die 
Fokussierung ihrer Kritik auf das Ausmaß der von Regierungsseite betriebenen 
Umstrukturierungen arbeiteten sie an der Verankerung des angebotspoliti- 
schen Kerns mit, der zunehmend zur unhinterfragten Basis der weiterhin um- 
strittenen konkreten politischen Umsetzung wurde. Die aktive Übernahme 
der Rolle der Erfolgsarchitekten des holländischen Wunders, die den Gewerk- 
schaften seit 1997 nahegelegt wurde, vollendete schließlich den Weg vom An- 
passungsdruck zur aktiven Aneignung: In ıhrem Bestreben, die eigene Ge- 
schichte der Krisen und Niederlagen in eine Erfolgsgeschichte umzudeuten, 


arbeiteten sie aus anderen Beweggründen als Arbeitgeber und Regierung an 
der expliziten Verknüpfung von Angebotspolitik und Krisenlösung sowie an 
der rückwirkenden Konstruktion eines umfassenden Konsenses mit.'” Es kann 
also weder von einer gleichberechtigten Ausgangsposition, d.h. von einem 
durch alle Akteure in ähnlichem Maß gestalteten Prozess, noch von einem 
einfachen Zwangs- oder Unterwerfungsverhältnis die Rede sein. Vielmehr ist 
das beobachtbar, was Foucault das „Führen der Führungen“ (Foucault 1987: 
255) genannt hat, um das Zusammenspiel von Techniken der Fremdführung 
sowie Formen der Selbstführung zu umschreiben. 


4. Fazit: Die krisenbedingte Strukturierung des Konsenses 


Der aktuell vieldiskutierte sozialpartnerschaftliche Konsens wurde hier aus- 
führlich anhand des niederländischen Poldermodells diskutiert, da die neuen 
Kooperationen von Gewerkschaften, Regierung und Arbeitgebern in der De- 
batte vielfach als Beweis für das Ende der gewerkschaftlichen Krise herangezo- 
gen werden. Konsens und Krise werden in dieser Debatte als sich ausschlie- 
ßende Gegensätze beschrieben: Über die Hinwendung zu den richtigen Lö- 
sungsstrategien, die aus der Naturalform konstatierter Probleme abgeleitet 
werden, erweisen dıe Gewerkschaften sich dieser Deutung zufolge als verant- 
wortungsbewusste Akteure, ermöglichen damit einen gesellschaftlichen Kon- 
sens hinsichtlich der Krisenlösung und befreien sich zugleich durch die Mit- 
gestaltung einer am Gemeinwohl orientierten Kooperation selbst aus der De- 
fensive. 

Wie gezeigt werden konnte, ıst die Frage, ob ein Konsens vorliegt oder nicht, 
jedoch weder so leicht zu beantworten, wie es suggeriert wird, noch ist sie 
umfassend genug, um aussagekräftig zu sein: Die beispielhaften Ausführungen 
zur Akzeptanz, d.h. der materialen Evidenz konsensualer Übereinstimmungen, 
haben gezeigt, dass häufig klassische Kompromisse ın einen Konsens umge- 
deutet werden und zentrale Konflikte in der Darstellung ausgeblendet bleiben. 
Hinsichtlich des angebotspolitischen Paradigmas als Basis der sozialpartner- 
schaftlichen Kooperationen ist zwar eine wachsende Akzeptanz auf gewerk- 
schaftlicher Seite zu konstatieren. Ausgehend von Foucaults Studien zur Gou- 
vernementalität konnte aber gezeigt werden, dass die Frage der Akzeptanz un- 
trennbar mit den Bedingungen der Akzeptabilität verbunden ist. Erst durch 
diesen Fokus wird deutlich, dass konsensuale Ergebnisse nicht Ausdruck von 
Vernunft oder Verantwortungsbewusstsein sind, sondern das Produkt einer 
durch bestehende Herrschaftsverhältnisse strukturierten, spezifischen sozialen 


15 Hajer betont in diesem Zusammenhang, dass „der ‚Gebrauch‘ bestimmter ‚story lines‘ [...] 
seitens der Akteure aus ganz verschiedenen Gründen erfolgen [mag], was jedoch nichts daran 
ändert, dass ste gleichzeitig mithelfen, eine ganz bestimmte Sichtweise in der Gesellschaft zu 
reproduzieren.“ (Hajer 1997: 111) 
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Regulierung. Der Konsens stellt sich vor diesem Hintergrund ambivalent und 
widersprüchlich dar, tief verankert und brüchig zugleich, von Einigkeit und 
von Macht geprägt: Tief verankert in der Durchsetzung des angebotspoliti- 
schen Paradigmas, brüchig in vielen Fragen der konkreten Politikgestaltung; 
einig in der rückwirkenden Definition eines umfassenden Konsenses, macht- 
durchdrungen in der Verankerung und allseitigen Aneignung der angebotspo- 
litischen Deutung als Wahrheit. 

Was aber bedeutetet diese vielschichtige Situation für die aktuelle Position der 
niederländischen Gewerkschaften? Die Rekonstruktion des vieldiskutierten 
Konsenses hat gezeigt, dass die Komplexität seiner Ordnung - die Parallelität 
von Konflikten, Kompromissen und Übereinstimmungen - der verbreiteten 
kausalen Schlussfolgerung entgegensteht, in der aus einem vermeintlich um- 
fassenden Konsens das Ende der gewerkschaftlichen Krise hergeleitet wird. 
Und auch im Hinblick auf die in den letzten 20 Jahren tatsächlich gewachse- 
ne Akzeptanz des angebotspolitischen Paradigmas ist die These der konsens- 
bedingten Krisenüberwindung nicht haltbar: Ein Blick auf die Bedingungen 
der Konsensgenese zeigt, dass Krise und Konsens keine sich ausschließenden 
Gegensätze darstellen, sondern dass die gewerkschaftliche Krise seit Anfang 
der 80er Jahre vielmehr immanenter Bestandteil der Ordnung des angebotspo- 
litischen Konsenses im Poldermodell ist. Die sich in der Krise manifestierende 
Schwäche der Gewerkschaften stellt eine notwendige Voraussetzung des kon- 
sensualen Einigungsprozesses dar. Die Entstehung des angebotspolitischen 
Konsenses zeigt, dass die geschwächten ArbeitnehmervertreterInnen die lange 
Jahre abgelehnte und bekämpfte Krisendeutung übernommen und im Zuge 
dessen auf neuem Niveau legitimiert und stabilisiert haben. Im Gegensatz zur 
Ausgrenzung der Gewerkschaften im Neoliberalismus britischer und US- 
amerikanischer Prägung kann ihre Integration über den sozialpartnerschaftli- 
chen Konsens in diesem Sinne als effektive und “nachhaltige” Strategie des an- 
gebotspolitischen Umbaus verstanden werden. Eine soziale Regulierung, die 
ein Einverständnis über vermeintlich notwendige Maßnahmen produziert, er- 
setzt in diesem Rahmen die Marginalisierung. Die Ordnung des Konsenses 
stellt sich somit als „Ordnung des Wahren“ (Foucault 1978: 51) dar, die zwar 
von allen Akteuren mitgestaltet wird, aufgrund der unterschiedlichen Macht- 
ressourcen aber nicht das Resultat eines von Herrschaftseffekten befreiten 
Prozesses ist. 

Im Unterschied zu klassisch ideologiekritischen Ansätzen geht es hier jedoch 
nicht darum, den Konsens als Strategie der Verschleierung der ‘tatsächlichen’ 
Verhältnisse zu enttarnen oder eine durch Machtverhältnisse verzerrte Wahr- 
heit in ihrer Naturalform aufzudecken. Wahrheit ist den sozialen Verhältnis- 
sen nıcht äußerlich und kann somit nicht in reiner Form’ - also unabhängig 
von Machtbeziehungen - funktionieren. „Kurz, die politische Frage ıst nicht 
der Irrtum, die Illusion, das entfremdete Bewußtsein oder die Ideologie, sie ist 
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die Wahrheit selbst.“ (Foucault 1978: 54) Nicht die Entdeckung der Wahrheit, 
sondern der Prozess der Erfindung von Wahrheit als Zement eines jeden Kon- 
senses ist deshalb von Interesse. 

Die Diskussion des Poldermodells illustriert diese Verschränkung von Macht, 
Wahrheit und Konsens, die auch für. andere „Erfolgspartnerschaften“ von 
konstitutiver Bedeutung ist. Jede Analyse, die diesen Zusammenhang aus- 
blendet, arbeitet darin mit, Ergebnisse eines machtdurchdrungenen sozialen 
Regulierungsprozesses als universale Wahrheit zu etablieren. 
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Einführung 


Dieses Papier fasst die speziellen Probleme von Arbeitern in der Informellen Ökono- 
mie zusammen. Die genannten Punkte sind das Resultat der in den Jahren 2001 und 
2002 weltweit in verschiedenen Workshops geführten Diskussionen, die u.a. organisiert 
wurden vom Committee for Asian Women, von HomeNet, von Arbeiter-Bildungs- 
Organisationen (z.B. der Workers’ Education Association of Zambia und der Workers’ 
Education Association of England and Scotland unter Beteiligung der International 
Federation of Workers’ Education Associations), vom Harvard Gewerkschaftspro- 
gramm und vom Internationalen Netzwerk zur Umstrukturierung der Bildung. Organı- 
sationen wie Women in Informal Employment Globalizing and Organizing (WIEGO) 
and StreetNet beteiligten sich an diesen Workshops, zum Teil auch als Co-Sponsoren. 
Das vorliegende Papier reflektiert auch die Forschungen und Diskussionen innerhalb 
der WIEGO und greift einige Punkte aus den Debatten innerhalb der Arbeitsgruppe 
für Ungeschützte bzw. Informelle Arbeit des Internationalen Bündnisses der Freien 
Gewerkschaften auf. 


Allgemeine Überlegungen 


ArbeiterInnen in der Informellen Wirtschaft (im Folgenden „IW“) unterscheiden sich 
grundsätzlich nicht von allen anderen ArbeiterInnen, müssen jedoch im Unterschied 
zu diesen ihre Arbeit in unregulierten Verhältnissen bzw. unter ungeschützten 
Bedingungen verrichten. 

In dieser Situation befindet sich die Mehrheit aller ArbeiterInnen auf der Welt: sie ar- 
beiten sowohl in informellen Unternehmen als auch in informellen Tätigkeiten (Tätig- 
keiten ohne soziale Absicherung). Dazu zählen ArbeiterInnen, die auf eigene Rech- 
nung arbeiten (z.B. Heimarbeiter, Straßenverkäufer oder Kleinbauern) und bezahlte 
ArbeiterInnen in informellen Tätigkeiten (z.B. Gelegenheitsarbeiter ohne feste Anstel- 
lung, die meisten Heimarbeiter, sowie Arbeiter in unregulierten und ungesicherten Be- 
schäftigungsverhältnissen in verschiedenen Unternehmen der Landwirtschaft, der ver- 
arbeitenden Industrie bis hin zu Unternehmen des Dienstleistungsbereichs, oftmals als 
Subunternehmer für einen Arbeitgeber der „formellen Ökonomie“). 

Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) hat die Durchsetzung ordentlicher Be- 
schäftigungsverhältnisse zum Ziel der eigenen Arbeit erklärt. „Ordentliche Beschäfti- 
gungsverhältnisse“ sind der ILO zufolge dann gegeben, wenn vier Anforderungen er- 
füllt sind: Beschäftigungsmöglichkeiten, Rechte der Arbeiter, soziale Sicherung und 
gewerkschaftliche Vertretung. Nach Aussage des Generaldirektors der ILO sind diese 
Punkte für die sogenannten „Working poor“, die arbeitenden Armen, in der informel- 
len Wirtschaft am wenigsten erfüllt. Für sie ist es am wenigsten wahrscheinlich, von 
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Vollzeit-Beschäftigung und sozialer Sicherung zu profitieren, dagegen am wahrschein- 
lichsten, ohne ausreichende Rechte, Organisation bzw. gewerkschaftliche Vertretung 
arbeiten zu müssen. Daher befindet sich die Mehrheit der Arbeiter in der informellen 
Wirtschaft in einer Armutsfalle: sie hat ein Defizit an würdigen Lebensbedingungen. 
Um die Armut zu reduzieren, müssen die Nachteile abgebaut werden, die die Beschäf- 
tigten in der informellen Wirtschaft in Bezug auf den Zugang zu ordentlichen Arbeits- 
verhältnissen haben. 

Nationale und lokale Regierungen müssen die Existenz von ArbeiterInnen in der In- 
formellen Ökonomie, vor allem von Frauen, wahrnehmen und deren wirtschaftliche 
und soziale Leistungen anerkennen. Sie müssen Maßnahmen ergreifen, die diese Arbei- 
ter befähigen, ihren Beitrag unter akzeptablen Bedingungen zu leisten; die ihre Rechte 
als Arbeiter, einschließlich des Rechts auf soziale Sicherheit und gewerkschaftliche Ver- 
tretung, schützen und die darüber hinaus Arbeitsmöglichkeiten in ordentlichen Be- 
schäftigungsverhältnissen für sie schaffen. Eine solche Politik reicht von institutioneller 
Anerkennung bis hin zu Maßnahmen, die Arbeiter vor Schikanen durch Polizei und 
lokale Behörden, Arbeitgeber und Unternehmer schützen. 

Zunächst ist es nötig, erstens die Tatsache anzuerkennen, dass ArbeiterInnen in der IW 
die gleichen Rechte haben sollten wie alle anderen unter die ILO-Standards fallenden 
Arbeiterlunen. Zweitens, dass die Implementierung dieser Standards in der IW beson- 
ders schwierig ist und daher den besonderen Einsatz der Regierungen erfordert. In er- 
nem ersten Schritt sollten die Regierungen alle rechtlichen Hindernisse beseitigen, die 
einer Organisierung von Arbeitern in der IW in „Organisationen ihrer Wahl ohne vo- 
rausgehende Ermächtigung“ ım Wege stehen. 

Die Arbeitsgesetzgebung zielt üblicherweise eher auf die „ordentlichen Arbeitnehmer“ 
als auf „ArbeiterInnen“ schlechthin ab. Sie unterstellt somit formelle Beschäftigungs- 
verhältnisse. Die ILO sollte die Regierungen ermutigen - und die Regierungen sollten 
dies akzeptieren - die Arbeitsgesetzgebung auf alle ArbeiterInnen auszurichten, unab- 
hängig von der Existenz eines wie auch immer ausgestalteten Beschäftigungsverhältnisses. 
Zudem genießen die ArbeiterInnen in der IW sehr wenig sozialen Schutz (in den meis- 
ten Fällen gar keinen) und haben kaum Zugang zu sozialen Dienstleistungen. In vielen 
Fällen ist ihre Arbeit unsicher, bei gleichzeitig geringem und unregelmäßigem Ein- 
kommen. Sie brauchen Unterstützung in Aus- und Weiterbildung. Entsprechende Pro- 
gramme dazu sollten in Zusammenarbeit mit diesen ArbeiterInnen geplant, entwickelt, 
umgesetzt und durchgeführt werden. 

Im Folgenden wird genauer erläutert, was seitens der Regierungen und Arbeitgeber in 
erster Linie getan werden muss, um der Herausforderung des „Defizits an würdigen 
Arbeits- und Lebensbedingungen“ zu begegnen. 


(1) Die Rechte der Arbeiter 


Durch die ILO hat sich während des vergangenen Jahrhunderts ein System internatio- 
naler Arbeitsstandards und Konventionen entwickelt. Die Rechte der ArbeiterInnen 
umfassen zunächst Kernstandards, an die darüber hinaus weitverbreitete internationale 
Vereinbarungen und andere Grundrechte anknüpfen. Zu den in internationalen Über- 
einkommen festgeschriebenen Kernarbeitsnormen gehören die Vereinigungsfreiheit 
und das Recht auf Kollektivverhandlungen; die Beseitigung jedweder Form von 


Zwangsarbeit; das Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf und die tat- 
sächliche Abschaffung der Kinderarbeit. 

Andere Grundrechte haben die Gewährleistung sicherer und gesunder Arbeitsbedin- 
gungen, angemessener Arbeitszeiten, von Kündigungsschutz und Abfindung, bezahiten 
Kranken- und Urlaubszeiten und der Alterssicherung zum Gegenstand. Einige davon 
sind in existierenden internationalen Standards und Abkommen enthalten und sollten 
grundsätzlich auf informelle Arbeiter ausgedehnt werden. Die meisten ILO-Standards 
betreffen alle ArbeiterInnen bzw. sind bereits, auch wenn sie zunächst nur auf die Ar- 
beiter der formellen Wirtschaft abzielen, auch für eine Ausweitung auf andere Katego- 
rien von ArbeiterInnen hin angelegt. Z.B. konzentriert sich eine ILO-Konvention - das 
Abkommen über Heimarbeit von 1996 - auf eine spezifische Kategorie von Arbeite- 
Innen in der informellen Wirtschaft: auf HeimarbeiterInnen oder IndustriearbeiterIn- 
nen, die von zu Hause aus arbeiten. Zwei weitere ILO-Abkommen - eins über Landar- 
beiterInnen, das andere über Ureinwohner - zielen ebenfalls auf Gruppen ab, die oft 
in der informellen Wirtschaft anzutreffen sind. 

Die seit langem bestehende Verpflichtung der ILO, die Rechte aller Arbeiterlnnen zu 
schützen, unabhängig davon, wo diese arbeiten, wurde 1998 durch die Internationale 
Arbeitskonferenz noch einmal bekräftigt, als sie die Erklärung über die grundsätzlichen 
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit einstimmig annahm. Die Erklärung richtet sich 
ausdrücklich an alle Arbeitenden, unabhängig von deren Arbeitsverhältnis. Erst kürz- 
lich hat die ILO explizit die informelle Wirtschaft mit in ihr Konzept der „ordentli- 
chen Beschäftigungsverhältnisse“ aufgenommen. 

Wir versuchen daher die Unterstützung der ILO und ihrer Mitglieder für eine Kam- 
pagne für weitere Ratifizierungen sowie die Umsetzung der folgenden Abkommen zu 
gewinnen: 

- Abkommen über die Heimarbeit, 1996 (Nr. 177) 

- Abkommen über die Ureinwohner, 1989 (Nr. 169) 

- Abkommen über die Migranten (ergänzende Bestimmungen), 1975 (Nr. 143) 

- Abkommen über die Verbände ländlicher Arbeitskräfte, 1975 (Nr. 141) 


sowie für die Umsetzung der Vorgaben der folgenden Empfehlungen: 

- Abkommen über die Migranten, 1975 (Nr. 151) 

- Abkommen über die Mieter, Pächter und Teilpächter, 1968 (Nr. 132) 

- Empfehlung über Unterstützung und Förderung von Tarifverhandlungen, 1981 (Nr. 163) 


Als z.B. das Übereinkommen Nr. 98 angenommen wurde, wurde unterstellt, dass es 
auf bezahlte Beschäftigte angewendet wurde. ArbeiterInnen engagieren sich jedoch 
auch außerhalb der klassischen Beziehungen von Tarifpartnern in Tarifverhandlungen, 
z.B. verhandeln MarktarbeiterInnen mit lokalen Behörden oder HeimarbeiterInnen mit 
ihren entsprechenden Zwischenhändlern. Deren Recht, genau dies zu tun, muss nun 
durchgesetzt und passende institutionelle Strukturen geschaffen werden. 


1 Diese Prinzipien sind in den folgenden ILO-Abkommen festgelegt: Vereinigungsfreiheit und 
Schutz des Vereinigungsrechts, 1948 (Nr. 87); Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivver- 
handlungen, 1948 (Nr. 98); Zwangsarbeit, 1930 (Nr. 29); Abschaffung der Zwangsarbeit, 1957 
(Nr. 105); Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 1958 (Nr. 111); Gleichheit des Ent- 
gelts, 1951 (Nr. 138); Mindestalter, 1973 (Nr. 138); Verbot und unverzügliche Maßnahmen 
zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit, 1999 (Nr. 182). 
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(2) Soziale Sicherung 


Die ILO und ihre Mitglieder sind aufgefordert, die Rechte der Arbeiter in der IW, vor 
allem auch die der Arbeiterinnen, auf adäquate soziale Sicherheit, einschließlich Mut- 
terschutz, Krankenversicherung und Altersrenten, zu schützen. 

Nationale und lokale Regierungen sind angehalten, die folgenden Maßnahmen zu er- 
greifen: 

- Ausweitung und Stärkung der existierenden Modelle der Sozialversicherung, ein- 
schließlich des Mutterschutzes und Einführung solcher Modelle dort, wo sie bisher 
noch nicht existieren; 

- Einführung von Kinderbetreuungseinrichtungen, die es den in der Informellen Wirt- 
schaft arbeitenden Frauen und Männern ermöglichen, rentablen Tätigkeiten nachzu- 
gehen. 

Die Bestimmungen des Übereinkommens über den Mutterschutz, 2000 (Nr. 183), be- 
ziehen sich bereits auf „alle Frauen in einem Arbeitsverhältnis, einschließlich derjeni- 
gen in atypischen Formen abhängiger Arbeit“. Die Prinzipien sollten auf alle Frauen in 
informeller Arbeit ausgeweitet werden, entsprechend der Definition von „Frauen“ als 
„alle weiblichen Personen ohne jegliche Diskriminierung“. 

Es sollte auch nicht vergessen werden, dass das Übereinkommen über Arbeiter mit 
Familienpflichten, 1981 (Nr. 156) „alle Bereiche wirtschaftlicher Aktivitäten und alle 
Kategorien von Arbeitern“ einbezieht. 

Der größte Teil der informellen Arbeit genießt keinerlei gesetzlichen Schutz in Bezug 
auf Arbeitssicherheit und Arbeitsschutz. Die Empfehlungen des Übereinkommens ü- 
ber Arbeitsschutz und Gesundheit, 1981 (Nr. 155) sollten daher auf die Arbeiter in in- 
formellen Beschäftigungsverhältnissen ausgeweitet werden und nicht mehr nur für die 
klassischen „Arbeitnehmer“ gelten. 

Die ILO ist aufgefordert, eine Untersuchung über Arbeitsunfälle sowie gesundheits- 
schädliche und unsichere Arbeitsbedingungen in der IW durchzuführen. 

Die nationalen Regierungen sind angehalten, ihre Kontrollen in Bezug auf den Ar- 
beitsschutz und die Gesundheitsrisiken in der IW noch auszuweiten. 

Auch im informellen Sektor ist besonders für die weiblichen Arbeitskräfte das Risiko 
hoch, sexueller Belästigung ausgesetzt zu sein, vor allem in der Heimarbeit. Weltweit 
sind dabei Straßenverkäuferinnen und Pendlerinnen ebenso von Gewalt und sexueller 
Belästigung bedroht wie geringfügig beschäftigte Frauen in den armen Vierteln. Die 
Regierungen sind daher aufgefordert, Gesetze gegen sexuelle Belästigung sowie gegen 
häusliche Gewalt und andere Formen von Gewalt gegen Frauen und Kinder zu erlas- 
sen und durchzusetzen. 

Da sie nur wenig institutionellen Schutz genießen und meist auf keinerlei eigene mate- 
tielle Rücklagen bzw. Reserven zurückgreifen können, sind ArbeiterInnen in der IW zu- 
dem besonders von Naturkatastrophen (Erdbeben, Hochwasser etc.), (Bürger-)Kriegen, 
Gewalt etc. betroffen. Sie brauchen daher Versicherungsmodelle, die einen adäquaten 
Schutz gewährleisten. Vertreten durch ihre Organisationen sollten sie an der Entwick- 
lung und Implementierung solcher Modelle partizipieren. Die Regierungen sind an- 
gehalten, die von den Organisationen der informellen Arbeiter (mit-)entwickelten Ver- 
sicherungsprogramme in Gesetzgebung und Politik zu unterstützen. 


(3) Bildung 


Bei den ArbeiterInnen in der informellen Wirtschaft, vor allem bei den Frauen, besteht 
eine Nachfrage nach Bildung auf unterschiedlich hohem Niveau, u.a. im Bereich des 
Managements von Gewerkschaften und Genossenschaften, in der Berufsausbildung, in 
Arbeitsschutz und -sicherheit, im Marketing etc. 

Bildungsdienstleistungen, die diese Nachfrage bedienen, können von zahlreichen Insti- 
tutionen angeboten werden: von Einrichtungen der Erwachsenenbildung, Gewerkschaf- 
ten, öffentlichen Behörden aller Ebenen, akademischen Einrichtungen, usw. Das Fol- 
gende spricht die potenziellen Beiträge der ILO und der Regierungen der Mitglieds- 
staaten an. 

Die ILO sollte die Entwicklung von Bildungsprogrammen für ArbeiterInnen in der 
IW, vor allem für Frauen, vorantreiben. Diese können innerhalb der vorhandenen 
Strukturen durchgeführt werden bzw. indem Programme von Arbeiterbildungseinrich- 
tungen unterstützt werden. Sie sollten v.a. folgende Bereiche abdecken: 

- Organisation und Management von Arbeiter-Örganisationen (v.a. Gewerkschaften 
und Genossenschaften) 

- Arbeitsschutz und -sicherheit 

- Berufsausbildung 

- Globale Ökonomie (Produktionsketten und Marketing) 

Die Prinzipien der Übereinkunft über bezahlten Bildungsurlaub, 1974, (Nr. 140) soll- 
ten auf die ArbeiterInnen im informellen Sektor ausgeweitet werden. Um die Umset- 
zung dieser Maßnahmen zu ermöglichen, sollte ein Fond mit Beiträgen von Regierun- 
gen und Arbeitgebern eingerichtet werden. 


(4) Wirtschaftliche Unterstützung 


Die ILO wird aufgefordert, die Rechte der ArbeiterInnen, vor allem der Frauen, im in- 
formellen Sektor auf angemessenes Einkommen und sichere Arbeitsbedingungen zu 
unterstützen. Die nationalen Regierungen sind angehalten, Gesetze zu erlassen und zu 
implementieren, die faire Löhne und Einkommen gewährleisten. 

Nationale und lokale Regierungen sollten Mechanismen etablieren, durch die Arbeite- 
rInnen im informellen Sektor Zugang und Kontrolle über Produktionsmittel und Res- 
sourcen wie Land, Kredite, Kapital, Marketing und technologische Unterstützung er- 


halten können. 


(5) Mitbestimmung und Vertretung 


ArbeiterInnen in informellen Beschäftigungsverhältnissen sollten durch ihre Organisa- 
tionen in allen Institutionen vertreten sein, in denen Entscheidungen getroffen werden, 
die ihre Arbeits- und Lebensbedingungen betreffen. Die Internationale Arbeitskonfe- 
renz fordert dabei nicht eine Vertretung durch Bevollmächtigte, sondern die direkte 
Vertretung durch ihre eigenen repräsentativen Organisationen. 

Auf internationaler Ebene sollten solche Arbeiterorganisationen bei der ILO durch die 
Integration in die jeweilige Gruppe der Arbeitnehmervertreten werden. Wo Arbeitgeber 
in der IW ihre eigenen Vereinigungen bilden, sollten diese ebenfalls in die Gruppe der 
Arbeitgeberintegriert werden. 
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Auf nationaler Ebene sollten tripartistische Körperschaften etabliert werden, in denen 
Arbeitnehmer.und Arbeitgeber der IW durch Arbeiterorganisationen in einer Arbeit- 
nehmergruppe und durch Wirtschaftsverbände in einer Gruppe der Arbeitgeber vertre- 
ten werden. Wo tripartistische Strukturen bereits existieren, sollten sie die IW in die 
bestehenden Organisationen und Aktivitäten integrieren. 

Die lokalen Regierungen sollten Strukturen etablieren, in denen mit den lokalen Be- 
hörden Diskussionen und Verhandlungen stattfinden können über Themen wie die 
Regulierung des Straßenhandels und die Bereitstellung von sanitären Einrichtungen für 
Straßen- und Markthändler, öffentliche Aufträge für Heimarbeiter und andere Arbeiter 
des informellen Sektors, Maßnahmen gegen die Belästigung der Straßen- und Markt- 


händler in Innenstädten usw. 


(6) Statistik 


Die ILO sollte alle Regierungen dabei unterstützen, ausführliche Statistiken über die 


IW in den jeweiligen Ländern zu erstellen. 


Kontakt: 


Commitee für Asian Women 

386/60 Soi Ratchadaphisek 42 

Ladyao, Chatujak 

Bangkok 10900, Thailand 

tel.: (+66 2) 930 56 35; fax: (+66 2) 930 56 33 
caw@maozart.inet.co.th 


HomeNet (Asia) c/o Justice and Peace 

2429 SoiSaen Suk 

Prachasongkroh Road 

Huay Kwang 

Bangkok 10400, Thailand 

tel.: (#66 2) 277 46 25; fax: (+66 2) 276 15 46 
homenet@asianet.co.th 


International Confederation of Free Trade Un- 
ions (ICFTU) 

5, boulevard du Roi Albert II 

B - 1210 Bruxelles 

tel.: (+32 2) 224 02 11 

fax: (+32 2) 201 58 15, 203 07 56 
internetpo@icftu.org www.icftu.org 


International Federation of Workers’ Educa- 
ıon Associations (IFWEA) c/o AOF 
Postboks 8703 

Youngstorget 

N - 0028 Oslo 

el.: (+47) 23 06 12 88 

fax: (+47) 23 06 12 70, 22 03 12 72 
aslak.leesland@aof.no www.ifwea.org 


International Restructuring Education Network 
(IRENE) 

Stationsstraat 39 

NL - 5038 EC Tilburg 

tel.: (+31 13) 535 15 23 

fax: (+31 13) 535 02 53 

irene@antenna.nl 


StreetNet 

P.O. Box 61139 
Bishopsgate 

Durban 4008, South Africa 
tel.: (+27 31) 307 40 38 
fax: (+27 31) 306 94 70 
stnet@iafrica.com 


Women in Informal Employment: Globalizing 
and Organizing (WIEGO) 

Carr Center for Human Rights 

Kennedy School of Government 

Harvard University 

79 John F. Kennedy Street 

USA - Cambridge MA 02138 

tel.: (+1 617) 495 76 39 

fax: (+1 617) 496 28 28 
wiego@ksg.harvard.edu www.wiego.org 


Übersetzung aus dem Englischen: Lydia Heller 


Wolfgang Schroeder 


Die Transformation einer bundesdeutschen Basis- 

Institution - oder: warum Bob Dylan Recht hatte... 

- eine Replik auf Michael Wendls konservative Vertei- 
digung des Flächentarifvertrags in PROKLA 129 


1. Primat der Politik: ja, aber... 


Der Flächentarifvertrag ist nicht nur eine der wichtigsten Basisinstitutionen 
der sozialen Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch 
ein zentraler Referenzpunkt für die gewerkschaftliche Organisationspolitik. 
Deshalb spielt die Akzeptanz und Funktionsfähigkeit dieser Institution eine 
zentrale Rolle für die strategischen Überlegungen der Gewerkschaften in 
Deutschland. Aus dieser Perspektive ist auch Michael Wendls Beitrag interes- 
sant (Jenseits des Tarifgitters, PROKLA 129, 4/2002), der sich mit Ursachen 
und Strategien befasst, die zur Erosion des Flächentarifvertrages führen. Dabei 
setzt er sich primär mit der Globalisierungs- und der Transformationsthese 
auseinander, wobei er zu dem Ergebnis kommt, dass beide Ansätze einen ge- 
wissen Automatismus nahelegen: Einerseits werde eine zwingende Reaktion 
der Tarifparteien auf einen veränderten Wettbewerbsmodus (Globalisierungs- 
these) unterstellt und andererseits auf den Wandel des Produktionsmodells 
(Transformationsthese). Dies seien jedoch lediglich Rahmenbedingungen der 
Tarifpolitik, die nicht in der Lage seien den Wandel der Tarifpolitik selbst zu 
erklären. Hinsichtlich der Umweltbedingungen flächentarifvertraglicher Politik 
sieht er die seit Mitte der 70er Jahre neoklassisch ausgerichtete Geld- und Fis- 
kalpolitik als entscheidenden Einflussfaktor. Kritisch sei vor allem, dass die 
Gewerkschaften die damit einhergehende Lohnkostentheorie partiell akzep- 
tierten (Geringe Lohnkosten schaffen Arbeitsplätze) und sich damit ihrer eı- 
genen Bewertungs- und Gestaltungsmittel mehr oder weniger kampflos entle- 
digt hätten. Statt sich korporativ (Bündnisse für Arbeit) und normativ (dritte 
Wege) einbinden zu lassen, wären die Gewerkschaften gut beraten, sich auf ih- 
re eigene Kraft und ihre Rolle als makroökonomischer Akteur (expansive 
Lohnpolitik) zu besinnen. 

Im Zentrum von Wendls Thesen steht die Behauptung, dass die innere und 
äußere Erosion des Flächentarifvertrages das Ergebnis einer „Summe tarifpoli- 
tischer Fehlentscheidungen“ sei, also primär ein „selbst verschuldetes Prob- 
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Auf nationaler Ebene sollten tripartistische Körperschaften etabliert werden, in denen 
Arbeitnehmer.und Arbeitgeber der IW durch Arbeiterorganisationen in einer Arbeit- 
nehmergruppe und durch Wirtschaftsverbände in einer Gruppe der Arbeitgeber vertre- 
ten werden. Wo tripartistische Strukturen bereits existieren, sollten sie die IW in die 
bestehenden Organisationen und Aktivitäten integrieren. 

Die lokalen Regierungen sollten Strukturen etablieren, in denen mit den lokalen Be- 
hörden Diskussionen und Verhandlungen stattfinden können über Themen wie die 
Regulierung des Straßenhandels und die Bereitstellung von sanitären Einrichtungen für 
Straßen- und Markthändler, öffentliche Aufträge für Heimarbeiter und andere Arbeiter 
des informellen Sektors, Maßnahmen gegen die Belästigung der Straßen- und Markt- 


händler in Innenstädten usw. 


(6) Statistik 


Die ILO sollte alle Regierungen dabei unterstützen, ausführliche Statistiken über die 


IW in den jeweiligen Ländern zu erstellen. 
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Übersetzung aus dem Englischen: Lydia Heller 


Wolfgang Schroeder 


Die Transformation einer bundesdeutschen Basis- 

Institution - oder: warum Bob Dylan Recht hatte... 

- eine Replik auf Michael Wendls konservative Vertei- 
digung des Flächentarifvertrags in PROKLA 129 


1. Primat der Politik: ja, aber... 


Der Flächentarifvertrag ist nicht nur eine der wichtigsten Basisinstitutionen 
der sozialen Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch 
ein zentraler Referenzpunkt für die gewerkschaftliche Organisationspolitik. 
Deshalb spielt die Akzeptanz und Funktionsfähigkeit dieser Institution eine 
zentrale Rolle für die strategischen Überlegungen der Gewerkschaften in 
Deutschland. Aus dieser Perspektive ist auch Michael Wendls Beitrag interes- 
sant (Jenseits des Tarifgitters, PROKLA 129, 4/2002), der sich mit Ursachen 
und Strategien befasst, die zur Erosion des Flächentarifvertrages führen. Dabei 
setzt er sich primär mit der Globalisierungs- und der Transformationsthese 
auseinander, wobei er zu dem Ergebnis kommt, dass beide Ansätze einen ge- 
wissen Automatismus nahelegen: Einerseits werde eine zwingende Reaktion 
der Tarifparteien auf einen veränderten Wettbewerbsmodus (Globalisierungs- 
these) unterstellt und andererseits auf den Wandel des Produktionsmodells 
(Transformationsthese). Dies seien jedoch lediglich Rahmenbedingungen der 
Tarifpolitik, die nicht in der Lage seien den Wandel der Tarifpolitik selbst zu 
erklären. Hinsichtlich der Umweltbedingungen flächentarifvertraglicher Politik 
sieht er die seit Mitte der 70er Jahre neoklassisch ausgerichtete Geld- und Fis- 
kalpolitik als entscheidenden Einflussfaktor. Kritisch sei vor allem, dass die 
Gewerkschaften die damit einhergehende Lohnkostentheorie partiell akzep- 
tierten (Geringe Lohnkosten schaffen Arbeitsplätze) und sich damit ihrer eı- 
genen Bewertungs- und Gestaltungsmittel mehr oder weniger kampflos entle- 
digt hätten. Statt sich korporativ (Bündnisse für Arbeit) und normativ (dritte 
Wege) einbinden zu lassen, wären die Gewerkschaften gut beraten, sich auf ih- 
re eigene Kraft und ihre Rolle als makroökonomischer Akteur (expansive 
Lohnpolitik) zu besinnen. 

Im Zentrum von Wendls Thesen steht die Behauptung, dass die innere und 
äußere Erosion des Flächentarifvertrages das Ergebnis einer „Summe tarifpoli- 
tischer Fehlentscheidungen“ sei, also primär ein „selbst verschuldetes Prob- 
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lem“. Statt die veränderten Bedingungen, als Resonanzfläche für ein scheinbar 
alternativloses Verhalten zu deuten, gehe es deshalb darum, den „Primat der 
Politik“ zu akzentuieren und die Alternativen deutlich zu markieren. Dieser 
durchaus sympathische Ansatz führt den Autor zu einer Reihe von scharfen 
Vorwürfen gegen die gewerkschaftliche Konzeptionslosigkeit im Allgemeinen 
und gegen die „wettbewerbsorientierte Tarifpolitik“* der IG Metall im Beson- 
deren. Ich teile die Grundthese von Wendl, dass es keinen Reaktionsautoma- 
tismus gibt, der angesichts veränderter Rahmenbedingungen zu einem be- 
stimmten Verhalten zwingt. Trotzdem komme ich zu einer gänzlich anderen 
Bewertung hinsichtlich des ökonomischen, politischen und sozialen Wandels 
sowie des bisherigen Prozesses tarıfpolitischer Reformarbeit: Die bundesdeut- 
sche Tarifpolitik befindet sich in einem von den tarıfpolitischen Akteuren ak- 
tiv vorangetriebenen Prozess hin zu einem Mehrebenensystem, in dessen 
Zentrum trotz mancher Momente „suboptimaler Politik“ nach wie vor der 
Flächentarifvertrag steht. Der hier vorgetragene zentrale Einwand gegenüber 
Wendl ist, dass er den Wandel der Akteure und der Produktionsbedingungen 
nicht oder nur verkürzt zur Kenntnis nimmt. Zudem ignoriert er die positiven 
Folgen einer sozialen und politischen Einbettung der tarifpolitischen Akteure 
und propagiert eine entsprechend naive Aktionspolitik. 


2. Transformation der Tarifpolitik: Hin zu einem Mehrebenensystem 


Die tarifpolitische Institutionenordnung der Bundesrepublik geht in ihren 
Fundamenten auf Entscheidungen des Kaiserreiches zurück (Knips 1996). 
Gleichwohl fanden seither mannigfaltige Veränderungen statt, die es auch 
künftig eher mehr als weniger geben wird. Als wesentliches Moment der Kon- 
tinuität lässt sich deren überbetriebliche Ausrichtung identifizieren. Dieses 
Kernmoment des deutschen Modells der Lohnfindung setzt vergleichsweise 
organisationsmächtige Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften voraus. 
Denn sie sind es, die jenseits von Betrieb und Staat in der Lage sind, norm- 
setzend zu wirken, um flexibel verkoppelt mit den betrieblichen Akteuren ei- 
ne quasi Selbstregulation von Verteilungspolitik und Arbeitsbedingungen zu 
betreiben. Trotz eines permanenten Wandels auf der Ebene der Rahmenbe- 
dingungen, Akteure und Instrumente sind die Grundlagen der flächentarifver- 
traglichen Institutionenordnung bisher nicht in Frage gestellt worden. Dies ist 
nicht das Ergebnis eines Automatismus, sondern das Resultat einer flexiblen 
und klugen Politik konkreter Akteure. 

Seit einigen Jahren mehren sich jedoch empirisch fundierte Zweifel an der 
Stabilitätsthese: Erstens lässt sich seit 1982 ein Rückgang der bereinigten 
Lohnquote feststellen, was darauf verweist, das die Tarifpolitik als Verteilungs- 
instrument einer zurückgehenden Bedeutung ausgesetzt ist. Die bereinigte 
Lohnquote erreichte 1982 mit 72,5% ihren Höhepunkt für die Bundesrepu- 
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blik. Ende der 9er Jahre lag sie mit 65% sogar unter dem OECD-Durch- 
schnitt von 66,7% (Eichhorst et al. 2001: 136). Zweitens nimmt die Zahl der- 
jenigen ab, deren Arbeitsbedingungen durch die Mindestnormen der Tarifver- 
träge geprägt sind. Der zurückgehende Geltungsgrad der Tarifverträge zeigt 
sich nicht nur an den Mitgliederverlusten der Arbeitgeberverbände, sondern 
auch an der Tarifflucht sowie am Entstehen von neuen service- und dienstleis- 
tungsorientierten Wirtschaftsbereichen, die von der flächentarifvertraglichen 
Ordnung gar nicht mehr erfasst werden. Die dritte herausfordernde Dimensi- 
on besteht in der Ausdifferenzierung von betrieblichen Strukturen sowie von 
Lebens- und Interessenlagen bei den Beschäftigten. Davon ausgehend gibt es 
einerseits eine größere Skepsis gegenüber Verbänden und andererseits differie- 
rende Individualpräferenzen, die von den traditionellen Flächentarifverträgen 
nur unzureichend abgedeckt wurden und werden. 


2.1 Rahmenbedingungen: Keine beliebigen Reaktionsmöglichkeiten 


Im Folgenden werden wichtige Veränderungen der Rahmenbedingungen be- 
handelt, die den Resonanzboden für den Wandel der deutschen Tarifpolitik 
bilden. Sie sind, so meine Hypothese, mehr als ein neuer Rahmen innerhalb 
dessen sich die Akteure austoben können. Sie verkörpern selbst strukturelle 
Vorentscheidungen für die Entscheidungsmöglichkeiten der Akteure. Diese 
These, dass die veränderten Bedingungen mehr als neutrale Kontexte sind, 
meint auch, dass sich die neuen Verhältnisse nicht nur aus den aktuellen Inte- 
tessenlagen der Akteure ergeben, sondern auch in der Auseinandersetzung mit 
historisch gewachsenen Institutionen und Verhaltensweisen. Dies zusammen- 
genommen, also die überlieferten Strukturen, die neuen einschränkenden 
Umweltveränderungen, die zurückgehenden Ressourcen der Tarifparteien und 
die spezifischen aktuellen Interessen der einzelnen Akteure führt uns zu der 
Hypothese, dass der Handlungsspielraum für eine aktive Tarifpolitik, die sich 
primär auf die Verteilungspolitik konzentriert, geschrumpft ist. Und dieser 
veränderte Kontext stellt an die Akteure besondere Anforderungen, die sich 
nicht in der Begrifflichkeit der Anpassung erschöpfen, vielmehr geht es um 
eine Politik der Alternativen, die in der Realität von den Tarifparteien längst 
angegangen wird. 

Zuweilen hat man den Eindruck, als gehe Wendl davon aus, dass die von ihm 
zu recht hinterfragten Diskurse über den Wandel der Tarifpolitik lediglich die 
Funktion hätten, die Gewerkschaften zu irritieren, um sie zu einer „wettbe- 
werbsorientierten Tarifpolitik“ zu bringen. Diese Diskurse seien also primär 
ideologische Konstrukte, hinter denen keine wirklich Substanz stehe, auf die 
die Gewerkschaften in ihrem wohlverstandenen Eigeninteresse somit auch 
nıcht reagieren sollten. Das ist allerdings heftig zu bezweifeln. Neben dem Wan- 
del des Arbeitsmarktes und der Neuausrichtung des betrieblichen Strategie- und 
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Profitmanagements, das unter dem Label „Shareholder value“ debattiert wird, 
erscheinen mir folgende Diskurse durchaus anschlussfähige Hinweise geben zu 
können, um dem Wandel der Tarifpolitik auf die Spur zu kommen. 


Neujustierung von Arbeit und Produktion 


„Jede Gesellschaft hat ihr eigenes Verständnis von Arbeit und auch innerhalb 
jeder Gesellschaft stehen sich unterschiedliche Formen des Denkens über Arbeit 
gegenüber“ (Ehmer 2001). Wenn es um den Wandel von Arbeit geht, ist meist 
von der Industrie oder schlicht von der New Economy die Rede; seltener von 
den Veränderungen in den Verwaltungen, noch seltener von den Struk- 
turreformen im öffentlichen Dienst. Doch wir müssen den Blick auf den Wandel 
der Produktionsformen breit anlegen. Dabei ist auch zu sehen, dass es keinen ir- 
reversiblen, linearen Wandlungsprozess gibt. So sprechen hinsichtlich der Ent- 
wicklung der Industriearbeit derzeit manche Beobachter weniger vom unauf- 
haltsamen Aufstieg autonomer Wissens- und Gruppenarbeit, sondern von der 
Wiederkehr (neo-)taylorisierter Produktionsstrukturen (Springer 2001), die aber in 
ihrer Heterogenität gleichwohl nicht mehr dem überkommenen fordistischen 
Modell entsprechen. Herausgefordert sind die Gewerkschaften somit durch 
ein zuweilen unüberschaubares Nebeneinander „alter“ und „neuer“, standardi- 
sierter und frei ausgehandelter Formen von Arbeit, deren Bewertung teilweise 
auf das Arbeitsergebnis und nicht auf die verausgabte Zeit rekurrieren. 

Mit diesem Wandel geht die Erosion des sogenannten tayloristischen Leis- 
tungskompromisses einher, dessen Basis standardisierende Vorgabennormen 
im Sinne von Normalleistungen waren. Der sichtbarste Ausdruck dieses Wan- 
dels besteht darin, dass statt standardisierter, quası wissenschaftlicher Vorga- 
ben, die Leistung und Lohn in eine scheinbar transparente Relation bringen, 
der Lohn wieder stärker zu einem Verhandlungsergebnis von Arbeitsmarktein- 
flüssen und subjektiven Leistungsbeurteilungen wird. Dazu gehört ebenso, 
dass die Beschäftigten „von Verkäufern der Ware Arbeit zu Verkäufern des 
Produktes“ werden und sich somit ein schleichender Formwandel des Leis- 
tungsbegriffs im Sinne eines „macht- und wertschöpfungsorientierten Leis- 
tungsbegriffes“ verfestigt. 

Verwiesen sei auch auf Debatten über hoch individualisierte Patchwork-Identr- 
täten und kontingente Lebensstile, über Konzepte der vernetzten Selbststeue- 
rung oder die Diskussion über den Typus des „Arbeitskraftunternehmers“ 
(Pongratz/Voss 2001). Es geht dabei um Strategien der betrieblichen Vernet- 
zung von Arbeitsfähigkeiten, wobei eine systematisch erweiterte Selbstkontrol- 
le der Arbeitenden diagnostiziert wird, die von einzelnen Beobachtern als 
Wandel vom verberuflichten Arbeitnehmer zum „Arbeitskraftunternehmer“ 
charakterisiert werden. Die zentralen Merkmale des Arbeitskraftunternehmers, 
der unter marktähnlichen Auftragsbeziehungen teilweise selbst organisiert ar- 
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beitet, seien: Individualisierte Qualifikationen, systematische Selbst-Kontrolle 
der Arbeit sowie die Gefahr der Selbstausbeutung bei prekären sozialen 
Schutzbedingungen. Hinsichtlich der innerbetrieblichen Herrschaftsverhältnis- 
se kommen Pongratz/Voss zur These: „Der Widerspruch zwischen Kapital 
und Arbett in kapitalistischen Unternehmen verschwindet nicht mit dem Ty- 
pus des Arbeitskraftunternehmers, sondern er wandelt sich in einen strukturel- 
len Widerspruch zwischen Unternehmern unterschiedlicher Art.“ Auch wenn 
dieser Typus noch keineswegs die Arbeitswelt bestimmt, so sind die ıhn aus- 
zeichnenden Merkmale bereits jetzt breit gestreut und üben eine beträchtliche 
normative Sogwirkung aus. An die Stelle des taylorıstischen Massenarbeiters 
tritt kein für die Gewerkschaften und den Flächentarifvertrag vergleichbar ein- 
deutiger Arbeitstypus, sondern deren viele. Da die Richtung des Wandels teil- 
weise nicht immer eindeutig ist, besteht die Herausforderung für die Gewerk- 
schaften darin, ein Management der Vielfalt zu betreiben (Hoffmann 2002), 
was konkret bedeuten könnte, dass es in den Tarifverträgen wertgleiche Wahl- 
optionen für die Individuen gibt. Beispielhaft sind dafür die Tarifverträge in 
der schwedischen Papier- und Stahlindustrie sowie in der niederländischen 
Metallindustrie. Wird hingegen diese ausdifferenzierte Struktur in der Arbeits- 
welt nach altem Muster ım „Tarifgitter“ gleichbehandelt, gilt der Satz, dass 
dann, wenn man Ungleiches gleich behandelt, mehr Ungleichheit und nicht 
mehr Gleichheit das Resultat ist! 


Internationalisierung 


Die Gewerkschaften sind durch die Prozesse der Triadisierung und der Euro- 
päisierung mit einer Entgrenzung ökonomischer und politischer Wirkungen 
konfrontiert. Sowohl die Marktliberalisierung als auch die Ausweitung unter- 
nehmerischer Kooperations- und Entscheidungsstrategien führen zu einer Re- 
lativierung nationaler Regulierungsinstrumente. Beispielsweise verliert das Ar- 
gument, dass die Arbeitgeber den Flächentarifvertrag deshalb befürworten, 
weil sich durch dieses Instrument der zwischenbetriebliche Wettbewerb für sie 
relativieren lasse, im Kontext einer entgrenzten Volkswirtschaft enorm an Be- 
deutung (Hoffmann 2002). 

Selbst wenn die „starke“ Globalisierungsthese zu Recht angezweifelt werden 
kann (vgl. ebd.), so gilt doch, dass durch die Europäisierung und Internatio- 
nalisierung sich die Optionsmöglichkeiten für die Kapitalseite enorm erhöht 
haben: Auch wenn bei weitem nicht alle Unternehmen von den gewachsenen 
exit-Optionen Gebrauch machen können und nicht alle, die es können, dies 
tun (übrıgens meist aus wohlverstandenem Eigeninterersse), so können sie 
doch mehr oder weniger deutlich damit drohen und die Akteure unter Druck 
setzen (Hübner 1998)! Wenn Wendl dagegen behauptet, dass die Wertschöp- 
fungsprozesse immer noch im Inland stattfinden und zudem die Arbeitsbe- 
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ziehungen ja rechtlich (!) fixiert seien (S.540), dann zeigt er damit vor allem, 
dass er von den „makroökonomischen Zusammenhängen“, die er so gerne 
bemüht, nicht viel begriffen hat. 

Gleiches gilt übrigens auch für seine Kritik am Zusammenhang von Produkti- 
onstyp und Flächentarifvertrag: Freilich, der Flächentarif hat auch schon in 
vor-fordistischer Zeit existiert. Dies bedeutet jedoch nicht, dass er sich nicht 
als eine überaus kompatible Form der Regulation im Fordismus erwiesen hat 
und heißt auch nicht, dass er nicht in der heterogenen und internationalisier- 
ten Struktur sogenannter post-fordistischer Produktion und in den Strukturen 
des Dienstleistungssektors unter Druck geraten kann - was der Fall ist. 


Europäischer Binnenmarkt 


Mit dem Europäischen Binnenmarkt und der Europäischen Zentralbank ıst 
eine neue Institutionenordnung entstanden, die eine geldpolitische Stabili- 
tätskultur verfolgt, die bereits jetzt für die Tarıfpolitik der Gewerkschaften ın 
Furopa unmittelbar handlungsrelevant geworden ist. Für die deutschen Ge- 
werkschaften, die als lohnpolitischer „Benchmark“ für die meisten anderen 
Länder wirken, sind damit - trotz bereits vorhandener Erfahrungen in der 
Stabilitätspolitik - die Verhältnisse schwieriger geworden. Durch bestimmte 
Formen eigener Tarifkoordinierung versuchen die Gewerkschaften auf einen 
einseitigen Lohn- sowie Steuersenkungswettbewerb zu reagieren. Damit ent- 
stehen nicht nur neue regulatorische, sondern auch konkrete Ressourcenan- 
forderungen auf der EU-Ebene, die zwar kein Ersatz für die nationale Ebene 
sind, aber mittelfristig ergänzende Funktionen erfüllen. Diese neue Regulie- 
rungsebene wird zugleich wiederum Rückwirkungen auf die nationalen Ge- 
werkschaften haben. 

Im Rahmen des Maastricht-Vertrages, vor allem durch den Stabilitätspakt, ist 
der Nationalstaat in seinen makroökonomischen Steuerungsmöglichkeiten ein- 
geschränkt worden, so dass eine antizyklische Wirtschaftspolitik derzeit nur in 
begrenztem Maße möglich ist. Dies impliziert, dass die fiskalische Steuerungs- 
fähigkeit des Staates reduziert ist, während der Lohnpolitik ein bedeutenderes 
Gewicht als Wettbewerbskorrektiv zugemessen wird. In der Euro-Zone zeigt sich 
dies in der Vereinbarung von Sozialpakten, mit denen die Lohnpolitik be- 
wusst als Wettbewerbsinstrument genutzt wird (Schroeder 2003). 


Individualisterung 


Worin bestehen die wesentlichen Herausforderungen der Individualisierung 
und des sozialen Wandels? Langfristig liegt vermutlich die wichtigste Konse- 
quenz darin, dass sich die Individuen von gesellschaftlichen Großorganisatio- 
nen emanzipiert haben. Dies heißt zunächst einmal, das traditionelle mithin 
gewohnheitsbedingte Bindungen stark an Relevanz verlieren und unmittelbar 


Die Transformation einer bundesdeutschen Basisinstitution 153 


nutzenorientierte Momente an Bedeutung gewinnen. Dass dies nicht gänzlich 
folgenlos ist für die Politikfähigkeit der Gewerkschaften braucht an dieser Stel- 
le nicht weiter vertieft zu werden. Das heißt aber auch, dass die Pluralisierung 
der Lebenswelten und die Tertiarisierung der Arbeitswelt zu einer enormen 
Ausdifferenzierung der Arbeits- und Lebenslagen führen, der ein Flächentarif- 
vertrag ohne Wahlmöglichkeiten nur noch bedingt gerecht werden kann. Öff- 
nungen werden daher nicht nur von der Produktionsseite, sondern auch auf- 
grund unterschiedlicher Lagen bei den Beschäftigten wichtiger und sind ver- 
mutlich eine der Bedingung für den erfolgreichen Übergang in die Dienstleis- 
tungsgesellschaft und vielleicht sogar für die Ausschöpfung von Beschäfti- 
gungspotentialen in diesem Sektor (vgl. Baethge 2000). 


Alterung eines Systems und Generationenwandel bei den Arbeitgebern 


Der Generationenwechsel auf Arbeitgeberseite trägt dazu bei, dass der Typus 
eines längerfristig orientierten Unternehmertums, das im Flächentarifvertrag ein 
Moment der Stabilisierung und Verlässlichkeit der Arbeitsbeziehungen sieht, 
„tot“ zu sein scheint (Schroeder/Ruppert 1996). Stattdessen dominiert ein Un- 
ternehmertypus, der offensichtlich immer mehr von dem „koordinierten Kapi- 
talismustyp“ (vgl. Hall/Soskıce 2000) des „Rheinischen Kapitalismus“ zuguns- 
ten des „shareholder-value-Kapitalismus“ abrückt und der sich durch eine eher 
kurzfristige ökonomische Betrachtung wirtschaftlicher Fakten charakterisieren 
lässt. Zu beobachten ist, dass der Wechsel der Generationen einhergeht mit 
einem deutlichen Hinterfragen von Mitgliedschaften in Verbänden. Große 
Verbände werden nicht mehr als wesentlicher Bestandteil unbefragter politi- 
scher Kultur betrachtet, sondern unter permanenten Kosten-Nutzen-Kalkülen. 
Damit droht eine wesentliche ‘kognitive’ Stütze auf Arbeitgeberseite hinsicht- 
lich des Flächentarifvertrages wegzubrechen. Die normativen Dimensionen 
verbandlichen Handelns, müssen also mitbedacht werden, um eine angemes- 
sene politisch-soziologische Krisenanalyse zu entwickeln. 


2.2 Politische Steuerung im Mehrebenen-Netzwerk: 
Kontrollierte Dezentralisierung, mehr Variabilitäten, 
neue Handlungsfelder und Wahlmöglichkeiten 


Während der Flächentarifvertrag ın der alten Bundesrepublik die für alle ver- 
bandsgebundenen Betriebe einer Branche gleichermaßen gültige materielle Ba- 
sis legte, entwickelte sich seit den 80er Jahren sukzessive eine neue Mischung 
aus verpflichtenden Mindestnormen und betrieblichen Gestaltungsmöglich- 
keiten. Getrieben wurde diese tarıfpolitische Entwicklungsdynamik u.a. von 
einem funktional erhöhten Flexibilitätsbedarf auf der betrieblichen Ebene (vor 
allem bei der Gestaltung der Arbeitszeit), worauf die Tarifparteien mit unter- 
schiedlich strukturierten Gestaltungsoptionen reagierten, um den tarifgebun- 
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denen Unternehmen und den dort Beschäftigten begrenzte Verhandlungsmög- 
lichkeiten einzuräumen (Schnabel 1997: 195). Mit Sanierungsklauseln, die 
1993 erstmals in der ostdeutschen Metallindustrie eingeführt wurden (Schroe- 
der 2000) und 2002 in der gesamten deutschen Metallindustrie, besteht die 
Möglichkeit, in ökonomisch begründeten Notsituationen von tarifvertragli- 
chen Mindestnormen nach unten abzuweichen. In der Chemie- oder Textil- 
industrie, aber auch im Bankenbereich, implementierten die Tarifparteien Ver- 
träge, die in einem definierten Korridor eine konjunkturelle Anpassung der 
betrieblichen Arbeitsbedingungen zulassen. Dazu gehört im weiteren Sinne 
auch die Entwicklung von neuen Spartentarifverträgen im öffentlichen Dienst, 
womit man auf die Deregulierungspolitik der europäischen Kommission rea- 
gierte. Mit dieser Politik der „kontrollierten Dezentralisierung“, die typisch ist 
für Kontinentaleuropa seit Beginn der 90er Jahre (Traxler u.a. 2001), haben 
die Gewerkschaften versucht, eine wilde Dezentralisierung und Lohnunterbie- 
tung zu unterbinden, um mit egalitären Instrumenten gegenzusteuern (Schroe- 
der/Weinert 1999). 

Mit der Politik der konditionierten Differenzierung/Dezentralisierung kom- 
men zugleich neue Instrumente und Aufgaben: Arbeitszeitkonten, Tarifverträ- 
ge zur Beschäftigungssicherung, Altersteilzeittarifverträge, Einführung einer 
allgemeinen betrieblichen Alterssicherung, Qualifikationssicherung, Leistungs- 
politik und Gesundheit, Verbindung zwischen Beruf und Familie. Vor allem 
Aufgaben im Bereich der Beschäftigungssicherheit zählen nach allen Umfra- 
gen zu den Themen, die die Beschäftigten von den Gewerkschaften am stärks- 
ten einfordern (IG Metall-Zukunftsreport 2001:16). Mit der Rentenreform 
2001 wurde den Tarifparteien eine neue Funktion in den sozialen Sicherungs- 
systemen zugewiesen (Döring 2002: 121). Damit verbindet sich auch die 
Hoffnung, dass dies ein Mittel sein könnte, um den Beschäftigten eine soziale 
Kompensationsstrategie (für Rentenausfälle) zu eröffnen. Auf der Basıs des 
neuen Gesetzes schlossen die Tarifparteien im Herbst 2001 in fast allen Bran- 
chen Tarifverträge ab, die die Möglichkeit vorsehen, einen Teil des Lohnes für 
die private Altersvorsorge umzuwandeln. In der Metallbranche wurde dafür 
eine von beiden Tarifparteien gemeinsam getragene Institution errichtet („Ver- 
sorgungswerk Metallrente“). Die Reichweite dieser Neujustierung der Alterssı- 
cherung ist jedoch noch offen. 

Das gemeinsame Versorgungswerk von Arbeitgebern und Gewerkschaften ist 
ein Beispiel für den gegenläufigen Trend zur Destabilisierung der Arbeitsbe- 
ziehungen. Trotz aller Offenheit der Entwicklung und berechtigter Skepsis 
lässt sich festhalten, dass mit der Errichtung einer klassen-übergreifenden In- 
stitution eine Handlungsarena der Tarifpolitik institutionalisiert worden ist, 
die für die Tarifparteien einen neuen Gestaltungsspielraum eröffnet, mit dem 
sie neue Legitimität gewinnen können, wenn sie in der Lage sind, dieses Feld 
kompetent zu regulieren. Mit einer Kombination aus korporatistischem Ar- 
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rangement (der Staat erschließt eine Handlungsarena, die Tarıfparteien kom- 
binieren ihre gleich gerichteten politischen Interessen in einer gemeinsamen 
Institution) und der Indienstnahme privater Akteure der „Deutschland AG“ 
(Versicherungsdienstleister) kann ein neuer Handlungskorridor aufgebaut wer- 
den, der sich stabilitätsfördernd auf die Arbeitsbeziehungen auswirkt. In die- 
sem Sinne ist das „Versorgungswerk Metallrente“ der Versuch, die Vorteile 
marktorientierter Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, um die potenziell 
negativen Fffekte von Marktprozessen politisch zu neutralisieren. Das könnte 
womöglich sogar gelingen, man sollte sich nur darüber im Klaren sein, dass 
Marktprozesse nicht wie in korporatistischen Arrangements politisch beein- 
flussbar sind. Insofern begeben sich die Tarifparteien mit diesem Schritt nicht 
nur auf neues Terrain, sondern auch auf ein blankes (Markt-)Parkett, das den 
Verbänden bislang fremd ist. 

Das verstärkte Engagement der Tarifparteien auf den Gebieten der Beschäfti- 
gungs-, Qualifikations- und Alterssicherung, sowie die damit einhergehende 
Dezentralisierung lässt sich nicht einfach als Vermarktlichung der Tarifpolitik 
denunzieren. Es handelt sich vielmehr um eine auch politische gesteuerte 
Strategie der kontrollierten Dezentralisierung, die den einzelnen Betrieben 
durchaus Vorgaben macht, und damit eine „wilde Vermarktlichung“ zuguns- 
ten ausgehandelter Ergebnisse zu verhindern. Damit lassen die tarifpolitischen 
Akteure und Instrumente allerdings auch größere Variabilitäten zu als bei ei- 
ner eindimensionalen Flächentarifvertragspolitik. 

Zugleich haben die Gewerkschaften unter dem Eindruck von ökonomisch- 
technologischem und sozialen Wandel auch Konsequenzen auf der Ebene des 
Leitbildes gezogen. Das neue Leitbild für eine Tarifpolitik, die nicht mehr nur 
von industriellen, großbetrieblichen Massenstandards ausgehen kann, ist das 
der nachhaltigen Regulierung von Vielfalt und Differenz. Zu berücksichtigen 
ist allerdings, dass durch die Maßnahmen der kontrollierten Dezentralisierung 
bislang keine generelle Stabilisierung der Arbeitsbeziehungen erreicht werden 
konnte. Offensichtlich ıst jedoch, dass ohne diese Veränderungen die Krise 
der Arbeitgeberverbände größer und die Erosion der Tarifpolitik dramatischer 
verlaufen wären, weil es dann nämlich schon längst keine überbetrieblichen 
Arbeitsbeziehungen mehr gäbe, durch die die Mehrheit der Beschäftigten an 
den Flächentarifvertrag gebunden wären. 

Die Stabilität des Gegners hängt nicht nur von den Rahmenbedingungen, den 
Gelegenheitsstrukturen und der Stärke der Gewerkschaften ab, sondern auch 
von der konkreten Verbandspolitik der Arbeitgeber. Da wir über den Primat 
der Politik reflektieren, geht es nicht zu letzt immer um die Strategien der 
Einzelnen und der Kollektive: Für die Debatte über die Konsequenzen des 
Wandels der Rahmenbedingungen für den Flächentarifvertrag sind die Strate- 
gien der Arbeitgeberverbände bedeutend. Sie verfolgen gegenwärtig eine br+ 
sante Doppelstrategie: Einerseits versuchen sie den Flächentarifvertrag grund- 
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legend zu verändern, um eine Dezentralisierung, Differenzierung und Flexibi- 
lisierung der tariflichen Regelungsmuster zu erreichen, die auf wenige substan- 
tielle Normen zielt. Andererseits setzen sie auf eine serviceorientierte Flexibili- 
sierung der Verbandsmitgliedschaft. Mit der Errichtung von sogenannten 
Mitgliedschaften ohne Tarifbindung (OT) versuchen sie sich eine zahlungs- 
kräftige Mitgliederzahl zu erhalten, um die eigene organisatorische Existenz 
auch jenseits des Tarifvertrages abzusichern. Beides wird durch Drohungen der 
Selbstauflösung oder der Verbandsflucht flankiert. Ohne die Strategien und Res- 
sourcen der Arbeitgeberseite mit einzubeziehen, verkommt die Analyse der 
Arbeitsbeziehungen zu einer banalen „Wünsch Dir was Geschichte“. 


3. Wie weiter im differenzierten Mehrebenensystem? 


Der Schlüssel zum Verständnis gewerkschaftlicher Stärke in Deutschland war 
und ist ihre betriebliche Verankerung bei gleichzeitiger Fähigkeit, makroöko- 
nomischen und gesellschaftspolitischen Einfluss ausüben zu können. Zurzeit 
haben die Gewerkschaften jedoch nicht nur tiefgreifende Rekrutierungsprob- 
leme, sondern auch eine Thematisierungs- und Gestaltungskrise. Wer also von 
der Mitgliederkrise spricht, darf die Thematisierungs-, Mobilisierungs- und 
Gestaltungsprobleme nicht verschweigen. 

Die Gewerkschaften sind umfassenden Umweltveränderungen ausgesetzt, die 
von der betrieblichen bis zur europäischen Ebene reichen. Um unter diesen 
neuen Bedingungen bestehen zu können, ist ein Mix zwischen institutionell- 
organisatorischen und konkreten Veränderungen im Bereich der Tarifpolitik 
notwendig. Die Etablierung eines Mehrebenensystems mit dezentraler, natio- 
naler und europäischer Regulierungsebene und deren Koordinierung neben 
der herkömmlichen Branchen-Ebene löst perspektivisch das monodimensiona- 
le Branchenniveau ab. Strukturauflösende Effekte können durch die Verkopp- 
lung der Ebenen und Akteure verhindert werden, um zu erreichen, dass die 
zentrale Referenzgröße dezentraler und europäischer Vereinbarungen nach wie 
vor der Flächentarifvertrag bleibt. Betriebsräte, Parteien und soziale Bewegun- 
gen sind aus dieser Perspektive existenzielle Kooperationspartner der Gewerk- 
schaften. Wenn die Gewerkschaften versuchen, ihre Verbindung zu den betrieb- 
lichen Akteuren zu stabilisieren, und sich für die Dynamik des tertiarisierten 
Arbeitsmarktes zu öffnen, so tun sie dies in dem Bewusstsein, dass sie gegen- 
über der betrieblichen Ebene weniger substanziell vorgeben, regeln und koor- 
dinieren können als in der Vergangenheit, sondern mehr prozedural, kommu- 
nikativ und beratend sowie dienstleistend tätig werden müssen. 

Während die Verteilungspolitik in eine Krise gekommen ist, hat sich nicht nur 
in Deutschland, sondern auch in anderen Ländern in den letzten Jahren die 
Tendenz gezeigt, dass sozialstaatliche Themen, wie die tarıfvertragliche Rege- 
lung von Beschäftigungssicherung, Rentenanteilen und Qualifikation eine 


Aufwertung erfahren haben. Es wäre also falsch, Tarifpolitik nur unter dem 
Aspekt von schrumpfenden Einflussmöglichkeiten zu thematisieren, gleichzei- 
tig müssen auch die neu erschlossenen Handlungsspielräume systematisch be- 
rücksichtigt werden. Beides leistet Wendl nicht. 

Neue Aufgaben und effektivere Serviceleistungen bedeuten jedoch keineswegs, 
dass Gewerkschaften im Prozess der sich verändernden und sich ausdifferen- 
zierenden Arbeitsbeziehungen auf ihren Status als politischer und normativer 
Akteur verzichten können - im Gegenteil. Es kann ihnen auch zukünftig 
nicht gleichgültig sein, welche Parteien die Regierung stellen und welche kon- 
zeptionellen und politischen Prioritäten diese setzen. Denn ohne staatliche 
Hilfe wird es den Gewerkschaften kaum möglich sein, die Kräfte des Marktes 
und die voranschreitende Europäisierung zu gestalten. Die Nähe zur Sozial- 
demokratie ist kein Selbstläufer; sie kann aber durch den Ausbau gemeinsa- 
mer Netzwerke revitalisiert oder neu geschaffen werden. Bündnisse mit sozia- 
len Bewegungen, Parteien, dem Staat und den Arbeitgeberverbänden können 
zusätzliche Perspektive für die Gewerkschaften bieten - wohl wissend, das je- 
des dieser Bündnisse einer eigenen Logik folgt. Sie alle können aber nicht die 
Arbeit an der eigenen „Stärke“ ersetzen. Und es besteht kein Zweifel darüber, 
dass es bei all diesen Fragen nicht nur um die Zukunft der Gewerkschaften 
geht, sondern immer auch um die Zukunft des Modells Deutschland (oder 
des „Rheinischen Kapitalismus“) unter den Bedingungen der Europäisierung 
und Internationalisierung. 

Auf den hier skizzierten Wandel der Produktionsverhältnisse, der Entgrenzung 
nationalstaatlich ausgerichteter Tarifpolitik, geht Wendl nicht ein. Dafür be- 
leiht er einen traditionellen Topos der Gewerkschaftskritik, der in dem Versa- 
gen der Gewerkschaftsführungen das ganze Unheil sieht, durch Concession- 
Bargainıng würde ohne Not gewerkschaftliches Gestaltungspotenzial aufgege- 
ben. Diese Kritik ist so alt wie die Gewerkschaftsbewegung selbst und in die- 
ser Hinsicht ist Wendl ein ebenso konservativer Geweikschaftskritiker wie tra- 
ditionalistischer Gewerkschaftspolitiker. . Wer eine aktive, nachfragestim- 
mulierende Lohnpolitik will, die weiterhin auf den Flächentarifvertrag aufbaut, 
der muss ihn differenzieren, denn vermutlich lassen sich nur so die Bedingun- 
gen dafür schaffen, um die vorhandenen Verteilungsrelationen zugunsten der 
Beschäftigten aufzubrechen. 

Bei Wendl wird weder die Dynamik der kapitalistischen Ökonomie noch die 
Dynamik der Arbeitgeberverbände angemessen berücksichtigt. Zuweilen hat 
man sogar den Eindruck, dass er von der Voistellung ausgeht, dass die Ge- 
werkschaften mit sich selbst Verträge abschließen. Was zwar eine interessante 
heuristische Perspektive sein kann; gleichwohl wenig mit der Realität ökono- 
mischer Selbstregulation durch verbandliche Akteure zu tun hat. Das „Primat 
der Politik“ ist eine gute Gesprächsgrundlage für die weitere strategische De- 
batte. Es ist jedoch mehr als eine einfache Kraftanstrengung, die mit viel Be- 
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wusstsein und gutem Willen gemeistert werden kann. In dieser Hinsicht ist 
Wendls These voluntaristisch. Vielmehr ist das „Primat der Politik“ eine äu- 
Berst voraussetzungsvolle operative Herausforderung für die Akteure, bei der 
es um eine Strategie mittlerer Reichweite geht. Wendl lässt seine Leser ım Un- 
klaren darüber, was er unter dem Primat der Politik versteht. Meint er damit 
nur die Verteidigung des status quo oder geht er weiter? Selbst wenn man 
nicht die Schlussfolgerungen aus den veränderten gewerkschaftlichen Um- 
weltbedingungen ziehen will, die hier angedeutet werden, wäre von Wendls 
Beitrag über den Wandel der Tarifpolitik zu erwarten gewesen, dass die geän- 
derten Rahmenbedingungen gewerkschaftlichen Handelns zumindest ernsthaft 
zur Kenntnis genommen würden. Schon Bob Dylan konnte ein Lied davon 
singen: „Ihe times they are a-changın“. 
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Achim Bühl 


Die Habermas-Foucault-Debatte neu gelesen: 
Missverständnis, Diffamierung oder 
Abgrenzung gegen Rechts? 


In den letzten Jahren ist eine Fülle von Publikationen zu Foucault erschienen. 
Foucault zu zitieren, zentrale Begriffe seines Werks wie „Biopolitik“ und „Pa- 
noptismus“ (Bühl 2000) zu erwähnen und für die eigenen Ausführungen zu 
vereinnahmen! ist geradezu zu einer Modeerscheinung geworden. Auch die 
Übersetzung und Herausgabe der Schriften Foucaults in vier Bänden (Fou- 
cault 2001) verweist auf eine Renaissance des französischen Sozialphiloso- 
phen, auf die deutlich gewachsene Rezeption seines Werks in diversen Einzel- 
wissenschaften. Es ließe sich daher fragen, ob es heutzutage noch erforderlich 
ist, für Foucault eine „Lanze zu brechen“, Partei zu ergreifen für einen post- 
modernen Denker, der keiner sein wollte, für einen Strukturalisten, der keiner 
war. Ein Blick in diverse Lehrwerke zu den „Klassikern der Soziologie“ spricht 
indes eine andere Sprache. In die Ahnengalerie der großen Soziologen scheint 
Foucault der Zutritt verwehrt. Bedenken werden geäußert hinsichtlich der 
Konsistenz seines Werks, ein „roter Faden“, so heißt es, ließe sich nıcht re- 
konstruieren, und Skepsis wird gar laut, ob dieser neben Überwachen und 
Strafen noch ein weiteres Hauptwerk veröffentlicht habe, so dass das Gütesie- 
gel des „Klassikers“ gerechtfertigt sei. Trotz der verstärkten Rezeption einzel- 
ner Gedankengänge, bleibt die Kenntnisnahme des Gesamtwerks höchst ober- 
flächlich, halten sich noch immer Pauschalurteile wie das vom „reduktionisti- 
schen Machttheoretiker“. 

Fragt man danach, wie sich dieser offensichtliche Widerspruch erklären lässt, 
so mag eine Ursache darin begründet liegen, dass Foucault sich der Einord- 
nung in Rechts-Links-Schemata, in abgeschottete Schubladen fachbornierter 
Disziplinen sowie in philosophische Strömungen und Richtungen weiterhin 
erfolgreich entzieht. Seine Verortung scheint so umstritten zu sein wie eh und 
je. Ein zweiter, entscheidender Grund liegt unseres Erachtens darın, dass die 
Habermassche Kritik (Habermas 1985: 279-343) von einst, von politisch recht 
unterschiedlichen Kreisen auch heute noch geteilt wird. Das Habermassche 
Verdikt hält sich nicht nur, es wirkt als Hemmschuh für eine ganzheitliche 
Rezeption Foucaults. Um Foucault nicht nur modisch zu vereinnahmen, 
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wusstsein und gutem Willen gemeistert werden kann. In dieser Hinsicht ist 
Wendls These voluntaristisch. Vielmehr ist das „Primat der Politik“ eine äu- 
Berst voraussetzungsvolle operative Herausforderung für die Akteure, bei der 
es um eine Strategie mittlerer Reichweite geht. Wendl lässt seine Leser ım Un- 
klaren darüber, was er unter dem Primat der Politik versteht. Meint er damit 
nur die Verteidigung des status quo oder geht er weiter? Selbst wenn man 
nicht die Schlussfolgerungen aus den veränderten gewerkschaftlichen Um- 
weltbedingungen ziehen will, die hier angedeutet werden, wäre von Wendls 
Beitrag über den Wandel der Tarifpolitik zu erwarten gewesen, dass die geän- 
derten Rahmenbedingungen gewerkschaftlichen Handelns zumindest ernsthaft 
zur Kenntnis genommen würden. Schon Bob Dylan konnte ein Lied davon 
singen: „Ihe times they are a-changın“. 
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Die Habermas-Foucault-Debatte neu gelesen: 
Missverständnis, Diffamierung oder 
Abgrenzung gegen Rechts? 


In den letzten Jahren ist eine Fülle von Publikationen zu Foucault erschienen. 
Foucault zu zitieren, zentrale Begriffe seines Werks wie „Biopolitik“ und „Pa- 
noptismus“ (Bühl 2000) zu erwähnen und für die eigenen Ausführungen zu 
vereinnahmen! ist geradezu zu einer Modeerscheinung geworden. Auch die 
Übersetzung und Herausgabe der Schriften Foucaults in vier Bänden (Fou- 
cault 2001) verweist auf eine Renaissance des französischen Sozialphiloso- 
phen, auf die deutlich gewachsene Rezeption seines Werks in diversen Einzel- 
wissenschaften. Es ließe sich daher fragen, ob es heutzutage noch erforderlich 
ist, für Foucault eine „Lanze zu brechen“, Partei zu ergreifen für einen post- 
modernen Denker, der keiner sein wollte, für einen Strukturalisten, der keiner 
war. Ein Blick in diverse Lehrwerke zu den „Klassikern der Soziologie“ spricht 
indes eine andere Sprache. In die Ahnengalerie der großen Soziologen scheint 
Foucault der Zutritt verwehrt. Bedenken werden geäußert hinsichtlich der 
Konsistenz seines Werks, ein „roter Faden“, so heißt es, ließe sich nıcht re- 
konstruieren, und Skepsis wird gar laut, ob dieser neben Überwachen und 
Strafen noch ein weiteres Hauptwerk veröffentlicht habe, so dass das Gütesie- 
gel des „Klassikers“ gerechtfertigt sei. Trotz der verstärkten Rezeption einzel- 
ner Gedankengänge, bleibt die Kenntnisnahme des Gesamtwerks höchst ober- 
flächlich, halten sich noch immer Pauschalurteile wie das vom „reduktionisti- 
schen Machttheoretiker“. 

Fragt man danach, wie sich dieser offensichtliche Widerspruch erklären lässt, 
so mag eine Ursache darin begründet liegen, dass Foucault sich der Einord- 
nung in Rechts-Links-Schemata, in abgeschottete Schubladen fachbornierter 
Disziplinen sowie in philosophische Strömungen und Richtungen weiterhin 
erfolgreich entzieht. Seine Verortung scheint so umstritten zu sein wie eh und 
je. Ein zweiter, entscheidender Grund liegt unseres Erachtens darın, dass die 
Habermassche Kritik (Habermas 1985: 279-343) von einst, von politisch recht 
unterschiedlichen Kreisen auch heute noch geteilt wird. Das Habermassche 
Verdikt hält sich nicht nur, es wirkt als Hemmschuh für eine ganzheitliche 
Rezeption Foucaults. Um Foucault nicht nur modisch zu vereinnahmen, 
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scheint es uns unabdingbar zu sein, die von Habermas aufgerichteten Blocka- 
den kritisch zu hinterfragen, was gleichermaßen für den deutsch- wie für den 
englischsprachigen Raum gilt. Da Foucault gerade an den grundlegenden 
Problemstellungen kaum diskutiert wird, an denen die Habermassche Kritik 
ansetzt, wollen wir im Folgenden den Versuch unternehmen, das Werk Fou- 
caults aus dem Blickwinkel der Debatte zu rekonstruieren und damit zugleich 
die Frage beantworten, ob es sich beim Habermasschen Urteil um ein Miss- 
verständnis? handelt, um eine legitime Abgrenzung gegenüber irrationalisti- 
schen Tendenzen oder um eine bewusste bzw. unbewusste Verkennung des 
aufklärerischen Potentials des Foucaultschen Werks. 

Fragt man zunächst einmal nach dem zentralen Anliegen Foucaults, so ist es 
unseres Erachtens sein Ringen um ein adäquates Verständnis der Moderne 
und damit verbunden der Genese des 20. Jahrhunderts, des kurzen Jahrhun- 
derts (Hobsbawm 1997), welches durch die Verschmelzung von Modernität 
und Barbarei die Sozialwissenschaften herausfordert, „ihre von Max Weber 
geprägten Grundbegriffe der Rationalität zu überdenken“ (Gerhart 1996: 175). 
Nicht zuletzt die Rolle der Bürokratie bei der Vorbereitung und Erhaltung der 
Betriebsmäßigkeit des faschistischen Massenmords belegt, dass Kräfte der Ver- 
heerung in der Vernunft stecken, die den modernen Institutionen innewohnt 
(Bauman 1989). Die Denaturierung der instrumentellen Rationalität in Form 
der Vernichtung durch Arbeit, Hunger und Völkermord enthüllt die imma- 
nenten Potentiale des Barbarischen in der Modernität. Die zentrale Frage der 
Sozialwissenschaften, ob gesellschaftliche Modernisierungsprozesse überhaupt 
den Versprechen der Moderne gerecht werden, verschärft sich so zur Kontro- 
verse, „ob gesellschaftliche Krisen und Katastrophen lediglich Übergangser- 
scheinungen und Anomalien eines normalen Entwicklungsgangs der westli- 
chen Gesellschaften sind oder ob sie einen Umschlag in den Zivilisations- 
bruch indizieren, der in den Rationalisierungs- und Bürokratisterungsprozes- 
sen der Moderne von vornherein angelegt ist.“ (Miller 1996: 9) 

Die Shoah, so Bauman, darf nicht zu einem „Scheitern der Moderne“ entak- 
tualisiert werden (Bauman 1989). Die Ambivalenz der Moderne, die Dialektik 
der Aufklärung, die Analyse des Gewordenseins der Rationalität europäischer 
Gesellschaften und ihrer kulturellen Besonderheiten ist das Thema Foucaults 
schlechthin. Es geht Foucault nicht um die Entwicklung einer generalisieren- 
den, universell gültigen Theorie der Machtmechanismen, wie Habermas dies 
interpretiert, wenn er betont, dass Foucault „Macht zum transzendental- 
historistischen Grundbegriff einer vernunftkritischen Geschichtsschreibung 
erhebt“ (Habermas 1985). Foucault ist vielmehr an einer genealogischen Hiıs- 


2  Cato geht von einem Missverständnis aus, wenn er schreibt: „I will argue, that this position 
is, up to a point, only maintainable according to a misreading and misunderstanding of some of 
Foucault’s most important insights and qualifications regarding power.” (Cato: 2002) 
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toriographie der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft sowie an den Spezifi- 
ka moderner Subjektivität interessiert. Unsere Rekonstruktion Foucaults 
schlägt somit vor, seine Schriften und Äußerungen als einen Versuch zu ver- 
stehen, die Moderne zu begreifen und zugleich auszuloten, welche individuel- 
len Spielräume das moderne Subjekt besitzt.” Der postmoderne Abschied von 
der Vernunft, der Diskurs der Gegenaufklärung, die spätmoderne Skepsis an 
der Moderne - die Habermassche Lesart, wenn dieser vom „Antimodernis- 
mus“ des französischen Philosophen spricht (Habermas 1981: 463) - ist nicht 
das Anliegen Foucaults. Bereits das Wesen und die grundlegende Intention 
des gesamten Werks wird von Habermas verfehlt. Fragt man nach den Ursa- 
chen dieser hochgradigen Fehlinterpretation so wird im Philosophischen Dis- 
kurs der Moderne zunächst einmal deutlich, dass Habermas nur Ausschnitte 
des Gesamtwerks überhaupt zur Kenntnis nımmt. In dieser Hinsicht unter- 
scheidet er sich nicht von den postmodernen Protagonisten Foucaults, die le- 
diglich einzelne Gedanken für das Potporri ihrer Collagen verwenden. 


Was ist Aufklärung? 


Die Rekonstruktion Foucaults als Modernitätsanalytiker, als Theoretiker und 
Kritiker moderner Gesellschaften, weist seinem sich auf Kant beziehenden 
Text Was ıst Aufklärung? (Foucault 1990: 35-54) eine programmatische Be- 
deutung zu. Zwei Jahrhunderte nach ihrem historischen Auftreten, so Fou- 
cault, ist die Aufklärung zurückgekehrt „und fragt erneut nach den Möglich- 
keiten und Grenzen der Vernunft, nach deren Fähigkeit, den Menschen neue 
Freiheitsräume zu eröffnen oder sich neuen Herrschaftsformen zu unterwer- 
fen“ (Foucault 1978: Einleitung). 

Mit seiner Aufklärungsschrift, die „gleichsam am Schnittpunkt von kritischer 
Reflexion und der Reflexion der Geschichte lokalisiert ist“ (Foucault 1990: 
41), hat Kant, so Foucault, eine Ontologie der Gegenwart begründet. „Die 
kritische Befragung und Beobachtung der eigenen Zeit, die Einschätzung ak- 
tueller Ereignisse, die Reflexion der eigenen Verantwortung in dieser Gegen- 
wart“ (Marti 1988: 155) bilden für Foucault „den Umriss dessen, was man die 
Haltung der Moderne nennen könnte“ (Foucault 1990: 41). 

Die Reflexion auf das Heute als Differenz in der Geschichte und als Motiv für 
das eigene Handeln stellt das wesentliche Novum des die Debatte um die 
Moderne eröffnenden Kantschen Textes dar. Das Besondere an der Aufklärung 
besteht für Foucault darin, „dass sie eine Form des Denkens inauguriert, das 
sich als ein integraler Bestandteil des geschichtlichen Prozesses begreift“ (Lemke 
1997: 351). Für die Haltung der Moderne gilt die Vorschrift Baudelaires „Man 


3 Nach Taureck geht es Foucault darum, Beiträge zu einer Analyse der Moderne zu liefern, 
„die zugleich stets Möglichkeiten zur individuellen Befreiung von der bisherigen Moderne 
anzeigen.“ (Taureck 1997: 7-8) 
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hat kein Recht, die Gegenwart zu verachten“ (zit. in Foucault 1990: 43), 
Foucault fordert entschieden, „dass wir alles zurückweisen müssen, was sich in 
Form einer vereinfachten und autoritären Alternative darstellt: entweder man 
akzeptiert die Aufklärung und bleibt in der Tradition ihres Rationalismus (...); 
oder man kritisiert die Aufklärung und versucht, diesen Prinzipien der Ratio- 
nalität zu entkommen.“ (Foucault 1990: 46) 

„Während die Vertreter eines ungebrochenen Vernunftglaubens diese Dicho- 
tomie“, so Foucault, „erpresserisch allen etwas skeptischeren Gemütern vor- 
halten, indem sie diese als Irrationalisten bezeichnen, erwecken die selbster- 
nannten Vernunftverächter den falschen Eindruck, als könne man sich ohne 
weiteres von der Aufklärungsepoche und der durch sie eingesetzten Vernunft 
verabschieden“ (zit. in Kögler 1994: 2). 

In der von Foucault hochgeschätzten Dialektik der Aufklärung von Hork- 
heimer und Adorno heißt es ironisch: „Du hältst das herrschende Recht für 
ungerecht, willst Du etwa das Chaos?“ (Horkheimer/Adorno 1988: 212) „Die 
Achtung vor dem Rationalismus als Ideal“, so Foucault, „darf keine Erpres- 
sung sein, mit der man die Analyse der wirklich zum Einsatz gekommenen 
Rationalitäten vereiteln will“ (zit. in Eribon 1998: 301). 

Von beiden Positionen sich gleichermaßen absetzend spricht sich Foucault 
für einen reflektierten Umgang mit der Aufklärung aus, für den Versuch, „mit 
der Analyse unserer selbst als solche Wesen fortzufahren, die zu einem gewis- 
sen Teil von der Aufklärung historisch determiniert sind“ (Foucault 1990: 46). 
Eine derartige Analyse impliziert eine Vielfalt historischer Einzeluntersuchun- 
gen, intendiert eine Kritik, die sich nicht länger auf der Suche nach formalen 
Strukturen mit universaler Geltung begibt, sondern sich darum bemüht, die 
Ereignisse zu verstehen, die uns dazu gebracht haben, „uns als Subjekte des- 
sen, was wir tun, denken und sagen zu konstituieren und anzuerkennen“ 
(Foucault 1990: 49). Die Selbstreflexion der Aufklärung hat sich an den ge- 
genwärtigen Grenzen des Notwendigen zu orientieren, „das heißt an dem, was 
nicht oder nicht länger zur Konstitution unserer selbst als autonome Subjekte 
erforderlich ist“ (Foucault 1990: 46). Eingeübte Denk-, Sprech- und Erfah- 
rungsweisen sollen historisch entschlüsselt und zugunsten eines freien und 
souveränen Selbstverhältnisses verändert werden. 

Den Schwerpunkt der Studien Foucaults bildet folglich das sogenannte „klas- 
sische Zeitalter“ in Frankreich, die Genese der bürgerlich-kapitalistischen Ge- 
sellschaft, die Analyse dessen, was Max Weber das „stahlharte Gehäuses“ einer 
„entzauberten Welt“ nannte‘, die Entstehung des modernen Menschen und 
des modernen Denkens. Um die Geschichte der Gegenwart, die Geschichte 
unserer Identität zu schreiben, erweist sich die Betrachtung des Absolutismus 
und der Aufklärung als zwingend (Foucault 1994: 43). 


4 Zum Rationalitätsbegriff von Max Weber vgl. vor allem Schluchter (1979; 1980). 
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Die Rolle des Intellektuellen 


Mit der ın Berkeley 1983 gehaltenen Vorlesung Was ist Aufklärung? reagiert 
Foucault nicht zuletzt auf die scharfe Kritik von Habermas. Von einer Annä- 
herung beider Theoretiker, die Kammler konstatiert, kann keine Rede sein 
(Kammler 1986: 184). Zu den Pariser Vorträgen von Habermas im März 
1983°, ıst Foucault nicht erschienen. Foucault, so sein Biograph Eribon, „hat- 
te nicht die Absicht, in Dialog zu treten“ (Eribon 1998: 290). Bereits die An- 
wesenheit von Habermas an seiner Fakultät hat ihn erzürnt, und um so mehr 
der ihm mitgeteilte Inhalt der Vorträge. Außer einem Höflichkeitsdiner gab es 
keinerlei Austausch zwischen ihnen, keine Diskussion, weder öffentlich noch 
privat.° Für die von Habermas bereits 1980 in der Rede anlässlich der Verlei- 
hung des Adorno-Preises vorgenommene Etikettierung Foucaults als Jungkon- 
servativen (Habermas 1981: 444-464)” rächt sich Foucault seinerseits, indem er 
Habermas gezielt ın Opposition zur Frankfurter Schule setzt, der es im Unter- 
schied zu Habermas um die Durchführung einer rationalen Kritik der Ratio- 
nalität gegangen sei (Eribon 1998: 300). 

Auf die Habermassche Kritik angesprochen antwortet Foucault: „Ich glaube, 
dass das zentrale Thema (...) des kritischen Denkens seit dem 18. Jahrhundert 
immer die Frage war (...): Was ist die von uns angewandte Vernunft? Was sind 
ihre historischen Wirkungen? Was sind ihre Grenzen und mit welchen Gefah- 
ren ist sie verbunden? (...) Wenn es außerordentlich gefährlich ist zu sagen, die 
Vernunft sei der Feind, der ausgeschaltet werden müsse, dann ist es ebenso ge- 
fährlich zu behaupten, jede kritische Infragestellung dieser Rationalität drohe 
uns in die Irrationalität zurückzuschicken. Man darf nicht vergessen (...), dass 
der Rassismus auf der Grundlage der trrumphierenden Rationalität des Sozial- 
darwinismus formuliert worden ist, der auf diese Weise eine der dauerhaftes- 
ten und beständigsten Komponenten des Nazismus wurde“ (zit. in Lemke 
1997: 352). 

In dem in der taz vom 7. Juli 1984 veröffentlichten Nachruf auf Foucault 
(Habermas 1984) geht Habermas auf dessen Vorlesung über Kants Was ist 


5 Die Vorträge am College de France bilden die ersten vier Kapitel von „Der philosophische 
Diskurs der Moderne“ (Habermas 1985: 9-129). 

6 Von der Darstellung Eribons abweichend u. a. Miller (1995). Miller konstatiert, dass es wäh- 
rend dieses Aufenthalts, trotz eines verheerenden Anfangs, Foucault und Habermas erstaunli- 
cherweise doch noch gelungen sei, „miteinander in eine Art Dialog zu treten“ Miller (1985: 
494). In Divergenz zu Eribon auch die Erinnerungen von Habermas selber. Eribon sich auf 
Miller beziehend vgl. Eribon (1998: 287-308). 

7 Habermas unterscheidet zwischen drei die Moderne kritisierenden Tendenzen, den „Antimo- 
dernismus der Jungkonservativen“, den „Prämodernismus der Altkonservativen“ und den 
„Postmodernismus der Neukonservativen“. Zu den Jungkonservativen zählt Habermas aus- 
drücklich Foucault: „In Frankreich führt diese Linie von Georges Bataille über Foucault zu 
Derrida. Über allen schwebt natürlich der Geist des in den 70er Jahren wiedererweckten 
Nietzsche“ Habermas (1981: 463). 
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Aufklärung? ein. Mit Überraschung nimmt Habermas zur Kenntnis, dass Fou- 
cault hier eine Selbsteinordnung seines Lebenswerks in die Tradition der Auf 
klärung vornimmt. „Ich habe Foucault erst im vergangenen Jahre kennen ge- 
lernt, und vielleicht habe ich ıhn nicht gut verstanden“ (Habermas 1984), 
schreibt Habermas und Eribon stimmt zu, dass die Habermasschen Ausfüh- 
rungen ein derartiges Unverständnis verraten, dass es mehr als verständlich sei, 
warum die Debatte zwischen Foucault und Habermas nicht stattfand (Erıbon 
1998: 290), sie vielmehr ein Artefakt darstellt, „das der amerikanische intellek- 
tuelle Kontext geschaffen hat“ (Eribon 1998: 306). 

Für seine literatursoziologische These, dass Texte ohne ihren Kontext zirkulie- 
ren, bemüht Bourdieu als Beispiel das Verhältnis zu Nietzsche und die Oppo- 
sition zwischen Foucault und Habermas. Foucault, so Bourdieu, habe „in sei- 
nem Bemühen, einem ahistorischen Rationalismus eine historische Wissen- 
schaft der historischen Ausprägungen der Vernunft entgegenzuhalten, zu dem 
beigetragen, was von Deutschland aus gesehen, wo Nietzsche eine ganz ande- 
re Bedeutung hat, als eine Restauration des Irrationalismus wirken mag, gegen 
die Habermas (...) seinen philosophischen Entwurf entwickelt hat“ (Bourdieu 
1990: 1-10). 

Doch die Kontroverse - wie häufig suggeriert - basiert nicht auf einem Miss- 
bzw. Unverständnis, welches sich aus dem Ethos eines sich modern verorten- 
den antihumanistischen Aufklärers der Aufklärung ergeben könnte. Der Ha- 
bermas der Theorie des kommunikativen Handelns (Habermas 1981) stellt für 
Foucault den Typus des universellen Intellektuellen dar, der auf der Suche 
nach allgemeingültigen Normen, nach universellen Werten, ein traditionelles 
Denken verkörpert, gegen das sich sein Ansatz richtet. Die Geschichte will 
Foucault „durch ein Denken filtern, dass die Universalien ablehnt“ (zit. in E- 
ribon 1998: 303), er verweigert ihnen die Bürgerrechte, „um zu zeigen, dass 
der Mensch durch und durch historisch ist: keine anthropologischen Kon- 
stanten, keine allgemeingültigen Normen, sondern historische Existenzfor- 
men“ (Eribon 1998: 303). 

„Ich träume“, so Foucault, „vom Intellektuellen als dem Zerstörer der Evi- 
denzen und Allgemeinheiten“ (zit. in Eribon 1998: 303). Der universelle Intel- 
lektuelle, der für die Menschheit spricht, der feierlich an die Zukunft appel- 
liert, der Prophet seiner Zeit, müsse ersetzt werden durch den spezifischen In- 
tellektuellen. Foucault und Bourdieu stimmen dahingehend überein, „dass 
Sartres Vorstellung (Sartre 1981) vom freien Intellektuellen, vom Intellektuel- 
len als dem Widersacher jedweder Macht, soziologisch betrachtet einen My- 
thos darstellt“ (Schwingel 1995: 122), da die Intellektuellen einen integralen 
Teil des Machtsystems im Sınne Gramscis bilden, jede intellektuelle Einmi- 
schung eine Form von Machtausübung ist. Als sarkastisches Bonmot formu- 
liert Foucault: „Das Wort Intellektueller scheint mir ein seltsames Wort zu 
sein. Intellektuelle - ich habe niemals welche getroffen. (...) Ich habe indessen 
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viele Leute getroffen, die über den Intellektuellen reden. Und durch vieles 
Zuhören konnte ich mir ein Bild davon machen, was dieses Lebewesen sein 
mag: Das ist nicht schwer, es ist der, der schuld hat“ (zit. in Taureck 1997: 119). 
Gegen Habermas als Personifikation des universalistischen Vertreters der Auf- 
klärung macht Foucault geltend, dass ein Elaborat allgemeinverbindlicher 
Grundlagen eines Rückgriffs auf bestimmte Ansichten über den Menschen 
bedarf. Da die vermeintlich allgemeingültige Vernunfttheorie historisch ent- 
standene Normen, Vorstellungen und Erfahrungsformen illegitimer Weise ver- 
allgemeinern muss, schränke sie zwangsläufig den Freiheitsraum menschlicher 
Praxis ein. 

Im Unterschied zu Habermas geht es Foucault nicht um die Fortsetzung des 
Projekts der Moderne, es geht ihm um die Auslotung und Realisation einer 
anderen Moderne, einer anderen Vernunft; einer Vernunft, die nicht mit uni- 
verseller Norm- oder Regelgebung identifiziert wird, sondern einen offenen 
Reflexionsprozess darstellt. Die Vernunft wird in Die Ordnung der Dinge 
(Foucault 1974) nicht gedacht als eherner, für alle gültiger Kanon, sondern als 
geschichtlich entstandene Formenvielfalt, die veränderbar ist. Vernunft stellt 
keine das Subjekt normierende Universalregel dar, sondern eine sich wandeln- 
de, in den historischen Prozess selbst eingelassene Aktivität. Im Mittelpunkt 
der gegenwartsontologischen Radikalisierung der Aufklärung steht das Ver- 
nunftsubjekt selbst, wobei es „statt der wahrheitsbezogenen Entdeckung der 
menschlichen Natur um eine freiheitsorientierte Freisetzung von sozial ge- 
schaffenen Zwängen geht“ (Kögler 1994: 7). 

Das gespannte Verhältnis zwischen Habermas und Foucault wird nicht zuletzt 
daran deutlich, dass dieser ihm noch am Grabe vorwirft, in zynischer Weise 
„ein sinnloses Auf und Ab anonymer Überwältigungsprozesse geschildert zu 
haben, in denen die Macht und nichts als die Macht unter immer neuen 
Masken auftritt.“ (Habermas 1984: 129). Die Geschichte, so Habermas, seı 
unter dem „Blick des Archäologen Foucault zu einem Eisberg erstarrt, der 
von den kristallinen Formen willkürlicher Diskursformationen überzogen 
wird“ (Habermas 1984: 129). Die übliche Grabesschaufel Erde wird - versehen 
mit dem Diktum der Kritik der Macht seien die normativen Maßstäbe entglit- 
ten - auf den Sargdeckel geschleudert. 

Doch die Habermassche Kritik ist, wie Mitchell Dean in seiner Studie Critical 
and Effective Histories (Dean 1994) nachweist, letztendlich ein Artefakt seiner 
eigenen Position. Welchen Sinn macht es schon, ließe sich fragen, dem Kont- 
rahenten ständig das Fehlen normativer Grundlagen vorzuwerfen, wenn dieser 
selbigen den Kampf angesagt hat? Wenn dessen analytische Absicht geradezu 
darin besteht, das „normative Prinzip der universellen Rationalität und der 
allgemeingültigen Wahrheiten zu hinterfragen und zu kritisieren“ (Bublitz 
1999: 139). „Foucault stellt uns sehr wohl ein analytisches Instrumentarium 
für ein differenziertes Verständnis der Probleme von Macht und Herrschaft in 
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modernen Gesellschaften bereit“, so Dean, „insbesondere wenn wir seine 
Fragmente zum Thema der Gouvernementalität berücksichtigen. Solche Kon- 
zepte, und dies gilt es zu betonen, lassen sich durchaus ohne die Existenz ei- 
ner allgemeingültigen Theorie der Emanzipation und der ihr immanenten Nor- 
mativität bezüglich der menschlichen Existenz entwickeln“ (Dean 1994: 130). 


Die Bio-Macht als Modus der Vergesellschaftung 


Die Frage: Wie wird Gesellschaft konstituiert, wie kann das Handeln und 
Denken der einzelnen Individuen koordiniert und in ein Sozialgebilde integ- 
riert werden, stellt für Emile Durkheim die soziologische Ausgangsfrage dar. 
Durkheim ist auf der Suche nach den Kohäsions- und Integrationskräften der 
Gesellschaft, nach den die Gesellschaft konstituierenden Bezugsformen und 
Organisationssystemen. Den Untersuchungsgegenstand von Le suicide bilden 
folglich nicht die individuellen Motive und Gründe für den Selbstmord, das 
Analyseinteresse richtet sich vielmehr auf die Vergesellschaftung als historisch 
und kulturell besondere Art und Weise der Einbindung von Individuen in 
den Gesellschaftskörper. Auch Talcott Parsons hält die Frage: Wie kommt es 
zur sozialen Ordnung für entscheidend. Eine zentrale Aufgabe sei es, Lösun- 
gen für das Problem von Hobbes zu liefern, wie es möglich sei, aus dem Ur- 
zustand des Krieges aller gegen alle zu einer gesellschaftlichen Ordnung zu 
kommen (Hong Lam Vu 1999). 

Die Frage nach der Struktur der Beziehungen, welche die Totalität der Gesell- 
schaft realisieren, beantwortet Foucault mit dem Terminus der Bio-Macht als 
dem zentralen Modus der Vergesellschaftung der Individuen in modernen Ge- 
sellschaften. Die Qualität Foucaults liegt unseres Erachtens vor allem in dieser 
in vielfältiger Hinsicht mächtigen Kategorie begründet. Mit der Konzeption 
der Bio-Macht vollzieht Foucault - hierin Bourdieu vergleichbar - eine dop- 
pelte Abgrenzung, eine Distanzierung gegenüber subjektivistischen Positionen 
wie etwa phänomenologischen oder ethnomethodologischen Ansätzen sowie 
gegenüber objektivistischen Gesellschaftstheorien systemtheoretischer und 
marxistischer Art. Auch wenn Foucault sich Klassifikationen tendenziell ver- 
weigert, scheinen sich mir die interessantesten Anknüpfungspunkte zu erge- 
ben, wenn wir ihn als einen Analytiker lesen, der sich der Polarisation zwi- 
schen methodologischem Individualismus und Kollektivismus, zwischen 
Handlungs- und Systemtheorien durch die Entwicklung eines eigenständigen 
intermediären Ansatzes zu entziehen versucht. 

Bereits in Überwachen und Strafen (Foucault: 1976) spricht Foucault das 
Mikro-Makro-Problem als methodologisches und theoretisches Schlüssel- 
Problem an, wenn er davon redet, eine „Analytik der Macht“ entwickeln zu 
wollen, welche die Einseitigkeiten einer ontologisch-statischen sowie einer an 
Durkheim orientierten metaphysisch-makrosoziologischen Sichtweise vermei- 
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den will (Foucault 1976: 33). Die Kategorie der Bio-Macht bietet insofern 
Antworten auf die beiden Dichotomien Akteur versus System sowie Prozess 
versus Struktur des Mikro-Makro-Problems als sıe „die Auswirkungen der 
Macht im Hinblick auf die Konstitution der Subjekte untersucht und die A- 
nalyse der institutionellen und gesellschaftlichen Machtwirkungen bis zu ei 
nem Punkt vorantreibt, an dem sich die ındividualisierenden und zentralisie- 
renden Machtwirkungen kreuzen: ın der Subjektivierung des einzelnen und 
der Bevölkerung“ (Bublitz 1999: 143). 

Die Idee eines die gesamte abendländische Kultur der Moderne durchdrin- 
genden Prinzips der lebensbezogenen Macht bildet das Zentrum einer zwar 
bruchstückhaft gebliebenen, aber doch umfassenden Theorie der Moderne in 
Sexualität und Wahrheit. Während bereits in Wahnsinn und Gesellschaft 
(Foucault 1969) die Bevölkerung als Gegenstand der sozialen Fürsorge im 
Zentrum des sozialen Forschungsinteresses steht, und in Überwachen und 
Strafen das moderne Individuum als herausragendes Produkt moderner Nor- 
malisierungsstrategien und Disziplinartechnologien analysiert wird, gelingt in 
Der Wille zum Wissen (Foucault 1977) über den Lebensbegriff die Zusam- 
menführung beider Analysestränge zu einer Konzeption der Moderne, „die 
das Funktionieren der Macht zugleich auf der makrosoziologischen und auf 
der mikrosoziologischen Ebene erklären kann“ (Kögler 1994: 102). 

Die „Macht zum Leben“, so Foucault, hat sich im 18. Jahrhundert in zwei 
zunächst unabhängig voneinander existenten Hauptformen entwickelt. Zum 
einen ın Gestalt des Körpers. „Seine Dressur, die Steigerung seiner Fähigkei- 
ten, die Ausnutzung seiner Kräfte, das parallele Anwachsen seiner Nützlichkeit 
und seiner Gelehrigkeit, seine Integration in wirksame und ökonomische Kon- 
trollsysteme - geleistet haben all das die Machtprozeduren der Disziplinen: 
politische Anatomie des menschlichen Körpers“ (Foucault 1977: 102-103). 
Zum anderen in Gestalt des den biologischen Prozessen zugrundeliegenden 
Gattungskörpers: „Die Fortpflanzung, die Geburten- und die Sterblichkeitsra- 
te, das Gesundheitsniveau, die Lebensdauer und die Langlebigkeit wurden 
zum Gegenstand eingreifender Maßnahmen und regulierender Kontrollen: 
Bio-Politik der Bevölkerung“ (Foucault 1977: 103). Kögler (1994: 103) fasst 
dies treffend zusammen: „Während die Disziplinar-Macht in den Mikroprak- 
tiken der Institutionen wie Schule, Armee, Fabrik, Hospital das Individuum 
über den Körper systemkonform abrichtet, entfaltet die Bio-Politik durch 
Demographie, ökonomische Analysen und Verwaltungsmodelle eine Praxis 
der Einflussnahme auf die Bevölkerung im ganzen. Beide sind freilich nur die 
zwei Seiten einer auf das Leben gerichteten Macht.“ 

Mit der Erweiterung des Subjektbegrifis auf das vergesellschaftete Individuum 
und die durch vermassende Technologien regierte und regulierte Bevölkerung 
„gelingt es Foucault, die das Individuum als Subjekt hervorbringenden Macht- 
und Teılungspraktiken zugleich als diejenigen zu bestimmen, welche die Ge- 


168 Achim Brühl 


sellschaft formieren, und auf diese Weise den Dualismus von Individuum und 
Gesellschaft, von individuellem Handeln und gesellschaftlichen Strukturen zu 
überwinden, indem er sie als durch dieselben diskursiven und nichtdiskursi- 
ven, institutionellen Praktiken konstituiert denkt“ (Bublitz 1999: 143f). Der 
Konstitutionsprozess der Gesellschaft als auch des Individuums geschieht 
gleichzeitig in der Verschränkung von Prozessen der disziplinären und regulie- 
renden Lebensrationalisierung. Auf diese Weise erreicht es Foucault auch, 
Machtpraktiken sowohl auf individueller wie auf gesellschaftlicher Ebene zu 
verorten, wobei der Sexualität eine Schlüsselrolle zukommt. 

„Der Sex bildet das Scharnier zwischen den beiden Entwicklungsachsen der 
politischen Technologie des Lebens. Einerseits gehört er zu den Disziplinen 
des Körpers: Dressur, Intensivierung und Verteilung der Kräfte, Abstimmung 
und Ökonomie der Energien. Andererseits hängt er aufgrund seiner Global- 
wirkungen mit den Bevölkerungsregulierungen zusammen“ (Foucault 1977: 
104). Der moderne Sex „gibt Anlass zu unendlich kleinlichen Überwachun- 
gen, zu Kontrollen aller Augenblicke, zu äußerst gewissenhaften Raumord- 
nungen, zu endlosen medizinischen oder psychologischen Prüfungen, zu einer 
ganzen Mikro-Macht über den Körper. Er gibt aber auch Anlass zu umfassen- 
den Maßnahmen, zu statistischen Schätzungen, zu Eingriffen in ganze Grup- 
pen oder in den gesamten Gesellschaftskörper“ (Foucault 1999: 173£). Der 
moderne Staat nimmt den modernen Sex deshalb so wichtig, da dieser man- 
nigfache Verbindungen zwischen dem Individuum und dem Staat herstellt, er 
die Schnittstelle zwischen der Disziplinierung der Körper und der Kontrolle 
der Bevölkerung bildet und auf diese Weise ein Vergesellschaftungsprinzip per 
se darstellt. 


Foucaults Beitrag zum Rassismus-Verständnis 


Mit der Konzeption der Bio-Macht als dominantem Vergesellschaftungsmo- 
dus moderner Gesellschaften liefert Foucault zugleich die Antwort auf unsere 
eingangs gestellte Frage, ob und inwiefern die Barbarei in den Rationalisie- 
rungsprozessen der Moderne von vornherein angelegt ist. In einer „biomächti- 
gen“ Gesellschaft, „in der sich die Position, der Status ihrer Mitglieder nicht 
mehr so sehr danach bestimmt, ob sie gehorsam/ungehorsam, gut/böse sind 
wıe dies eher für die vormodernen Gesellschaften zutraf, sondern danach, ob 
sie nützlich’, ‘wertvoll’, ‘gesund’ und “lebenstüchtig’ sind, bildet der Rassısmus“, 
so Balibar sich auf Foucault beziehend, „quasi die Spitze des Eisberges; sein 
Programm: Die Aufwertung und Förderung des ‘Gesunden’, die Abwertung bis 
hin zur Vernichtung des ‘Kranken’ und ‘Lebensunwerten’ ist das Programm 
der Bio-Macht in seiner zugespitzten Form“ (zit. in Magiros 1995: 100). 

Der Rassısmus ist bei Foucault jedoch nicht nur, wie sich vermuten ließe und 
bei Balibar anklingt, ein potentieller Effekt einer biomächtig strukturierten 
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Politik, die extremste Form einer Bio-Macht; er ist ein integraler Bestandteil 
des modernen Machtregimes, dem eine unverzichtbare, zentrale Funktion zu- 
kommt. In seiner Vorlesung Leben machen und sterben lassen: Die Geburt 
des Rassismus (Foucault 1999: 276-305) fragt Foucault danach, welche Bedeu- 
tung der Tod in einem System besitzt, welches das Leben der Individuen und 
Bevölkerungen auf der gesamten Oberfläche in Besitz genommen hat und re- 
guliert; einer Macht, welche die öffentliche Dramatisierung des Todes als poli- 
tische Strategie nicht mehr kennt. Die Relevanz des modernen Krieges und 
der modernen Atommacht verweist indes darauf, dass der Tod, wenn auch ın 
anderer Form, für die moderne Macht sehr wohl und sogar noch mehr als je 
zuvor bedeutsam ist. In Der Wille zum Wissen schreibt Foucault (1977: 163): 
„Nie waren die Kriege blutiger als seit dem 19. Jahrhundert und niemals rich- 
teten die Regime vergleichbare Schlachtfeste unter ihren eigenen Bevölkerun- 
gen an. Aber diese ungeheure Todesmacht kann sich zum Teil gerade deswe- 
gen (...) ausdehnen, weil sie ja nur das Komplement einer ‘positiven’ Lebens- 
macht darstellt, die das Leben in ihre Hand nımmt (...), um es im einzelnen 
zu kontrollieren und im gesamten zu regulieren. Kriege werden nicht mehr im 
Namen eines Souveräns geführt (...), sondern im Namen der Existenz aller. 
Man stellt ganze Völker auf, damit sie sich im Namen der Notwendigkeit ih- 
res Lebens gegenseitig umbringen.“ 

Mit der Vereinnahmung des Lebens durch die Macht, mit der Verstaatlichung 
des Biologischen verschwindet die vormoderne Souveränitätsmacht nicht, sie 
ändert vielmehr ihre Funktionsweise. Der von modernen Staaten ausgespro- 
chene Todesbefehl muss sich nunmehr mit den Erfordernissen und Zielen der 
Bio-Macht legitimieren. Die moderne Macht kann Foucault zufolge die Tö- 
tungsfunktion nur noch dann wahrnehmen, wenn sie diese als im Sinne der 
Steigerung des Lebens als obligatorisch legitimiert (vgl. dazu Magiros 1995). 
Foucault überwindet mit der Vorstellung dieses scheinbar paradoxen Zusam- 
menwirkens von vormoderner Souveränitäts- und moderner Bio-Macht den 
stadialen Charakter des marzistischen Formationsbegriffs: Verschiedene Verge- 
sellschaftungsmodi werden nebeneinander, sich ergänzend, überlagernd, sich 
durchdringend, verändernd, verzahnend und miteinander verschmelzend ge- 
dacht bei Existenz einer dominanten, determinierenden Art und Weise sozia- 
ler Integration. 

Der Rassismus stellt in der Konzeption Foucaults somit keine Anomaliıe, kei- 
nen Atavismus dar, sondern einen essentiellen Bestandteil, das entscheidende 
organisatorische Kettenglied, welches die vormoderne mit der modernen Wir- 
kungsweise der Macht verbindet. „Die Rasse, der Rassismus, das ist die Akzep- 
tabilitätsbeschaffung des Tötens ın einer Normalisierungsgesellschaft. (...) Die 
Tötungsfunktion des Staates kann sobald der Staat nach dem Modus der Bio- 
Macht funktioniert, nicht anders gesichert werden als durch Rassismus.“ 
(Foucault 1999: 296-297) 
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Der moderne Rassismus erfährt seine Extremform im deutschen Faschismus, 
in der Koinzidenz zwischen einer verallgemeinerten Bio-Macht und einer ab- 
soluten Diktatur, in einem absolut rassistischen, mörderischen und selbst- 
mörderischen Staat. Das Zusammenwirken zwischen dem souveränen Recht 
des Tötens und den Mechanismen der Bio-Macht, dessen Exzess der Nazis- 
mus bildet, ist indes „allen modernen Staaten inhärent, da sie alle versuchen, 


ihre souveränen und ihre biomächtigen Funktionen zu kombinieren“ (Magi- 
ros 1995: 107). 


Die Destruktion des Subjekts 


In Die Archäologie des Wissens (Foucault 1973) geht es Foucault um die De- 
struktion des Subjekts, welches sich als Urheber wahrer Erkenntnisse und 
souveräner Handlungen denkt. Seine archäologische Methode beabsichtigt, 
die Analyse konkreter Strukturen und Ereignisse vom Mythos des Stiftersub- 
jekts, des souveränen Handlungssubjekts, welches sich in völliger Ungebun- 
denheit selbst entwirft, zu befreien.° Die Analyse geschichtlicher Prozesse - 
hierin folgt Foucault strukturalistisch orientierten Historikern - darf weder auf 
die Intention handelnder Subjekte noch auf überhistorische Geistesmodelle 
reduziert werden. Während bei Marx die durch die historische Analyse der 
Produktionsverhältnisse erfolgende Dezentrierung der Souveränität des Sub- 
jekts durch den Sozialismus als Telos der Menschheit wieder kompensiert 
wird, geht die Zerstörung der weltstiftenden Subjektivität bei Foucault einher 
mit der Destruktion der Vorstellung von einer kontinuierlichen Geschichte; 
die Kontinuitätsgeschichte erscheint „als unerlässliches Korrelat für die Stifter- 
funktion des Subjekts“ (Foucault 1973: 23). Subjektphilosophie und Kontinu- 
itätsgeschichte bilden für ihn eine dialektische Einheit. 

Hinsichtlich der Kritik am egozentrischen Subjektdenken der Moderne sind 
sich Foucault und Habermas durchaus einig. Foucault vergleichbar ist auch 
Habermas darum bemüht, einen Ausweg aus den Widersprüchlichkeiten der 
Subjektphilosophie zu finden. Der Habermassche Paradigmenwechsel der 
kommunikationstheoretischen Wende führt indes zu einem zweistufigen Ge- 
sellschaftsmodell, welches auf der fiktiven Unterstellung basiert, dass subjekti- 
ve Verständigungsprozesse und Machtpraktiken auf separaten Gesellschafts- 
ebenen stattfinden; ein Modell, welches nicht nur das in der Wirklichkeit 
fortwährend erfolgende Ineinandergreifen der Verständigungs- und Machtpro- 
zesse aus dem Blick verliert, um das es Foucault gerade geht, sondern auch 
die emotionalen und nicht-verbalisierten habituellen Aspekte des menschli- 


8 „Wenn es aber einen Weg gibt, den ich ablehne,“ so Foucault, „dann ist es der phänomenologi- 
sche Weg, der dem beobachteten Subjekt absolute Priorität einräumt, der einem Handeln eine 
grundlegende Rolle zuschreibt, der seinen eigenen Standpunkt an den Ursprung aller Historizität 
stellt - kurz, der zu einem transzendentalen Bewusstsein führt“ (Foucault 1974: 15) 


chen Lebens vernachlässigt (Kım 1995: 217). Im Rahmen der Habermasschen 
Theorie verschleiern Begriffe wie „Kontext“ und „Ressource“ eher den Sach- 
verhalt, den die archäologische Methode Foucaults - qualitativ angereichert 
durch die Genealogie - offenzulegen vermag: „Die konkreten Apriori be- 
stimmter Begriffe und Theorien nämlich, die auch und vor allem die kom- 
munizierenden Subjekte hinterrücks beherrschen“ (Kögler 1994: 62) sowie die 
konkrete „Wirkungsweise gewisser Handlungen, die andere verändern“ (Fou- 
cault 1994: 243). 

Mit der Dekonstruktion des sich selbst produzierenden Subjekts, dessen Wille 
und Bewusstsein unabhängig von Raum und Zeit existiert, leugnet Foucault 
jedoch keineswegs die Existenz des Subjekts an sıch, wıe dies Habermas in 
seinem Vorwurf unterstellt, Foucault habe sich an einer „radikal historisti- 
schen Auslöschung des Subjekts“ (Habermas 1985: 324) beteiligt.” Im Zent- 
rum der Betrachtung der Machtanalyse Foucaults steht vielmehr gerade die 
Erforschung der Subjektivierungsweisen, die Subjektkonstitution des moder- 
nen Subjekts. „Das Ziel meiner Arbeit während der letzten zwanzig Jahre“, so 
Foucault, „war nicht die Analyse der Machtphänomene ... Meine Absicht war 
es vielmehr, eine Geschichte der verschiedenen Verfahren zu entwerfen, durch 
die in unserer Kultur Menschen zu Subjekten gemacht werden ... Nicht die 
Macht, sondern das Subjekt ıst das allgemeine Thema meiner Forschung“ 
(Foucault 1994: 243). Die in der Tradition Nietzsches stehende Destruktion 
des Stiftersubjekts dient bei Foucault demnach der Rekonstruktion des histo- 
rischen Subjekts. 


Die Humanwissenschaften und die Normalisierung 


Das historische Subjekt der Moderne wird Foucaults Ansicht nach wesentlich 
durch das Wissen der Human- und Sozialwissenschaften konstruiert, deren 
Wahrheiten unauflöslich mit der Genese des modernen Machttyps verfloch- 
ten sind. Sie stellen das wichtigste und zugleich effektivste Mittel dar, mit des- 
sen Hilfe die Bio-Macht die Dialektik ihrer individualisierenden und totali- 
sierenden Charakteristika entfalten kann. Die Human- und Sozialwissenschaf- 
ten sorgen für die Aufteilung und Normierung der Menschen, für ihre Ab- 
grenzung und Teilung, ihre Integrierung und Vereinheitlichung. Das Denken 
und Handeln der Menschen sowie soziale, institutionelle und individuelle 
Praktiken werden von ihnen maßgeblich geprägt, wodurch sie entscheidend 
zur Strukturierung der Gesellschaft beitragen. Als sowohl objektivierende wie 
subjektivierende Wissenschaften sind sie auf das Engste mit der Entwicklung 
der Moderne als Normalisierungsgesellschaft verbunden. Sie bilden den Träger 
des Diskurses, „der sich des menschlichen Lebens bemächtigt; sie definieren 
einen Kodex des Normalen“ (Bublitz 1999: 177) und etablieren die Normali- 


9 Ganz ahnlich sprich auch Honneth (1985: 136) von einer Eliminierung des Subjekts. 
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tät als genuin moderne Kategorie. „In Foucaults Augen definiert sich eine 
Kultur durch ihre Grenzen, durch das, was für sie außerhalb liegt und was sie 
selbst ausgrenzt. Alle Humanwissenschaften sind ausgehend vom Abnormen 
zu ihren wesentlichen Erkenntnissen vorgedrungen. Das Normale ist vom 
Abnormen her zu begreifen“ (Koch 2001). 

In den Focus der Wissenschaftskritik Foucaults gerät damit nicht zuletzt die 
Soziologie, deren Etablierung sich als eine Art Übertragungsakt des Normali- 
tätsmodells aus der Biologie und der Medizin auf das Feld des Sozialen voll- 
zogen hat und deren Gegenstand sich als soziale Physik konstituierte, „der zu- 
folge soziale Phänomene als soziale Tatsachen konstruiert werden“ (Bublitz 
1999: 176). Zwischen der Biologie und der Medizin einerseits und der Sozio- 
logie andererseits findet durch die Übernahme des Begriffs der Normalität ei- 
ne Art interdiskursive Kopplung statt, die zu einer unzulässigen Ausdehnung 
der Normalitätsvorstellung vom Bios auf den Sozius führt (Link 1997: 130). 
In ein soziales Kontinuum werden so Zäsuren etabliert, welche die Bevölke- 
rung in einzelne Gruppen und Individuen fragmentieren. Gestützt auf nor- 
mierende und disziplinierende Praktiken vollzieht sich Vergesellschaftung 
nicht zuletzt durch Ausschließung, Atomisierung, Abgrenzung und Parzellie- 
tung, durch die Ziehung von Scheidelinien zwischen normal und anormal, 
vernünftig und unvernünftig (Kögler 1994: 121). 

Die Diskurse als spezifische Arten der Wissensbildung konstituieren dichoto- 
me Kategorien, mit deren Hilfe binäre Spaltungen der Gesellschaft produziert 
werden. Die Komplexität des Seins wird in Ordnungsschemata & la „männ- 
lich“, „weiblich“ gepresst, um das Soziale besser beherrschen und kontrollie- 
ren zu können. Bei Foucault gibt es „demnach zwei Bewegungen und Effekte 
der Normalisierung: die Vereinheitlichung, die Homogenisierung des Bevölke- 
rungssubjekts und dessen Fragmentierung“ (Bublitz 1999. 177). Mit ihren Dis- 
kursen zieht die Moderne Grenzen „zwischen dem, was sich der Norm fügt 
und dem, was die Norm verletzt“ (Koch 2001). Dafür hat sie eigene Insti- 
tutionen wie die Psychiatrie geschaffen. Der Studie Goffmans (1973) über die 
Asyle vergleichbar, stellt die Situation psychiatrischer Patienten sowie der Ge- 
fangenen in den Strafanstalten quasi ein Spiegel der Moderne dar. 

Die an Althusser anknüpfende Vorstellung Foucaults von der realen Macht 
des Imaginären, von der Geschichtsmächtigkeit wissenschaftlicher Diskurse, 
die sich über die Konstitution der Subjekte materialisieren und in Gestalt in- 
ternalisierter Normen objektivieren, überwindet den Ökonomismus und Re- 
duktionismus starrer Basis-Überbau-Schemata. Die Macht-Wissenstechnologien 
bilden den ausschlaggebenden kulturellen Unterbau der Systemintegration 
moderner Gesellschaften. Sie ermöglichen die für die Kapitalakkumulation 
zwingend erforderliche Menschenakkumulation. 

Foucault konstatiert jedoch nicht nur die gegenseitige Abhängigkeit von Sub- 
jektkonstitution, Disziplinierung und Kapitalakkumulation, er rekurriert nicht 
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einfach wie Marti meint, auf die Bedeutung der „außerökonomischen Ge- 
walt“, auf die Marx ja schon hinwies (Marti 1988: 120), er unterläuft vielmehr 
die Entgegensetzung des Materiellen und Ideellen mit der Kategorie des 
Dispositivs schon im Ansatz. 

Ist bereits der Diskurs sowohl eine Aussagen- als auch eine materielle Praxis, 
so stellt das Dispositiv einen Macht-Wissens-Komplex dar, ein vielschichtiges 
Regel- und Netzwerk, ein „heterogenes Ensemble, das Diskurse, Institutionen, 
architektonische Einrichtungen, reglementierende Entscheidungen, Gesetze, 
administrative Mafßnahmen, wissenschaftliche Aussagen, philosophische und 
moralische Lehrsätze, kurz: Gesagtes ebenso wie Ungesagtes umfasst“ (Fou- 
cault 1978: 119-120). In diesem Sinn spricht Foucault beispielsweise vom Ge- 
fängnis- oder vom Sexualitäts-Dispositiv. 
Das Dispositiv initialisiert den Akt des Sprechens, reguliert und strukturiert 
den Diskurs, der seinerseits auf das Dispositiv zurückwirkt und selbiges rekon- 
figuriert und transformiert. Die Dialektik von Diskurs und Dispositiv bildet 
bei Foucault ein zentrales Kettenglied des sozialen Wandels. Die Schnelllebig- 
keit der Moderne erscheint so aus dem Blickwinkel sich permanent strategisch 
verändernder Macht-Wissens-Komplexe, welche die Gesellschaft überhaupt 
erst hervorbringen. „Gesellschaft wird sozusagen diskursiv erfunden und als 
Dispositiv organisiert“ (Bublitz 1999: 265). 


Individualisierung und Subjektivierung 


Die auf den Körper gerichteten Wissensstrukturen, welche für moderne westli- 
che Gesellschaften charakteristisch sind, stellen für Foucault konstitutive Ele- 
mente der Individualisierungs- und Subjektivierungsprozesse dar. Das moder- 
ne Subjekt wird jedoch keineswegs - wie Habermas dies kritisiert - zur Marı- 
onette von Diskursen und Machteffekten degradiert. Mit dem ins Deutsche 
nur schwer zu übersetzenden Wort assujetisement betont Foucault die 
Gleichzeitigkeit von Subjektwerdung und Unterwerfung; er unterstreicht, dass 
das Subjekt gleichermaßen Produkt heteronomer wie eigener Gestaltungskräfte 
ist. Das Subjekt ist zur Selbstreflexion fähig, zum Widerstand gegen Herr- 
schaftsansprüche, zu Handlungen, die sich den Machtverhältnissen widerset- 
zen. 

Die Paradoxie des modernen Subjekts besteht darin, dass es sich als reflexives 
Wesen selbstbestimmt zu seiner Fremdbestimmung verhält, seinen eigenen 
Subjektivierungsprozess aktıv mitgestaltet. Es ist unterschiedlichen, divergen- 
ten Machtverhältnissen und Diskursen unterworfen und kann sich aufgrund 
solcher immanenter Widersprüche Spielräume erschließen. Die Substanz des 
Widerstandskonzepts liegt darin begründet, dass Foucault - im Unterschied 
etwa zu Judith Butler - „die Subjekte nicht als rein diskursiv konstruiert ver- 
steht“ (Hauskeller 2000: 260). Parallelen werden so sichtbar „zum Weberschen 
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Konzept eines Zivilisationsprozesses, welcher die Selbstdomestikation nicht als 
bloß strukturelles Anpassungsprodukt versteht. Der ‘von außen nach innen’ 
dringenden Disziplinierung stellt Weber die früher einsetzende und aus religi- 
ösen Quellen stammende ‘von innen nach außen’ wirkende Form der Selbst- 
kontrolle, die Lebensführung gegenüber“ (Schwinn 2001: 289). Während bei 
Weber indes die Kräfte der Selbstbestimmung religiös-kultureller Natur sind, 
verortet Foucault - dem somatischen Impuls Adornos vergleichbar - die Wı- 
derstandspunkte und -potenzen im Körper selbst, da dieser der Sprache und 
der Disziplinierung „nicht völlıg unterworfen werden kann, er vielmehr von 
diesen auch verfehlt wird“ (Hauskeller 2000: 16). 

Ohne Zugeständnisse an das transzendentale Subjekt zu machen, ist das reale 
Subjekt bei Foucault die Inkarnation einer aus Diskurspraktiken, Machtprak- 
tiken und Selbstpraktiken bestehenden Triade. Wir sind weder in unseren 
normierten und disziplinierten Leib noch in den Diskursen und Dispositiven 
der Macht gänzlich eingeschlossen und verfügen daher über die Möglichkeit 
einer eigenständigen Arbeit an uns selbst, einer Selbstführung, die als ein exis- 
tentiell-ethischer Selbstbezug zu verstehen ist, der Punkte des Widerstands 
konzipieren und realisieren kann. 

Die Bände Der Gebrauch der Lüste (Foucault: 1989) und Die Sorge um sich 
(Foucault: 1989b) stellen indes umgekehrt betrachtet - wie Habermas dies un- 
terstellt - auch keinen „heillosen Subjektivismus“ (Habermas 1985: 324), kei- 
nen analytischen Rückschritt ins Private dar. Auf der Suche nach einem in- 
termediären Konzept, geht es Foucault vielmehr darum, die Genealogie des 
modernen Subjekts zu ergänzen „um eine dritte Dimension, die nicht nur die 
Konstituierung von Subjektivität in Machtpraktiken und Wissensformen, son- 
dern auch ın ihrer Beziehung zu Selbstverhältnissen betrachtet. Der Untersu- 
chung liegen daher nicht zwei unterschiedliche Sichtweisen zugrunde,“ - wie 
Habermas dies kritisiert - „sondern eine einzige Analysestrategie, die Selbst- 
verhältnisse und politisch-gesellschaftliche Strukturen auf ein und derselben 
Untersuchungsebene als Regierungstechnologien behandelt“ (Lemke 1997: 
297). 


Die Gouvernementalität 


In den Spätschriften führt Foucault mit dem Terminus der gouvernementalite 
zugleich eine Differenzierung zwischen Macht und Herrschaft ein. Während 
er zuvor in Missachtung der bereits von Weber vorgenommenen Unterschei- 
dung die beiden Begriffe weitgehend synonym verwendet, differenziert er 
nunmehr zwischen ıhnen. „Während Macht als etwas Bewegliches, Dynami- 
sches und Veränderbares gedacht wird, gilt Herrschaft ihm als etwas Stabiles, 
Irreversibles, Starres“ (Kneer 1998: 252). „Wenn es einem Individuum oder ei- 
ner gesellschaftlichen Gruppe gelingt“, so Foucault, „ein Feld von Macht- 
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beziehungen zu blockieren, sie unbeweglich und starr zu machen und (...) je- 
de Umkehrbarkeit der Bewegung zu verhindern, dann steht man vor dem, was 
man einen Herrschaftszustand nennen kann“ (Foucault 1985: 11). 

Während bei Weber indes der Vorrang der Untersuchung bei der Herrschaft 
ruht und nicht bei der Macht, die er als soziologisch amorph, instabil und 
kaum fassbar beschreibt, liegt bei Foucault die Priorität bei dieser als Relation 
von Kräften und Strategien gedachten Größe. Für beide Theoretiker kommt 
der Macht als Grundmotiv des Kampfes eine hohe Bedeutung für das moder- 
ne Subjekt zu, stellen Disziplin und Rationalität hinsichtlich moderner Macht- 
und Herrschaftsverhältnisse konstitutive Elemente dar (Neuenhaus 1993). 

Im Verständnis Foucaults ist bei Weber jedoch der Kopf des absolutistischen 
Königs noch immer nicht gefallen, beherrscht das Schema des Hobbeschen 
Leviathan Weber im Sinne einer juridischen Konzeption der Macht, die sich 
im Verständnis der Herrschaftsordnung als Rechtsordnung und ihrer Typisie- 
rung anhand der Legitimation zeigt. 

Mit der Kategorie der Regierung überwindet Foucault den Antagonısmus von 
Subjektivierung und Staatsformierung, indem er die politisch-rechtlichen Instı- 
tutionalisierungsformen in ihren Relationen zu historischen Subjektivierungs- 
modi untersucht, ohne die einen auf die anderen zu verkürzen. Der moderne 
(westliche) Staat als Resultat einer komplexen Verbindung von politischer und 
pastoraler Macht ist individualisierend und totalisierend zugleich, seine Ge- 
nealogie ist mit der Geschichte des modernen Subjekts unauflöslich verbun- 
den. Im Unterschied zu Poulantzas begreift Foucault den Staat selbst als eine 
Form des Regierens und hebt sich von Gramscis Konzentration auf die socie- 
ta civile ab, indem er „das Spiel von Innerlichkeit und Äußerlichkeit, von 
Staat und Gesellschaft selbst zum Gegenstand der Analyse“ (Lemke 1997: 151) 
macht. „Wenn der Staat in seiner heutigen Form existiert“, so Foucault, 
„dann wahrscheinlich genau aufgrund der Gouvernementalität, (..) denn es 
sind die Regierungstaktiken, die es in jedem Moment zu bestimmen erlauben, 
was zum Staat gehört und was nıcht, was öffentlich und was privat ist, was 
staatlich und was nicht staatlich ist. Daher kann der Staat in seinem Überle- 
ben und in seinen Grenzen nur von den allgemeinen Taktiken der Gouver- 
nementalität her verstanden werden“ (zit. in Lemke 1997: 151) 

Der Terminus der gouvernementalit& bedeutet - Habermas widersprechend - 
keine Wiederbelebung der Vorstellung von einer zentralen Instanz der Macht. 
„Wenn sich auch politische Macht in einem Zentrum konzentriert, so geht 
sie dennoch nicht von diesem Zentrum aus,“ (Jäger 1980: 802) da dieses bei 
Foucault lediglich ein Stützpunktsystem darstellt. Die Foucaultsche Kritik an 
Politik- und Machtkonzeptionen, die sich in der Alternative von Zwang ver- 
sus Ideologie verfangen haben und nach einer juristischen, einheitlichen und 
zentrierten Vorstellung strukturiert sind, bleibt ungeschwächt (Buci-Glucksmann 
1982: 59-60). Die Delokalisation der Macht als fundamentale Kritik an Vor- 
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stellungen, die den Staat und die Produktion als privilegierte Orte denken, 
mündet in eine neue Staatskonzeption, die diesen als institutionelle Integratı- 
on der Machtbeziehungen versteht; sie führt zugleich zu neuen Formen poli- 
tischer Subjektivität, „die sich nicht mehr in Begriffen von ‘Abschaffung der 
Ausbeutung’, sondern in Termini von ‘Emanzipation und Befreiung? artıkulie- 
ren“. (Buci-Glucksmann 1982: 61) In diesem Sinne kann Foucault als ein 
Seismograph der neuen sozialen Bewegungen und der Krise des Marxismus 
gelten. 


Resümee 


Rekonstruieren wir das Werk Foucaults, so lassen sich drei Schaffensperioden 
unterscheiden, die sich mit den Termini Archäologie, Genealogie und Ethik 
bezeichnen lassen. Diese drei Schaffensperioden beinhalten deutliche Akzent- 
verschiebungen, teilweise auch Brüche im Denken Foucaults, was nicht in 
Abrede gestellt werden soll. Im Unterschied zu Habermas, der im Werk Fou- 
caults nur Sackgassen, Irrwege und willkürliche Themenwechsel zu erkennen 
vermag, befassen sich alle drei Forschungsphasen Foucaults mit einem einheit- 
lichen Untersuchungsgegenstand, dem modernen Subjekt, wenn auch aus un- 
terschiedlichen Blickwinkeln. Der rote Faden im Werk Foucaults, der von 
Habermas gar nicht wahr genommen wird, ist das Verständnis der Gegenwart 
im Kontext der Genese und Entwicklung der modernen Subjektivität. 
Gegenstand des frühen Foucault - der Archäologie - sind die Diskurs- und 
Wissensformen. Die Archäologie betrachtet Foucault als eine spezifische Me- 
thode, um die Moderne zu begreifen.' Sie soll dazu dienen, die Fundamente 
der modernen Kultur freizulegen, indem sie das, was wir unhinterfragt akzep- 
tieren, als historisch entstanden offen legt, als die oberste Schicht aller Abla- 
gerungen des Wissens. Im Zentrum der Analyse dieser Periode stehen die 
Humanwissenschaften wie die Psychiatrie (Foucault: 1973b) und die Medizin 
(Foucault: 1988), die das Bewusstsein „Mensch zu sein“ als spezifisches Cha- 
rakteristikum der Moderne erst hervorgebracht haben. Die im Jahr 1966 er- 
schienene Ordnung der Dinge stellt das Resultat der archäologischen Studien 
des frühen Foucault dar. Die mittlere Schaffensperiode Foucaults ergänzt die- 
se archäologische Sichtweise um den Aspekt der Normierung und Disziplinie- 
rung. Epistemische und soziale Subjektivität bilden nunmehr eine Einheit und 
werden im Spätwerk Foucaults durch die selbstpraktizierte Subjektivität, die 
ethische Seite - den Aspekt der Lebensführung - triadisch ergänzt. 


10 Mit der Methode der Archäologie des Wissens setzt sich kritisch auseinander Dreyfus (1994). 


DIE MODERNE 


DAS 
Selbst Praktizierte Epistemische 
Subjektivität MODERNE Subjektivität 
Ethik Archäologie 
Lebensführung Diskurs- und 
Wissensformen 
SUBJEKT 
Soziale 
Subjektivität 
Genealogie 
Machtpraktiken 


In seinem Nachruf auf Foucault verkennt Habermas nicht nur diesen roten 
Faden, er realisiert auch nicht den zentralen Untersuchungsgegenstand Fou- 
caults, da er diesen fälschlicherweise in einem quasi überhistorischen Macht- 
begriff verortet, während Foucault die Kategorie der Macht auf die Moderne 
und spezifisch auf das moderne Subjekt als seinen eigentlichen Untersu- 
chungsgegenstand projiziert. 

Die Bedeutung Foucaults als Theoretiker der Moderne ergibt sich zum einen 
aus der mit dem Terminus der Bio-Macht verbundenen Beantwortung der 
Frage nach dem inhärenten Potential des Barbarischen in der Modernität e 
ein entscheidender Aspekt, der bei Habermas keine Würdigung findet. Die 
Arbeiten von Stuart Hall verdeutlichen die vielfältigen und produktiven An- 
knüpfungspunkte, die sich gerade ın Kombination mit der Diskursanalyse 
Foucaults"' hieraus für die moderne Rassismusforschung ergeben (Hall 1994). 
Zum anderen gründet sie im Verständnis der Moderne als Normalisierungs- 
und Disziplinierungsgesellschaft und der damit verbundenen Aufwertung so- 
wohl der Kategorie des Körpers als auch des Raumes. „Die Geschichte der 


11 Vgl. zur hier nicht weiter behandelten Diskursanalyse Foucaults vor allem Bublitz (19995). 
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Macht stellt sich für Foucault als eine Geschichte der von Macht besetzten 
Körper dar“ (Koch 2001). Wie zutreffend Foucaults Charakterisierung der 
modernen Machtverhältnisse als Bio-Macht ist, zeigen nicht zuletzt die neue- 
ren Entwicklungen im Kontext der Gen- und Reproduktionstechnologien. 

Mit der Konzeption der Bio-Macht gelingt es Foucault leistungsfähige Ant- 
worten auf die Dichotomien des Mikro-Makro-Problems der Soziologie zu lie- 
fern, indem er Vergesellschaftung bis in die erste Natur reichend denkt, die in 
der Herstellung einer gesellschaftlichen, zweiten Natur, gleich mit konstituiert 
wird (Bublitz 1999: 42). Durch den Lebensbegriff und die Erweiterung des 
Subjektbegriffs wird der Dualismus von Individuum und Gesellschaft, von 
Struktur und Handlung, in Gestalt eines intermediären Ansatzes unterlaufen. 
Im Kontext einer Gesellschaftstheorie lässt sich die Moderne nicht zuletzt als 
biomächtige Gesellschaft begreifen. 

Angesichts des essentiellen Beitrags beider Theoretiker zur Moderne mag es 
eher erstaunen, dass eine produktive Debatte über das Wesen und die Veror- 
tung der Moderne zwischen Habermas und Foucault nicht zustande kam. Ein 
konstruktives Aufeinanderzugehen wäre schon deshalb möglich gewesen, da 
beide Denker als Sozialphilosophen bzw. Gesellschaftstheoretiker eine politi- 
sche Soziologie in kritischer Intention verfolgen. Ein Faktum, welches auch 
von den sich heftig attackierenden Epigonen zumeist vergessen wird.'” Fou- 
cault hat eine solche kreative Diskussion - was Habermas in seinen Erinne- 
rungen indes behauptet - auch gar nicht erst gesucht.” Der Beginn des Vor- 
trags über Kants Text Was ıst Aufklärung? ıst eine der wenigen Passagen, wo 
Habermas überhaupt Erwähnung findet. Dies mag u.a. daran gelegen haben, 
dass im Kontext des französischen Intellektuellen-Feldes Habermas als Prota- 
gonist einer allgemeingültigen Vernunfttheorie zu stark den Typus des Über- 
Vaters Sartre repräsentierte, von dem sich sowohl Foucault als auch Bour- 
dieu! intellektuell gelöst hatten; maßgeblich ist dies jedoch der Tatsache ge- 
schuldet, dass die Habermasschen Äußerungen die Diskussion bereits been- 
den mussten, noch bevor diese eigentlich begann. 

Angesichts der Relevanz der Arbeiten Foucaults für eine kritische Gesell- 
schaftstheorie und seines vielfältigen politischen Engagements kann die Eti- 
kettierung als Jungkonservativer'” durch Habermas - was noch immer soviel 
wie „Wegbereiter des Faschismus“, „präfaschistoider Denker“ bedeutet - nur 


12 Vgl. etwa den Bericht von Karakayalı über die „Tagung zu Subjektkonstitution und Ideolo- 
gieproduktion“ an der Frankfurter Universität (Karakayali 2001). 

3 Zum Verhältnis von Habermas und Foucault siehe vor allem Eribon (1998: 287-308). 

14 Bourdieu berichtet über diesen langwierigen Prozess in seinen autobiographischen Skizzen 
Ein soziologischer Selbstversuch (Bourdieu 2002). 

5 Die Typologie der drei Konservatismen (vgl. oben Fußnote 7) sei zwar eine Vereinfachung, so 
Habermas, „aber für die Analyse der geistig-politischen Auseinandersetzungen heute mag sie 
nicht ganz unbrauchbar sein“, da die Ideen des Antimodernismus gewürzt durch den Prä- 
modernismus an Boden gewännen“ (Habermas 1981: 464). 


als wissenschaftspolitischer Skandal bezeichnet werden, der Schaden für das 
deutsch-französische Intellektuellen-Verhältnis in der damaligen Zeit angerich- 
tet hat; bleibenden Schaden indes auch für die Rezeption Foucaults, da die 
entsprechenden Vorlesungen im Werk Der philosophische Diskurs der Mo- 
derne diesen nicht nur als „Klassiker der Philosophie“, sondern auch als 
Klassiker der Soziologie“ zu betrachtenden Denker als irrationalistischen 
Machttheoretiker geradezu diffamiert haben. Eine Diffamierung, die gezielt 
vorgeht: Textpassagen werden aus ihren Sinnzusammenhängen gelöst und für 
eigene Gedankengänge instrumentalisiert, Nichtpassendes wird aussortiert oder 
erst gar nicht zur Kenntnis genommen, Sinnzusammenhänge und Querver- 
bindungen werden konstruiert, wo sich keine erkennen lassen, Schubladeneti- 
ketten folgen wild aufeinander, Pappkameraden werden kreiert, um erdachte 
Kontexte und Aporien-Vorwürfe aufrecht zu erhalten. DR 
Selbst wenn man wie Habermas die Kategorie der Macht einseitig ins Blick- 
feld rückt, hätte bei nur oberflächlicher Lektüre des Werkes Foucaults deut- 
lich werden müssen, dass von Omnipotenz der Macht keine Rede sein kann, 
dass statt dessen eine Omnipräsenz der Macht im Eliasschen Sinne!* konsta- 
tiert wird, der Fokus bei Foucault als Modernitätsanalytıker sich stets an der 
Auslotung von Widerstandspunkten zugunsten einer freiheitsorientierten Le- 
bensweise orientiert. Abstreiten lässt sich zumal kaum, dass der französische 
Denker, der sich weigerte, die normativen Grundlagen seiner Theorie auszu- 
weisen, sich in seinem politischen Engagement dadurch kaum beirren ließ, 
während der deutsche Philosoph, der die Unverzichtbarkeit selbiger für eine 
Gesellschaftskritik und als Fundament für die Frage „Warum überhaupt 
kämpfen?“ postuliert „sich eher bedeckt halten sollte“ (Karakayalı 2001). . 
Da bereits die pure Rezeption von Nietzsche von Habermas als Indikator für 
irrationalistische Tendenzen gewertet wurde, konnte eine produktive Debatte 
nicht zustande kommen. Der Habermasschen Kritik im Philosophischen Dis- 
kurs der Moderne sind sämtliche Maßstäbe entglitten. 
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80ies some new trade unions were founded in France, trying not to loose contact to the members 
and arguing for a new social project of change against neoliberalism. Originally rooted in public 
services, in the 9Dies SUD spread to further branches. Until now it is a small but quickly growing 
organisation, important in all social conflicts in France during the last years. 


Raul Zelik: Dying of Labor Unions in Colombia. On the relationship between neolib- 
eral deregulation, state policy and paramilitarism. The persecution of labor unionists by pa- 
ramilitarian groups, the policy of deregulation of the labor market, and the criminalization of la- 
bor unions in the public sector seem to pursue the same strategy. Its aim is the weakening or dis- 
appearance of organizations that resist a policy which is friendly to (transnational) capital. The 
200 murders that are committed every year against Colombian unionists, in that sense, are not 
only a result of civil war. The article reads the violence in Colombia as an appearance of global- 
ization process. 


Claudius Vellay: Brazilian Unions on the upswing? Twenty years after the raise of Brazilian 
„new unionism“, this article analyses whether the unions in Brasilia had changed into authentic 
interest organisations of labour. Based on empirical evidence it will be argued, that the union- 
movement today successfully left behind state-corporatism both in its structure and practice. The 
discussion of deficits and solutions, especially from the CUT model of firm-representation, will 
lead to suggestions for a reform of industrial relations, one of the central tasks of the new gov- 
ernment of President Lula. 


Boy Lüthje/Christoph Scherrer: Racism, Immigration, and Labor Movement in the USA. 
The article looks at the new organizing experiences of immigrant and minority workers in the 
USA. It discusses some central conceptions of current debates on race, ethnic identity, and mul- 
ticulturaliim and their meaning for labor organizing. It retraces the structural dimensions of ra- 
cial and work-place domination under the labor regime established in the 1930s and 1940s, in- 
cluding a more detailed discussion of the ‘political economy’ of ractal exclusion practiced by 
post-war labor unions. It intends to show that overcoming racial and ethnic divisions will remain 
a fundamental political yardstick against which the real changes in the labor movement will have 
to be measured - a lesson not only of importance for the USA but for most European countries 
as well. 


Silke van Dyk: Consensus against the crisis? The unions’ role in „successful partner- 
ships“. Due to rising unemployment in many European countries and the far spread view that 
this is linked to the crisis of the welfare state, tripartite co-operations arose between government, 
unions and employer associations recently. Promotion of international competitiveness, consoli- 
dation of public finances and reduction of unemployment are the three main political goals, 
which are considered to be the new consensus between the actors. This consensus arose because 
of the unions‘ adaptation to key positions of the other actors‘ analysis and it is widely held to be 
an expression for the overcoming of unions‘ heavily discussed crisis. With the Dutch polder 
model, which is celebrated as a successful prototype of a consensus model, one can illustrate that 
the assumed consensus is much more ambivalent and fragile than the current debate suggests. It 
is possible to demonstrate on the basis of Foucault‘s governmentality studies that the creation of 


